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Vorwort. 

Probleme  der  mittelalterlichen  Prozeßgeschichte  haben 
mich  an  die  Frage  nach  Entstehung  des  Beweisganges  und 
damit  des  Prozesses  überhaupt  herangeführt.  Daß  eine  völlig 
sichere  Lösung  wohl  nur  von  rechtsvergleichender  Forschung 
zu  erwarten  ist,  dessen  bin  ich  mir  bewußt.  Allein  wenn 
überhaupt  ein  Rechtskreis  für  sich  allein  weit  genug  in 
seiner  Überlieferung  zurückreicht,  um  eine  Perspektive  in 
jene  Gestaltungsvorgänge  zu  gestatten,  so  dürfte  es  der 
germanische  sein. 

Zeitlich  und  räumlich  war  der  Quellenkreis  der  ger- 
manischen Volksrechte  die  gegebene  Grundlage  der  Unter- 
suchung, die  nordischen  Quellen  habe  ich  einstweilen  aus 
methodischen  Bedenken,  die  durch  meine  im  ersten  Para- 
graphen dieser  Darstellung  entwickelte  Grundauffassung  be- 
dingt sind,  nur  vereinzelt  vergleichsweise  herangezogen. 

Innerhalb  des  so  abgegrenzten  Gesichtsfeldes  be- 
schränkt sich  die  vorliegende  Abhandlung  auf  die  straf- 
prozessualen Formen.  Die  Verfahrensarten  des  bürgerlichen 
Rechtsganges,  für  welche  ein  großer  Teil  der  Vorarbeiten 
ebenfalls  abgeschlossen  ist,  hoffe  ich  in  nicht  zu  ferner 
Zeit  folgen  zu  lassen. 

Die  Darstellung,  von  der  das  III.  Kapitel  des  ersten 
Teiles  in  etwas  veränderter  Gestalt  unter  dem  Titel  „Die 
Beweisverteilung  im  gerichtlichen  Sühneverfahren  der  Volks- 
rechte" als  Habilitationsschrift  gedruckt  ist,   hat  der  jnri- 
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stischen  Fakultät  der  Universität  Jena  aus  Anlaß  meiner 
Habilitation  im  Frühjahr  1913  vorgelegen.^ 

Daß  eine  Untersuchung  über  den  Rechlsgang  der  Volks- 
rechte allenthalben  von  bisher  Geschaffenem  Nutzen  und 
Belehrung  ziehen  durfte,  braucht  kaum  erst  gesagt  zu 
werden.  Insbesondere  ist  es  Heinrich  Brunners  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  der  ich  in  allen  Teilen  die  wertvollste 
Führung  verdanke.  Hierfür,  wie  für  so  manche  wohl- 
wollenden persönlichen  Hinweise  üires  Verfassers  bekenne 
ich  auch  an  dieser  Stelle  meine  Dankesschuld.  Aufrichtigst 
verbunden  fühle  ich  mich  sodann  Herrn  Geheimrat  Prof. 
Dr.  Karl  Lehmann  in  Göttingen,  sowie  Herrn  Prof.  Dr.  Karl 
Rauch  in  Jena  für  vielfache  Anregung  und  Unterstützung, 
desgleichen  meinem  lieben  Freunde  Privatdozenten  Dr.  Otto 
Schreiber  in  Göttingen.  Endlich  und  in  besonderem  Maße 
bin  ich  meinem  lieben  Bruder,  Prof.  Dr.  Konrad  Beyerle 
in  Göttingen  zu  Dank  verpflichtet,  der  auch  diese  Arbeit 
wiederum  von  ihren  ersten  Anfängen  bis  zum  Abschlüsse 
mit  Rat  und  Tat  treulich  gefördert  hat. 

Jena,  im  Sommer  1914. 

F.  Beyerle. 


^  Infolge  der  Kriegsereignisse  hat  sich  die  Drucklegung,  für  welche 
das  Manuskript  im  Frühjahr  1914  abgeschlossen  vorlag,  erheblich  ver- 
zögert. Die  Ausführungen  M.  Krammcrs,  Forschungen  zur  Lex  Salica  I, 
N.A.  39  (1914),  601  ff.,  konnten  nur  im  III.  Teile  der  Abh.  noch  mit- 
verwertet werden;  soweit  sie  Fragen  früherer  Abschnitte  berühren,  habe 
ich  am  Schlüsse  des  Buches  zum  Wesentlichen  kurz  Stellung  genommen. 
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Zitierweise. 

Die  Quellen  sind  zitiert: 
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der  Edictus  Langobardorum  nach  der  Handausgabe  vx)n 
Bluhme; 
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quellen ; 
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Hist.,  Leges; 
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nach  der  Quartausgabe  der  Mon.  Germ.  Hist. 

Bei  den  angelsächsischen  Gesetzen  folgt  die  Darstellung  der 
Übersetzung  Liebermanns. 

Bei  den  Urkundenbeispielen  sind  die  betrefifenden  Fundstellen  jeweils 
vermerkt. 
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Einleitung. 


Die  Fragestellung;  ihre  Berechtigung  und  Abgrenzung. 

Die  Frage,  welche  Bedeutung  der  Sühne,  Rache  und 
Preisgabe  für  die  Gestaltung  des  volksrechtlichen  Ver- 
fahrens zukommt,  bildet  nur  den  Ausschnitt  aus  einem  Ge- 
samtproblem, zu  dessen  Lösung  hier  ein  erster  Beitrag  ge- 
boten werden  soll.  Jenes  Problem  aber  wenigstens  um- 
schrieben zu  haben,  scheint  mir  eine  notwendige  Voraus- 
setzung zum  vollen  Verständnis  der  nachfolgenden  Unter- 
suchungen zu  sein.  Es  führt  uns  hinein  in  die  Beziehungen 
zwischen  Selbstschutz  und  staatlichem  Rechtsschutz. 

Im  jugendlichen  Rechte  kontrastiert  ja  die  Gleichgültig- 
keit der  öffentlichen  Meinung  —  sofern  nur  die  Gesamtheit 
nicht  unmittelbar  betroffen  ist  —  auffallend  zur  Lebendig- 
keit und  Leidenschaftlichkeit  des  subjektiven  Rechtsgefühls. 
Das  unentwickelte  Staatswesen,  nicht  hinreichend  organi- 
siert, um  selbst  anerkannten  Rechtsansprüchen  seiner  Mit- 
glieder jenes  JVIaß  von  Achtung  zu  verschaffen,  das  ihre 
Durchsetzung  erheischt,  überläßt  den  einzelnen  in  der  Regel 
sich  selbst  und  dem  Beistand  seiner  Sippe.  Die  Stelle  staat- 
lichen Schutzes  vertritt  die  Eigenmacht:  das  Rechtsleben 
steht  noch  im  Zeichen  gewappneter  Selbsthilfe.^ 

Mit  der  Festigung  des  staatlichen  Gemeinwesens  tritt 

1  Vgl.  auch  das  in  Mommsens  Fragen  „Zum'  ältesten  Strafr,  der 
Kulturvölker"  von  Brunner,  das.  56,  und  ypon  Rootho,  das.  G3,  G5 
Gesagte.  —  Über  die  Bedeutung  der  Erscheinung  im  griechischen  Rechte 
vgl.  Gilbert,  Beiträge  z.  Entwicklung sgesch.  d.  griech.  Gerichtsverf.  uml 
d.  griech.  Rechts,  Jahrb.  f.  klass.  Phil.,  Suppl.  23  (1897),  446  f.,  Freuden- 
thal, in  Mornm&rms  Fragen,  9  f.,  v.  WilamoWitz,  <las.  28  f.;  fürs  rö- 
mische Recht  vgl.  die  Bemerkungen  von  Mommsen  selbst,  a.  a.  0.,  4, 
Ziff.  5,  und  die  Ausführungen  Hitzig s,  das.  82,  36. 
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dann,  in  allen  Rechten  deutlich  wahmehinbar,  ein  Wider- 
streit der  ursprünglichen  Formen  des  Rechtszwanges  mit 
jenen  ein,  die  der  werdende  Staat  zu  schaffen  beginnt, 
ein  Wettbewerb  zwischen  Selbsthilfe  und  staatlicher  Rechts- 
hilfe. Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  ist,  daß  die  Selbst- 
hilfe jeder  Art,  ursprünglich  die  alleinige  Verwirklichungs- 
form des  Rechts,  sich  mit  dem  staatlichen  Rechtsschutz 
in  die  Herrschaft  teilt,  und  daß  ihrer  Zuständigkeit  immer 
mehr  der  Boden  entzogen  wird. 2  Sei  es,  daß  ihre  An- 
wendung überhaupt  ausgeschlossen  wird,  sei  es,  daß  sie 
an  immer  strengere  Erfordernisse  öffentlicher  Rechtfertigung 
gebunden  und  so  fast  unmerklich  in  die  prozessuale  Rechts- 
schutzform, d.  i.  eben  in  die  Form  staatlicher  Rechtshilfe 
übergeleitet  oder  ihr  wenigstens  angeglichen  wird 3,  bis 
schließlich  die  Selbsthilfe  im^  Rechtsleben  der  Gegenwart 
auf  wenige  Fälle  (Notwehr,  Notstand,  Selbsthilfe  im  zivil- 
rechtlichen Sinne)  beschränkt  ist. 

Für  die  Erforschung  des  Rechtslebens  germanischer 
Frühzeit  ergibt  sich  aus  dieser  Entwicklungstatsache  die  Auf- 
gabe, zu  utntersuchen,  in  welchem  Maße  der  Prozeß  der 
Volksrechte  mit  der  Geltung  der  Selbsthilfe  als  der  ältesten 
Form  des  Rechtszwanges  gerechnet  hat,  mit  anderen  Worten 
inwieweit  er  sie  einerseits  anerkennt  und  andererseits  durch 
sie  in  seinem  Aufbau  bestimmt  wird. 

Das  Problem  ist  in  der  Literatur  zur  Strafprozeßge- 
schichte keineswegs  neu;  es  ist  oft  gestreift*,  von  einzelnen 

"  Ein  ähnlicher  Vorgang  vollzieht  sich  bekanntlich  im  Gebiet  der 
Normensetzimg  zwischen  Gewohnheits-  und  Gesetzesrecht. 

2  Die  dajnit  angedeutete  Herleitung  der  prozessualen  Rechtsver- 
wirklichung  aus  den  Formen  der  Selbsthilfe  und  ihrer  Rechtfertigung 
schließt  nicht  nur  geschichtliche,  sondern  auch  psychologische  Entwick- 
lungsreihen in  sich.  Führt  sie  doch  von  Recht  und  Pflicht,  von  Sollen 
und  Unterlassenmüssen  als  vorgestellter  Beziehung  zurück  zum  Zuständ- 
lichen,  zur  ursprünglichen  Gestalt  konkreter  Macht  und  konkreten 
Zwanges. 

*  In  größerem  oder  geringerem  Maße  wird  ein  Zusammenhang 
zwischen  Selbsthilfe  und   Prozeß  im  oben  aji^edeuteten   Sinne  allseitig 
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auch  eingehender  beleuchtet,  von  keinem  freilich  ganz 
durchgeführt  worden.  Der  erste,  der  auf  diese  Zusammen- 
hänge im  altgermanischen  Prozeß  einging,  war  —  wie  es 
scheint  —  Rogge.  In  seiner  1820  erschienenen  Schrift 
„Über  das  Gerichtswesen  der  Germanen"  stellt  er  das  Kom- 
positionsrecht neben  das  Fehdewesen,  indem  er  das  erstere 
durch  dieses  bedingt  sein  läßt.^  Aber  freilich  fehlt  Rogge 
der  Blick  dafür,  daß  das  Kompositionswesen  im  staatlichen 
Rechtsgange  schon  frühe  des  Sühnezwangs  nicht  mehr  ent- 
raten  konnte.  Seine  Auffassung  von  der  germanischen  Frei- 
heit verführte  ihn  vielmehr  zu  der  Annahme,  daß  es  auch 
in  volksrechtlicher  Zeit  beiden  verfeindeten  Parteien  frei- 
gestanden habe,  zur  Fehde  oder  zum  Vergleich'  zu  schreiten. 
Hier  setzte  der  Widerspruch  Wildas  ein,  der  sich  gerade 
gegen  das  Fortleben  der  Eigenmacht  im  staatlichen  Gemein- 
wesen, also  gegen  das  Fehderecht  im  Siane  Rogges  richtete. 
An  die  Stelle  der  Fehde  setzte  er  als  unmittelbare  Unrechts- 
reaktion die  Friedlosigkeit^,  deren  Ablösung  das  Bußver- 
fahren sei.  Ein  meisterhafter  Kenner  der  altnordischen 
Rechtsgeschichte,  konnte  er  die  Acht  und  ihre  Bedeutung 
in  der  ganzen  Großartigkeit  enthüllen,  die  ihr  im  nordischen 
Rechte  zukommt. 

Seitdem  macht  sich  in  der  Literatur  dem  Fehdeproblem 
gegenüber  eine  offensichtliche  Zurückhaltung  geltend;  die 

zugegeben,  wenn  auch  nirgends  genauer  umschrieben.  Vgl.  etwa  nächst 
Rogge  (s.  Text)  v.  Woring/en,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts  (1836),  26  ff.;  Wilda,  Strafrecht  d.  Germanen  (1842),  314 ff.; 
V.  Maurer,  Über  angelsächs.  Rechtsverhältnisse,  Krit.  Überschau  III 
(1856),  30  ff.,  44  ff.;  Siegel,  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfalirens 
(1857),  22 ff.;  Brunner,  RG.  I,  §  22,  II,  §  122;  Schröder,  RG.,  80 ff.; 
V.  Amira,  Grundriß,  243  ff. 

^  S.  namentlich  §  3  daselbst:  Vergleichung  des  Fehde-  und  Com- 
positionenrechts. 

6  Das  Nähere  darüber  s.  unten  §  1.  Ober  die  Bedeutung,  welche 
diesen  Erörterun^een  für  die  Frage  nach  dem  Wesen  des  altgenuanischen 
Staates  zukommt,  vgl.  v.  Below,  Der  deutsche  Staat  des  Mittelalters 
(1914)  38  ff. 
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Achtfrage  steht  unbestritten  im  Vordergrunde  des  Interesses 
und  wird  auf  immer  breitere  Grundlage  gestellt.'^  Allein  ganz 
verstummt  sind  die  Stimmen,  die  auf  jene  Zusammenhänge 
hinweisen,  auch  ^etzt  nicht.  Mit  plastischer  Anschaulich- 
keit hat  Felix  Dahn  in  seinem  Aufsatze  über  „Fehdegang 
und  Rechtsgang"  s  die  Wechselbeziehung  beider  gezeichnet. 
Allerdings  förderte  er  dabei  in  erster  Linie  Staats-  und 
kulturgeschichtliche  Einblicke,  während  das  eigentlich  pro- 
zeßuale  Gefüge  (zumal  wenn  man  vom  Beweisgange  ab- 
sieht) seinem  Interesse  ferner  lag.  Hier  hat  Heinrich 
Brunner  wenigstens  den  richtigen  Weg  gewiesen  durch 
die  Bemerkung,  daß  man  im  privaten  Sühneverfahren  das 
Vorbild  des  Kompositionsprozesses  der  Volksrechte  zu 
suchen  habe  werde.^ 

Damit  waren  für  die  Betrachtung  des  Bußverfahrens 
jedenfalls  allgemeine  Richtlinien  gegeben.  Nicht  so  für  die 
anderen  durch  die  Selbsthilfe  bedingten  Verfahrensformen. 
Handhaft-  und  Preisgabeverfahren  ist  man  insbesondere  seit 
Wildas"  und  Brunners^^  Forschungen  gewohnt,  aus  der 
Friedlosigkeit  zu  deduzieren.  12  Eine  Prüfung  ihres  Verhält- 
nisses zu  Fehde  und  Rache  fehlt  und  muß  daher  besonders 
lockend  erscheinen. 

Nicht  minder  wichtig  ist  die  Aufgabe,  die  Bedeutung 


■^  Insbesondere  gilt  dies  von  ihrer  Heranziehung  zur  Deutung 
jüngerer  Erscheinungen  durch  Brunner  (als  „Abspaltungen  der  Fried- 
losigkeit", Forschungen,  444ff.),  Rintelen  (Schuldhaft  u.  Einlager,  I.  Kap.), 
V.  Gierke,  Schuld  u.  Haftung,  §  3  III,  §  4  II),  Planitz  (Vermögens- 
vrollstreckung,  EinJ.  u.  I.  Teil;  Z.  2  f.  Rg.  32,  534  f.),  H.  Meyer  (Zum 
Ursprung  der  Vermögenshaitung  i.  d.  R.,  Festg.  für  0.  v.  Gierke, 
insbes.  984  ff.)  u.  a. 

8  Bausteine,  2.  Reihe  (1880),  76  ff. 

9  RG.  I,  253  (s.  unten  Einl.  zu  Kap.  III  des  I.  Teils). 

10  Strafr.  d.  Genn.,  165,  307  f. 

11  Abspaltungen  d.  Friedl.,  5,  Forsch.,  469—481;  RG.  II,  477  ff., 
481  ff. 

12  So  Brunner,  RG.  I,  238,  244;  Grundzüge,  24,  79;  Schröder, 
RG.,  80;  V.  Amira,  Grundriß,  239;  His,  Strafr.  d.  Friesen,  165,  168  u.  a. 
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der  Eigeninacht  für  die  Herausbildung  des  bürgerlichen 
Rechtsganges  klarzustellen.  Zwar  hat  schon  Sohm  in 
seinem  „Prozeß  der  Lex  Salica"  die  wichtigsten  dem  Zu- 
griffszwecke dienenden  prozessualen  Formjen  des  frän- 
kischen Rechtsganges  in  den  Kapiteln  über  „exekutorisches 
Verfahren"  und  die  „Vindikation"  herausgearbeitet.^^  Allein 
einerseits  beschränkt  sich  seine  Darstellung  auf  fränkisches 
Stammesreclit  und  andererseits  kam  es  ihm  auch,  dem  Wesen 
der  älteren  jechtsgeschichtlichen  Forschung  gemäß,  in  erster 
Linie  auf  Bildklarheit  und  präzise  logische  Formulierung, 
nicht  so  sehr  auf  eine  geschichcliche  Erklärung  des  Ver- 
fahrens an.  Zudem  hat  Sohm  bekanntlich  auf  eine  Er- 
örterung des  Beweisrechts  ganz  verzichtet.  Inzwischen  ist 
durch  neuere  Forschungen  sowohl  über  Vindikation  als 
über  Vollstreckung  unsere  Erkenntnis  des  altgermanischen 
Prozesses  außerordentlich  vertieft i*,  gerade  darum  aber  auch 
die  Problemstellung  erheblich  kompliziert  worden. 

All  diese  Umstände  rechtfertigen  es,  mitten  im  vollen 
Flusse  der  neuen  Aufgaben  zugewandten  Forschung  einmal 
Halt  zu  machen  und  rückschauend  die  Frage  nach  den  ge- 
staltenden Einflüssen  zu  wiederholen,  aus  denen  der  Rechts- 
gang der  Volksrechte  mit  der  Mannigfaltigkeit  seiner  Formen 
herausgewachsen  ist.  Wobei  freilich,  um  die  wünschens- 
werte Geschlossenheit  der  Untersuchang  zu  erreichen,  das 
Problem  auf  die  Frage  einzuengen  ist:  in  welchem  Umfang 
und  in  welcher  Gestalt  die  Selbsthilfe  im  weitesten 
Sinne  als  Ausgangspunkt  des  volksrechtlichen  Ver- 
fahrens zu  gelten  hat. 

Unter  Selbsthilfe  pflegt  man  alle  jene  Akte  zu  ver- 
stehen, welche  der  eigenmächtigen  Verwirklichung  eines  er- 
hobenen Anspruchs  oder  einer  (als  Recht  im  subjektiven 
Sinne  empfundenen)  Reaktion  der  Persönlichkeit  gegen  Ein- 


"  A.  a.  0.,  Kap.   I,  Abschn.   I  u.   II  (S.   U— 120). 
'*  Es  kann   hior  genügen,  auf  die  bei   Brunner,  Gnindzüge,   185, 
207,   217  u.   220,  annfführt/e  Literatur  ni   verweisen. 
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griffe  dritter  dienen.  Eine  so  allgemeine  Verwendung  des 
Begriffs  ist  auch  der  alten  Rechtssprache  nicht  ganz  unbe- 
kannt. ^^  Allein  regelmäßig  macht  der  Sprachgebrauch  eine 
Scheidung  nach  dem  Gegenstande  und  Motiv  der  einzelnen 
Selbsthilfeakte,  je  nachdem  diese  bestimmt  sind,  die  Herr- 
schaft über  eine  Sache  (oder  Person)  durch  Zugriff  zu 
verwirklichen,  oder  aber,  dem  Verlangen  eines  Verletzten 
nach  Vergeltung  der  zugefügten  Kränkung  Genüge  zu  tun, 
wobei  das  eine  Gebiet  den  Ausgangspunkt  der  späteren  zivil- 
prozessualen VerfaWrensformen,  das  andere  jene  der  straf- 
prozessualen bezeichnet.  Den  letzteren  gilt  der  hier  vor- 
gelegte erste  Teil  der  Untersuchung. 

Der  Vergeltungswille  für  unrechte  Tat  tritt  der 
Rechtsordnung  in  doppelter  Form  gegenüber:  als  vollzogene 
Rache  einerseits,  als  Zustand  drohender  Rache,  als  Fehde 
andererseits.  Zweifach  ist  denn  auch  die  Stellungnahme 
der  öffentlichen  Gewalt.  War  es  erst  zur  Feindschaft  ge- 
kommen, ohne  daß  dem  Unrecht  seine  Vergeltung  auf  dem 
Fuße  gefolgt  war,  so  konnte  an  eine  Verhütung  des  bevor- 
stehenden Racheaktes  gedacht,  eine  Aussöhnung  beider  Teile 
unter  Sühneleistung  des  Schuldigen  verlangt  werden.  War 
aber  der  Täter  überrascht  luid  Rache  auf  h'andhafter  Tat 
geübt  worden,  sio  blieb'  nur  mehr  übrig,  dem  Rächer  eine 
Rechtfertigung  seiner  Tat  aufzuerlegen,  umi  so  ein  Weiter- 
greifen der  Blutrache  zu  verhindern.  Beide  Möglichkeiten 
haben  sich  nun  durch  gleich  oder  ähnlich  gelagerte  Er- 
scheinungen noch  weiterhin  differenziert.  Wie  bei  noch 
ungerächter  Tat  lag  der  Fall  auch  dann,  wenn  nicht  un- 
mittelbar auf  die  unrechte  Handlung  hin,  sondern  erst  später, 

15  Die  alte  Bezeichnung  dafür  ist, Rache:  ags.  wracu,  got.  vraka, 
vrakja,  fries,  wreke,  wretze.  Vgl.  fürs  Angelsächsische  Lieb  ermann, 
Ges.  d.  Angels.,  II,  1,  s.  v.  ;wtacu,  und  Ine  9;  VI  Aethelst.  1,  5;  II  Eadm.  1, 
3;  Eideswert  des  Thegn  1;  —  fürs  Gotische  Dahn,  Könige  d.  Germ., 
VI  2^  32;  —  fürs  Friesische  v.  Richthofen,  Fr.  WB.,  s.  v.  wreke. 
S.  auch  Brunner,  RG.  I,  223,  Roethe,  in  Mommsens  Fragen  „Zum 
alt.  Strafr.  d.  Kulturv.",  63. 


17]  211 

insbesondere  an  schuldlosen  Sippegenossen  des  Täters  Ver- 
geltung geübt  und  dadurch  die  Geschlechterfehde  entfacht 
worden  war.  Auch  hier  galt  es  für  die  Allgemeinheit,  durch 
Dazwischenkunft  das  Fortwüten  der  Fehde  zu  verhüten 
und  eine  Sühne  herbeizuführen.  Der  Situation  bei  hand- 
hafter Rache  näherte  sich  andererseits  der  Fall  an,  daß  der 
Täter  von  seiner  Sippe  im  Stiche  gelassen  und  damit  seinem 
verdienten  Schicksal  preisgegeben  wurde.  Die  Erzwingung 
einer  Sühne  unter  Verzicht  auf  blutige  Verfolgung  —  bei 
handhafter  Rache  nicht  mehr  möglich  —  war  hier  ohne 
Interesse,  da  durch  die  am  Schuldigen  geübte  Vergeltung 
keine  Blutrache  heraufbeschworen  wurde. 

So  ergibt  sich  aus  dieser  Beachtung  des  Verfahrens- 
zweckes die  natürliche  Gliederung  der  Darstellung.  Diese 
wird  die  Fehdesühne  und  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
Kompositionsprozeß,  sodann  die  handhaft  geübte  oder  durch 
Sippeaus  Schluß  (Preisgabe)  ermöglichte  Unrechtsvergeltung 
und  das  dadurch  bedingte  Verfahren  zum  Gegenstande 
nehmen. 

Die  (späterer  Darstellung  vorbehaltenen)  Formen  des 
reipersekutorischen  und  Vollstreckungsverfahrens  ^^  haben 
ihren  Ausgangspunkt  in  ursprünglich  privaten  ZugrifEsakten, 
d.  h.  solchen  Äußerungen  von  Selbsthilfe,  die  nicht  oder  nicht 
nur  dem.  Willen  nach  Vergeltung  einer  erlittenen  Unbill  ent- 
springen, sondern  zugleich  oder  ausschließlich  einen  wirt- 
schaftlichen Zweck  verfolgen.  An  B<^,deutung  vornean  stehen 
der  Anefang,  die  Klage  aus  Eigenschaft,  und  das  Verfahren 
um  gewettete  Schuld  mit  der  Pfändung. i'  Von  geringerer 
prozessualer  Bedeutung  sind  die  Besitznahme  zugefallenen 
Erbes  und  die  Schüttung.     Ihnen  reihen  sich  noch  einige 


1«  Um  die  Betrachtung  der  prozessualen  Form  wird  es  sich 
auch  dort  handeln,  nicht  um  das  materielle  Recht. 

1'  Die  Rolle,  welche  hierbei  der  Friedlosigkeit  als  üngehorsamsfolge 
zukommt,  wird  dort  im  Zusammenhange  zu  erörtern  sein.  Einstweilen 
»ei  auf  das  unten  zu  Kap.  I,  §  1  Cresagte  verwieson, 

Deutscbrccbtllchc  Beitrüge.    X.  2.  1» 
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andere  Selbsthilfeformen  an,  die  zur  Vervollständigung  des 
Bildes  dienen. 

Lassen  sich  manche  Normen  und  Formen  des  altger- 
manischen Rechtsganges,  insbesondere  sein  Beweisrecht 
schlechterdings  nicht  aus  den  logischen  Forderungen  pro- 
zessualer Anspruchsverwirklichung  ableiten,  so  muß  diese 
Erscheinung  sich  leicht  erklären,  sofeme  nur  aus  den 
folgenden  Untersuchungen  hervorgehen  wird,  daß  das  Ver- 
fahren in  weitem  Umfange  eher  eine  Stellungnahme  zum 
Selbsthilfeakt  oder  -vorhaben  der  Partei,  als  eine  selb- 
ständige und  ursprüngliche  Gestalt  der  Rechtsverfolgung  ist. 


^ 


Erster  Teil. 
Fehdesühne  und  Bußverfahren. 
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Erstes  Kapitel. 
Vorfragen. 

§  1.  Das  Verhältnis  von  Fehde  und  SUhne  zur  Friedlosigkeit. 

Die  Untersuchung  des  Einflusses,  den  Fehde  und 
Sühne  auf  die  Gestaltung  des  volksrechtlichen  Kompositions- 
verfahrens geübt  haben,  setzt  eine  kurze  Erörterung  über 
die  Beziehung  beider  zur  Friedlosigkeit  voraus.  Zwar  kann 
es  sich  dabei  nicht  um  eine  erschöpfende  Aufrollung  des 
Friedlosigkeitsproblems  handeln;  sie  würde  weit  über  den 
Rahmen  dieser  Abhandlung  hinausführen.  Wohl  aber 
darum,  die  Voraussetzungen  klarzulegen,  unter  welchen  der 
Zusammenhang  zwischen  der  Fehdesühne  und  dem  Kom- 
positionsverfahren  überhaupt  bestehen  kann,  die  Möglich- 
keit dieses  Zusammenhanges  im  Hinblicke  auf  die  Fried- 
losigkeit zu  prüfen, 

Grundgedanke  der  Friedlosigkeit  ist  die  Forderung,  daß 
der  Urheber  gewisser  besonders  verw^erflicher  Rechtsver- 
letzungen des  Volksfriedens  entbehren  solle.^     Mit  Recht 


^  über  das  Anwendungsgebiet  der  Friedlosigkeit  in  der  Urzeit 
herrscht  keineswegs  Übereinstimmung,  noch  auch  über  ihre  ursprüng- 
lichste Gestalt.  Den  weitesten  Raum  geben  ihr  naturgemäß  solche 
Forscher,  die  ihre  Anschauung  vornehmlich  aus  den  nordischen  Quellen 
schöpfen.  So  nimmt  Wilda  (Strafrecht  der  Germanen,  268  f.)  eine 
ursprünglich  ausgedehnteste  Verwendung  der  Acht  an;  nur  levissimae 
causae  waren  nach  ihm  seit  je  Bußsachen.  Hinsichtlich  der  Gestaltung 
stellt  er  die  strenge  Friedlosigkeit  an  den  Anfang  der  Entwicklung  (a.  a.O., 
270,  281,  296).  Ähnlich  v.  Maurer  (Über  angelsächs.  Rechtsverhältnisse, 
Krit.  Überschau  III,  27  ff.,  ferner  in  der  Krit.  Vierteljahrsschrift  XVI, 
84  ff.).  Andere,  wie  v.  Amira  (Grundriß  2,  237  ff.),  Binding  (Ent- 
stehung der  öffentl.  Strafe,  24  f.)  und  anscheinend  auch  v.   Schwerin 
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hat  man  darin  die  älteste  Formulierung  eines  staatlichen 
Strafgedankens  erkannt.  Die  Friedlosigkeit  ist  die  ursprüng- 
lichste Gegenwehr  der  Gesellschaft  gegen  die  gesellschafts- 
feindliche Erscheinung  ;des  Verbrechens ;  ihr  Wesen  ist  Aus- 
schluß aus  dem  Verbände  der  schtitzverbundenen  Volks- 
genossen. 

Demgegenüber  stellt  die  Fehde  und  ihre  Verwirklichung, 
die  Rache-  einen  primitiveren  Zustand  der  Entwicklung  dar. 
Als  ,,rein  tatsächliche  Reaktion,  weder  erlaubt,  noch  uner- 
laubt" ^^  gehört  Bie  bereits  einer  vorrechtlichen  Kulturstufe 
an*,  wie  sie  anderseits  zugleich  „die  erste  und  roheste 
Offenbarung  des  Rechtsgefühls**  ^  bedeutet.  Sie  ist  der 
Schutz,  den  nicht  ein  höheres  Ganze,  sondern  der  einzelne 
sich  selbst  und  die  Sippe  ihrem  Mitgliede  gegen  fremde 
Verletzung  bietet.  Eine  Prüfung,  auf  welcher  Seite  das  Un- 
recht sei,  wird  ihr  regelmäßig  fem  liegen,  ja  oft  unmöglich 
sein,  weil  das  Racheverlangen  des  Verletzten  und  seiner  von 
Corpsgeist  erfüllten  Sippe  von  vornherein  nach  der  eigenen 
Seite  hin  in  die  Wagschale  fällt. 


(in  seiner  Besprechung  vx)n  Heuslers  „Strairecht  der  Isländersagas",  in 
Z.2  f.  RG.  83  [1912],  519),  kennen  überhaupt  nur  die  Acht  (und  daneben 
die  Todesstrafe  als  sakrales  Strafrecht).  Dabei  soll  aber  nach  v.  Amira 
(a.  a.  0.,  239,  Altn.  VoUstreckungsverf.,  43  ff.)  die  mildere  Friedlosigkeit 
bereits  der  Urzeit  angehören.  Im  wesentlichen  mit  der  im  Texte  ent- 
wickelten Auffassung  übereinstimmend  scheiden  dagegen  Brunn  er  (RG.  I, 
219,  auch  in  Monmisens  Fragen  „Zum  alt.  Strafr.  d.  Kulturvölker",  54), 
Schröder  (RG.,  74  f.,  80  f.),  His  (Strafr.  d.  Fries.,  201),  0.  v.  Gierkie 
(Schuld  u.  Haftung,  14)  u.  a.  zwischen  Delikten,  welche  allgemeine  Fried- 
losigkeit nach  sich  ziehen,  und  solchen,  die  den  Täter  nur  der  Fehde 
des  Verletzten  und  seiner  Sippe  aussetzen.  —  Über  die  Bezeichnung  der 
letzteren  als  „relative  Friedlosigkeit"  vgl.  das  unten  im  Text  Gesagte. 

2  Über  die  besondere  Bedeutung  der  Rache  im  nordgerm.  Rechte 
vgl.  Brunner,  RG.  I,  240. 

3  So  V.  Schwerin  (in  seiner  Besprechung  zu  Heuslers  Strafrecht 
der  Isländersagas),  Z.  2  f.  RG.  33  (1912),  494. 

*  Vgl.  Brunner,  RG.  1 2,  223,  insbes.  n.   15. 
^  So   Wilda,    Strafr.   d.   Germ.,    149,   dem   sich    K.    v.    Maurejr, 
Vorlesungen  V,  5X,  anschließt. 


23]  "217 

Erst  ein  Verband,  dem  beide  Parteien  gleich  nahe- 
stehen, konnte  zu  einer  abwägenden  Beurteilung  und  zu 
dadurch  bestimmter  Parteinahme  gelangen.  Man  mag  aus 
diesem  Grunde  für  die  Missetaten  zwischen  Gesippen  bereits 
in  der  Sippegerichtsbarkeit  die  Voraussetzungen  eines  Acht- 
verfahrens als  gegeben  betrachten^;  als  soziale  Macht  frei- 
lich setzt  die  Friedlosigkeit  bereits  das  Bestehen  eines 
größeren  Verbandes,  des  Staatswesens  voraus. 

Obgleich  nun  diese  Auffassung  des  zeitlichen  Verhält- 
nisses von  Fehde  zu  Friedlosigkeit  kaum  auf  ernsthaften 
Widerspruch  stoßen  wird,  hat  man  sich  doch  seit  Wildas 
grundlegendem  Gedankenaufbau  ^  daran  gewöhnt,  die  Fried- 
losigkeit zum  Ausgangspunkte  aller  strafrechtlichen  Reak- 
tionen zu  erheben.^  Man  betont,  daß  die  Fehde  außerhalb 
des  Bereichs  der  Friedlosigkeit  unmöglich  habe  an- 
erkannt werden  können,  seit  es  überhaupt  ein  Staatswesen 
gegeben  habe.  Denn  ihre  freie  Ausübung  widerspreche 
der  Vorstellung  des  Friedensverbandes  aller  Volks- 
genossen, den  der  Begriff  einer  Friedlosigkeit  notwendig 
voraussetze.^ 


6  So  Dahn,  Fehdegang  u.  Rechtsgang,  79  f.  Vielleicht  weist  der 
der  natürlichen  und  künstlichen  Verwandtschaft  angehörende  Treubegriff 
der  sehr  alten  Ächtung  wegen  Treubruchs  den  Weg  zurück  zur  Sippe- 
justiz bzw.  zu  Gilde-  und  Grefolgschaftsrecht. 

■^  Wilda,  Das  Strafrecht  der  G-ermanen  (1842);  hierher  zu  nennen 
sind  die  Abschnitte  III  und  IV  (146 — 305),  insbes.  seine  Ausführung eo. 
S.  165,  192,  264  ff.,  270  f. 

^  Neuestens  Bin  ding,  Die  Entstehung  der  öffentl.  S.  24,  28,  30, 
im  übrigen  am  ausgesprochensten  Forscher  der  nordgermanischen  Rechts- 
geschichte: so  V.  Maurer,  v.  Amira  und  v.  Schwerin  (am  oben  n.  1 
zit.  Orte). 

3  Wie  von  der  Fehde,  gilt  dies  von  der  Selbsthilfe  überhaupt.  In 
seiner  Besprechung  zu  v.  Amiras  Altn.  Vollstreckungsverf.  meint  v. 
Maurer  (Krit.  Viertcljahrsschr  XVI,  92):  von  dem  Axiome  ausgehend, 
daß  „die  Ausstoßung  aus  dem  Rechts  verbände  erst  das  Vorgehen  auf  dem 
Wege  der  Selbsthülfe  ermöglicht",  müsse  man  folgern:  ,.ohne  Friedeas- 
bruch  —  —  —  keine  Friedlosigkeit,  ohne  Friedlosigkeit  aber  koino 
Selbsthülfe". 
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Hier, liegt  allerdings  ein  Trugschluß  versteckt.  Denn  aus 
der  Erscheinung  einer  allgemeinen  Friedlosigkeit  gewisser 
Verbrechen  folgt  imtürlich  keineswegs,  daß  das  Volk  jedem, 
der  jener  FriedlosigJj:eit  nicht  verfiel,  den  Frieden  garan- 
tierte.^o  Auch  das  Deutsche  Reich  des  Mittelalters  kannte  im 
Achtfalle  —  im  besonderen  bei  Ächtung  von  Reich'sunmittel- 
baren  —  den  Kampf  aller  Reichsfürsteti  unter  Fühlung  des 
Königs  gegen  den  Geächteten,  ohne  doch'  damit  jede  Fehde- 
und  Rachehandlung  unter  Nichtgeächteten  auszuschließen. 
Das  Maß  der  Straffung  des  staatlichen  Rechtsschutzes,  wie 
des  Staatsgedankens  überhaupt,  hängt  erfahrungsgemäß 
mehr  von  den  tatsächlichen  Machtverhältnissen,  als  von 
der  überzeugenden  Kraft  logischer  Konstruktionen  ab. 

Um  dieser  Schwierigkeit  zu  entgehen,  nehmen  einzelne 
Forscher  an,  daß  die  Friedlosigkeit  in  gewissen  Fällen  (den 
Fehdefällen)  nur  zwischen  den  Beteiligten  zur  Wirksamkeit 
gekommen  sei,  indem  nicht  jedermann,  sondern  nur  der 
Verletzte  und  seine  Sippe  ein  Racherecht  gehabt  habe.  Es 
habe  also  neben  der  allgemeinen  oder  ab'soluten  eine  „rela- 
tive Friedlosigkeit'*  gegeben.ii  i^  Wirklichkeit  handelt 
es  sich  hier  nicht  tnehr  um  ein  geschichtliches  Entwicklungs- 
bild, sondern  um  die  rechtsdogmatische  Charakterisierung 
einer  bestimmten  Erscheinung.  Soferne  man  nämlich  von 
der  Vorstellung  ausgeht,  daß  dem  Staatsgedanken  die 
Garantie  des  allgemeinen  Friedens  wenigstens  begrifflich 
anhafte,  wird  man  allerdings  dazu  kommen,  die  Fälle,  in 
welchen  Fehderache  stattfinden  konnte,  ohne  daß  die  Ge- 
samtheit eingriff  oder  Dritte  eingreifen  durften,  konstruktiv 
als  Fälle  relativer  Friedlosigkeit  zu  erfassen.  Sobald  man 
aber  damit  die  weitere  Vorstellung  verbindet,  als  stelle  diese 

^^  Vgl.  die  treffendein  Ausführungen  Dahns,  a.  a.  0.    84  ff. 

11  Der  Gedanke  begegnet  bereits  bei  Wilda,  a.  a.  0.,  269  f.,  274  f., 
307  f.,  neuerdings  bei  Brunner,  RG.  I,  223.  Übernommen  und  mit  der 
Bezeichnung  als  relative  Friedlosigkeit  treffend  charakterisiert  findet  er 
sich  bei  His,  Strafr.  d.  Friesen,  201,  0.  v.  Gierke,  Schuld  u.  Haf- 
tung, 14,  Schröder,  RG.,  80,  Planitz,  VermögensvoUstreckung,  3, 
u.  a.     Vgl.  auch  Binding,   Entstehung  der  öffentl.   Strafe,  29. 
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„relative  Friedlosigkeif*  eine  jüngere  Entwicklungsstufe  dar, 
hervorgegangen  aus  einer  in  gewissen  Fällen^^  erfolgten 
Abschwächung  der  allgemeinen  strengen  Friedlosigkeit,  be- 
findet Inan  sich  in  einer  historisch  unbewiesenen  petitio 
principii.  Nicht  die  Alternative  eines  allgemeinen  Friedens 
oder  allgemeiner  Friedlosigkeit  steht  am  Anfang  der  Ent- 
wicklung. Das  Maß  des  Rechtsschutzes  hängt  vielmehr, 
von  den  ursprünglich  nicht  zahlreichen  Fällen  allgemeiner 
und  strenger  Acht  abgesehen,  einzig  und  allein  von  der 
Selbstwehr  und  demgemäß  von  der  Macht  eines  jeden  und 

seiner  Sippe  ak  Das  Volk  spielt  den  unbeteiligten  Zu- 
schauer.13 

Die  relative  Friedlosigkeit  im  Sinne  der  genannten 
Forscher  ist  nichts  anderes  als  der  Zustand  der  Fehde  oder 
Feindschaft  des  Verletzten  und  seiner  Sippe  gegenüber  dem 
Täter  und  seinem  Anhang.^*  Sie  stellt  —  als  moderne  Rechts- 
konstruktion ^^  —  die  Auseinandersetzung  dar,  welche  man 

12  So  Wilda  und  Bin^in^,  a.  a.  0.  Dagegen  bezeichnet  v. 
Gierke  den  Fall  relativer  Friedlosigkeit  als  „uralt".  Da  er  damit  das 
Fehderecht  meint,  fällt  seine  Anschauung  über  das  zeitliche  Verhältnis 
von  Fehde  und  Friedlosigkeit  wohl  mit  der  von  Schröder  (a.  a.  0.) 
und  Brunner  (RG.  I,  240)  ausgesprochenen  zusammen. 

13  Vgl.  Brunner,  RG.   I,  223  f. 

1*  So  ausdrücklich  His,  Straf r.  d.  Friesen,  165:  „Ist  ...  die 
Tat  nicht  handhaft,  so  greift  zunächst  nur  eine  beschränkte  Fried- 
losigkeit Platz".  S.  166:  „Diese  beschränkte  Friedlosigkeit  ist  die 
Fehde"  (ähnlich  Brunner,  RG.  I,  219).  —  Die  von  His,  a.  a.  0.  166 
n.  1  gegebenen,  übrigens  späten  Quellenbelege  sind  m.  E.  nicht  auf  Fried- 
losigkeit im  technischen  Sinne  zu  deuten;  „buten  vrede"  ist  an  den  ge- 
nannten Stellen  vielmehr  gleichbedeutend  mit  verfehdet  im  gewöhnlichen 
Sinne,  d.  h. :  im  Unfrieden  mit  seinem  Gegner  lebend. 

IS  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.,  267,  mutet  der  Urzeit  bereits  die 
Rechtskonstruktion  einer  fingierten  Friedlosigkeit  zu,  wenn  er  von  der 
Zweiteilung  in  Acht-  und  Bußfälle  sagt:  „Man  unterschied  die  wahren, 
Friedlosigkeit  nach  sich  ziehenden  Friedensbrüche,  und  die,  welche  für 
den  Missetäter  nur  die  Notwendigkeit  erzeugten,  sich  eine  neue  An- 
erkennung se^nefl  Friedens  zu  erwerben,  ohne  daß  er,  bis  dieses 
gesch-fihen  war,  als  ein  gleichsam  [I]  durch  die  Tat  Friedloser  bcliandelt 
werden  konnte". 
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zwischen  dem  Staatsgedanken  und  der  Tatsache  der  Weiter- 
geltung der  Fehde  (wie  der  Selbsthilfe  überhaupt)  glaubt 
vornehmen  zu  sollen.  Aber  selbst  als  Rechtskonstruktion 
ist  die  relative  Friedlosigkeit,  insoferne  man  nur  mit  ihr 
die  V^orstellung  einer  schwächeren  Unrechtsreaktion  ver- 
bindet, recht  anfechtbar.  Man  kann  einen  Zustand,  in 
welchem  —  wie  bei  der  Geschlechterfehde  —  eine  ganze 
Sippe  von  der  Rache  einer  anderen  bedroht  ist^^,  nicht  wohl 
als  das  Gelindere  bezeichnien  gegenüber  einem  Zustand, 
in  dem  —  wie  bei  der  Acht  —  nur  ein  einzelner  diesem 
Übel  verfällt.  In  der  Wirklichkeit  des  Lebens  war  die  Ge- 
schlechterfehde das  ungleich  Drückendere,  zumal  für  die 
Verfolgung  des  Ächters  praktisch  meist  doch  nur  die  ver- 
letzte Sippe  in  Frage  kam.i^  Es  wird  in  anderem  Zusammen- 
hange i»  gezeigt  werden,  daß  die  Unerträglichkeit  der  Fehde 
in  den  meisten  germanischen  Staatswesen  zu  einem  be- 
sonderen Preisgabeverfahren  geführt  hat,  durch  das  der 
Schuldige  der  Rache  der  verletzten  Partei  ausgeliefert,  da- 
für aber  seine  Sippe  geschont  wurde.  Dort,  aber  auch  nur 
dort,  könnte  von  relativer  Friedlosigkeit  gesprochen  werden. 
So  wird  man  dann  auch  davor  bewahrt  bleiben,  die  Fehde  — 
analog  der  Rache  kraft  Ächtung  —  als  Ausfluß  eines  ein- 
seitigen Fehderech'ts  des  verletzten  Teiles  aufzufassen.^» 

Wenn  ich  also  einer  Ableitung  der  Fehde  aus  der  Fried- 
losigkeit nicht  zustimme,  so  scheint  es  mir  umgekehrt  so- 
gar richtig  zu  sein,  wie  im  geschichtlichen,  so  auch  im  ge- 
danklichen Entwicklungsbild  die  Fehde  und  Privatrache  an 
den  Anfang  zu  stellen  und  sie  zum  Ausgangspunkte  unserer 
Auffassung  von  der  Friedlosigkeit  zu  nehmen. 

Liegt  es  doch  in  der  Natur  aller  geistigen  Entwicklung 
begründet,  daß  —  wie  jede  Erscheinung  nur  aus  dem  schon 
'         leTgL  das  unten  in  §  2  Gesagte;  dazu  Brunner,  RG.   I,   223  f. 

1'  Vgl.  K.  Lehmanns  Besprechung  zu  Heuslers  Strafr.  d.  Is- 
ländersagas und  Isl.  Fehdewesen  in  der  Sturlungenzeit,  Z,  f.  D.  Phil.  45 
(1913),  80. 

18  Unten  III.  Teil. 

1^  Hierwegen  vgl.  unten  §  2,  n.  7. 
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Vorhandenen  —  auch  die  Friedlosigkeit  nicht  aus  sich 
heraus,  sondern  nur  aus  ihrer  Beziehung  zur  ältesten  Un- 
rechtsreaktion, der  Fehde  bzw.  Privatrache  restlos  erklärt 
werden  kann.  Denn  dort  hatte  nun  einmal  der  Vergeltungs- 
gedanke seine  erste  Prägung  erfahren.  So  gesehen,  zeigen 
aber  die  Achtfälle  dreierlei  Erscheinungsformen: 

Verletzungen  der  Gesamtheit  des  Volkes  (bzw. 
eines  Gaues)  oder  seines  Oberhauptes  20,  die  auch  in  den 
südgermanischen  Quellen 21  seit  je  als  unsühnbare  Tat 
gelten 22,  forderten  zur  Rache  aller  heraus.  Wobei  als  An- 
griff auf  das  Gemeinwohl  auch  einzelne  scheinbar  private 
Rechtsgutsverletzungen  gegolten  haben  mögen;  solche  näm- 
lich, die  den  Zorn  der  Götter  oder  anderer  unsichtbarer 
Mächte  heraufbeschworen.  Auch  der  Tempel-  und  Grab- 
schänder erschien  als  Verbrecher  am  ganzen  Volks-  oder 
Gauverband,  den  er  der  Rache  der  beleidigten  Gottheit, 
dem  Umgehen  des  in  seiner  Grabruhe  gestörten  Geistes 
eines   Toten    aussetzte.^^     Von    einem    unparteiischen  Ab- 

20  Die  Scheidung  der  Unrechtstaten  in  öffentliche  und  private  Ver- 
letzungsfälle bedarf  wohl  kaum  einer  Begründung;  der  Vergeltungsgedanke 
konnte  diesen  Unterschied  gerade  im  imentwnckelten  Strafrecht  der 
Frühzeit  am  aUer\?renigsteTi  übersehen.   Vgl,  Wilda,  Strafr.  d.  Grerm.,  210. 

21  Da  für  die  Untersuchung  des  Kompositionsverfahrens  die  Volks- 
rechte der  fränkischen  Zeit  eine  geschlossene  Einheit  bilden,  w^elcher 
der  skandinavische  Norden  ebenso  geschlossen  gegenübersteht,  scheint 
es  mir  gerechtfertigt  zu  sein,  hier  nicht  von  west-,  ost-  und  nordgerma- 
nischem, sondern  von  nord-  und  südgermaniscbem  Rechte  zu  sprechen. 

22  Vgl.  etwa  Tacitus'  Germania  12;  L.  Bai.  2,  1;  L.  Fris.  Add. 
Sap.  11;  Aelfr.  4  und  4,  1  sowie  Einl.  49,  7.  —  Damit  befindet  sich  das 
südgermanische  Strafrecht  hinsichtlich  des  ^wendimgsgebietes  der  Acht 
im  Einklang  mit  dem  ältesten  griechisch<m  Recht.  Vgl.  Usteri,  Achtung 
u.  Verbannung  im  griech.  Recht  (1903),  60;  Swoboda,  Beiträge  z.  griech. 
Rechtsgesch.,  Z.2  f.  RG.  Rom.  Abt.  39  (1905),  175.  —  Vgl.  übrigens  auch 
Mommsen,  Rom.  Strafr.  934  ff.,  wonach  dort  die  der  germanischen  Acht 
entsprechende  populäre  Exekution  cl>cnfalls  vom  öffontiichen  Delikt  (Bann- 
bruch; ausgegangen  ist,  und  ferner  bezgl.  der  I'arallele  der  röin.  Kapital- 
strafe denselben,  a.  a.  0.  939  f. 

23  Mit  Vorliebe  wird  der  Vergleich  zwischen  L.  SaJ.  55,  2  und 
L.   .Sal.    14,   V   bzw.    L.    Rib.   54,  2   zum   Zeugnis   dafür  angerufen,   daß 
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wägen  des  Rechtsgefühls  kann  hier  keine  Rede  sein:  die 
Friedlosigkeit  war  in  solchem  Falle  nichts  anderes  als  die 
Feindschaft  (und  in  ihi-em  Erfolg  die  Rache)  aller  gegen 
den  einen,  durch  den  sich  alle  verletzt  oder  bedroht  sahen.2* 


die  Acht  bei  den  Westgermanen  von  der  Sühne  verdrängt  worden  sei. 
Vgl.  etwa  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.,  278 ff.,  auch  Brunner,  RG.  I,  240f. 
M.  E,  handelt  es  sich  hier  um  eine  Einzelerscheinung.  Nach  dem  im 
Texte  schon  Angedeuiteten  war  die  Grabschändung  in  heidnischer  Zeit 
eine  Bedrohung  der  Gosamtheit.  Der  durch  Zauberlieder,  die  man 
am  Bestattungstage  sang,  an  der  Rückkehr  auf  die  Erde  gehinderte  Tote 
(vgl.  Koegel,  Geschichte  der  D.  Litter.  bis  z.  Ausgange  des  MA.  I,  52) 
wurde  durch  die  Grabschändung  wieder  zum  Umgehen  genötigt.  Mit 
dem  Verblassen  des  heidnischen  Geisterglaubens  bzw.  seiner  bewußten 
Bekämpfung  wird  der  Fall  zu  einer  privaten  Rechtsgutsverletzung  und 
ist  daJher  nur  mehr  Bußfall.  Den  echten  Privatdelikten  aber,  auch  Nei- 
dingswerken  wie  Mord  und  Diebstahl,  mangelt  dieses  religiöse  Motiv,  das 
ihre  einstige  Achtwürdigkeit  erklären  könnte.  Denn  es  fehlt  an  sicheren 
Anhaltspunkten  dafür,  daß  die  religiöse  Ajischauung  der  Germanen  in 
diesen  einen  Gcttesfrevel  erblickt  hätte. 

2*  Die  das  Wesen  der  Acht  ausmachende  Volksfeindschaft  (Brun- 
ner, RG.  I,  232)  ist  hier  prim/äre  Reaktion.  Es  ist  doch  wohl  keine 
Zufälligkeit,  wenn  in  volksrechtlicher  Zeit  die  Bezeichnung  des  Ächters 
als  „Feind"  zuerst  bei  Widerstand  gegen  Akte  der  staatlichen  Rechts- 
pflege begegnet.  Vgl.  Brunner, RG.  I,  232,  n.  33.  Von  der  offenbar 
kirchlicherseits  geprägten  Phrase  „inimicus  Dei"  für  den  Entführer  in 
Child.  II.  Decr.  v.  596  (cap.  4)  abgesehen,  ist  das  älteste  Beispiel 
ein  von  der  Glosse  des  Liber  Papiensis  Karl  d.  Gr.  zugeschrie- 
benes Kapitular  (Leges  II  1,  1,  p.  217),  cap.  7:  Leute,  welche  ihren 
Grundherrn  ferne  von  der  Pfalz  erwarten  und  unterdessen  Räube- 
reien begehen,  soll  der  Graf  zur  Verantwortung  stellen.  "Widersetzen  sie 
sich,  so  mögen  sie  bußlos  getötet  werden.  Wenn  dann  der  Grundherr 
oder  einer  ihrer  Magen  Blutrache  übt,  „nobis  et  populo  nostro  ini- 
micus annotetur".  Verwandte  Bestimmxmgen  gegen  latrones  enthält  das 
Cap.  Silvac.  v.  853.  Wer  einen  solchen  bewußt  aufnimmt  (cap.  6): 
„q[uasi  latro  et  infidelis  iudicetur;  quia  latro  est,  et  infideli*?  est 
noster  et  Francorum,  et  qui  illum  suscepit,  similis  est  illi".  Hier 
sieht  man  deutlich,  wie  der  König  durch  Hereinziehen  des  Infidelitäts- 
begriffes  dem  latro  den  Charakter  eines  Staatsverbrechers  zu  geben 
sucht.  In  cap.  5  wird  z.  B.  mit  wörtlicher  Anlehnung  an  die  oben 
zitierte  Satzung  des  Liber  Papiensis  Gestellung  des  Rächers  eines  solchen 
an  das  Königsgericht  befohlen. 
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Sie  war  deshalb  hier  umnittelbare  Tatfolge  2^,   wie  es  die 
Fehde  stets  war. 


Ganz  ähnlich  klingt  die  in  vieler  Hinsicht  polizeilichen  Charakter 
tragende  Bestimmung  II  Aethelst.  7:  Der  gegen  das  Recht  Unbotmäßige 
soll  seines  Vermögens  beraubt  und  unter  Bürgschaft  gestellt,  mangels 
solcher  verhaftet  werden.  Widersetzt  er  sich,  so  mag  man  ihn  töten, 
und  wer  ihn  rächen  sollte,  sei  Feind  gegenüber  dem  König  und 
all  seinoA  Freunden.  —  Die  Durchsetzung  der  Staatsgewalt  trägt 
hier  noch  die  Eierschalcai  der  Selbsthilfe  an  sich:  der  Widerspenstige 
wird  vom  Staate  als  Feind  behandelt,  wie  ein  ernsthaft  zu  fürchtender 
Gegner.  Damit  berührt  sich  die  Terminologie  bei  Staatsverbrecheoi. 
Chilperich  bezeichnet  seinen  eigenen  Sohn  Merowech,  den  Thronpräten- 
denten, Gunthram  gegenüber  als  ^,seinen  Feind"  („inimicum  suum": 
Greg.  Tut.  Hist.  Fr.  5,  14)  und  wirft  in  anderem  Zusammenhange  einem 
Bischöfe  vor:  „Hostem  .  .  fihum  patris  fecisti"  (1.  c.  5,  18).  —  Im 
deutschen  Mittelalter,  das  hierin  wohl  dem  Vorgang  früherer  Zeiten  folgt, 
wird  bei  Staatsverbrechen  und  Ungehorsa;nisacht  der  Ächter  geradezu 
zum  „Feind"  geurteilt.  Beispiele  bietet  die  Zusammenstellung  der  ge- 
nauer überlieferten  Achtprozesse  des  hohen  Mittelalters  bei  Niese^ 
Zum  Prozeß  Hemrichs  des  Löwen,  Z.  2  f.  RG.  34  (1913)  200  n.  5: 
„Jiostis  publicus  imperaboris  iudicatus  est";  206  n.  3:  „hostis 
iudicatus  est";  208  n.  2:  „sicut  manifestum  hostem  regni  et  im- 
perii  Romani  (manifestum  inimic'um  imperii)  persequendum  cen- 
suerunt";  210:  „ut  publicum  reg'ni  hostem  et  domini  sui  impe- 
ratoris  inimicum  persequendum  iudicavit";  220  n.  3:  „Mediolanen- 
3€S  imperii  niost^i  .  .  hostes  adiudicavimus" ;  ähnlich  das.  230  n.  2: 
,,tamquam  rebellis  banniatur".  —  Im  griechischen  Rechte,  das  Ächtung 
nur  bei  öffentlichen  Delikten  zuläßt,  wird  der  Ächter  wie  zum  bußlosen 
Mann  (driiLioq)  so  auch  zum  Feind  {no\i}iiO(;)  geurteilt.  Vgl.  Usteri, 
a.  a.  0.  56,  Swoboda,  a.  a.  0.  156  ff.,  166,  186,  283    n.  4. 

25  Nur  für  diese  auf  Notorietät  der  Tat  beruhenden  Fälle  kann  ich 
an  eine  allgemeine  Friedlosigkeit  vor  dem  Urteil  (Wilda,  1.  c.,  305  ff., 
v.  Amira,  Grundriß,  239  f.)  glauben.  Treffend  verweist  Swoboda, 
a.  a.  0.  177,  darauf,  daß  gerade  die  Natur  des  öffentlichen  Delikts 
Volkskundigkeit  voraussetzt  imd  dadurch  die  Friedlosigkeit  kraft  Tat, 
also  vor  dem  Urteil  oder  vielmehr  olme  ein  solches  gerechtfertigt  er- 
scheint. Vgl.  übrigens  v.  Amira,  VoUstr.,  153  ff .  Es  ist  bemerkenswert, 
daß  danach  auch  bei  den  Nordgermanen  die  urteilslose  Acht  zufolge  der 
Tat  —  nach  Ausweis  der  Sagas  wenigstens  -  ihr  HaupUinwendungsfel«!  Ix'i 
Hochverratsfällen  hatte,  daneben  aber  fast  nur  bei  Tötung  in  handliaitcr 
Tat  vorkonmit.     Cber  die  letztere  vgl.  unten  II.  Teil. 
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Anders,  wenn  durch  eine  Unrechtstat  ein  einzelner 
und  seine  Sippe  verletzt  war,  wo  seit  je  die  Fehde  als 
unmittelbarste  Unrechtsreaktion  eintrat..  Hier  hatte  die  All- 
gemeinheit, sofemie  und  seitdem  sie  überhaupt  aus  ihrer 
Passivität  herausgiing  d.  h.  selbsthandelnd  auftreten  konnte 
und  wollte,  eine  zweifache  Möglichkeit:  sie  konnte  ent- 
weder die  Fehde  für  gerechtfertigt  erklären  und  sich'  selbst 
auf  die  Seite  des  (Verletzten  stellen,  oder  aber  durch  ihr 
Dazwischentreten  die  (noch  nicht  vollzogene)  Rache  ver- 
hüten. Im  ersten  Falle  gelangt  das  Recht  zu  einem  weiteren 
Geltungsgebiet  der  Friedlosigkeit,  im  zweiten  zu  der  von 
Staats  wegen  erzwungenen  Fehdesühhe. 

In  der  Wahl  zwischen  beiden  Entscheidungsmöglich- 
keiten liegt  bereits  auch  das  Zwangsmittel  für  die  Durch- 
führung der  Sühne  (wie  des  Rechtsganges  überhaupt)  be- 
schlossen. Wollte  der  schuldige  Teil  sich  den  Normen  nicht 
unterwerfen,  die  ihm  die  Gesamtheit  für  die  Aussöhnung 
mit  dem  Verletzten  vorzeichnete,  so  konnte  die  öffentliche 
Gewalt  auch  noch  nach  Aufnahme  der  Sühneverhandlung 
uneingeschränkt  auf  die  Seite  des  Verletzten  treten,  sich 
der  von  diesem  zu  führenden  Fehde  nun  ihrerseits  mit  Ver- 
hau gung  der  Volksfeindschaft 26  anschließen,  indem  sie  zu- 
gleich der  Sippe  des  Widerspenstigen  jede  weitere  Unter- 
stützung untersagte.  Der  Ungehorsame  verfiel  damit  der 
Friedlosigkeit  kraft  Umgehorsams  auch  dort,  wo  von 
Hause  aus  isühnbaxe  Tat  vorlag.  Das  ist  der  dritte  An- 
wendungsfall der  Acht.27 

26  Vgl.  oben  n.  24. 

2'^  Aus  den  Quellen  der  volksrechtlichen  Zeit  gehört  hierher  die  be- 
kannte Zulassung  der  Wüstung  gegen  den  Rechtsweigerer  in  Cap.  Sax.  8; 
vgl.  dazu  Brunner,  RG.  I,  229,  236  und  239  n.  41.  —  Die  germanisch© 
Ungehorsamsacht  ist  nach  dem  Gesagten  von  der  Hauptschuld  unabhängig, 
lediglich  Reaktion  gegen  den  passiven  Widerstand  des  Rechtsweigerers. 
Der  Zusammenhang  zwischen  Gerichtszwang  und  Ächtimg  wird  besonders 
deutlich  in  der  Bezirksacht  als  der  Parteinahme  der  beteiligten  Geriphts- 
gemeinde.  Für  das  Ungehorsamsverfahren  dürfte  ihr  unbedingt  das 
höhere  Alter  vor  der  Volksacht  zuzusprechen  sein.   Allgemein  für  älter  er- 
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Die  Ächtung  des  Staatsverbrechers,  ebenso  wie  die  Un- 
gehorsamsacht, bleiben  für  die  Gestaltung  des  Bußprozesses 
in  seinem  regelmäßigen  Verlaufe  außer  Betracht.  Erstere, 
weil  Staatsverbrechen  nicht  Bußfälle  sind,  letztere,  weil  sie 
erst  eingreift,  wenn  der  Prozeß  ins  Stocken  gerät,  nicht  aber 
bei  Rechtsbereitschaft  des  Belangten.  Nur  als  ordentliche 
Strafe  für  Privatdelikte  könnte  die  Acht  gestaltend  auf  den 
Bußprozeß  eingewirkt  haben;  diese  Möglichkeit  allein  ist 
also  hier  zu  prüfen. 

Das  Bild,  das  die  ältesten  germanischen  Rechtsquellen 
gewähren,  zeigt  in  diesem  Punkte  nichts  weniger  als  Über- 
einstimmung. Während  das  nordgermanische  Recht  in  den 
meisten  Fällen  schwereren  Rechtsbruchs  zur  Friedlosigkeit 
gelangtes  und  hier  innerhalb  des  geschichtlichen  Zeitlaafs  — 
mindestens  im  altnorwegischen  Rechte ^^  —  eine  Zunahme 
der  Achtfälle  wahrzunehmen  ist^o^  sind  die  südgermanischen 


klärt  die  (isländische)  Bezirksacht  Heus  1er,  Strair.  d.  Isländersagaa  263 ff., 
gegen  K.  Lehmann,  Königsfriede  273  ff.,  283;  Wilda,  Strair.  d.  Germ. 
294  f.     Heusler  zustimmend  v.  Schwerin,   Z.2  f.   RG.  33  (1912)  514. 

28  Doch  ist  auch  im  nordischen  Recht  die  einstige  Geltung  der 
Fehde  als  unmittelbarer  Unrechtsfolge  noch  zu  erkennen  (vgl.  auch  Brun- 
ner, RG.  I,  240,  insbes.  n.  43).  So  im  isländischen  Blutracherecht  (vgl. 
Wilda,  a.  a.  0.  160f.,  178,  v.  Maurer,  Vorles.  V,  75 ff.,  s.  auch  schon 
61  ff.)  und  in  der  interessanten  Bestimmung  der  FrostuI)ingslQg  Inl.  §  8, 
die  Brunner  (RG.  I,  224)  seinem  Bilde  von  der  Geschlechterfehde  ein- 
flicht. Nicht  minder  weisen  die  Bußteilnahmesätze  der  Sippe  (Gräg.  I 
113,  Baugatal,  dazu  v.  Maurer,  a.  a.  0.,  87),  ferner  die  Verlialtungs- 
maßregeln  für  die  beteiligten  Gesippen  bei  lyritnsemar  sakir  (ders.,  87  ff.), 
schließlich  die  auch  dem  Norden  bekannten  Institute  des  vorläufigen  und 
dauernden  Friedens  (s.  v.  Maurer,  a.  a.  0.,  91)  darauf  zurück.  Hierüber 
vgl.  unten  Kap.   II,  §  2  und  4. 

23  Vgl.  V.  Amira,  Vollstr.,  37. 

30  A.  M.  Wilda,  a.  a.  0.,  268  ff .  u.  passim,  indem  er  das  Gewicht 
der  norwegischen  Entwicklung  übersieht  und  irrigerweise  dem  Straf- 
recht der  Graugans,  verglichen  mit  anderen  nordischen  Quollen,  die  größU«. 
Ursprünglichkeit  beimißt.  Ihm  folgt  Binding,  Enstehung  der  öffentl. 
Strafo,   27.     Gegen    die    Überschätzung    des    isläJidischen    Rechts    schon 
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Volksrechte  im  allgemeinen  vom  Sühnegedanken  beherrscht; 
gilt  hier  also  der  Satz,  daß  jede  Verletzung  nur  privater 
Rechtsgüter  sühnbar  ^ei.^i 

Freilich,  nicht  ausnahmslos  gilt  dieser  Satz.  Auch  in 
südgermanischen  Quellen  der  Frühzeit  sieht  man  für  ge- 
wisse Fälle  ein  Verfahren  erwachsen,  das  auf  Verhütung 
der  Geschlechterfehde  abzielt  und  diesen  Zweck  mittels 
Lebensverwirkung  und  .Sippeausschluß  des  Schuldigen  zu 
erreichen  sucht.  Sollte  man  in  ihm  eine  Seitenbildung  zur 
nordischen  Friedlosigkeit  zu  erblicken  haben,  so  würde 
freilich  gerade  dadurch  deutlich,  daß  bei  Privatdelikten  die 
Ächtung  historisch  durch  die  Fehde  bedingt  ist,  nicht  um- 
gekehrt. Die  deduktive  Erklärung  der  Friedlosigkeit  in  all 
ihren  Anwendungs'fällen  aus  dem  allgemeinen  Friedens- 
begriff, deren  logische  Durchsichtigkeit  doch  unmöglich  den 
historischen  Nachweis  ersetzen  kann,  versagt  hier.  Nicht 
rechtsstaatliche  Ideale,  sondern  praktische  Bedürfnisse  — 
vor  allem  die  Erkenntnis  von  der  Schädlichkeit  der  Fehde 
für  den  Staat  —  haben  jenes  Verfahren  entstehen  lassen, 
das  sich  wohl  als  Synthese  mehrerer  von  dem  gleichen  Ge- 
danken beherrschter  strafpolitischer  Maßnahmen  zu  einer 
besonderen  Verfahrensform,  nicht  aber  als  unmittelbar  aus 
dem  Fried ensbegriif  geschöpfte  Achtfolge  erweist. 

Abgesehen  vom  Preisgabeverfahren,  das  später  noch' 
eingehend  zu  würdigen  sein  wird^^^  kennen  die  südgerma- 
nischen und  am  meisten  gerade  die  deutschen  Volksrechte 
bei  Privatdelikten  nur  die  Bußklage.  Man  hat  sich  zur 
Deutung  dieser  Verschiedenartigkeit  nord-  und  südgerma- 
nischen Rechts  bekanntlich  für  die  Annahme  entschieden, 
daß  auch  bei  den  südgermanischen  Stämmen  in  einer 
vor  den  Volksrechten  liegenden  Zeit  die  große  Mehr- 
zahl aller  Delikte  mit  Friedlosigkeit  bedroht  ge- 
wesen sei,  mit  der  zudem  ein  System  sakraler  Todes- 


3^  S.  unten  Kap.  II,  Einleitung. 
32  S.  unten  III.  Teil. 
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strafen  konkurriert  habe,  so  daß  die  volksrechtliche 
Regelung  ein  hauptsächlich  kirchlichem  Einfluß  zu 
dankendes  Übergreifen  des  Bußwesens  auf  Kosten  der 
Friedlosigkeit  und  des  altheidnischen  Opfertodes  bedeute. ^^ 

Den  Zusannnenhang  des  Opfertodes  mit  der  Slraf- 
rechtspflege  hat  K.  v.  Maurer^*  eingehend  begründet.  Auch 
V.  Amira^s  und  Brunner^ß  haben  ihn  zum  Ausdruck  ge- 
bracht Aber  während  Brunner  den  Bereich  des  Opfer- 
todes in  den  Kreis  der  Achtfälle  verlegt,  scheiden  die  beiden 
anderen  Forscher  scharf  zwischen  Acht  und  Opfer,  indem 
sie  letzteres  auf  die  Neidingswerke  beschränken. ^^  Daß 
hierbei  dann  für  die  strenge  Acht  auch  im  älteren  nordischen 
Rechte  kein  Raum  mehr  bleibt,  hat  freilich  nur  v.  Amira^» 
erkannt,  während  v.  Maurer  zu  sehr  noch  im  Banne 
Wildascher  Anschauungen  stand.^^ 

Übereinstimmend  haben  alle  drei  Forscher  jenen  Zu- 
sammenhang des  Opfers  mit  der  Unrechtsabwehr  in  der 
Entsühnung  des  Volks  gesucht.  Zwar  läßt  v.  Maurer 
gelegentlich  auch  noch  den  Gedanken  an  eine  Expiation 
„des  Schuldigen  selbst" *o  aufkommen,  jedoch  ohne  dem 
weiterhin  Beachtung  zu  schenken.  So  wohlbezeugt  nun  aber 
auch  die  Opferung  von  Verbrechern  —  neben  der  von  Un- 
freien —  für  das  germanische  Heidentum  ist,  so  zweifelhaft 
ist,  ob  ihr  das  behauptete  Motiv  zugrunde  liegt.  Nach  allem, 

33  Vgl.  namentlich  Wilda,  Strafr.  d.  G<'rm.  276,  v.  Maurer,  Über 
angelsächs.  Rechtsverh.,  Krit.  Überschau  III  30  ff.,  Brunner,  RG.  I 
239  f.,  242,  250  f..,  Binding,  a.  a.  0.  24,  27.  Im  einzelnen  weichen  die 
Meinungen  der  Genannten  wieder  voneinander  ab. 

^  Vorles.  V,  32  ff. 

«»  Zweck  u.  Mittel  d.  germ.  RG.,  57  ff.,  Gott.  gel.  Aiiz.  1888,  I,  53  f., 
Grundriß,  240. 

36  RG.   V,   175,   12,  245,   248  ff..  Forsch.,  455,  n.   1. 

37  V.  Maurer,  a.  a.  0.,  50,  v.  Amira,  Zweck  u.   Mittel,  57  f. 

38  Zweck  u.  Mittel,  n.  93;  Grundriß,  239. 

3»  Vgl.  V.   Maurer  in   seiner   Besprechung  zu   v.  Ami  ras   VoUstr., 
Krit.  Vierteljahrsschr.  XVI,  83  ff.,  insbes.   88  ff. 
*o  Vorles.  V,  41. 
Dcuuchrechtllche  HeltrtlKe     X     "i  16 
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was  man  über  germanische  Mythologie  weiß,  ist  es  wenig 
wahrscheinlich,  daß  die  Gottheit  moralisierend  gedacht  wurde. 
Tatsächlich  begegnet  denn  auch  der  Gedanke,  daß  die  Götter 
sittliche  Vergeltung  übten,  zuerst  in  der  christlich  inspirierten*^ 
Völuspä,  auf  die  sich  verfänglicherweise  v.  Maurer  stützen 
zu  können  jglaubte.*^  Nächstdem  ist  es  der  deutsche  Chronist 
Dietmar  v.  Merseburg,  der  die  Opfer  der  Dänen  damit  er- 
klärt, das  Volk  glaube  damit  „commissa  crimina  apud  eosdern 
placaturos".  Man  wird  das  Gewicht  einer  derartigen  Be- 
merkung des  mittelalterlichen  Chronisten,  noch  dazu  eines 
Geistlichen,  für  die  Erkenntnis  germanischen  Opferwesens 
mit  Vorsicht  aufnehmen  dürfen.*^    Bezeichnend  ist  nämlich, 

*i  Vgl.  El.  H.  Meyer,  Mythol.  d.  Germ.,  439  ff.  Daß  gerade  die 
bei  V.  Maurer  für  seine  Deutung  des  Opfers  angerufene  Stelle  (Str.  39) 
christlich  gedacht  ist,  darauf  geht  Meyer  a.  a,  0.,  457  f.,  ausführ- 
lich ein. 

*2  Vorles.  V,  33  f. 
•  *3  Die  betreffende  Stelle  (I  17  =  9  alt.  Zähl.)  hebt  an:  „Sed  quia 
ego  de  hostiis  eorundem  antiquis  mira  audivi,  haec  indiscussa  preterire 
nolo".  Der  Chronist  berichtet  also  über  zeitlich  zurückliegende  Dinge 
vom  Hörensagen.  Es  folgt  die  Schilderung  des  alle  neun  Jahre  im  Jänner 
stattfindenden  Opferfestes  zu  Leire,  wo  die  Dänen  „diis  suimet  99  ho- 
mines  et  totidem  equos  cum  canibus  et  gallis  pro  accipitribus  oblatis 
immolant,  pro  certo  ut  predixi  putantes  hos  eisdem  erga  inferos  servi- 
tiiros  et  commissa  crimina  apud  eosdem  placaturos".  Abgesehen  von 
der  allgemein  erkannten  Verquickung  von  Totenteil  und  Blutopfer 
sollte  hier  m.  E.  mit  dem  „commissa  crimina  placaturos"  ledig- 
lich der  allgemeine  Zweck  der  Blutopfer  imischrieben  werden,  wobei 
die  Menschenopfer  ihrerseits  als  ein  Bestandteil  der  Blutopfer  und  ganz 
ohne  jede  Beziehimg  zu  einer  kontreten  Missetat  erscheinen.  Daß  aber 
die  Blutopfer  nicht  für  crimina  im  Sinne  des  altgermanischen  Strafrechts 
entrichtet  wurden,  bedarf  wohl  keiner  Erörterung;  es  ist  vielmehr  die 
allgemeine,  dem  Dämonenglauben  entnommene  Vorstellung,  daß  der  in 
Mißwachs  etc.  sich  äußernde  Unwille  der  Götter,  dessen  Grund  in  ungewiß 
welcher  menschlichen  Tat  liegen  mag,  besänftigt  werden  müsse.  So  ist 
offenbar  auch  die  Stelle  bei  Adam  v.  Bremen  (IV  27)  zu  verstehen,  wo 
er  vom  Opferfest  zu  Upsala  sagt:  „Sacrificium  itaque  tale  est:  ex  omni 
animante,  quod  masculinum  est,  novem  capita  offeruntur,  quorum  san- 
guine  deos  placari  mos  est.  Corpora  autem  suspenduntur  in  lucum,  qui 
proximus  est  templo." 
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daß  die  altnordischen  Berichte  über  einzelne  Menschen- 
opfer den  Zusammenhang  zwischen  Gottheit  und  Opfer  so 
ganz  anders,  ungleich  primitiver,  fassen.  Es  handelt  sich 
regelmäßig  um  Hungersnöte,  die  das  Volk  dem  Zorn  der 
Götter  zuschreibt.  Um  sie  zu  gewinnen,  wird  ihnen  ge- 
opfert :  Knechte,  Verbrecher  mögen  jetzt  nicht  mehr  gut  ge- 
nug erscheinen,  der  König  selbst  bildet  die  Weihegabe.*^ 
Einmal  heißt  es  geradezu,  er  werde  deshalb  geopfert,  w^eil 
er  vor  Ausbruch  der  Not  die  Götteropfer  vernachlässigt 
habe.*^  Man  sieht,  der  Zorn  der  Götter  —  wo  er  nicht  ein- 
fach dämonisch  gedacht  ist  —  wird  auf  weit  egoistischere 
Gründe  als  'sittliche  Entrüstung  über  geschehenes  Menschen- 
unrecht zurückgeführt.  Derartiges  dürfte  der  germanischen 
Götterwelt  ebenso  fern  gelegen  haben*^  als  der  ältesten 
griechischen.*' 

Läßt  sich  also  bei  der  Opferung  von  Verbrechern  meines 
Erachtens  die  Entsühnung  des  Volks  als  Motiv  des  Opfers 
nicht  erweisen,  so  steht  umgekehrt  fest,  daß  —  wie  bei  jeder 
Art  von  Kampf  —  auch  bei  Acht  und  Fehde  der  Verfolgte 

"  S.  die  Nachweise  bei  v.  Maurer,  a.  a.  0.,  35  f.,  vgl.  auch  Brun- 
ner, RG.   I,  170,  n.  39. 

*'  Es  handelt  sich  um  König  Olaf  tretelgja,  dessen  Opfertod  in  der 
Ynglingas.   berichtet  wird.     Vgl.   v.   Maurer,  a.   a.   0.,  36. 

••  Wenn  Brunner  (in  seiner  Antwort  auf  Mommsens  Fragen 
„Zum  alt.  Strafr.  d.  Kulturvölker"  53  f.)  aus  der  anthropomorphen 
Gottesvorstellung  der  Germanen  folgert,  daß  die  Gottheit  Missetaten  des 
einzelnen  am  ganzen  Volke  rächend  gedacht  wurde  (wie  der  Verletzte 
an  der  ganzen  Sippe  des  Täters  Rache  nimmt),  so  bleiht  auch  hior 
die  eine  Prämisse  unbewiesen,  daß  die  Missetat  den  Zorn  der  Götter 
erregte.  Mit  ihr  ßteht  imd  fällt  aber  diese  ganze  Argumentation.  Führt 
man  alx;r  umgekehrt  den  Gedanken  des  Anthrupomorphismus  hier  weiter, 
s<i  muß  imui  sagen,  daß,  wie  ursprünglich  der  einzelne  Mensch,  so  auch 
die  Gottheit  sich  nur  um  solche  Rechtsbrüche  kümmern  komite,  die 
gegen  sie  selbst  gerichtet  waren. 

*'  Vgl.  die  1^'merkung  v.  Wilamowi t  zens  in  Mommsens  Fragen 
„Zum  alt.  Strafr.  d.  Kullun-ülker"  21.  und  ausführliclKT,  Ix'ziiglith 
Raubs  und  Diebstahls,  Gilbert,  üeilr.  z.  Kntwicklungsgesch.  d.  griech. 
Gerichtsverf.,  Jahrb.  f.  class.  Fliil.  1897,  Suppl.'  23,  448  f..  insljes. 
449,  n    2. 
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als  Dank-  und  Siegesopfer  den  Göttern  geweiht  wurde.*^ 
Mochte  nun  Volk  gegen  Volk  oder  die  Gesamtheit  gegen  den 
zum  Volksfeind  Erklärten  oder  schließlich  der  Rächer  gegen 
seinen  Blutfeind  zu  Felde  ziehen:  stets  war  es  so  Brauch, 
den  Gegner  der  Gottheit  zu  weihen*^^  woraus  sich  nicht 
nur  im  Volkskriege,  sondern  auch  bei  Privatfehde  und  Zwei- 
kampf das  Recht  auf  Leib  und  Gut  des  Überwundenen  her- 
leitete, indem  der  Sieger  statt  der  Gottheit  davon  Besitz 
nahm.^o 

Spuren  dieser  Jodesweihe  haben  sich  beim  gericht- 
lichen Zweikampf  ^och  lange  bewahrt.^^    Auch  in  Ächtungs- 

*^  Die  Weihe  des  Feindes  geht  im  Norden  an  Odin  (vgl.  v.  Mau- 
rer, Vorles.  V,  341,  K.  Lehmianm,  a.  a.  0.,  121),  von  dem  Adam 
V.  Bremen  (IV,  26)  sagt:  „Wodan  (id  est  fnror)  bella  gerit  hominiqtie 
ministrat  virtütem   contra  inimlcos". 

*^  Durch  Speerwurf  erfolgte  die  Weihe.  Vgl.  Brunner,  RG.  II, 
652,  K.  Lehmann,  Zum  altnord.  Kriegs-  u.  Beuterecht  (Deutschr.  Beitr. 
IX,  1),  3  f.  Schon  Brunner,  RG.  I,  248,  hat  erkannt,  wie  nahe  diese 
Todesweihe  sich  mit  der  Opferung  von  Verbrechern  berührt,  ohne  frei- 
lich die  Annahme  von  deren  Sühnecharakter  aufzugeben. 

6°   Vgl.  K.  Lehmann,  a.  a.  0.    51,  9,  151 

^^  Abgesehen  von  den  unmittelbaren  altnordischen  Zeugnissen  (vgl. 
V.  Maurer,  Vorles.  V,  34,  und  oben  n.  48),  gehört  hierher  das  Absingen 
von  Kriegsliedem  vor  Beginn  des  Kampfes  (so  des  bekannten  Lieds  „In 
Gottes  Namen  fahren  wir"  —  über  dieses  vgl.  A.  Schultz,  Das  hol 
Leben  II,  245  —  nach  Würzburger  Kampfrecht,  Schnei  dt,  Thes.  iur. 
Franc.  II  4,  p.  592,  595,  598  f.).  Daß  diese  hier  von  Hause  aus 
Opferlieder  waren,  ergibt  eine  Vorschrift  der  Neuchinger  Dekrete  (4),  wo- 
nach die  zmn  gerichtlichen  Zweikampf  Antretenden  „prius  non  sortiantur, 
quam  parati  sint,  ne  forte  carmimihns  vel  mac'hinis  diabolidiiß 
vel  magicis  artibus  insidianituri"  —  Auch  das  Kriegslied  selbst  hat 
übrigens  vereinzelt  noch  die  Erinnerung  an  seine  einstige  Bedeutung  be- 
wahrt, wenn  es  etwa  im  Genter  Heidenliede  heißt: 

„'t  walsche  vlaas  is  voor  de  vlaamsche  raaf" 
Und  wiederum  in  der  zweiten  Strophe: 
„Uit  Viaandren  komt  gij  niet, 
der  hammer  sal  u  sJaan! 
met  Vlaandrens  mannen  is  God  en  Wodan I" 
—  Ob  auch  das  Anfassen  des  Gegners  bei  kampflichem  Gruß  von  Hause 
aus  rituelle  Bedeutung  hatte,  mag  dahingestellt  bleiben. 
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formeln^2  klingt  spät  noch  der  offenbar  uralte  Gedanke  einer 
Opferweihe  des  Ächters ^^  nach.  Als  Vollzug  derselben 
konnte  aber  nur  der  Opfertod  selbst  erscheinen.  In  der 
Tat  findet  sich  auch  das  Aufstecken  des  Haupts  auf  Spieß 
oder  Stange  ebenso  in  offener  Feldschlacht  als  Opferritus 
am    erlegten    Feinde    bezeugt^*,    wie    im    Enthauptungs- 

^2  Das  sakrale  Element  derselben  verdiente  wohl  einmal  eine  mono- 
graphische Untersuchung.  Ich  gebe  hier  nur  beispielsweise  Belege  aus 
dem  ostfränkischen  Rechtsgebiet.  In  der  Ächtungsformel  des  Würzburger 
Kampfrechts  von  1447  (Schneidlt,  1.  c.  600  f.)  finden  sich  mehrfache 
Spuren  rituellen  Charakters.  Das  Achturteil  gegen  den  ausgebliebenen 
Kampf gegner  geht  dahin,  daß  der  Bischof  als  Herzog  in  Franken  ,,vom 
stuele  dretten  und  sich  gegen  Orient  kheren  soll  und  dann  der 
[=  den]  antwort)er  ine  die  acht  sprechen".  Alte  Opferweihe  oder  rich- 
tiger Opferfluch  klingt  formelhaft  an,  wenn  der  Bischof  die  auch  sonst 
oft  bezeugten  Ächtungsworte  spricht:  „wir  thailen  —  —  —  deinen  leib 
und  dein  fleisch  den  thieren  ine  den  walden,  den  vogeln  ine  den 
lüften  und  den  vischen  im  wasserwogen".  Zum  Schluß  aber  heißt  es: 
„Ine  dem  namen  deß  tenfels  bey  der  erden  im  sackh  etc.".  Leider 
sind  die  letzten  Fluchworte,  zu  denen  auch  Weinholds  Altdeutsche  Ver- 
wünschungsformeln (Berl.  S.-B.  1895,  667  ff.)  keine  Parallele  bieten,  nirg- 
genda  genauer  angegeben.  Auch  die  Achtordnung  der  Zent  Stadtschwarzach 
von  1539  (Knapp,  Würzb.  Zenten  I,  2,  11181),  welche  eine  z.  T. 
wörtlich  gleichlautende  Ächtung sformel  enthält,  bietet  nur  die  kurze 
Angabe  „zum  allerletzten  giebt  ine  [den  Ächter]  der  zentrichter  dem 
teufel  in  sack".  Offenbar  waren  die  schon  im  Kampfrecht  nicht  mehr 
voll  mitgeteilten  Fluchworte  von  der  Praxis  gekürzt  und  gemildert  worden 
Steht  schon  der  Teufel  an  Wodans  Stelle,  so  macht  die  Würzburger  Mord- 
achtordnung von  1530  aus  dem  „Teufel  bei  der  Erden  im  Sack"  ein 
„Adonai  Isaak"  (Knapp,  a.  a.  0.,  1288 f.).  Allein,  wenn  daraus  hervor- 
geht, daß  die  Formel  schon  damals  gar  nicht  mehr  verstanden  wurde, 
so  spricht  dies  nur  um  so  mehr  für  ihr  hohes  Alter. 

"  Man  wird  diesen  Zusammenhang  vielleicht  schon  in  jenen  Ab- 
leitungen des  warg-Stammes  wiederfinden  dürfen,  welche  „fluchen,  ver- 
fluchen" bedeuten.  Ich  registriere  aus  Graff,  Sprachsch..  I,  980: 
ahd.  wergjan,  ags.  vergian,  virgian,  vyrgan  =  maledioere;  ahd.  farwergian 
=  verfluchen,  maledicere,   z.   B.   „ir  farwergiton"   ^  maledicti! 

"  Greg.  Tour.  Hist.  Fr.  III  6.  Es  handelt  sich  um  den  Blutrache- 
feldzug der  Söhn  Chlodwigs  und  ihrer  Heere  gegen  die  Burgunderfürsten 
Sigimimd  und  Godomar.  Der  Frankenkönig  Chlodomer  wird  dabei  von 
den  Burgimden  in  einen  Hinterhalt  gelockt  und  erschlagen.  „Cuiua 
amputatum  caput  et  conto  defixum  elevant  in  sublimi."    Entartungsformon 
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zeremoniell  bei  der  Hinrichtung  von  Verbrechern.^^  Aus 
all  dem  geht  heiTor,  daß  die  Anwendung  von  Opferhand- 
lungen bei  der  Ahndung  privater  Rechtsbrüche  mit  ihrer 
Verfolgung  im  Fehdewege  ebensowohl  vereinbar  ist,  wie  bei 
Achtfällen  mit  der  Ursprünglichkeit  der  Friedlosigkeit.^^  Ein 
sakrales  Strafrecht  aber,  mag  es  auch  der  Opferung  des 
Tempelschänders  oder  ähnlicher  Verächter  der  Götter  zu- 
grunde liegen ^^,  kann  jedenfalls  aus  dem  Auftreten  des  Opfer- 
todes allein  nicht  erschlossen  werden. 

Ein  Vordringen  des  Sühnbarkeitsgedankens  aber  auf 
Kosten  der  Acht  anzunehmen  ist  —  vereinzelte  Ausnahmen 
zugegeben  —  wenig  überzeugend  ^^  und  durch  die  geschicht- 
lichen Tatsachen  keineswegs  gefordert.  Von  der  Gestaltung 
handhafter  Rache  und  den  Erscheinungen  des  Preisgabe- 
verfahrens abgesehen^^,  stützt  sich  jene  Meinung,  wie  es 
scheint,  vornehmlich  auf  die  Rolle,  die  der  warg-Begriff  und 
seine  Ableitungen  in  der  Rechtssprache  auch  des  germa- 
nischen Südens  spielen.««    Allein  Schlüsse  in  dieser  Rich- 

dieser  rituellen  Handlung  Jbietet  das  Kriegs-  und  Rachewesen  allenthalben. 
Neben  den  bei  v.  Ma'u^rer  (Vorles.  V,  53)  gebotenen  altnordischen 
Beispielen  sei  hier  ein  altenglisches  erwähnt.  Von  dem  in  der  Schlacht 
von  Evesham  1265  gefallenen  Simon  von  Monlfort,  Grafen  von  Leicester, 
berichtet  die  Chronica  maiorum  et  vicecomitum  Londoniarum  (mitgeteilt 
bei  Schultz,  Das  höf.  Leben  II,  265,  n.  1):  „Caput  —  —  —  abscisum 
fuit  a  ;oorpore  et  testiculi  sui  abscisi  fuerunt  et  appensi  ex  utraque  parte 
nasi  sui,  et  ita  missum  fuit  caput  suum  uxori  domini  R.  d.  M.  —  — 
Pedes  vero  et  Uianus  sui  abscisi  fuerunt  et  missi  per  diversa  loca  inimi- 

eis  suis  ad  inagnum  dedecus  ipsius  defuncti;  truncus  autcm  corporis 

datus  est  sepulture  .  .  .". 

"   Vgl.  V.  Amira,  Grundriß,  241. 

*'   Insoweit  glaube  ich  Brunner  (s.  oben  n.  36)  folgen  zu  können. 

^'  An  solche  Fälle  imag  bei  der  vereinzelten  Erwähnung  rechts- 
fönnlicher  Verurteilung  zum  Opfertode  im  Norden  (vgl.  v.  Maurer, 
a.  a.  0.  38)  gedacht  werden. 

**  Gegen  eine  Verdrängung  der  Acht  durch  die  Sühne  spricht  am 
entschiedensten  der  Charakter  dieser  selbst.  Sie  ist,  wie  sich,  in  ihren 
Grundlagen   zeigt,    Fehdesühne,   nicht   Achtsühne.      Vgl.   unten   Kap.    II. 

"  Über  diese  vgl.  das  oben  Gesagte  und  unten  Teil  II  und  III. 

"  Vgl.  V.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  46  f.,  Br,unn,'ei*,  RG.  I,  234,  242. 
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tung  würden  sich  höchstens  da  ziehen  lassen,  wo  ein  reines 
Privatdelikt  in  Verbindung  mit  der  warg-Vorstellung  be- 
gegnete. Das  trifft  zwar  für  die  Gleichung  warg  =  latro«i  zu. 
Gerade  hier  aber  trägt  das  Wort,  wie  auch  sonst  gelegentlich, 
unzweifelhaft  seinen  ursprünglichen  Sinn  von  „Würger", 
nicht  den   abgeleiteten   eines    friedlosen  Mannes.^^ 

61  Vgl.  V.  Amira,  a.  a.  0.;  Grimm,  RA.,  335. 
*"  A.  M.  V.  Amira   (Zweck  u.  Mittel,   48  u.  n.  92),   welcher  den 
fränkischen  Wortsinn  des  warg  als   Einengung  der   weiteren  Bedeutung 
von  „Ächter"  faßt.     Ich  kann  mich  nicht  davon  überzeugt  bekennen,  und 
gebe  hier  die  Begründung  meiner  abweichenden  Meinung.    Nach  Sidonius 
Apollinaris  (ep.  I  4)  bezeichneten  die  Franken  die  latrunculi  „wargorum 
nomine",  d.  h.  also:  „wargus  war  gleichbedeutend  mit  Räuber.     Vom 
täglichen   Sprachgebrauche   ausgesagt,   kann   das   aber  nicht   als   „fried- 
los" gedeutet  werden,  da  diese  Bezeichnung  keinesfalls  ein  Chcirakteristi- 
kum  des  Straßenräubers  allein  gewesen  wäre.     Vielmehr  kann  der  Aus- 
druck hier  nur  in  seinem  unmittelbaren  Wortsinn  genommen  werden,  wie 
warcengel,  wergel  noch  im  Mittelhochdeutschen  den  Räuber  unter  den 
kleinen  Vögeln,  den  Würger  oder  Neuntöter  bezeichnete  (Benecke,  WB.  3^ 
524).     Das  Fränkische  scheint  aber  nicht  nur  für  Räuber  ein 
„warg",   sondern  auch   für  rauhem  eim   „wargjan"  gekannt  zu 
haben.    Denn  L.  Sal.  39,  3  bietet  in  der  Hss.-Gruppe  Hesseis  7 — 9  die 
Gleichung  „plagiavit  hoc  est  wargav(er)it".     Damit  steht  der  aktive 
Wortsinn  wohl  außer  Zweifel.     Gleich  dem  alt-  und  mittelhochdeutschen 
„hellewark"    (vgl.    Graff,    Sprachsch.    I,    980,    Benecke,    1.    c.)    gehen 
aber    auch    nordische    Bezeichnungen    wie     mord-,  brennu-,   pod-,  grid-, 
gorvargr   (vgl.   v.   Amira,   a.   a.    0.,   47)   offenbar   vom   unmittelbarsten, 
aktiven     Sinne     als     „Würger"     aus,     nicht     aber     vom     abgeleiteten, 
passiven    eines    friedlosen,    zu    verfolgenden    Menschen.      Dahingestellt 
bleibt,     ob     got.    vargi{)a    für     Verurteilung     wirklich     von     der     ab- 
geleiteten varg-Bedeutung  stammt  oder  nicht  vielmehr,  wie  as.  vargida, 
districtio    bedeutet    und    dem    unmittelbaren    Wortsinn    des    Würgen«, 
Zwingen«  entnommen  ist. 

Ohne  Beziehung  zur  Acht,  wie  der  „Würger",  ist  übrigens  auch  der 
„Waldgänger"  dem  fränkischen  Sprachgobrauche  bekannt.  Denn  der 
,, malus  homo,  qui  per  silvas  vadit"  im  Edikt  Chilperichs  (9)  ist  m.  E. 
nicht,  wie  v.  Amira  (a.  a.  0.  48)  annimmt,  der  , .Achter,  der  bußlos 
erschlagen  werden  darf";  wird  er  doch  gerade  deshalb,  weil  er  sich 
durch  Flucht  in  den  Wald  der  Einlassung  entzieht,  vom  Könige  erst 
auf  nunmehrige  Klage  des  Grafen  geächtet  und  darf  jetzt  erst  bußlos 
getötet  werden  I 
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Auch  innere  Gründe  werden  sich  für  jene  Meinung 
schwerlich  beibringen  lassen.  Nimmt  man  (mit  den  bis- 
herigen Ausführungen)  an,  daß  Acht  und  Sühnezwang  gegen- 
über der  Fehde  zwei  durchaus  wahlweise  und  gleichgeord- 
nete Möglichkeiten  eines  staatlichen  Eingriffs  darstellen,  so 
muß  es  auch  als  denkbar  erscheinen,  daß  von  vornherein 
der  nordische  Rechtskreis  mehr  dem  einen,  der  süd- 
germanische dem  anderen  sich  zugeneigt  habe.^^ 

Auch  darm  übrigens,  wenn  jene  Hypothese  zutreffen 
würde,  wenn  also  tatsächlich  die  Südgermanen  in  einer  vor 
den  Volksrechten  gelegenen  Periode  eine  erheblich  breitere 
Verwendung  der  Friedlosigkeit  gekannt  hätten,  würden  jene 
Wandlungen  den  Bußprozeß  in  seinem  Charakter  als  Fehde- 
lösung kaum  beeinflußt  haben. ^^  Denn  gleich  der  Fehde 
muß  auch  die  Fehdelösung,  die  Sühne,  schon  als  vorstaat- 
liche Einrichtung  bestanden  haben.  Die  etwa  unter  christ- 
lichem Einfluß  den  Sühnefällen  zugewachsenen,  ehemals 
acht^vürdigen  Tatbestände  würden  hier  also  bereits  ein  alt 
eingebürgertes  Sühneverfahren  vorgefunden  haben,  dessen 
Umgestaltung  sie  um  so  weniger  zu  erzielen  geeignet  ge- 
wesen wären,  als  nach  wie  vor  die  eigentlichen  Fehdefälle 
den  Grundstock  der  sühnbaren  Unrechtstaten  gebildet 
haben  würden.^^ 

Für  die  Betrachtung  des  Kompositionsprozesses  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Fehdebeilegung  ergibt  sich  daraus 
die  Gewißheit,  daß  eine  vom  Achtverfahren  ausgehende  Aus- 


*'  Das  scheint  übrigens  auch  Brunner,  RG.  I,  240  u.  II,  585, 
ungeachtet  seines  oben  n.  33  angedeuteten  Standpunktes  anzunehmen. 
Ebenso  Del  Giudice,  La  Vendetta  ;nel  dir.  Longob.,  4  ff.,  y.  Bar,  Ge- 
schichte des  Strafr.,  56  ff. 

'*  Das  tatsächliche  Fortbestehen  des  behaupteten  Zusammen- 
hanges zwischen  Fehdesühne  und  Bußprozeß  wird  zwar  die  nachfolgende 
Untersuchung  erst  zu  bestätigen  haben  (s.  insbes.  unten  Kap.  II).  Gleich- 
wohl darf  diese  Folgerung  unseres  Standpunktes  schon  hier  in  Erörterung 
gezogen  werden. 

"'  Hierüber  vgl.  den  folgenden  Paragraphen. 


41]  235 

Schaltung  oder  irgend  erhebliche  Veränderung  des  Zu- 
sammenhanges zwischen  Fehde,  Fehdesühne  und  volksrecht- 
lichem Bußprozeß  nicht  anzunehmen  ist.  Nach  wie  vor 
mußte  der  Sühneprozeß  der  Fehdelösung  zu  dienen  geeignet, 
für  sie  geschaffen  sein.  Unbedenklich  dürfen  deshalb  seine 
prozessualen  Formen  und  Maximen  unter  diesem  Gesichts- 
punkte erklärt  werden.  Erst  im  Ungehorsamsfalle,  dessen 
Behandlung  daher  aus  unserer  Darstellung  ausgeschlossen 
werden  kann,  tritt  an  die  Stelle  der  Fehde  und  ihrer  Bei- 
legung die  Friedlosigkeit. 

§  2.   Die  Beziehung  zwischen  Fehde  und  Buße. 

Die  Annahme  jenes  oben  (Einleitung)  angedeuteten  Zu- 
sammenhanges zwischen  Fehde  und  Buße,  Fehdesühne  und 
Bußklage  geht  davon  aus,  daß  zwischen  dem  Geltungsbereich 
der  Fehde  und  dem  der  Buße  im  wesentlichen  Deckung  be- 
steht. Das  bedarf  noch  einer  näiieren  Begründung  an  Hand 
der  Quellen.  Freilich  erweist  sich  hier  das  Bild,  das  die 
Volksrechte  gewähren,  nur  als  Querschnitt  durch  eine  in 
vollem  Flusse  befindliche  Entwicklung.  Wie  die  Fehde  einer- 
seits gegen  den  Ausgang  der  Periode  hin  immer  mehr  ein- 
geschränkt wird^,  ja  vereinzelt  schon  dem  Volksrechte  selbst 
fremd  geworden  ist^,  so  muß  sie  anderseits  in  der  Urzeit 
ein  breiteres  Betätigungsfeld  gehabt  haben,  als  in  den  Leges 
zutage  tritt.3  Das  ist  aber  nach  doppelter  Richtung  von 
Belang. 

Nicht  als  ein  Ausfluß  des  Gesamtwillens  lebt  die  Fehde 
weiter,    sondern    in    offener  Kampfstellung  gegen  das    er- 


^  Vgl.  die  unten,  Kap.  II,  Einl.,  gegebenen  Belege;  dazu  Brun- 
ner, RG.   I,  228,  231;  II,  527. 

2  Vgl.  bezüglich  des  westgotischen  und  burgundischen  Rechts  das 
unten  im  III.  Teil  über  das  Preisgabe  verfahren  Ausgeführte;  auch  Brun- 
ner, RG.  II,  529;  Dahn,  Wcstgot.  Studien,  259.  Neucstcns  wird  ein 
Gleiches  vom  ribuarischen  Volksrechtc  behauptet:  Mayor-IIomWerg, 
Die  fränk.  Volksrechte,   I,   166. 

*  So  auch  Brunner,  RG.  I,  231. 
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starkende  Staatswesen,  als  Nachklang  einer  früheren  Zeit. 
Schritt  für  Schritt  wird  sie  eingeengt,  tritt  an  ihre  Stelle  der 
Rechtsschutz  der  öffentlichen  Gewalt.  Wo  deshalb  die  Volks- 
rechte ihrer  gedenken,  da  geschieht  es  nicht,  um  sie  als 
eine  Form  des  Rechtsganges  anzuerkennen*,  sondern  überall 
im  Zusammenhange  mit  Maßnahmen,  die  auf  ihre  Ein- 
schränkung oder  Beseitigung  hinzielen.  Handelt  es  sich 
oft  nur  darum,  die  Einbeziehung  Unbeteiligter  in  die  Ge- 
schlechterfehde zu  verhüten^,  so  lassen  andere  Bestim- 
mungen eine  Beschränkung  des  der  Blutrache  ausge- 
setzten Personenkreises  eintreten*^,  ja,  sie  verbieten  wohl 
auch  ganz,  an  anderen  als  dem  Schuldigen  Rache  zu 
nehmen.''     Im    Verhältnis   der   verfehdeten   Parteien   selbst 


*  Die  Verweisung  auf  den  Fehdeweg  in  L.  Fris.  2,  2  und  11  ist 
Resignation  der  Reehtsiordnung,  nicht  aber  rechtliche  Autorisierung  der 
Rache.     Vgl.  zur  Stelle  Brunner,   RG.   I,  228  f. 

^  Unter  diesen  Gesichtspunkt  ist  z.  T.  auch  die  scharfe  Ahndung  heim- 
licher Tat  miteinzustellen.  Sodann  aber  gibt  L.  Bai.  27  der  zweiten  Hand- 
schriftenfamilie (MG.  Legg.  III,  fol.  350)  eine  höchst  beachtenswerte  Be- 
stimmung :  ,,Si  qnis  homo,  qui  parentem  suum  occisum  vindicare  voluerit,  et 
vicinüs  suüs  vel  alios  parentes  ad  vindictam  invitaverit,  et  alii  sie  secunter 
eum,  quos  non  invitavit,  et  non  fecerint  ibi  quicquam  post  vindicta:  sie 
componere  iudicatum  fuerit  illi,  qui  invitavit:  donet  wadium  pro  se  et 
pro  illis,  quos  invitavit;  illi  vero,  qui  sie  secuti  sunt  non  invitati,  com- 
ponat  unusquisque  cum  12  solidis."  Sie  zeigt  deutlich  das  Bestreben, 
jede  Einmischung  Dritter  selbständig  zu  ahnden,  um  ein  Umsichgreifen 
der  Fehde  nach  Möglichkeit  zu  verhüten.  Ähnlich  setzt  L.  Bai.  IV,  26 
auf  denjenigen  eine  besondere  Buße,  der  einen  Verfehdeten  „qui  a  facie 
inimicorum  suorum  fugerit"  aufhält  und  so  seinen  Verfolgern  die  Rache 
ermöglicht,  ohne  selbst  einen  vernünftigen  Fehdegrund  zu  haben.  Die 
mehrfach  Varianten  Bestimmungen  der  Lex  Salica  und  salischer  Novellen, 
welche  sich  gegen  denjenigen  richten,  der  einen  Gehängten  oder  sein 
Haupt  vom  Galgen  bzw.  von  der  Stange  herabnimmt,  sind  nicht  mit 
einer  verbreiteten  Meinung  (neuestens  Mayer-Homberg,  a.  a.  0.,  163) 
auf  die  Fehde,  sondern  auf  Privathinrichtung  zu  beziehen.  So  offen- 
bar auch  Brunner,  RG.  II,  578  u.  685.  Näheres  darüber  s.  unten  im 
III.  Teil. 

6  So  L.  Sax.  19. 

'  L.  Burg.  2,  1;  L.  Vis.  VI  1,  8  (entsprechend  Frostu{)ingsl.,  Inl.  8). 
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aber  äußert  sich  diese  Bestrebung  des  Staates  in  der  Er- 
zwingung der  Sühne,  die  mit  einem  feierlichen  Friedens- 
gelöbnis abschließt.8  All  das  gibt  naturgemäß  Anlaß,  auch 
in  der  Gesetzgebung  die  tatsächliche  Geltung  der  Fehde 
vorauszusetzen. 

Mit  Unrecht  erblickt  indes  die  herrschende  Meinung 
darin  eine  rechtliche  Anerkennung  i.  S.  eines  subjektiven 
Rechtes,  gewisse  Unrechtstaten  mit  Fehde  zu  beantworten.^ 
Nirgends  sprechen  die  Volksrech'te  von  einem 
solchen  Fehderech i^^   In  der  Quellensprache  bezeichnet 


«  Ed.  Roth.  143.     Vgl.  dazu  unten  Kap.  II,  §  4. 

9  Bemerkenswert  ist,  daß  über  den  Inhalt  des  behaupt^etem. 
Fehderechts  keineswegs  Übereinstimmung  herrscht.  Während  Rogge 
annahm,  es  habe  sowohl  dem  Täter  wie  dem  Verletzten  freigestanden,  die 
Entscheidung  der  Waffen  dem  gerichtlichen  Austrag  vorzuziehen  (Gerichts- 
wesen d.  Germ.,  21),  haben  Wächter  (Beiträge  z.  D.  Gesch.,  249),  Brun- 
ner (RG.  I,  829)  11.  a.  den  Standpunkt  vertreten,  daß  zwar  dem  Verletzten 
die  Wahl  zwischen  Fehde  und  Sühne  offen  geblieben  sei,  daß  aber  der 
Schuldige,  wenn  jener  auf  Buße  klagte,  sich  keineswegs  auf  ein  Fehde- 
recht habe  berufen  können.  Durch  das  Bild  der  nordischen  Quellen  be- 
stimmt ist  die  Meinimg  Wildas  (Strafr.  d.  Germ.,  189),  v.  Maurers  (Über 
angelsächs.  Rechtsverh.,  Krit.  Überschau  III,  27  f.,  s.  auch  Vorles.  V, 
91)  und  V.  Amir>a,s  (Grundriß,  238),  wKmach  das  sogenannte  Fehde- 
r6cht  mit  dem  aus  der  Friedlosigkeit  fließenden  Racherecht  zu  iden- 
tifizieren ist.  Der  Vollständigkeit  halber  sei  endlich  noch  der  von 
Wächter  (a.  a.  0.,  247 f.)  widerlegten  Ansicht  Jarckes  (Handb.  d. 
Strafr.,  I,  15  f.)  gedacht,  wonach  die  Bußschuld  primäre  Schuld 
gewesen  sei,  bei  deren  Nichterfüllung  erst  das  Fehderecht  platzgegriffen 
habe.  Diese  Auffassung  beruht  ebenso  auf  einer  Überschätzung  des 
richterlichen  Sühnezwangs  in  volksrechtlicher  Zeit,  wie  die  \'X)rauf- 
genannten  Meinungen  auf  seiner  Unterschätzung.  Auch  für  sie  gilt 
daher  das  unten  n.  104  Gesagte. 

^^  Ein  solches  wäre  auch  schon  mit  dem  bescheidensten  Ansprüche 
des  Staates  auf  Sühnezwang  imvereinbax.  Da  dioser  aber  —  als  Programm- 
punkt wenigstens  —  schon  in  den  Volksrorhten  hervortritt,  ist  ein  Fehde- 
recht  undenkl>ar.  Geradezu  ausgesprochen  findet  sich  diese  Argutnen- 
tation  in  einer  Erzählung  Gregors  v.  Tours  (Vitae  patr.  8,  7),  auf  die 
So  hm,  Fr.  R.u.GV.,  104  n.  5,  zur  Widerlegimg  der  F'ehderechtsthcorie 
verweist.     Ais  in  der  Nähe  von  Lyon  ein  Mann  erschlagen  worden  war 
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Fehde  lediglich  den  tatsächlichen  Zustand  der  Ver- 
feindungi^  dessen  Folgen  auszugleichen  gerade  die  Auf- 
gabe des  Kompositionsverfahrens  ist.  Denn  das  Wesen 
der  Sühne  besteht  ursprünglich  schlechthin  in  einer  Ver- 
ebnung  aller  in  der  Fehde  geschehenen  beiderseitigen  Ver- 
letzungen unter  Einbezug  der  Anlaßhandlung,  die  den  Streit 
hervorrief;  erst  der  entwickelte  Sühnezwang  läßt  die  ein- 
seitige Bußklage  des  Verletzten  unter  Verzicht  auf  jede  ge- 
waltsame Vergeltung  zur  Regel  werden.  Die  anschaulichen 
Bilder  der  Isländergeschichten  über  Bußverrechnung  ^^^  zu 
denen  Friesland  Seitenstücke  bietet ^^^  geben  daher  den  Buß- 

und  wenige  Tage  darauf  sein  Bruder  am  Totschläger  Rache  nahm,  ließ 
der  iudex  loci  den  Rächer  gefangen  setzen  mit  den  Worten:  „Dignus  est 
leto  hie  scelestus  occumbere,  qui  voluntatis  propriae  arbitrio,  nee  ex- 
spectato  iudice  ausus  est  temere  mortem  fratris  ulcisci".  Vgl.  dazu  die 
Bemerkungen  Sohms  a.  a.  0.  —  Wie  die  Rechtsordnung  verfährt, 
wenn  sie  einen  Selbsthilfeakt  zur  rechtlichen  Institution  erbebem 
will,  zeigt  die  Gestaltung  des  Hianidhaftverfabrens  (vgl.  unten  II.  Teil). 
Das  Fehlen  aller  und  jeglicher  Kautelen  für  eine  Feststellung  der  Be- 
rechtigung der  Fehdeübung  zeigt  klar,  daß  im  Gegensatz  zur  hand- 
haften Tötung  (oder  etwa  zu  den  Schüttungsnormen)  bei  Fehdeakten  eine 
rechtlich  sanktionierte  Handlung  überhaupt  nicht  vorlag. 

11  Ed.  Roth.  45  (vgl.  auch  326):  „Faida  hoc  est  inimicitia".  Dazu 
Osenbrüggen,  Strafr.  d.  Lang.,  3;  s.  auch  v.  Amira,  Grundriß,  237  f.; 
Brunner,  RG.  I,  221f.;  Schröder,  RG.  76,  80f.;  His,  Strafr.  d. 
Friesen,  201  f. 

12  Vgl.  Heusler,  Strafr.  d.   Isländersagas,  89  ff . 

13  Vgl.  His,  Strafr.  d.  Friesen,  203  f.  und  das  in  Beil.  1  daselbst 
mitgeteilte  Quellenstück.  Der  Umstand,  daß  hier  für  jede  einzelne  Tat 
und  deren  Vergeltung  das  Friedensgeld  eingezogen  wurde,  zeigt  deutlich, 
daß  an  prinzipielle  Bußlosigkeit  der  Fehdeakte  nicht  zu  denken  ist, 
vielmehr  nur  an  eine  faktische  solcher,  hinsichtlich  deren  ein  Gegen- 
posten bestand.  Denselben  Schluß  wird  man  aber  auch  aus  L.  Fris.  Add. 
Sap.  1,  1/2  ziehen  müssen.  Denn  W6nn  His,  a.  a.  0.  207,  annimmt, 
daß  danach  prinzipielle  (nicht  nur  kompensatorische)  Straf-  und  Buß- 
losigkeit gegolten  habe,  wiewohl  doch  für  die  Racheakte  in  jedem  Falle 
ein  Friedensgeld  erhoben  wurde,  so  widerspricht  das  nicht  nur  dem 
Wesen  des  fredus  nach  der  herrschenden,  auch  hier  vertretenen  Meinung 
(s.  unten  S.  260  [66  d.  Abb.]  und  n.  103  das.);  sondern  wohl  auch 
seiner  eigenen   Deutung  als   Friedenseinkaufsgeld,      War  der  Verfehdete 
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Skalen  der  Volksrechte,  in  denen  mit  ins  einzelne  gehender 
Genauigkeit  jede  Verletzung  als  ein  Rechnungsposten  er- 
scheint, ein  unschätzbares  Relief.  Daß  auch  im  Bußver- 
fahren gegenseitig  verrechnet  \vurde,  geht  aus  einzelnen 
Stellen  der  Leges  selbst  hervor.  Man  betrachte  etwa  Bestim- 
mungen wie  Rothari  352,  wonach  derjenige,  der  einen 
Schweinehirten  erschlug,  sofern  dieser  auch  seinerseits  zu- 
geschlagen hatte,  befugt  war,  der  Totschlagsbuße  seine 
Wundbußenrechnung  entgegenzusetzen : 

„nam  si  fecerit  piagas  aut  feritas  [porcarius],  arbi- 
trentur  et  conponantur". 
Ähnlich  verlangt  Rothari  353  Verrechnung  bei  Schlaghändeln 
zwischen  Hirten  verschiedener  Herren.^*  Auch  die  zeit- 
genössischen Geschichtsschreiber  bestätigen  diese  Deutung 
der  Sühne.  Nach  beiderseitiger  Befehdung  schließen  die 
beiden  Frankenkönige  Gunthram  und  Chilperich  583 
Friedeni^ : 

„pollicentes  alter  ab  alterutrum,  ut,  quicquid 
sacerdotes  vel  seniores  populi  iudicarent,  pars  parte 
conponeret,  quae  terminum  legis  excesserat".^^ 

friedlos,  so  konnte  auf  seine  Erschlagung  durch  den  Bluträcher  unmöglich 
eine  Brüche  gesetzt  werden.  War  er  aber  trotz  seiner  eigenen  Schuld 
im  Frieden,  so  konnte  die  geübte  Blutrache  nicht  anders  wie  jede  Tötung, 
d.  h.  nur  mit  Wergeld  und  fredus  zugleich,  gesühnt  werden.  Wenn 
trotzdem  für  die  unmittelbare  Vergeltung  nur  fredus  zu  verfallen  scheint, 
so  kann  dies  nur  im  Sinne  einer  wechselseitigen  Büß  Verrechnung,  die 
dann  natürlich  den  fredus  unberührt  läßt,  gedeutet  werden.  Eine  Paral- 
lele hinsichtlich  der  Buße  bietet  L.  AI.  44.  Vgl.  Brunner,  RG.  II, 
522   n.  3. 

1*  Ed.  Roth.  353:  „Si  duo  porc^rii  inter  se  battederint  aut  scan- 
dalum  commiserint,  piagas  laut  feritas  ronjyonatur;  nam  aüa  culpa  non 
requiratur".  Es  widerspricht  dern  of f cn l>ar«ia  Zusamincnhaugo  beider 
Stellen,  wenn  die  Glosse  des  Lib.  Pap.  Ed.  Roth.  352  für  den  ersten 
Fall,  sofemc  der  Hirte  zuvor  zugeschlagen  liatte,  nur  einsoiligc  Buli 
schuld  seines  Herrn  (statt  der  Verrcclmung)  aus  dem  Go3<itze  herausliest. 

»•'  Greg.  Tut.  Hist.  Fr.  6,  31. 

^^  Auf  den   ersten   Blick   scheint   es,   als   sei   nur  von   einer   Buß- 
leistung eines  schuldigen  Teiles  die  Rede.     Merkwürdig  wäre  daiui  nur, 
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Noch  deutlicher  ist  ein  Bericht  Fredegars  (4,  68).  Auf  die 
Bußforderung  für  Erschlagung  fränkischer  Kaufleute,  die 
Dagobert  I.  durch  Iseinen  Gesandten  dem  Slawenfürsten  Samo 
melden  läßt,  macht  dieser  Gegenrechnung  auf 

„placita  vellens  instituere  de  hys  et  alies  inten- 

cionibus,  que  inter  partes  orte  fuerant:  iustitia  redde- 

retur  in  invicem**. 

Die  Weiterentwicklung  dieses  Gedankens  führt  dann 
allerdings  zu  Sätzen  typischer  Ausgestaltung.  Wo  näm- 
lich Wergeid  gegen  Wergeid  steht,  erhält  die  Fehdetat  den 
Charakter  einer  hußlosen  Tat^^  wenigstens  da,  wo  die  Ver- 
geltung über  die  beiden  Beteiligten  nicht  hinausgriff :  bei  der 
Rache  am  Täter. ^^  Da  aber,  wo  eine  leichtere  Buße  gegen 
das  Wergeid  zu  Buche  stand,  mußte  dieses  schließlich  den 
Charakter  einer  geminderten  Buße  erlangen.  Der  Rechen- 
vorgang,  der  isich  vordem  dem  besonderen  Einzelfalle  an- 


daß  keiner  Üer  Könige  weiß,  wer  der  Schuldige  ist,  so  daß  das  Gedinge 
beiderseits  geleistet  wird.  Da  aber  in  Wahrheit  auf  beiden  Seiten 
Fehdehandlungen  voraufgingen,  kann  der  Vertrag  nur  den  Sinn  haben, 
daß  jeder  Teil  da,  wo  er  rechtswidrig  gehandelt  hatte,  nach  dem  Ur- 
teil der  Schiedsleute  büßen  sollte.  Eine  ähnliche  gegenseitige  Verrech- 
nung, dort  freilich  in  summarischer  Weise,  bietet  der  Bericht  Greg.  Tur. 
Hist.  Fr.  7,  47. 

1'  Als  „büß-  und  straflose  Tat*'  bezeichnet  den  Akt  gerechter  Fehde 
Schröder,  RG.,  81;  ähnlich  Brunner,  RG.  I,  222.  Daß  gerade  der 
Verrechnungsgedanke  dies  Ergebnis  bewirkt,  liegt  noch  in  einem  späten, 
von  Brunner,  RG.  II,  527  n.  2,  angeführten  Quellenzeugnis  ausgedrückt, 
wenn  dort  der  Bluträcher  seines  Vaters  als  schuldlos  erscheint,  weil  er 
„vicem  reddidit  patris  mlorti".  Vgl.  auch  die  oben  zitierte  Stelle 
L.  Bai.  8,  1. 

18  Die  von  Brunner,  RG.  I,  222  f.,  für  die  Bußlosigkeit  der  Fehde- 
tat angeführten  Quellenbelege  gehören  denn  auch,  soweit  volksrechtlich, 
ausnahmslos  dem  Gebret  handhafter  Rache  am  Täter  an.  Die  Rache 
an  anderen  Sippegenossen  konnte  eine  Verschiebung  der  Bußberechtigten 
Cjedenfalls  hinsichtlich  der  Erbsühiw)  'ziur  Folge  haben  und  mochte  wohl 
deshalb  zu  restlosem  Wettschlagen  nicht  geeignet  sein.  Anders  freilich 
in  Island,  wo  zwischen  den  beiden  Parteien  unterschiedslose  Gesamt- 
verrechnung erfolgt.     Vgl.  Heusler,  a.  a.  0.  insbes.  93  ff . 
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paßte,  erhält  ein  summarisches  Gepräge  und  wächst  in  die 
Bußnorm  hinein,  indem  so  ein  neuer  Begriff  für  die  auf 
Herausforderung  geübte  Tat  geprägt  wird.  Darauf  beruht 
die  Neuerung  des  homicidium  se  defendendo,  das  in  seiner 
ältesten  Gestalt  eine  Schöpfung  volksrechtlicher  Buß- 
technik ist.i^ 

Daß  im  übrigen  keineswegs  Bußlosigkeit  der  in  Fehde, 
selbst  in  Blutrache  verübten  Tat  gegolten  hat 20,  zeigt  die 
schon  erwähnte  bayrische  Bestimmung  (L.  Bai.,  Text  II, 
cap.  27)  über  den  Bluträcher,  „qui  parentem  suum  oc- 
cisum  vindicare  voluerit",  und  zu  diesem  Zweck  seine  Sipp- 
schaft aufgeboten  hat: 

„sie  conponere  iudicatum  fuerit  illi,  qui  invitavit 

[seil,  parentes  ad  vindictam] :  donet  wadium  pro  se  et 

pro  illis,  quos  invitavit". 

19  Vgl.  darüber  Brunner,  R(i.  II,  630  f.  Von  den  Volksrechten 
ist  hierher  in  erster  Linie  die  Chindobaxia  zu  nennen.     L.  Burg.   II  (De 

homicidiis),  2:  „si  .  .  forte —  —  ictibus  verbenim  aut  vulneribus 

arguatur  et,  dum  secjuitur  percutientem  —  —  —  occiderit,  —  —  — 
medietatem  pretii  secundum  qnalitatem  personae  occisi  parentibus  cogatur 
exsolvere".  Nach  Liutpr.  20  soll,  wer  eineai  andern  „[ad]  se  defenden- 
dum"  tötet,  die  von  Rothari  angedrohte  Buße  erlegen.  Die  angerufene 
Bestimmung  ist  im  Edikt  Rotharis  nicht  erhalten.  Allein  wenn  Tötung 
aus  Ungefähr  zur  einfachen  Wergeldza-hlmig  verpflichtete  (Roth.  387), 
so  dürfte  die  Tötung  auf  Herausforderung  kaum  höher  gebüßt  worden 
sein.  Da  aber  Liutprand  die  Buße  für  vermessentlichen  Totschlag  in 
Vermögenseinziehung  verwandelt  hatte,  bedeutet  diese  Bestimmung  auf 
jeden  Fall  eine  erhebliche  Milderung  der  Totschlagsstrafe  beim  homi- 
cidium se  defendendo.     Vgl.  dazu  Ose;nbrüggen,  Strafr.  d.  Lang.,  65  ff . 

20  Ein  aus  (relativer)  Friedlosigkeit  hergeleitetes  'Fehderecht,  das 
dem  Verletzten  und  dessen  Sippe  gestaltete,  den  Schuldigen  allein  bußlos 
zu  töten,  widerstreitet  dem  Charakter  der  Geschlechterfehde  als  eines 
Kampfes  zwischen  den  beiden  verfeindeten  Sippen,  wie  ihn  Brunn  er 
selbst  (RG.  I,  223  f.)  so  treffend  gezeichnet  hat.  Ein  derarfiges  Hecht 
ab<T  gegenüber  der  ganzen  Sip]K^  des  Täters  wäre  eine  rechtliche 
Monstrosität  und  würde  auf  leichtere  Delikte  .schwerere  Folgen  laden  als 
auf  die  schwersten  achtwünligen  Fälle  Es  bleibt  also  nur  die  hier 
gewählte  Auslegung:  die  Tötung  des  Schuldigen  in  Blutrache  hob  Wer- 
gehianspruch  auf  —  nicht  entgegen,  sondern  gerade  infolge  des 
Verrechnungsgrundsatzes. 
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Noch  viel  weniger  koiuite  natürlich  dem  Befehdeten  zuge- 
mutet werden,  die  Fehde  wehrlos  über  sich  ergehen  zu 
lassen.-i 

Mit  der  Annahme  oder  Ablehnung  eines  Fehderechts 
steht  und  fällt  nun  allerdings  auch  die  exakte,  weil  rechtlich 
faßbare  Abgrenzung  der  fehdewürdigen  Tatbestände.  Trotz- 
dem muß  hier  versucht  werden,  ein  genaueres  Bild  über 
die  tatsächliche  Erstreckung  des  Fehdewesens  zu  gewinnen, 
wenn  anders  die  eingangs  gestellte  Aufgabe  nicht  ungelöst 
bleiben  soll.  Allein  die  Frage  kann  nur  in  dem  Sinne  ge- 
stellt und  verstanden  werden,  in  welchem  Umfange  nach 
der  auf  Gleichförmigkeit  der  Anschauungen  be- 
ruhenden Sitte  der  Frühzeit  Unrechtstaten  herkömm- 
lich Fehde  auslöste,!!  und  insofern  als  (typische)  Fehde- 
fälle bezeichnet  werden  können  und  konnten.22 

Einstimmigkeit  der  Quellenzeugnisse  wird  freilich,  aus 
dem  eingangs  gezeigten  Grunde,  auch  dann  nicht  zu  erwarten 
sein.  Nicht  alle  Volksrechte  zeigen  die  tatsächliche  Geltung 
der  Fehde  in  gleichem  Umfange.  Allein  angesichts  der 
ständig  zunehmenden  'Einengung  des  Fehdewesens  kann  der 
Umstand,  daß  Fehdefälle  des  einen  Volksrechtes  in  anderen 
primär  als  Bußfälle  23  begegnen,  nichts  weiter  besagen,  als 

21  So  Wilda,  Strafr.  d.  Grerm.,  1891  Dagegen  schon  Waitz, 
VG.  P,  434,  Del  Gitadice,  La  Vendetta  nel  dir.  longob.  7,  und,  mit 
treffendem  Hinweis  auf  die  Parallele  des  Völkerrechts,  Siegel,  GV.  I,  18. 

22  Die  Frage  könnte  für  das  Gebiet  des  Zweikampfs  noch  heute  in 
diesem  Sinne  gestellt  werden.  Die  oft  geforderte  Verschärfung  der  Be- 
leidigimgsstrafen  oder  etwa  die  Einführung  oder  Anerkennung  berufs- 
ständischer Ehrenräte  zur  Verhütung  des  Puells  hätte  sich  ^enau  so 
auf  das  durch  Sitte  und  Anschauung  deutlich  umgrenzte  Gebiet  duell- 
würdiger Fälle  einzustellen,  wie  es  das  alte  Recht  bezüglich  der  Fehde 
zu  tun  hatte,  ohne  doch  damit  ein  Duellrecht  anzuerkennen.  —  Die 
Einstellung  lediglich  auf  die  typische  Gestaltung  ist  dem  germanischen, 
wie  übrigens  wohl  jedem  primitiven  Rechte  ureigentümlich.  Vgl.  Zal- 
linger,  Wesen  u.  Ursprung  des  Formalismus  (1898),  7  ff.,  H.  Meyer, 
Publizitätsprinzip,  84  ff. 

23  Über  die  Anwendung  der  Rachepreisgabe  oder  Todesstrafe  bei 
typischen  Fehdefällen  vgl.  unten  den   III.  Teil. 


4Ö]  243 

daß  letzternorts  die  Fehde  wegen  sol.cher  Tat  bereits  unter- 
drückt und  statt  ihrer  nur  noch  Bußklage  zugelassen  war. 
Entscheidend  muß  sein,  nicht  beim  einzelnen  Quellenzeugnis 
stehen  zu  bleiben.  Geht  man  vielmehr  auf  die  dahinter- 
stehenden strafrechtlichen  Grundgedanken  zurück,  so  wird 
deren  Einheitlichkeit  es  gestatten,  etwa  offenbleibende 
Lücken  wenigstens  mit  Wahrscheinlichkeitswert  zu  er- 
gänzen. 

Im  Kreise  der  privaten  Rechtsgüter  treten,  dem  Geiste 
des  germanischen  Rechts  gemäß,  drei  Interessenkomplexe  be- 
sonders hervor:  die  rechtlich  geschützte  Persönlichkeit,  die 
Personenherrschaft  oder  Munt  und  die  Sachherrschaft.  Es 
wird  sich  zeigen,  daß  jeder  dieser  drei  Inbegriffe  zu  seinem 
Schutze  gegen  gewisse  Verletzungshandlungen  die  Fehde  zu 
Hilfe  nimmt.  Trotzdem  erscheint  die  Fehde  selbst  immer  als 
eine  Ausstrahlung  der  Heiligkeit  der  Person.  Denn  da  ihr 
Grundton  Rachebedürfnis  ist,  dieses  aber  stets  dem  Be- 
wußtsein der  Mißachtung  entspringt,  liegt  ihr  Ursprung  im 
Gefühl  des  Vergewaltigtwerdens  an  sich,  nicht  etwa  in  der 
Einbuße  an  Munt-  oder  Sachherrschaft.  Daher  rührt  es, 
wenn  schon  im  ältesten  Rechte  zwischen  Fehde  und  Schad- 
loshaltung, Sühne  und  Schadenersatz  geschieden  wird. 2*  Da- 
her rührt  aber  ferner  auch  die  strengere  Büßung  der  bos- 


24  Mit  voller  Deutlichkeit  scheidet  L.  Bai.  12,  11  u.  12,  sowie 
22,  1  zwischen  Schadenersatz  und  Kränkuiigsbuße.  Auch  die  frän- 
kischen Volksrechte  trennen  bei  Schädigungsdelikten  (Raub,  Diebstahl, 
Brandstiftung  u.  dgl.)  den  Sachwert  als  capiLale  von  der  Buße.  Daß  hier 
uraltes  Recht  vorliegt,  darf  wohl  aus  der  überraschenden  Parallele  des 
nordischen  Quellenkreises  erschlossen  werden.  Ich  meine  die  {)okkaböt 
des  Nordens,  die  ebenfalls  neben  dem  Wertersatz  als  Kränkungsbußo 
ausgesetzt  ist.  Hierher  gehört  femer  die  öfundarbot  des  altnordisclx'ji 
Hechts  (v.  Amira,  Vollstreckungsverf.,  7).  Vgl.  dazu  Wilda,  Strafr.  d. 
Crtirm.,  347  f.,  351  ff.  Unzweifelhaft  muß  auch  die  Doppelbuße  der  faida 
und  anagrift  des  langobardischen  Kdikts  (das  Nähere  s.  unten  Text 
und  n.  102)  in  diesen  Zusammang  gestellt  werden;  ebenso  zerfiel  das 
langobardische  Neungeld,  wie  Roth.  2  und  163  zeigt,  in  Achtgeld-Buße 
und  Sachersatz. 

DeuUchrechtllche  Beltrtge     X.  2.  17 
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hafteren:  der  heimlichen  Tat^^,  die  in  einer  Erschwerung 
der  Sühnebedingungen  gipfelt  (wie  im  germanischen  Norden 
entsprechend  in  einer  Verschärfung  der  Friedlosigkeit).  Das 
Sühnegeld  wird  hier  vervielfacht,  so  daß  gewisse  Tatbe- 
stände durch  Hochbußen  ausgezeichnet  sind,  die  sie  doch' 
nur  dem  Grade  der  Sühnung,  nicht  ihrem  Wesen  nach'  vom 
einfachen  Bußfalle  unterscheiden. ^g  Daraus  folgt,  daß  überall 
da,  wo  schon  die  offene  Tat  Fehde  erzeugt,  dies  ohne 
weiteres  auch  von  der  heimlich  vollführten  gelten  kann,  so- 
fern sich  nicht  erweist,  daß  hier  eine  wesensverschiedene 
Verschärfung  des  Vergeltungsgedankens,  nämlich  die  Ein- 
reihung unter  die  Achtfälle  stattgefunden  hat.^' 

Der  Rechtsschutz  der  Person,  den  man  in  einem 
weiteren  Sinne  als  Mannheiligkeit  wird  bezeichnen  dürfen ^s, 
gewährleistet  die  Unverletzlichkeit  von  Leib  und  Leben, 
Freiheit 29  und  Ehre.  Und  demgemäß  wendet  er  sich  gegen 
Tötung,  Körperverletzung,  Freiheitsberaubung  und  Be- 
leidigung. 

Unter  den  Tötungsdelikten  steht  der  Totschlag  als 
Fehdefall  außer  Zweifel^«    Dagegen  konnte  für  den  Mord 


25  Diese  Erscheinung  ist  so  natürlich,  daß  sie  auch  bei  Völkern,  die 
—  wie  die  Römer  —  Friedlosigkeit  wegen  privater  Rechtsgüterverletziing 
ini  allgemeinen  nicht  kennen,  im  Privatstraf  recht  der  Bußen  wiederkehrt. 

26  Entwicklungsgeschichtlich  gesehen  drängt  sich  die  Annahme  auf, 
daß  der  Staat  zunächst  nur  das  Ungefährwerk,  nächstdem  die  offene 
Unrechtstat  und  erst  zuletzt  auch  die  heimliche  Tat  unter  Sühnezwang 
zu  stellen  vermochte,  so  daß  die  Hochbüße  für  heimliche  Tat  die  De- 
markationslinie für  eine  sekxindäre  Erstreckung  des  Sühnegedankens 
ergeben  würde.  Über  die  vielfach  auch  als  Hochbußen  gestaltet-en 
Losungsbußen  vgl.  das  unten  im  III.  Teil  Ausgeführte. 

2'^  Über  Fälle,  in  denen  dies  geschah,  vgl.  oben  §  1  n.  12  und 
unten  n.  67  dieses  §. 

28  So   Schröder,   RG.    78. 

29  Dalier  denn  nordgermanische  Quellen  Mannheiligkeit  auch  gerade- 
zu für  Freiheit  gebrauchen.     Schröder,   a.  a.   0.,  51. 

30  Brunner,  RG.  I,  227,  Schröder,  RG.  75  f.,  His,  Strafr. 
d.  Friesen    207. 
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da,  wo  er  (als  Meinwerk)  Friedlosigkeit  nach  sich'  zog,  die 
Geschlechterfehde  nicht  in  Frage  kommen.^i  Sollte  sich  diese 
dennoch  bezeugt  finden,  so  ist  daraus  umgekehrt  zu 
schließen,  daß  hier  der  Mord  keine  Friedlosigkeit  zur  Folge 
hatte.  Das  ist  beim  sächsischen  Volksrechte  der  Fall 
(L.  Sax.  19) : 

„Si  mordtotum  quis  fecerit,  componatur  primo  in 
simplo  iuxta  conditionem  suam,  cuius  mulctae  pars 
tertia  a  proximis  eius,  qui  facinus  perpetravit,  com- 
ponendaest,  duae  vero  partes  ab  illo;  et  insuper  octies 
ab  eo  componatur,  et  ille  ac  filii  eius  soli  sint 
faidosi." 

Neben  der  besonderen  Regelung  über  die  Aufbringung 
der  Buße  32  besteht  die  Neuerung  dieses  Gesetzes  offenbar 
in  einer  Einengung  der  Blutrache,  die  einst  die  ganze  Sippe 
traf,  auf  den  Täter  und  dessen  Söhne.^^  Als  Erinnerung  an 
die  einst  weitere  Erstreckung  der  Fehde  bleibt  aber  die  Bei- 
schußpflicht  der  Gesippen  in  Höhe  eines  Drittels  des  Wer- 
geides. Für  das  sächsische  Rechtsgebiet  steht  mithin  das 
Platzgreifen  einer  (von  der  Friedlosigkeit  zu  scheidenden) 
Mordfehde  ganz  außer  Frage. 

Es  ist  aber  überhaupt  nicht  gerechtfertigt,  wo  Spuren 
der  Blutrache  in  den  Volksrechten  begegnen,  diese  sei  es  ein- 


31  S.  den  Gegensatz  bei  Brunn  er  (RG.   I,  240)  dargestellt. 

32  Sollte  auch,  wie  mehrfach  angenommen  wurde  (vgl.  Wilda, 
a.  a.  0.  394  n.  1,  und  —  bezüglich  der  analogen  Erscheinung  in  L. 
Fris.  20,  2  —  V.  Richthofen,  Lex  Frisionum,  Fraef,  35),  die  Verneun- 
fachimg  des  Wergeids  karolingische  Neuerung  sein,  so  ist  doch  in  diesem 
Falle  die  vormalige  Geltung  von  Friedlosigkeit  nichtsdestoweniger  aus- 
geschlossen. Derm  sonst  wäre  die  Beschränkung  der  Fehde  auf  den 
Täter  und  seine  Söhne  unerklärlich,  da  die  Friedlosigkeit  das  Sippeband 
löst.     S.  Brunner,  RG.   1,  233  f.  u.  240. 

33  Vgl.  die  Ausführungen  Wildas  (a.  a.  0.)  gegenüber  Gaupp, 
Das  Recht  der  alten  Sachsen,  116  f. 

17* 
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seitig  auf  Totschlag  zu  beziehen,  sei  es  sie  im  Fall  des 
Mordes  als  rechtlich  sanktionierte  Achtfolge  aufzufassen.^* 
Noch  weiter  spannt  sich  der  Kreis,  der  für  die  Mordfehde 
Zeugnis  gibt,  wenn  man  die  Bestimmungen  der  Volksrechte 
über  Tötung  durch  gedungene  Leute  auch  auf  Mord  ausdehnt. 
Das  scheint  mir  aber  geboten  zu  sein.^^  Denn  einerseits  ist 
an  all  jenen  Stellen  nicht  ein  einziges  Mal  von  offenem  Tot- 
schlag, sondern  stets  nur  von  Tötung  schlechthin  die  Rede. 
Anderseits  lehrt  ein  Blick  in  die  zeitgenössische  Geschichts- 
schreibung, daß  die  Tötung  durch  gedungene  Leute,  von  der 
die  volksrechtlichen  Sätze  handeln,  mit  Vorliebe  sich  in  das 
Gewand  des  Meuchelmordes  hüUte.^c  Daß  nun  in  solchem 
Falle  nicht  Acht,  sondern  Fehde  eintrat,  das  ergibt  sich 
daraus,  daß  in  jenen  Bestimmungen  entweder  ausnahms- 
weise —  bei  Tötung  auf  Fürstengeheiß  —  die  Blutrache  aus- 


^*  Ganz  besonders  gilt  das  von  solchen  Rechten,  die  —  wie  das 
westgotische  und  burgundische  —  nxir  ein  einheitliches  Tötiingsdelikt 
kennen.  Wenn  es  also  in  beiden  Rechten  dem  G-esetzgeber  nötig  er- 
schien, die  Fehde  wegen  Tötung  auf  die  Person  des  Täters  einzuschrän- 
ken (über  diese  Maßnahme  vgl.  unten  III.  Teil),  so  muß  sie  vor- 
dem als  Geschlechterfehde  die  ganze  Sippe  des  Schuldigen  getroffen 
haben,  und  zwar  bei  Mord  wie  bei  Totschlag.  Für  die  dem  Sachsen- 
rechte verwandten  Volksrechte  der  Langobarden  und  Thüringer  wird 
man  sich  schon  darauf  berufen  dürfen,  daß  hier  allgemein  nur  von 
Blutrache  die  Rede  ist.  Liutpr.  13;  L.  Thur.  31.  Wenn  insbes. 
Liutpr.  119  von  „inimicitia  humicidii"  spricht,  so  fällt  darunter  auch  die 
Mordfehde,  um  so  mehr,  als  bei  Rothari  (14)  der  Mord  lediglich  als 
ein  Fall  des  homicidium  behandelt  wird.  Zutreffend  spricht  Schrö- 
der, RG.  352,  von  Fehde  wegen  Tötung;  ebenso  schon  Wächter, 
Beilagen    80,  v.  Richthof en,  Zur  L.  Sax.,  240. 

3^  Daß  der  Anstifter  ein  Interesse  daran  hatte,  nicht  verraten 
zu  werden,  geht  aus  L.  Sal.  28  (De  elocationibus),  1  hervor:  „Si  qiiis 
in  furtum  ahum  locavit"  [seil,  ad  occidendum,  ^aher  Variante:  „ut 
alium  interfitict"].  Dann  hatte  aber  der  Täter,  der  seine  Haut  vor  der 
Sippe  des  Opfers  zu  Markte  trug,  erst  recht  kein  Interesse  daran,  seine 
Tat  auch  noch  zu  verklaren.  Anders  liegt  natürlich  der  Fall,  wo  ein 
Gefolgsmann   seinem   Herrn   im   offenen   Kampf   beisteht.     Aethelst.    42. 

36  Vgl.  etwa  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  2,  27  u.  40;  3,  6  u.  23  4,  28. 
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geschlossen^^  oder  aber  ausdrücklich  der  Anstifter  für  der 
Fehde  verfallen  erklärt  wird.^s 

Unbestritten  scheint  die   Fehdegeltung   wiederum    bei 

37  So  die  beiden  wohl  dem  ältesten  Westgotenrechte  entlehnten, 
daher  gleichartigen  Bestimmungen  in: 

L.  Bai.' 2,  8:  Ed.  Roth  2: 

„Si  quis  hominem  per  iussionem  „Si  quis.  .  .  hominem  per  ipsius 

regis  vel  duci  suo,  .  .  occiderit,  non  [regis]  iussionem  occiderit,  in  nullo 
requiratur  ei  nee  feidosus  sit,  .  sitculpabilis,nec  ille  nee  heredes 
.  .  .  .  sed  dux  defendat  eum  et  eins  quoquo  tempore  ab. .  .  heredes 
filios  ei  US.  .  ."  ipsius  requisitioneni  aut  molestia 

patiatur".  .  . 

38  Dies  der  Fall  in  L.  Fries.  2  (De  Forresni),  durchgewandelt  in 
allen  aus  den  Standesstufen  sich  ergebenden  Möglichbeiten : 

(1)  „Si  nobilis  nobilem  per  ingenium  alio  homini  ad  occidendum 
exposuerit  et  is,  qui  eum  ipccidit,  patria  relicta  profugerit:  qui  cum 
exposuit,  tertiam  partem  leudis  componat." 

(2)  „Si  vero  homicida  non  fugerit,  nihil  solvat,  sed  tantum  ini- 
micitias  propinquorum  hominis  occisi  patiatur,  donec  quomodo  potuerit 
eorum  amicitiam  adipiscatur."  Vgl.  zu  dem  Titel  Brunner,  RG.  I, 
228    n.  43,  229;  His,  Strafr.  d.  Friesen    81. 

Der  Umstand,  daß  der  elocator  nur  ein  Drittel  des  einfachen 
Wergeides  zahlt,  während  auch  nach  L.  Fris.  20,  2  die  Mordbuße  neun- 
faches Wergeid  ist,  beweist  nichts  gegen  die  Anwendung  jenes  Titels 
auf  Mord.  Denn  auch  nach  der  im  Texte  oben  angeführten  Stelle 
L.  Sax.  19  zahlt  die  Sippe  des  Mörders  ebenfalls  nur  ein  Drittel  des  ein- 
fachen Wergeides.  Der  elocator  aber,  der  selbst  nicht  als  Täter  ver- 
klagt werden  kann  (Brunner,  RG.  II,  565,  567),  hat  bei  Entweichen 
des  Täters  die  Rolle  der  Gesippen  (welche  jetzt  primär  haften,  vgl. 
Aethelb.  23)  zu  übernehmen,  wie  etwa  nach  Aelfred  27  die  Schwur- 
brüder (Gildegenossen).  Bleibt  umgekehrt  der  Täter  im  Lande,  so  be- 
hält die  Sippe  desselben  ihre  Beischußpflicht,  und  damit  das  Recht  und 
die  Möglichkeit,  in  die  Sühne  niiteinbezogen  zu  werden.  Mit  der  Sühne 
aber  ist  das  Klagerecht  verbraucht,  gegen  den  elocator  gibt  es  nur  noch 
die  Möglichkeit  der  Fehde,  und  damit  der  privaten  (quomodo  potuerit) 
Sühne.  Hierher  gehört  femer  der  Fall  von  L.  Sax.  18:  „Litus,  si  per 
iussum  vel  consilium  domini  sni  hominom  occiderit  .  .  .,  dominus  com- 
positionem  persolvat  vel  faidain  [> ortet".  Da  hier  der  Mord  nicht 
ausgeschlossen  ist,  im  \inmittelbar  folgenden  §  19  aber  gerade  als 
FchfJefall  auftritt,  dürfte  die  Stelle  auch   für  Mord  gelten. 
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Verwundungen  zu  seines,  denen  Körperverletzungen 
anderer  Art  und  wohl  auch  die  Fälle  der  Lebetisge- 
fährdung*^  an  die  Seite  zu  stellen  sind. 

Von  den  Fällen  der  Freiheitsberaubung  läßt  sich 
der  mildere  Tatbestand  widerrechtlicher  Festnahme  mit 
hinreichender  Sicherheit  als  fehdewürdig  erweisen.  Wie 
nämlich  noch  im  späteren  Mittelalter  die  Entlassung  un- 
schuldig verhafteter  Personen  nur  gegen  Leistung  eines  Ur- 
fehdeeides erfolgte^i,  dessen  Bedeutung  nicht  zweifelhaft  sein 
kann,  so  läßt  eine  Verordnung  Gundobads  über  die  Dieb- 


39  Brunner,  RG.  I,  228,  Schröder,  RG.  80  n.  36;  352;  v. 
Richthtofen,  Zur  Lex  Sax.  265  n.  1.  Abgesehen  davon,  daß  die  Rei- 
se hußpf  licht  der  Sippe,  die  nachmals  auch  bei  Wundfällen  begegnet, 
kaum  anders  als  laus  einstiger  Mifceinbeziehung  der  Sippe  in  die  Unrechts- 
folgen aus  Geschlechterfehde  zu  erklären  ist  (vgl.  Brunn  er,  RG.  I, 
122  n.  52),  kann  hier  auf  das  Zeugnis  Rotharis  (74)  verwiesen  werden, 
der  am  Schluß  seines  Wundbußenkatalogs  erklärt:  „In  omnibus  istaa 
piagas  aut  feritas  superius  scriptas,  guae  inter  hominis  liberos  evenerint, 
ideo  maiorem  compositionem  statuimus  quam  antiqui  nostri,  ut  faida 
quod  est  inimicitia  post  accepta  suprascripta  oompositione  postponatur 
et  amplius  non  requiratur  .  .  .  .,  sed  sit  sibi  causa  finita  amicitia 
manentem".  (Wer  mit  mir  die  Existenz  eines  Fehderechts  ablehnt, 
wird  im  Ergebnis  gegen  den  scharfsinnigen,  wenn  auch  gezwungenen 
Auslegungsversuch  Wildas,  Strafr.  d.  Germ.  193  nr.  6,  wenig  zu  er- 
innern haben.  Auch  wenn  man  mit  ihm  das  „post  accepta  composi- 
tione"  urgiert  und  es  nicht  einfach  gleich  „compositionis  gratia"  setzt, 
bleibt  das  klare  Zeugnis  dieser  Stelle  für  den  unmittelbaren  Zusammen- 
hang zwischen  Wundfehde  und  Wundbuße  bestehen.)  Man  wird  aber 
bezüglich  der  Wundfehde  auch  auf  Aethelb.  65  hinweisen  dürfen: 

„Gif  J)eoh  gebrocen  wecrdej),  XII  Wenn  ein  Oberschenkel  gebrochen 
scillingum  gebete.  Gif  he  healt  wird,  büße  er  mit  VI  Schillingen, 
weord,   |)aer  motan  freond  seman."      Wenn    er   [der    Verwundete]    lahm 

wird,  da  müssen  Freunde  [schieds- 
richterlich] schlichten.  (Übers.  Lie- 
berm.  I,  7). 

40  Vgl.   darüber  Brunner,   RG.   II,  562  f. 

*i  Vgl.  etwa  Knapp,  Würzb.  Zenten,  II,  690 f.,  708,  letztemorts 
mit  Anführung  der  Schwurformel :  „das  gefengnusse  nicht  zu  anden  und 
zu  effem".     S.  auch  Sachaensp.  Ldr.  III.  41,  §  1,  , 
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Stahlsverfolgung  auch  für  die  Frühzeit  die  Fehdewürdig- 
keit des  Tatbestandes  erkennen,  wenn  danach  (L,  Burg. 
Extrav.  19): 

„is,  qui  capitur  et  ante  vos  [seil,  comites]  adductus 

fuerit,  si  se  innocentem  potuerit  adprobare,  cum  omnibus 

rebus  suis  liber  abscedat  neque  calumniam  pro  eo, 

quod  ligatus  aut  captus  est,  movere  praesumat."*^ 

Dann  muß  aber  selbstredend  der  Menschenraub,  wo  nicht 

etwa  eine  schwerere  Reaktion  eintrat*^,  ebenfalls  Fehde  zur 

Folge  gehabt  haben,  wofür  überdies  der  Umstand  spricht, 

daß    ein   Sonderfall   von   Menschenraub,    der   Frauenraub, 

nachweislich   Fehdefall   war.** 

Unter  den  Ehrenkränktingen  wird  man  auch  für  das 
älteste  Recht  bereits  den  Wortschimpf  von  kränkender  Tat 
zu  scheiden  haben.  Daß  ersterer  leichter  bewertet  wurde, 
ist  selbstverständlich.  Zwar  besteht  auch  in  volksrechtlicher 
Zeit  noch  die  Auffassung,  daß  schwere  Wortkränkungen 
als  Fehdefall  zu  betrachten  seien.*^    Doch  müssen  Schmäh- 

*2  Calumnia  hat  im  fburgundischen  Recht,  wie  hier,  mehrfach  einen 
weiteren  Sinn  als  den  der  Kletge,  indem  das  Wort  dann  jede  Art  von 
Anfeindung  oder  Racheakt  umfaßt.  So  deutlich  L.  Burg.  44,  1 
„Inlatis  15  sol.  nullam  calumniam  patiatur'*.  Femer  L.  Burg.  46,  2 
„nullam  ex  hoc  calumniam  .  .  .  sustinebit,  sed  25  sol.  tantum  occis 
parentibus  curabit  inferre".  Ähnlich  L.  Burg.  18,  1:  „antiquam  cal. 
removere"  imd  „calumniator"  in  L.   Rom.   Burg.   11,  3. 

*3  Das  ist  z.  B.  im  westgotischen  Rechte  der  Fall,  woselbst  auf 
Menschenraub  auch  Preisgabe  steht.  Vgl.  unten  II.  Teil.  Über  mög- 
lichen Einfluß  römischen  Strafrechts  vgl.  M.  Krammer,  Krit.  Unters,  z. 
L.  Sal.,  N.  A.  30,  298. 

**  Vgl.  das  unten  im  Text  und  n.  34—36  Gesagte. 

*^  So  schon  nach  Tacitus,  Germ.  22:  ,,Crebrae  ut  inter  vinolentos 
rixae  raro  [seil,  solis]  conviciis,  saepius  caede  et  vulneribus  transiguntur". 
Wie  eine    Illustration   zu   diesen   Sätzen,   freilich    vom    Standpunkte  des 
Gesetzgebers  aus,  klingt  ein  frühes  angelsächsisches  Gesetz  (Ine  6,  5) : 
,Gif  doime  on  gebeorscipe  hie  ge-  Wenn  sie  beim  Biergelage  zanken 

ciden  i  oder  hiora  mid  gedylde  hit  und  der  eine  von  ihnen  es  mit  Ge- 
forbere,  geselle  .se  oder  XXX  .scill.  duld  erträgt,  so  gebe  der  andere 
to  wite."  (dem  König]  30 p  zur  Strafe.    (Übers, 

Liebe rm.  I,  U3.) 
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wort  und  tötliche  Vergeltung  desselben  schon  bald  in  offen- 
barem Mißverhältnis  erschienen  sein,  was  in  der  Gering- 
fügigkeit der  Schmäh  wo  rtbuße  rechnerisch  zum  Ausdruck 
gebracht  ist.*^ 

Als  tätliche  Beleidigung  spielt  im  Verhältnis  ver- 
schwägerter Sippen  zueinander  jedes  offen  hervortretende 
kränkende  Verhalten  des  anderen  Teiles  eine  Rolle.  Daher 
die  grundlose  Entlassung  eines  angetrauten  Weibes  durch 
ihren  Mann  ebenso  fehdewürdig  erschien*^  wie  der  umge- 
kehrte Fall,  daß  der  Muntwalt  ein  anverlobtes  Mädchen  über 
den  Kopf  des  Bräutigams  hinweg  einem  dritten  weiter- 
verlobte.*8 

Eine  Abspaltung  der  Beleidigung  bildet  schließlich  die 
falsche  Anschuldigung  beim  Könige  oder  vor  Gericht. 
Ihre  Befehdung  dürfte  freilich  schon  frühzeitig  von  der 
öffentlichen  Gewalt  aus  allzu  naheliegenden  Gründen  ver- 
pönt worden  sein.*^  Noch  scheint  aber  die  ausgedehnte  Ver- 
wendung des  Zweikampfes  bei  Eidschelte  und  selbst  bei 
schlichter  Klage  vor  dem  Königsgerichte ^^  auf  die  Fehde  als 
gemeinsame  Wurzel  zurückzuweisen,  woraus  sich  dann  auch 
erst  das   Recht  des   siegreich  gehliebenen   Beklagten,   den 

Besonders  charakteristisch  ist  der  bei  Gregor  v.  Tours,  Hist.  Franc, 
9,  19  geschilderte  Vorgang.  Vgl.  dazu  Dahn,  Fehdegang  u.  Rechtsg., 
90  ff.,  96.  —  Auch  das  isländische  Racherecht,  in  gewissem  Umfange 
der  südgermanischen  Fehde  entsprechend  (Brunner,  RG.  I,  240),  kennt 
übrigens  schweres  Schmähwort  (illmaeli)  als  Rachegrund.     Gräg.  II,  377. 

*6  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  672  ff. 

*^  Neuchinger  Dekrete  17.     S.  auch  Brunner,  RG.  I,  228    n.  41. 

*8  Liutprand  119:  „Si  quis  filiam  suam  aut  sororem  sponsare  vo- 

luerit,    habeat   potestatem Nam   posteüs   eam    sponsaverit,   non 

habeat  potestatem  alten  homini  cam  ad  maritum  dandi  ante  biennii 
tempus.  Et  si  .  .  .  .  presumpserit,  ....  conponat  .  .  .  quia  excrevit 
vicium  hoc  in  gentem  nostram  pro  cupiditatem  pecuniae,  et  ideo  eam 
rcscgare  volumus,  ut  inimicitias  cessent  et  faida  non  habeant." 

*9  Statt  dessen  findet  sich  öffentliche  Strafe  (Talion)  nach  L.  Vis.  VI 
5,  6;  L.  Bai.  9,  18;  Preisgabe  mit  Wergeldlosnng  nach  Ed.  Roth.  9;  eine 
spiegelnde  Strafe  droht  Aelfr.  32  an. 

50  Ed.  Roth.  9;  L.  AI.  43;  vgl.  Schröder,  RG.  378. 
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Überwundenen  Gegner  auf  der  Stelle  zu  töten^^  befriedigend 
erklären  würde. 

Die  personenrechtliche  Herrschaft  oder  Munt  ist 
einer  doppelten  Verletzung  fähig.  Insoferne  sie  zugleich 
die  Mannheiligkeit  der  Gewaltunterworfenen  zu  schützen 
hat ^2^  fallen  alle  bisher  erörterten  Fälle,  an  Unmündigen 
begangen,  zugleich  unter  den  Begriff  der  Muntverletzung ; 
der  Muntwalt  führt  deshalb  die  Fehde  und  klagt  in  eigenem 
Namen.  Aber  daneben  gibt  es  eine  Anzahl  von  Delikten, 
welche  sich  in  erster  Linie  gegen  die  Muntgewalt  richten 
und  daher  in  einem  engeren  Sinne  häufig  als  Muntbrüche 
bezeichnet  werden.  Und  zwar  sind  es,  da  die  Munt  über 
Kinder  zu  Konflikten  noch  keinen  iVnlaß  gibt^^  Eingriffe  in 
das  Gewaltverhältnis  über  Frauen  und  Mädchen. 

Die  Fehdewürdigkeit  des  Frauenraubes,  der  gewalt- 
samen Entführung  eines  Weibes,  ist  sowohl  im  lango- 
bardischen^*  als  im  fränkischen  Rechte^^  bezeugt.    Auch  in 


^1  Vgl.  Schröder,  RG.,  89,  und  das  unten,  Kap.  III,  Abschn.  I, 
§  5  Gesagte. 

52  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  93  f. 

53  Vereinzelte  Ausnahmen,  wie  der  Fall  L.  Sal.  69,  bestätigen  die 
Regel. 

54  Ed.  Roth.  214. 

55  Wenn  in  fränkischen  Sühneformeln  (Marc.  II  16;  wesentlich 
gleichlautend  F.  Tut.  16)  der  Entführer  gesteht:  „Dum  .  .  te  .  .  .  contra 
voluntate  parentum  tuorum  rapto  [=  raptus]  scelere  [in]  coniugium 
sociavi,  unde  vitae  periculum  inourrere  deb.ui,  sed  inten' enientes 
sacerdotes  vel  bonis  hominihus  vitam  obtenui",  so  braucht  durch- 
aus nicht  ausschließlich  an  römische  Rochtsvorstellungen  gedacht  zu 
werden,  wiewohl  hierbei  in  F.  Tut.  32  ausdrücklich  auf  römisches  Slraf- 
recht  B<3zug  genommen  ist.  Vgl.  auch  Hrunncr,  RG.  II,  669  n.  28. 
Es  darf  nicht  lieirren,  daß  die  jüngere  Quelle,  die  turonischc  Formel- 
sammlung, iK'kaimtlich  „mit  gesuchteai  Zitaten  aus  der  Lex  Romana 
Visigothorum  oder  einem  ihrer  Auszüge  verbrämt"  (Brunncr,  Gnmd- 
züge  44;,  <lie  von  ihr  übernommo-ne  germanische  Sülmcforniel  (Markulf 
II  I6j  aus  dem  römischen  Hecht  zu  begründen  sucht.  Vgl.  denn 
auch  Gäl,  Prozeß beiiegung,  19.  Hrunner,  RG.  II,  669,  dcnkl  ,in  die 
Strafe  der  Lelxjnsverwirkujig  Ix'i  römischem  Einfluß. 
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der  Literatur  wird  sie  anerkannt. ^^  Da  aber  die  Ent- 
führung nur  eine  Abspaltung  des  Frauenraubes  ist,  inso- 
fern ursprünglich  die  Einwilligung  der  Entführten  unerheb- 
lich war^^,  ergibt  sich  ihre  Einreihung  unter  die  Fehde- 
fälle, die  übrigens  für  das  langobardische  Recht  fest- 
steht ^^^  von  Belbst.»» 

Unstreitig  gehört  auch  die  Unzucht  oder  Ver- 
führung hierher ^0^  da  auch  in  ihr  ein  schwerer  Munt 
bruch  gefunden  wurde.^^  Gleiches  gilt  von  der  Notzucht, 
die  im  langobardischen  Edikt  geradezu  wie  ein  Fall  von 
Frauenraub  behandelt  ist.^^  Auch  für  sie  steht  die  Fehde- 
folge außer  Frage «^^  ^^\q  denn  auch  hier  nachmals  sich  eine 
Beischußpflicht  der  Sippe  zur  Buße  bezeugt  findet.^* 

Endlich  ist  als  anerkannter  Fehdefall  noch  der  Ehe- 
bruch zu  nennen.6^ 

Die  Verletzung  eines  Sachherrsch'aftsverhält- 
nisses  wurde  inicht  nur  in  der  Wegnahme  einer  Sache, 
sondern  auch  in  deren  Beschädigung  oder  Vernichtung  er- 
blickt. Demgemäß  gehört  auch  die  Verwundung  und  Tötung 
von  Knechten  und  Tieren  durch  dritte  hierher. 

Der   Raub    löste   —   von   Walraub^^    und   Tempel- 

^  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  228. 

57  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  669. 

58  Ed.  Roth.  188. 

59  Sie  ist  auch  ausdrücklich  anerkannt  bei   Schröder,   RG.,  352. 

60  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  228,  und,  mit  näheren  Belegen,  II,  660, 
insbes.  n.   15. 

61  Wie  schon  (n.  57)  erwähnt,  ist  die  Zustimmung  des  Weibes  für 
das  Verhältnis  zwischen  ihrer  Sippe  und  dem  Verführer  unerheblich. 
Wohl  aber  ist  in  diesem  Falle  das  Weib  selbst  der  Sippegerichtsbarkeit 
verfallen  (vgl.  Brünner,  RG.  II,  659  f.),  die  ein  Seitenstück  zur  Fehde 
gegen  den  Verführer  bildet. 

62  Ed.  Roth.  186,  187,  205—207;  dazu  Osenbrüggen,  Strafr.  d. 
Lang.    1091 

63  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  228,  verb.  mit  II,   666. 
6*  Derselbe,  a.  a.  0.  I,  122,  n.  52. 

65  Derselbe,  a.  a.  0.  I,  228,   II,  663;  Schröder,  RG.,  352. 

66  Über  diesen  vgl.  das  oben  §  1,  n.  23  Ausgeführte.  S.  auch 
Brunner,  RG.  II,  683 f. 
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Schändung^'  abgesehen  —  keine  Friedlosigkeit«^^  sicher- 
lich aber  Fehde  aus,  was  sich  schon  aus  der  muntrecht- 
lichen  Parallele  des  Frauenraubes  ergibt.^^  Demgemäß  be- 
gegnet in  späteren  Quellen  auch  hier  eine  Beischußpflicht 
der  Sippe."'" 

Anders  liegen  die  Dinge  beim  Diebstahl.  Abgesehen 
davon,  daß  die  (auch'  bei  Raub,  Ehebruch  u.  a.  F.  erlaubte) 
Tötung  in  handhafter  Tat  für  gewisse  Diebstahlsfälle,  ins- 
besondere den  Nachtdiebstahl,  in  den  Volksrechten  aus- 
drücklich zugelassen  ist'S  statuieren  einzelne  derselben  für 
großen  Diebstahl  sogar  öffentliche  Kapitalstrafe.'^  gg  jiegt 
nahe,  darin  —  wie  mehrfach  geschehen '^  —  ^{q  Nach- 
wirkungen einer  ehemals  allgemeinen  Friedlosigkeit  des 
Diebes  zu  erblicken,  wiewohl  gerade  die  ursprünglichsten 
Achtfälle  der  Nordgermanen,  soviel  ich  sehe,  den  Diebstahl 
nicht  schlechthin  unter  ihre  Reihe  zählen.'* 

Unverkennbar  zeigen  die  Volksrechte  gerade  hier  —  ganz 
abgesehen  vom  Falle  handhafter  Tat  —  ein  entschiedenes 
Vordringen  des  staatlichen  Strafgedankens  in  das  Gebiet 
privater  Rechtsgutsverletzung.    Aber  freilich  sind  es  amts- 


ß'  Vgl.  darüber  Brunner,  a.  a.   0.    684  f. 

68  Auch  im  Norden  ist  die  Acht  hier  Neuerung;  vgl.  v.  Amira, 
Voilstr,  31  f. 

69  Dieser  heißt  geradezu  raptus,  s.  in  L.  Burg.  12,  L.  Sal.  13, 
L.  Vis.  III  3,  L.  Rib.  —  oodd.  B  —  (36  u.  a.;  vgl.  Brunner,  RG.  11,667. 

"0  Es  sind  die  Fivelgoer  Küren,  §  12.  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  122 
n.  52. 

71  S.  unten,  II.  Teil. 

"2  L.  Burg.  4,  1;  L.  Bai.  9,  8. 

73  Vgl.  insbes.  Brunner,  RG.  I,  246  ff.,  II,  639  f.,  642,  645. 
Dagegen  scheint  Wilda,  Strafr.  d.  Genn.  891,  an  öffentliche  Strafe  als 
ursprüngliche  Diebstahlsrcaktion  zu  denken.  Soweit  Bruniier,  RG.  I, 
247,  etwa  die  Achtwürdigkeit  des  Diebstahls  aus  dem  bei  Dieben  häufig 
angewandten  Opfertode  herleitet,  kann  hier  auf  das  oben,  §  1,  Gesagte 
verwiesen  werden. 

7*  Vgl.  die  Aufzählung  derselben  bei  Wilda,  a.  a.  0.  273  f.,  und 
genauer  bei  v.  Amira,  Voilstr.,  25  ff.  Die  davon  zu  trennende  Zulässig- 
koit  handhafter  Tötung  steht  außer  allem  Zweifel. 
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rechtliche  Neuerungen,  die  in  Frage  stehen;  sie  auf  alte 
volksrechtliche  Friedlosigkeit  zurückzuführen  ist  um  so 
weniger  gerechtfertigt,  als  sie  weder  in  der  Sprache  der 
Quellen  als  Achtfälle  auftreten '^  noch  auch  sich  mit  dem 
Kerngedanken  jeder  Acht,  der  Entziehung  des  Volksfriedens 
begnügen."^®  Vielmehr  hat  man  es  hier  mit  ausgesprochenem 
Polizeirecht,  dem  frühesten  der  germanischen  Rechtsge- 
schichte, zu  tun." 

Doch  die  Quellen  führen  glücklicherweise  über  diese 
negativen  Erwägungen  hinaus;  sie  sprechen  es  geradezu 
aus,  daß  auch  der  Diebstahl  nur  Fehde,  nicht  Ächtung 
zur  Folge  hatte.'«  Die  früher  erörterten  Bestimmungen 
des  Volksrechts  der  Friesen,  wonach  der  Anstifter,  wenn 
der  Täter  im  Lande  blieb,  nicht  zur  gesetzlichen  Sühne 
gelangen  konnte,  sondern  der  Fehde  und  dem  Bemühen  um 
private  Taidigung  überlassen  blieb'^  werden  vom  Asegen 
Wlemar  auf  Entwendung  jeder  Art  entsprechend  angewandt. 
Entwich  der  gedungene  Täter,  so  sollte  der  Anstifter  ein 
Drittel  der  Buße  bezahlen;  blieb  der  unmittelbare  Täter 
aber  im  Lande,  so  konnte  neben  ihm  und  seiner  Sippe  der 
Anstifter  nicht  zur  Sühnebeteiligung  gelangen,  daher  trifft 
ihn  Fehde  (Add.  ad  L.  Fris.  2) : 

„inimicitias  portet  eins,  cuius,  pecuniam  abstulit." 

Wie  die  Schlußworte  zeigen,  galt  der  Anstifter  als  Täter. 
Der  Frage,  ob  die  Tat  offen  oder  heimlich  erfolgt  war,  legt 


■^^  Das  Nähere  hierüber  wird  unten  im  III.  Teil  dargelegt. 

■'^  Vgl.  V.  Amira,  a,  a.  0.    4.  • 

■^■^  Die  Herausbildung  organisierter  Verbrechensverfolgung  nimmt 
in  den  südgermanischen  Quellen  gerade  von  den  Polizeimaßnahmen  gegen 
latrones  ihren  Ausgang.     Das  hat  schon  Wilda,  a.  a,  0.    861,  gesehen. 

'8  Zutreffend  hebt  denn  auch  Schröder,  RG.  352,  hervor,  daß 
(neben  den  allgemein  bekannten,  oben  genannten  Fällen)  „vereinzelt 
auch  bei  .  .  .  Diebstahl"  Fehde  eingetreten  sei.  Ähnlich  Del  Giu- 
dice,  La  vend.  nel.  dir.  Longob.  9  u.  11.     Vgl.  noch  n.  80  unten. 

79  Vgl.  oben  n.  38  dieses  §. 
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die  Stelle  keine  Bedeutung  bei^o:  auch  der  Diebstahl  war 
also  Fehdefall. 

Wenn  daneben  eine  Glosse  zum  salischen  Gesetzbuche 
(L.  Sal.  35,  7)  die  Buße  für  heimliche  Wegführung  oder 
Tötung  eines  Unfreien  höheren  Ranges  als  faidus,  d.  i. 
Fehdegeld  bezeichnete^,  so  darf  daraus  erschlossen  werden, 
daß  auch  den  Franken  die  Diebstahlsbuße  als  Fehdelösungs- 
preis erschien. 

Gleich  Raub  und  Diebstahl  muß  auch  arglistige  Sach- 
beschädigung, insbesondere  die  Tötung  von  Tieren  und 
Knechten  zur  Rache  herausgefordert  haben.  Es  ergibt  sich 
dies  daraus,  daß  ungewollte  Schädigungen,  wenn  gehörig 
verklart,  ausdrücklich  von  der  Fehde  ausgeschlossen 
werden.82 

Endlich  sind  noch  jene  Tatbestände  in  den  Kreis  der 


80  Die  Gründe,  welche  auch  hier  dafür  sprechen,  daß  sogar  in  erster 
Linie  an  heimliche  Tat  zu  denken  ist,  sind  oben  n.  35  dargelegt.  So 
bezieht  denn  auch  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Sax.  240  n.  1,  265,  die 
Stelle  auf  Diebstahl, 

81  L.  Sal.  35  [6] :  „Si  quis  vasso  ad  ministerium  aut  fabrum 
ferrarium   vel   aurifice  aut  porcario   vel   vinitorem  aut   stratorem   fura- 

verit,  aut  occiderit sol.   XXX  culp.  iudicetur.     [7]   Inter  fredo 

et  faido  sunt  .  .  .  sol.  XLV,  exoepto  capitale  et  dilatura.  In  summa 
sunt  simul  sol.  LXXV." 

82  Fürs  sächsische  Recht  vgl.  v.  Richthofen,  Zur  L.  Sax.  265 
n.  1.  Weiterhin  sind  anzuführen:  L.  Burg.  18:  „De  Ins,  quae  casu 
contigerint.  Si  quodcumque  animal  quolibet  casu  aut  morsus  canis 
homini  mortem  intulerit,  iubemus  etiam  inter  Bnrgimdiones  antiquam 

exinde   calumniam   removeri quia,    quod  casus   operatur, 

non  debet  ad  damnum  aut  inquietudinem  hominis  perlinere."  Die 
westgotisch  beeinflußte  Satzung  (vgl.  daher  auch  L.  Vis.  Vlli  4,  12  und 
20)  hat  ihr  Seitenstück  im  langobardischen  Rechte.  Kd.  Roth.  326:  „Si 
caballus  cum  pede,  si  boves  cum  como,  si  porcus  cum  dentem  hominem 
intrigaverit  aut  si  canis  inord<'rit  (excoplo,  ut  supra,  si  rabiosus  fucrit), 
ipä<?  con|Kjjiat  honiicidium  aut  <iamnuin,  cuius  aniniales  fucrit,  cessante 
in  hoc  capitulo  faida  quod  est  inimicitia,  quiia,  muta  res 
fecit,  nam  non  hominis  Studium".  Über  das  Verkiarungaverfahrt-n 
s.  das  unten  im     II.  Teil   Ausgeführte. 
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Betrachtung  zu  ziehen,  welche  entweder  mehreren  oder 
keinem  der  erwähnten  drei  Rechtsgüterkomplexe  angehören. 
Die  Brandstiftung,  bußrechtlich  teils  als  Schädigungs- 
tat, teils  als  Lebensgefährdung  behandelt^^^  ist  in  den  Volks- 
rechten nur  als  Bußfall  bezeugt.^*  Es  fehlt  aber  jeglicher 
Anhaltspunkt  dafür,  daß  sie,  wie  im  nordischen  Rechte s^, 
auch  hier  einst  Friedlosigkeit  nach  '  sich  gezogen  hätte ^e, 
während  sie  umgekehrt  wenigstens  in  der  zeitgenössischen 
Geschichtsschreibung  als  fehdewürdige  Tat  betrachtet  zu 
werden  scheint.^^ 


83  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  65  f.,  auch  Wilda,  Strafr.  d.  Germ. 
940  ff. 

®*  Eine  Ausnahme  macht  das  westgotische  Gesetzbuch,  insofeme  es 
—  unter  römischem  Einfluß  —  Brandstiftung  in  bewohntem  Bezirke 
(civitas)  mit  der  Strafe  des  Ver:brennens  bedroht.  L.  Vis.  VIII  2,  1. 
Vgl.  dazu  Brunner,  RG.  II,  656  n.  17.  Späte  angelsächsische  Ge- 
setze (II  Aethelst.  6,  Blaseras  3)  gelangen  auch  hier  zur  Lebensverwir- 
kung.    Näheres  darüber  s,  unten,  II.  Teil,  Kap.  II. 

85  Vgl.  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.  944  n.  5,  946 f.;  Brunner, 
RG.  II,  656;  V.  Amira,  Vollstr.  20 f. 

86  Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht,  daß  noch  im  Capitulare 
Saxonicum,  cap.  8,  die  Brandstiftung  „propter  iram  aut  inimicitiam  aut 
qualibet  malivola  cupiditate"  mit  dem  60  ß-Bann  bedroht  ist. 

87  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  7,  47  (Fehde  zwischen  Sicharius  und 
Chramnisind) :  „Interim  sonus  in  Toronicum  exiit,  Sicharium  fuisse  de- 
functum.  Cum  autem  haec  Chramnesindus  audisset,  commonitis  parenti- 
bus  et  amicis  ad  domum  eins  properat.  Quibus  spoliatis  interemptis 
nonnuUis  servorum  domus  omnes  tam  Sicharii  quam  reliquorum 
.  .  .  incendio  concremavit  abducens  secum  peoora  vel  quecumque 
movere  potuit."  Der  Vergeltung  dieser  Tat  im  Selbsthilfewege  greift  nun 
eine  erzwungene  Sühne  vor,  die  keineswegs  von  Achtfolgen  ausgeht, 
sondern  gegenteils  erkennen  läßt,  daß  ihr  einziges  Motiv  die  Verhütung 
weiterer  Fehdehandlungen  sei.  Das  Urteil  lautet  dahin:  „ut,  qui  nollens 
accepere  prius  conpositionem  domus  incendiis  tradedit,  medietatem  prae- 
cii,  quod  ei  fuerat  iudicatum  [nämlich  in  einem  früheren  Sühneverfahren], 
amitteret  (et  hoc  contra  leges  actum,  ut  tantum  pacifici  redderen- 
tur)  —  aliam  vero  medietatem  compositionis  Sicharius  redderet".  Es 
wurde  also  von  feiner  genauen  gesetzmäßigen  Verrechnung  der  beidersei- 
tigen Fehdeakte  abgesehen,  um  nur  einen  Ausgleich  zustande  zu  bringen. 
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Auf  Heimsuchung,  welche  zugleich  als  Eingriff  in  die 
Mamiheiligkeit  wie  als  Einbruch  in  die  Gewere  erscheint, 
setzen  die  Quellen  unserer  Periode  regelmäßig  Buße^^  ver- 
einzelt auch  den  Königsbann.«^  Friedlosigkeit  hatte  sie  weder 
nach  ältestem  westnordischen  ^o^  noch  nach  südgermanischem 
Recht^i  zur  Folge;  höchstwahrscheinlich  gehört  also  auch' 
sie,  obwohl  ausdrückliche  Zeugnisse  fehlen,  in  das  Gebiet 
fehdewürdiger  Tatbestände. 

Als  Versündigung  gegen  natürliche  Grundgesetze  des 
Geschlechtslebens  gehört  die  Blutschande  vielleicht  schon 
dem  vorchristlichen  Strafrechte  an.»^  Allein  die  Verwirk- 
lichung jener  Strafnorm  dürfte  sich  im  Rahmen  der  Sippe- 
gerichtsbarkeit vollzogen  haben,  so  daß  sich  hieraus  die  an 
strenge  Acht  gemahnenden  Strafgrundsätze  erklären  mögen.^' 

Dagegen  ist  die  Zauberei  mit  ziemlicher  Sicherheit  als 

«8  Vgl.  etwa  L.  Sal.  14,  L.  Rib.  64,  L.  Bai.  11. 

89  L.  Thur.  57.     Suminula  de  bannis  7  (MG.  Ca^p.  I,  224). 

90  Vgl.  die  Aufzählung  der  Achtfälle  bei  v.  Amira,  VoUstr. 
19  ff.  Nur  die  mit  Heimsuchung  verbundene  Tötung  galt  wegen 
der  Begleitumstände,  die  sie  mit  dem  Mord  und  Mordbrand  auf  eine 
Stufe  stellen,  als  Neidingswerk.  Ebendas.  20  Ziff.  2.  Anders  das  ost- 
nordische Recht,  das  hier  in  jedem  Falle  die  Acht  verhängte:  West- 
götal.  II,  Orb.  §  6.     Vgl.  dazu  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.    956. 

91  Einzig  Ed.  Roth.  19  setzt  auf  die  Heimsuchung  Lebensverwirkung 
oder  Halslösung.  In  den  übrigen  Rechten  ist  sie  Bußfall.  Tötung  unter 
Hausfriedensbruch  bedroht  L.  Sax.  27  mit  Todesstrafe:  „Qui  hominem 
propter  faidam  in  propria  domo  occiderit,  capite  puniatur".  Auch  diese 
Bestimmung  gehört  in  den  Rahmen  des  Preisgabeverfahrens  (unten, 
111.  Teil).     Vgl.  noch  Bninner,  RG.  II,  653. 

92  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  664  ff.  Über  den  vermutlich  sakralen 
L'nterton  vgl.  denselben,  a.  a.  0.    685. 

93  Brunner,  a.  a.  0.  664,  nimmt  für  die  Urzeit  strenge  Friedlosig- 
keit  an,  die  er  aber  lediglich  aus  dem  altnorwegischen  Rechte  (v.  Amira, 
a.  a.  0.  28  f.)  herleitet.  Für  Sippejustiz  sprechen  die  I^'süfiuTniiigen, 
nach  welchen  das  Vennögen  des  Blutschänders  seiner  SipjKJ  zufällt.  So 
—  für  leichtere  Fälle  —  Child.  II.  Dc-cr.  v.  596  c.  2;  allgemein  L.  Vis. 
111  5,  2.  Die  Gundobada  (L.  Burg.  36)  behandelt  den  Inzest  mit  Ver- 
schwägerten als  eine  der  Sip[>e  des  iH'schlafenen  Weibes  zugefügte 
Kränkung,  die  durch  Wergeid  los ung  des  Majm<*s  zu  büßen  ist. 
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Fehdefall    anzusprechen.^*     Denn    wenn    Ed.     Roth.    376 
verbietet 

,,haldiam  alienam  aut  ancillam  quasi  strigam  (quem 

dicunt  mascam)  occidere", 
weil  es  nach  christlicher  Auffassung  unmöglich  sei,  daß 
eine  Frau  einen  Menschen  verschlingen  könne,  so  liegt  darin 
ein  offensichtliches  Racheverbot,  das  wohl  nur  deshalb  auf 
halb-  und  unfreie  Weiber  beschränkt  ist,  weil  man  die  Hexen 
vornehmlich  in  diesen  Schichten  vermutet  haben  wird.^^ 

Endlich  dürfte  auch  der  Meineid  hierher  gehören. 
Die  Ausmündung  der  beweislosen  Eidesschelte  in  den  ge- 
richtlichen Zweikampf  wird  man,  vom  Scheltenden  aus  ge- 
sehen, von  Hause  aus  als  Meineidsinzicht  mit  Angebot  der 
Waffenentscheidung  aufzufassen  haben.^^ 

Damit  sind  die  wichtigsten  Typen  privater  Missetaten 
erschöpft.    Rrandstiftung  und  Zauberei  dürfen  fast  mit  Ge- 


^*  Nach  Brunner,  RG.  II,  679,  ist  der  auf  Giftmischerei,  einen 
Fall  der  Zauberei  angewandte  Feuertod  als  „Privatstrafe  oder  als  Rache- 
akt" anzusehen.  An  einer  anderen  Stelle  (II,  471)  erläutert  er  seine 
Deutung  dahin,  es  sei  hier  an  Privathinrichtung  in  erlaubter  Rache  (nach 
Preisgabe)  zu  denken.  Allein  die  von  ihm  mitangerufene  Stelle  Pact. 
AI.  II  34/35  setzt  gerade  voraus,  daß  keine  Preisgabe  noch  auch  irgendein 
gerichtliches  Verfahren  stattgefunden  hatte,  vielmehr  erst  nachträglich  die 
Verwandten  des  Weibes  in  die  Leige  kamen,  sie  reinzuschwören :  „Si  quis 
alterius  ingenua  de  crimina  seu  stria  aut  herbaria  sisit  et  eam  priserit 
et  ipsam  in  clinata  miserit,  et  ipsam  cum  12  medi(c)us  electus  aut  cum 
spata  tracta  quilibet  de  parentes  adunaverit,  800  sol.  componat.  [35]  Si 
ancilla  fuerit,  15  sol.  componatur."  Die  Wendung  „componatur"  scheint 
anzudeuten,  daß  die  800  ß-Buße  das  doppelte  Wergeld  der  aus  Rache 
d.  h.  offen,  aber  widerrechtlich,  Getöteten  ist  (vgl.  Pact.  AI.  II  40, 
woselbst  das  Wergeld  der  mediana  Alamanna  auf  400  ß  angesetzt  ist). 

^^  Vgl.  noch  die  auch  von  Brunner,  a.  a.  0.  679,  angeführte  Stelle 
cap.  6  der  Cap.  de  part  Sax.  (MG.  Capp.  I,  68  f.) :  „Si  quis  a  diabulo 
deceptus  crediderit  secundum  morem  paganorum  virum  .  .  .  aut  feminam 
strigam  esse  et  homines  commedere  et  propler  hoc  ipsam  incenderit  vel 
camem  eius  ad  commedendum  dederit  vel  ipsam  commederit,  capitali 
sententiae  punietur". 

^ß  Vgl.  das  unten,  Kap.   III,  Abschn.   I,  §  5,  Gesagte. 
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wißheit,  Heimsuchung  und  Meineid  immerhin  mit  Wahr- 
scheinlichkeit den  Fehdefällen  zugezählt  werden.  Sodann 
aber  erweisen  sich  die  drei  großen  geschlossenen  Komplexe 
der  gegen  Mannleiligkeit,  Munt  und  Sachherrschaft  gerichteten 
Vergehungen  ausnahmslos  als  fehdebegründend.  Einzig  die 
Behandlung  der  Blutschande,  und,  für  vorchristliche  Zeit,  des 
Tempel-  und  Walraubes,  diese  heidnischen  Vorstellungen, 
jene  vermutlich  dem  Sipperecht  entwachsen,  fügt  sich  dem 
gewonnenen  Bilde  nicht  ein.  Ist  demnach  die  erdrückende 
Mehrzahl  der  Privatdelikte  als  Fehdeanlaß  erAviesen,  so  be- 
darf es  nur  mehr  der  Erwähnung,  daß  umgekehrt  öffent- 
liche Delikte  so  gut  wie  niemals^^  mit  privater  Buße 
verfolgt  wurden.  Die  auch  im  öffentlichen  Strafrecht  be- 
gegnende Buße  des  Königsbannes ^^  hat  ja  bekanntlich  mit 
der  dem  Gegner  zu  entrichtenden  Privatbuße  ebensowenig 
zu  tun,  wie  die  später  noch  zu  erörternde  Losungsbuße.^^ 
Mit  der  echten  Buße  haben  beide  nur  die  äußere  Erscheinung 
einer  Geldsühne  gemein. 

Die  vermutete  Deckung  zwischen  Fehdegrund  und  Buß- 
fall besteht.  Aber  auch  der  ursächliche  Zusammenhang 
zwischen  beiden  ist  erweislich,  und  zwar  sowohl  an 
Hand  ausdmcklicher  Quellenzeugnisse,  wie  der  Rechts- 
sprache iselbst. 

Die  ersteren  isind  von  einer  Eindeutigkeit,  die  keines 
Kommentars  bedarf.  Bekanntlich  versichert  (in  einer  schon 
oben  n.  39  wiedergegebenen  Stelle)  Köaig  Rothari,  er  habe 
darum  alle  Wundbußen  erhöht,  damit  die  Langobarden  eher 
zum  Abstehen  von  der  Fehde  bewogen  würden.  Ähnliche 
Zeugnisse  für  den  Zusammenhang  zwischen  Fehde  und 
Buße  kehren  im  Edikte  mehrfach  wieder.^oo 

^7  Eine  vereinzelte  Ausnahme  bildet  L.  AI.  90  (Heerflucht).  Vgl. 
aber  BrunnJer,  RG.  II,  G87,  wonach  es  sich  um  Untreue  am  Kampf- 
f^enosson  handelt. 

^^  Dieser  nimmt  seinen  Ausgang  von  der  öffentlichen  Befehlsgewalt 
des  Königs.     Vgl.  Brunnier,   RG.  II,  34  ff. 

»3  Näheres  s.  unten,  III.  Teil. 

^«ö  Vgl.  noch  Ed.  Roth.  45,  75,  i:J8  ujid  32G;  Liul-i^r.uid  U'J  und  l.'JC. 
Deutschrechtliche  Beiträge.    X.  2.  lö 
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So  gewährt  Rothari  162  den  natürlichen  Söhnen  neben 
den  ehelichen  ein  Drittel  Wergeldteilnahme  „propter  faida 
postponenda",  wozu  ein  Gesetz  Liutprands  über  die  Büßung 
eines  Erschlagenen,  der  keine  Söhne  hinterläßt,  das  legis- 
lative Seitenstück  bildet  (Liutprand  13,  De  occisione  hominis 
liberi)ioi: 

„ipsam  compositionem  violumus  ut  accipiant 
propinqui  parentis  eiusdem,  qui  oocisus  fuerit. . . 
quia  filiae  eins  eo,  quod  femineo  sexu  esse  pro- 
vantur,  non  possunt  faidam  ipsam  levare". 
Nicht  minder  gewichtig  ist  aber  das  Zeugnis  der  Rechts- 
sprache, denn  'bekanntlich  heißt  das  der  verletzten  Partei 
zufallende  Bußgeld  nach  fränkischem,  sowohl  wie  nach  lango- 
bardischem   Sprachgebrauch   geradezu   Fehdegeld^ö^  •    noch 
viel    allgemeiner    aber    (mit    Ausnahme    nur    des     angel- 
sächsischen,   burgundischen   imd    langobardischen   Rechts) 
das  dem  sühnevermittelnden  Gemeinwesen  zufallende  Ent- 
gelt Friede  (fredus,  freda).io3 


101  Vgl.   hierzu  Brunner,  Sippe  iund   Wergeid,   Z.  ^  f.   RG.  3,   13. 

102  Faidus  in  L.  Sal.  35,  7,  Pact.  p.  t.  pac.  12,  uad  faida  in 
Ed.  Roth.  188,  190,  214,  387;  Grimv.  8;  Liatpr.  127.  Übrigens  scheidet 
das  langobardische  Recht  noch  besonders  zwischen  der  faida  als  Fehde- 
loskauf wegen  Mißachtung  der  Munt  und  anagrift  als  Ersatz  für  die 
durch  widerrechtliche  Antastung  des  betr.  Weibes  herbeigeführte  Wert- 
minderung desselben.  Vgl.  auch  die  Worterklärung  bei  Osenbrüggon, 
Strafr.  d.  Lang.  98  ff.,  der  sich  Schröder,  RG.  356  n.  39,  anschließt. 
Sachlich  berührt  sich  die  Biuße  mit  dem  nordischen  äfang,  einer  Geld- 
buße von  6  Unzen,  die  „für  die  Gebrauchsanmaßung  einer  fremden  Sache" 
(so  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.,  348 f.)  oder  richtiger  für  die  Gebrauchs- 
entziehung gegenüber  dem  Berechtigten,  mithin  ebenfalls  als  Schaden- 
ersatz zu  leisten  war.  Daß  anegripen  und  anefang  (dem  and.  äfang  ent- 
spricht) sprachlich  alternieren,  ergibt  sich  daraus,  daß  auch  für  die 
Klageform  des  Anefangs  ein  niederdeutsches  „anegripen"  bezeugt  ist: 
Brunner,  RG.  II,  513.  Im  übrigen  vgl.  noch  denselben  a.  a.  0.  I,  231 
und  die  dort  n.  55/56  angerufene  Literatur. 

1Ö3  Als  Entgelt  für  die  Friedensvermittlung  verstehen  den  fredus 
u.  a.  Wächter,  Beitr.  z.  D.  Gesch..  42,  Siegel,  GV.,  I,  26 ff.,  v.  Bar, 
G^sch.   d.   D.   Strafr.    55  f.,   Brunner,   RG.    I,   230  ff.,   II,   621  ff.     Eine 
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Fehde  oder  Buße,  und  Buße  nur  um  Fehde:  das  sind 
von  Hause  aus  jedenfalls  die  Grundgedanken  des  Kompo- 


Gregenmeinung  sieht  im  fredus  ein  Eintgelt  für  Bruch  bzw.  Wiedererlangung 
des  öffentlichen  Friedens.  Neben  älteren  (Wilda,  Strafr.  d.  Germ.,  439, 
V.  Maurer,  Über  angelsächs.  Rechtsverh.,  Krit.  Überschau  III,  32,  Waitz, 
VG.  P,  440  f.)  sind  es  heute  namentlich  v.  Amira,  Gruadriß  244,  und 
His,  Strafr.  d.  Friesen  241,  welche  dieser  Auffassung  Ansehen  verleihen. 
Ohne  Klarheit,  aber  wohl  auch  in  die  letztere  Richtung  fallend,  endlich 
V.  Woringen,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  D.  Strafr.  103  ff.,  welcher  übrigens  den 
echten  fredus  mit  dem  in  karolingischer  Zeit  wohl  auch  so  genannten 
Königsbann  (vgl.  Sohm,  Fr.R.  u.  GV.  Ulf.)  zusammenwirft.  Eine  ver- 
mittelnde Meinung  vertritt  Schröder,  .RG.  83.  Er  faßt  den  fredus  „ur- 
sprünglich wohl  als  Gegenleistung  für  die  mit  der  gerichtlichen  Friede- 
wirkung ausgesprochene  Aufhebung  der  Fehde",  d.  h.  also,  nach  der  von 
ihm  vertretenen  Auffassung  (s.  oben,  §  1,  n.  8),  für  Aufhebung  der  relativen 
Friedlosigkeit.  Über  die  Genesis  dieser  „gerichtlichen  Friede  Wirkung" 
vgl.  aber  unten,  Kap.   II,   §  4. 

Ein  Entgelt  für  Vermittlung  der  Sühne  muß  nach  der  ganzen  Eigen- 
art des  Kompositionenwesens  geradezu  erwartet  werden.  Erhält  doch 
auch  der  Vollstreckungsbeamte  bei  der  Pfändung  um  gewettete  Schuld 
seinen  Anteil  ebenso,  wie  der  Urteiler  für  die  Urteilsfällung  hach 
L.  Bai.  2,  15,  L.  Vis.  II  1,  24.  Dazu  kommt,  daß  schon  die  Grundsätze 
privater  Taidigung  den  um  die  Sühne  besonders  verdienten  Gesippen 
des  verletzten  Teils  eine  besondere  Belohnung  (als  Vorsühne)  zuweisen. 
Vgl.  die  von  Brunner,  Sippe  und  Wergeid,  Z.  2  f.  RG.  3,  6  f.,  ge- 
gebenen Belege.  Daß  entsprechend  auch  in  volksrechtlicher  Zeit  schon 
die  Friedensstiftung  außerhalb  des  Rechtsganges  belohnt  wurde,  dafür 
ein  Beispiel:  Nibelung  erzählt  nämlich  (Fredeg.  Contin.  37),  Aistulf 
habe  —  von  Pippin  eingeschlossen  —  gütliche  Verständigung  gesucht 
„pacem  per  sacerdotes  et  obtimates  Francorum  petens"  und  sich 
dann  nach  erfolgtem  Friedensschluß  seinen  Friedensmittlern  erkenntlich 
gezeigt:  „nam  et  obtimates  Francorum  multa  muncra  largitus 
est".  Schließlich  sei  auf  L.  AI.  32  verwiesen:  „Si  quis  res  duci,  quod 
ad  cum  pertinent,  .  .  .  furatus  fuerit,  3  novigildos  conp.  et  ibi  fredo 
non  reddit,  quare  res  domenicas  sunt".  Ein  Satz,  der  vom  Stand- 
punkt der  Vermittlungsenlgelt-Theorie  aus,  aber  freilich  auch  nur  von 
diesem  aus,  sich  unschwer  erklärt,  da  der  Gerichtsherr,  wo  er  selbst 
Partei  ist,  keine  VermitLlerrolle  spielt. 

Die  Bezeichnung  des  fredus  im  nordischen  Rechte  als  fVidkaup 
erscheint  v.  Amira  (a.  a.  0.)  als  zwingendes  Argument  dafür,  „daß 
nicht   etwa    für    ein    bloUes    Vermitteln    zwischen    dem    Täter   imd   dem 

18* 
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sitionenrechts.  Am  Bußverfahren  der  Volksrechte  erst  und 
durch  dasselbe  konnte  das  Rechtsleben  von  der  konkreten 
Bedeutung  des  Sühnegeldes  zur  Abstraktion  einer  delik- 
tischen Bußschuld  fortschreiten.  10* 


Kläger,  sondern  fürs  Gewähren  des  Friedens  das  Friedensgeld  entrichtet 
wurde".  Ich  kann  mich  nicht  für  überöeiigt  bekennen.  Es  ist  doch 
fraglich,  ob  aus  der  nordischen  Terminologie  des  hohen  Mittelalters  ein 
zwingender  Schluß  auf  südgermanische  Rechtszustände  der  Merowinger- 
zeit  gezogen  werden  kann  —  s.  auch  v.  Bar,  a.  a.  0.,  57  — ,  zumal 
wenn  dieser  Schluß  mit  der  klar  erkennbaren  Struktur  des  Bußpro- 
zesses  so  schwer  wie  hier  vereinbar  ist.  Ebensogut  kann  ja  auch 
lungekehrt  die  universale  Ausgestaltung  der  Acht  im  nordischen  Rechte 
zu  einer  Umbiegung  älterer  Beziehungslinien,  zur  Einstellung  aller  straf- 
prozessualen Erscheinungen  unter  den  Gesichtspunkt  der  Friedlosigkeit 
geführt  haben. 

10*  Die  Auffassung  0.  v.  Gierkes,  Schuld  u.  Haftung  7,  daß  die 
Bußschuld  „durch  widerrechtlichen  Eingriff  in  fremdes  Recht  begründet" 
werde,  hat  demnach  nur  bedingte  Geltung.  Natürlich  setzt  die  Misse- 
tat die  Bedingung  zur  Fehde  und  damit  auch  zum  Fehdeloskauf,  wie 
anderseits  ja  auch  die  Buße  die  Tat  als  mathematische  Größe  zu  er- 
fassen versucht.  Daß  aber  im  übrigen  das  Unrecht  als  unmittelbare 
Reaktion  nur  die  Fehde  auslöst  und  erst  das  Verlangen,  diese  aus  der 
Welt  zu  schaffen,  hin  zur  Buße  führt,  das  kann  für  die  germanische 
Urzeit  und  noch  für  die  frühe  volksrechtliche  Zeit  nicht  zweifelhaft  sein. 

Buße  als  "unmittelbare  Tatfolge  setzt  ein  in  seinen  Sätzen  allgemein- 
gültig feststehendes  Bußsystem  und  einen  ausgebildeten  Sühnezwang 
voraus.  Während  aber  die  Bußskalen  doch  wohl  erst  ein  Ergebnis  der 
volksrechtlichen  Kodifikationsbewegung  sein  dürften  (vgl.  Ed.  Roth.  74; 
charakteristisch  auch  Liutpr.  62,  wo  Bußfestsetzung  dem  König  vor- 
behalten wird),  durchläuft  der  Sühnezwang  in  dieser  Epoche  erst  seine 
Entwicklungsstufen  (darüber  vgl.  unten,  Kap.  II).  Man  wird  sich  gegen 
diese  Auffassung  auch  nicht  auf  Tacitus  berufen  können.  Abgesehen 
davon,  daß  er  vom  Gesichtswinkel  des  Römers  aus  gesehen  und  ge- 
schildert hat,  weshalb  ein  tieferes  Verstehen  der  primitiven  germanischen 
Prozeßformen  gar  nicht  zu  erwarten  ist,  besteht  auch  zwischen  seinen 
Angaben  und  der  hier  vertretenen  Meinung  kein  ausschließender  Wider- 
spruch, wenn  er  (Germ.  12)  sagt:  „sed  et  levioribus  delictis  pro  modo 
poena:  equorum  pecorumq'uo  numero  convicti  multantur,  pars  multae 
regi  vel  civitati,  pars  ipsi,  qui  vindicatur,  vel  propinquis  eins  exsolvitur". 
Was  da  berichtet  wird,  entspricht  —  richtig  verstanden  —  durchaus 
dem  Bilde  der  fränkischen  Zeit.     Es  gibt  Tattestände,  die  durch  eine 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Bedeutung  der  Fehdesühne  für  die 
Gestaltung  des  Bußverfahrens. 

Einleitung. 
In  der  Erforschung  des  altgermanischen  Rechtsganges 
bedeutet  die  Erkenntnis,  daß  die  einzelnen  Verfahrensarten 
einer  völlig  getrennten  Untersuchung  bedürfen,  den  Beginn 
einer  überaus  fruchtbaren,  zu  neuer  Vertiefung  geführten 
Forschung.!  Daß  Anefang  und  Schuldklage  zwei  völlig  für 
sich  zu  betrachtende  Materien  sind,  bedarf  heute  kaum  noch 
der  Envähnung.  Aber  auch  Erbschafts-  und  Leibeigen- 
schaftsklage sind  reipersekutorische  Verfahrenstypen,  deren 
Verquickung  mit  dem  Bußverfahren  als  methodisch  unzu- 
lässig gelten  muß.^  Nicht  anders  steht  es  mit  den  ver- 
schiedenen Strafverfahrensarten.  Für  den  Fall  handhafter 
Tat  darf  dies  zwar  als  selbstverständlich  vorausgesetzt 
werden.    Allein  auch  die  peinliche  Klage  geht  —  wie  der 


Anzahl  Pferde  oder  Vieh  sühnbar  sind.  Vom  Sühnegeld  fließt  ein  Teil 
(fredus)  dem  König  oder  Gemeinwesen  zu,  ein  anderer  (faidus)  dem 
Verletzten  oder  seiner  Sippe.  Also  genau  wie  im  Verfahren  der  Volks- 
rechte —  und  doch  lassen  diese  ausdrücklich  die  Buße  „proptef  faidam" 
gezahlt  werden  und  schließen  so  die  Annahme,  als  sei  sie  schon  durch 
die  Tat  verwirkt,  als  damit  unvereinbar  aus.  Es  trotzdem  etwa  aus 
dem  Ausdruck  „multa"  erschließen  zu  wollen,  wäre  ebenso  unmetho- 
disch, wie  der  Versuch,  vom  Worte  „convicli"  auf  einen  klägorischen 
Cberführungsbeweis  zu  folgern.  Vgl.  zur  Stelle  auch  Dahn,  Fehde- 
gang imd  Rechtsgang,   108  f. 

1  Als  bahnbrechend  ist  wohl  Sohms  I^rozeß  d.  L.  Sal.  zu  nennen. 
Ansätze  für  Ijlas  Büß  verfahren  finden  sich  auch  bei  Rogge  und  Da  hm 
(vgl.  die  Einleitung  dieser  Untersuchung).  Daß  hier  Wildas  Über- 
schätzung des  Achtgedankens  hemmend  gewirkt  hat,  steht  wohl  außer 
Frage,  und  es  ist  bloß  zu  bc-dauern,  daß  der  von  ihm  (im  Vorwort  seines 
Strafr.  d.  Germ.,  XX)  angekümügte  Abriß  des  germanischen  Gerichts- 
wesens nicht  erschienen   ist. 

2  Die  Verkennimg  dieses  Salzes  ist  m.  E.  ein  Hauptfehler  iWr  Dar- 
stellung Opets,  Gesch.  d.  Prozeßeinleitungsformen  I;  vgl.  namentlich 
daselbst  S.  126  ff. 
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Achtprozeß  —  selbständige,  vom  Bußverfahren  unabhängige 
Wege.3 

Diese  Eigenart  eines  jeden  der  erwähnten  Verfahrens- 
typen führt  bei  Betrachtung  des  ältesten  Rechtsganges 
zwangläufig  dahin,  an  Stelle  mehr  oder  minder  konstruktiver 
allgemeiner  Formulierung  die  Erklärung  der  einzelnen  Ver- 
fahrensart aus  .ihrem  besonderen  Ziele  heraus  zu  ver- 
suchen. Die  prozeßgeschichtliche  Forschung  ist  nach  dem 
Zweckgedanken  zu  orientieren.  Damit  gewinnt  aber  die 
Frage  nach  dem  Ursprung  der  prozessualen  Formen,  so 
problematisch  sie  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen 
mag,  für  das  Verständnis  derselben  eine  erhöhte  Bedeutung. 

Das  Bußverfahren,  der  gewöhnliche  Rechtsgang  der 
südgermanischen  Volksrechte  um  Verletzung  privater  Rechts- 
güter, ist  getragen  von  dem  Gedanken,  daß  die  Unrechtstat 
und  ihre  Folge,  die  Fehde,  durch  Buße  zu  sühnen  sei.  Die 
Ausprägung  dieses  Grundsatzes  ist  hier  von  einer  nicht 
minder  großartigen  Folgerichtigkeit,  als  jene  der  Friedlosig- 
keit  in  den  nordgermanischen  Rechtsquellen.*  Christliche 
Einflüsse  mochten  dem  Kampf  gegen  die  Fehde  förderlich 
geworden  sein.^     So  läßt  der  Wunsch,  alle   Fehde  wegen 

3  Das  wird  durch  die  Ausführungen  des  III.  Teils  der  Darstellung 
weitere  Klarheit  gewinnen. 

*  Über  das  Verhältnis  der  Fehdesühne  zur  Friedlosigkeit  vgl.  das 
oben,  Kap.  I,  §  1  Gesagte. 

^  Der  Erstlingseifer  der  neuen  Lehre  vom  Brüdertum  in  Christo 
konnte  Rache  und  Fehde  schwerlich  unter  einem  anderen  als  dem 
religiös-ethischen  Gesichtspunkte  betrachten.  Denn  daß  diese  Institution 
für  das  noch  unentwickelte  Gemeinwesen  eine  natürliche  Schutzwehr 
gegen  Rechtsbrüche  bedeutete,  das  dürfte  dem  Zeitgenossen  schwer- 
lich zum  Bewußtsein  gekommen  sein.  Man  vgl.  die  Worte  Gregors  v. 
Tours,  Hist,  Franc.  6,  19,  An  einer  Verdrängung  der  Acht  dagegen 
(als  geordneter  Unrechtsreaktion  der  Gesamtheit)  zugunsten  des  Buß- 
wesens war  die  Kirche  um  so  weniger  interessiert,  als  sie  selbst  für 
ihre  kirchlichen  Gebote  sich  desselben  Strafmittels  bediente.  Eine  Gegner- 
schaft der  Kirche  gegen  die  Ächtung  ist  daher  nicht  anzunehmen.  So 
auch  V.  Amira  in  seiner  Besprechung  zu  Brunners  RG.  l^,  Gott.  gel. 
Anz.   1888,  53. 
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privater  Rechtsverletzung  aus  der  Welt  zu  schaffen,  jene 
Bußkataloge  der  Volksrechte  zustande  kommen,  und  stellt 
ihnen  ein  Verfahren  an  die  Seite,  dessen  Aufbau  dieses 
Ziel  nirgends  laus  dem  Auge  verliert. 

Mit  vernehmlich    ethischem  Unterton    verkündet    das 
bayrische  Volksrecht  (2,  1)  die  Forderung  der  Sühnbarkeit: 
„Ut  nullus  liber  Baiuvarius  allodem  aut  vitam  sine 
capitale  crimine  [Hochverrat  am  Herzog,  Landesverrat] 
perdat  .  .  .    Ceteras  vero  quascumque  commiserit  pec- 
catas,  usque   habet  substantiam,   componat  secundum 
legem <^;  si  vero  non  habet,  ipse  se  in  servitio  deprimat". 
Und  wiederum  sagt  das  Gesetz,  wenn  es  vom  kirch- 
lichen Asylrechte  handelt  (1,  7): 

,,Nulla  sit  culpa  tam  gravis,  ut  vita  non  concedatur 
propter  timorem  Dei  et  reverentiam  sanctorum,  quia 
dominus  dixit :  qui  dimiserit,  dimittetur  ei ;  qui  non 
dimiserit,  nee  ei  dimittitur". 

Selbst  die  Rache  auf  handhafter  Tat  also  sollte  der 
Sühne  weichen,  wenn  es  dem  Täter  gelang,  eine  Kirche  zu 
erreichen. 

So  ist  denn  der  Rechtsgang  um  private  Rechtsver- 
letzungen in  Wahrheit  ein  Sühneverfahren,  und  diese  seine 
Bedeutung  prägt  sich  schon  im  Worte  aus."^  „Siiona"  setzen 
die  althochdeutschen  Glossen  für  iudicium,  sentencia;  für 
tribunal  haben  sie  „suonstuol";  „suonsteti"  ist  der  Dingplatz, 
und  selbst  das  Strafgericht  der  andern  Welt  wird  von  Notker 
in  seiner  Psalmenübersetzung  mit  „suonotag"  wieder- 
gegeben.«   Der  iudex  endlich  heißt  „sönari".'^ 


6  Verwaridl  ist  der  Gedankeagang  in  der  Einleitung  (19,  7)  zu 
Aelfreds  Gesetzessammlung. 

7  Hinweise,  wie  die  nachstellenden,  finden  sich  auch  bei  Schrö- 
der,   RG.   86,   V.    Amira,   Griin<lr.    217,   Gal.    Prozoliheileguiig    2  f. 

8  Graff,  Ahd.   Sprachschatz,    VI,   242  ff.,   I,   784. 

9  Im  G^igensalz  zum  „grave",  dem  der  Titel  piaeses  zukonmit. 
St.  Gallor  Vocahiilar,  cod.  913,  Hl.  187  (Grcith,  Spicilcgium  Vatica- 
num,  38). 
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Die  Auffassung  der  Zeit  geht  nicht  so  fast  auf  eine 
kriminelle  Erfassung  der  Tat,  als  vielmehr  auf  ein  nüchternes 
Anerkennen  ihrer  natürlichen  Folge,  der  Fehde,  deren  Be- 
seitigung die  'Bußzahlung  dient.io  In  viel  jüngerer  Zeit  noch' 
sagt  deshalb  eine  friesische  Rechtsquelle: 

„Alle  Frisa  mugon  hiara  feitha  mith  th'a  fia  capia."ii 

Entschloß  man  sich  freilich  dazu,  alle  Fehde  als  durch 
Geld  sühnbar  zu  betrachten,  so  mußte  man  unschwer  zu 
der  Vorstellung  gelangen,  daß  auch  die  Tat  selbst  nur  mit 
Geld  zu  büßen  sei.  Bekannt  ist  das  Wort,  mit  dem  Eike 
von  Repgow  zu  erklären  feucht,  weshalb  die  deutschen  Könige 
nach  Frankenrecht  lebten  (Ssp.  Ldr.  III 54,  §  4) : 

„wanne  alse  die  Vranke  sinen  lif  nicht  verwerken 

ne  mach,  h'e  ne  werde  in  der  hanthaften  dat  gevangen 

oder  ime  ne  si  sin  vrenkesch  recht  verdelet:  also  ne 

mach  deme  koninge  neman  an  sin  lif  spreken,  ime  ne 

si  dat  rike  vore  mit  ordelen  verdelet". 

Handgetat  und  Ächtung  waren  dem  Spiegier  die  ein- 
zigen Fälle,  in  denen  nach  Frankenrecht  das  Leben  ver- 
wirkt wurde. 

So  wenig  aber  der  Gedanke  der  Sühnbarkeit  eine 
Schöpfung  des  staatlichen  Strafrechtes  ist,  so  wenig  ist  der 
volksrechtliche  Sühneprozeß  von  Hause  aus  ein  dem  öffent- 
lichen Rechtsgang  entstammendes  Gebilde,  handelt  es  sich 
vielmehr  'um  die  Weiterbildung  eines  bereits  in  der  privaten 
Taidigung  vorliegenden  Verfahrens.  Daß  diese  in  der  Früh- 
zeit ihre  ausgedehnteste  Anwendung  gefunden  hatte,  das 
lassen  die  Bestimmungen  der  volksrechtlichen  Zeit,  die  auf  ihr 
gewaltsames  Zurückdrängen  hinzieleni^,  deutlich  erkennen. 


10  So  läßt  Gregor  v.  To'urs  (Hist.  Franc.  8,  20)  die  Buße  „ad  coe- 
mendam  pacem"   bezahlt  werden.     Vgl.  auch  L.   Rib.   23. 

11  Es  ist  die  16.  der  17  Küren;  v.  Richthofen,  Fries.  Rechtsqu. 
24  f.  Nach  einer  anderen  friesischen  Quelle  wird  der  Friedenskuß  er- 
kauft.    His,   Strafr.   d.   Frioscn.    216. 

12  Vgl.  hierzu  die  weiter  unten  gegebenen  Belege. 
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Ausdrücklich  bezeichnet  denn  auch  Tacitus  (Germ.  22)  die 
Trinkgelage  der  Germanen  als  die  Gelegenheit  der  Fehde- 
beilegung; der  private  Austrag  erschien  genügend,  eines 
öfientlichen  Verfahrens  bedurfte  es  nicht.i^  So  übernimmt 
dann  die  staatliche  Rechtspflege  das  Institut  der  Sühne  als 
gev/achsene  Rechtsform  aus  dem  Fehdewesen,  und  in  einem 
veränderten  Sinne  möchte  man  angesichts  seiner  Ver- 
tragsnatur auch  vom  Rechtsgang  um  Buße  sagen,  was  der 
Sachsenspiegel  über  die  Herkunft  der  Gerichtsgewalt  äußert 
(Ssp.  Ldr.  1 55,  §  1) : 

„AI  werlik  gerichte  hevet  begin  von  köre." 
In  gleichem  Maße  nun,  wie  der  Rechtsgang  um  Sühne 
sich  in  seiner  prozessualen  Gestalt  zu  straffen  sucht,  macht 
sich,  wie  erwähnt,  ein  entschiedenes  Zurückdrängen  der 
privaten  Fehdebeilegung  geltend.  Die  ersten  Stöße  gegen  die 
Taidigung  führen  bereits  einzelne  Volksrechte :  gegen  richter- 
liche Schiedstätigkeit  wendet  sich  die  Gundobada^*,  gegen 
jede  außergerichtliche  Sühne  ein  angelsächsisches  Gesetz. ^^ 
Und  das  fränkische  Amtsrecht  verbietet  oompositio  wenigstens 
bei  vermessentlicher  Tötung  und  Diebstahl  i'^,  bei  letzterem 
schließt  auch  das  bayrische  Volksrecht  die  Sühne  aus.^^ 
Andere  Volksrechte  allerdings  lassen  dieselbe  ausdrückhch 
ZU.18    Und  in  der  Tat  hat  sie  sich  bis  zum  Absterben  des 


13  Das  griechische  Recht  kannte,  wie  es  scheint,  in  der  ältesten 
Zeit  überhaupt  keine  staatliclie  Gerichtsbarkeit  über  Privatdelikte.  Vgl. 
Gilbert,  Beiträge  z.  Entwicklungsgesch.  d.  griech.  Gerichtsverf.,  Jalirb. 
f.  klass.  Philol.,  Suppl.-Bd.  23  (1897),  445  ff. 

1*  L.  Burg.  Const.  Extrav.  21,  11.  Vgl.  auch  Gal,  Prozeßboi- 
Icgung,  39. 

15  Ine  52. 

16  Childcb.  II.  Decreto  (596),  §  5  (MG.  Capp.  1,  p.  16).  Vgl. 
Brtinner,  RG.  II,  631.  Pact.  p.  t.  pac.  Child.  et  Chloth.,  §§  3  und  13. 
Vgl.  auch  Gäl,   Prozeßbeilegung,  39. 

17  L.   Bai.  9,   16. 

"  L.  Vis.  II  1,  13;  Aethelb.  65;  III  Aethelr.  13;  Liutprand  28. 
Ebelnso  findet  sich  unter  den  Neuchinger  Dekreten  (I  11)  eine  hierher 
gehörige  Norm:   „De  oo  ffuod,  et  si  quis  der  qualecumquc  reatu  accu- 
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Kompositionsprozesses  1^  vereinzelt  trotz  des  Kampfes  der 
Statutar-  imd  Landrechte  gegen  die  Hehlsühne ^o  noch  lange 
darüber  hinaus  zu  behaupten  gewußt. ^i 

Die  Vertragsnatur  der  Taidigung,  deren  Fortleben  im 
Bußprozeß  nunmehr  nachgeforscht  werden  soll,  drückt  zwar 
dem  ganzen  Verfahren  seinen  Stempel  auf.  Allein  vier 
Grundpfeiler  sind  es  doch  vornehmlich,  auf  denen  schon 
in  der  privaten  Sühne  die  Bindung  der  Parteien  be- 
ruht, durch  deren  Setzung  also  der  Fortgang  des  Ver- 
fahrens und  die  Verwirklichung  seiner  Ergebnisse  auch  für 
die  Zukunft  gesichert  wird. 

Um  dies  klarzustellen,  empfiehlt  es  sich,  an  einem  Bei- 
spiele volksrechtlicher  Zeit  zunächst  einmal  den  regel- 
mcäßigen  Verlauf  der  Privatsühne  kurz  aufzudecken.22  IcK 
wähle  dazu  einen  in  mehrfacher  Hinsicht  beachtenswerten 
Taidigungsbericht  aus  der  Chronik  Fredegars  (2,  58).   Zwar 

satus  ab  aliquo,  potestatem  accipiat  cum  accusatore  suo  pacificare,  si 
voluerit,  antequam  pngnam,  qnam  vocant  wehadinc,  fixe  promittat". 
Wenn  ferner,  was  mir  wahrscheinlich  dünkt,  Gäl,  Prozeßbeilegung,  40  f., 
recht  hat,  gehört  auch  L.  Sal.  53  hierher  und  ist  das  Loska.ufsrecht 
daselbst  sowohl  auf  Kesselfang  wie  Eidhelferrecht  zu  beziehen. 
^9  Vgl.  Frauenstädt,  Blutrache  u.  Totschlagssühne,   171  ff. 

20  Vgl.  fürs  friesische  Recht  His.  Strafr.  d.  Friesen  211;  fürs  alt- 
nordische Wilda,  Strafr,  d.  Germ.  208  f.;  fürs  flandrische:  Keure  von 
Arkes  (1231),  §  49  —  Warnkönig,  Flandr.  St.  u.  RG.  III,  1,  36  — 
Keure  von  Fumes  (1240),  §  42  —  ebenda,  II  2,  77  — ;  femer  Latein. 
Freiburger  Stadtrechte  (13.  Jh.)  Tennenb.  17  —  Keutgen,  Urkk.  z. 
städt.  VG.,  119  —  erstes  Deutsches  Freiburger  Stadtrecht  (1275)  — 
Schreiber,  Freib.  ÜB.  I,  79  — ;  Kölner  Schied  von  1258,  §  15  — 
Keutgen,  a.  a.  0.  166.  Die  technische  Bezeichnung  der  flandrischen 
Quellen  wie  auch  der  deutschen  Freiburger  Stadtrechte  ist  halsüne, 
halczone  u.  ä. 

21  Osenbrüggen,  Alam.  Strafr..  28. 

22  Darstellungen  der  Taidigung  nach  dem  Rechte  späterer  Jahr- 
hunderte finden  sich  vornehmlich  bei  Frauenstädt,  Blutrache  und 
Totschlagssühne,  5.  Kap.,  Warnkönig,  Flandr.  Staats-  u.  RG.  HI  1, 
181  ff.,  Osenbrüggen,  Alam.  Strafr.  22  ff.,  His,  Strafr.  d.  Friesen 
209  ff.,  Heusler.  Strafr.  d.  Isländersagas  G.  Kap.  Vgl.  auch  Wilda, 
Strafr.  d.  Germ.    197  ff. 
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ist  die  darin  'gewählte  Personenverkettung  unzweifelhaft 
legendarisch  23;  allein  das,  worauf  es  hier  ankommt,  die 
Darstellung  des  Herganges  der  Sühne,  ist  aus  der  An- 
schauung des  Chronisten  heraus  2*  gleichwohl  lehenswahr 
und  in  diesem  Sinne  durchaus  zuverlässig. 

Wir  erfahren,  daß  die  beiden  benachbarten  Herrscher, 
der  Frankenkönig  Chlodwig  und  der  Gotenfürst  Alarich  (II.) 
miteinander  in  langer  Fehde  gelegen  und  endlich  den  Wunsch' 
gefühlt  hätten,  wiederum  Frieden  zu  machen.  Die  hierwegen 
durch  Abgesandte  eingeleiteten  Verhandlungen  nehmen 
folgenden  Verlaufes; 

23  Vgl.  Bahn,  Könige,  V,  107  n.  2.  S.  auch  Kriisch  in  der 
Ausgabe  Fredegars  (MG.  Ss.  rer.  Mer.  II,  82  n.  5). 

2*  Dieser  schrieb  —  es  handelt  sich  um  Buch  II  der  Chronik  — 
vermutlich  um  642;  vgl.  die  Ausführungen  Kruse hs  im  Vorwort  der 
eben  zitierten  Ausgabe,  p.  4. 

2^  Fredegar   2,   58:   „Quadam   vicem   Chlodoveus    ...   et  Alaricus 

post  multa  prilia,  quae  invicem  gesserant,  intercedentes  legatus 

cum  pacem  inire  coepissent,  huius  convenentiae,  [1]  ut  Alaricus  barbam 
tangerit  Chlodovei,  effectus  ille  patrenus,  perpetuam  ah  invicem  pa- 
cem servarint,  [2]  et  ad  huius  placita  coniunctione  nee  Francos  nee 
Gothos  armatus  paenitus  non  accederit^  [3]  aestatuieAteis  diem 
ad  locum  designatum  ab  invicem.  Ibique  legatus  Chlodoviae  Pater- 
nus    nomen    ad    Alaricum    accessit    inquirens,    utrum    eo    habito    Gothi 

inamiis,   quo   spoponderant,   placitum   custodirent Cum   loqucre- 

tur  P.  ad  A.  regem,  nuncians  salutes  Chlodovei  et  diligenter  inquirens, 
ponens  per  ordine  P.  causam  Chlodoviae  et  Francis,  quod  legatus  Alarice 
espondens  Paternus  pro  Francis,  ut  iudicium  Theuderice  rcgis 
Actaliae  huius  rei  terminus  fieretur.  Ibi  leg;atus  Alarice  regis  et 
Paternus  directus  a  Chlodoveo  conspcctum  properant  Teuderici.  Ex- 
ponens  per  ordine  P.  causam  Chlodoviae  et  Francis,  quod  legatus  Alariac 
denegare  non  potuit,  nisi  tantum  petens,  ut  iudicium  Theuderici  finerclur. 

Cogitans   in   semet   ipsum   Theudericus    huius   causac   aeveiitum 

dicens  his  legatis:  In  crastinurn,  quod  atlencius  huius  rei  pro  pacis 
concordiam,    ut    iusticiae    ordo    poscuerit,    cum    scniorcs    palatiae    per- 

tractare  potuero,  fratribus  meis mandare  non  silco"  —  tractims, 

quc-  in  archana  oordis  iam  olym  caelaverat.  Cupioris  his  duobus  regi- 
bus  .  .  .  soinper  esse  rjiscordis  lalorri  inier  eosdeiii  iudicium  tcnneiiiivit, 
ut  (lifficile  Gothis,  quos  A.  regebat,  huius  culpa  conposilio  supplerctur: 
ut  veniret  legatarius  Francorum  sedens  super  acquum,  contum  aericlum 
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1.  In  der  Erzählung  des  Chronisten  vorweggenommen, 
wird  als  das  Endziel  der  Verhandlung  die  Aussöhnung 
mittels  feierlicher,  der  Ankindung  entnommener  Süh'ne- 
form  festgesetzt. 

2.  Für  die  Verhandlung  selbst  aber  wird  unbewaffnetes  Er- 
scheinen vereinbart. 

3.  Dazu  wird  zunächst  Ort  und  Termin  getaidigt. 

Am  festbestimmten  ersten  Verhandlungstage  erscheinen 
nun  die  Goten  und  der  Abgesandte  des  Frankenkönigs,  Pa- 
ternus,  um  den  Termin  wahrzunehbien  (placitum  custodire) 
und  verhandeln  .über  den  Sühneweg.  Das  Ergebnis  der 
Verhandlung  setzt  das  voraufgegangene  Verpflichtungs- 
geschäft fort: 

Nach  empfangener  Verpflichtung  des'  schuldigen 
Teiles,  der  Goten,  verbindet  sich  auch'  der  fränkische 
Gesandte 'namens  seines  Volkes,  den  Schiedsspruch'  des 
(von  den  Goten  vorgeschlagenen)  Ostgotenkönigs  Th'eo- 
derichs  d.  Gr.  als  Richtschnur  und  Entscheidung  über 
den  Austrag  gelten  zu  lassen. 

Auf  Grund  dieser  Übereinkunft  erscheinen  dann  die 
Parteien  in  einem  (vereinbarten)  neuen  Termine  vor  Theo- 
derich.   Sein  von  politischer  Ranküne  eingegebenes  Urteil 


tenens  in  manum,  ante  aula  palatiae  A.,  et  tamdiu  A.  et  Gothi  super  eum 
solidos  iactarint,  quousqxie  legatiun  et  aeqiium  et  cacumine  conti  cum 
soledis  ooperirent. 

[4]  Renuntiantes  legati  A.  protenus,  quod  Th.  huius  rei "  ter- 
minasset  iudicius,  et  cum  esset  difficile  haec  A.  vel  Gothis 
supplere,  volentis  fraudem  P.  legato  Francorum  decepere,  quem  in 
Solarium  missum  per  nocte,  quod  supposetum  erat,  ruens  fracto  brachio 
vix  tan  dem  evasit.  Ducitque  eum  Alaricus  in  crastinum,  suos  ostendens 
thesaures  et  cum  sacramento  dicens,  amplius  soledüs  non  habe- 
rit,  quam  ad  praesens  arcis  plenis  ostenderit.  Ubi  P.  unum  Soledum 
de  pugno  extrahens  suum  proeicit  dicens:  ,Hos  solidos  adarrabo  ad 
partem  dominae  mei  Chlodovei  regis  et  Francis'."  —  Die  eingeklam- 
merten Ziffern  entsprechen  deoi  im  Texte  zu  den  einzelnen  Elementen 
des  Verfahrens  beigesetzten.- 
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fällt  sehr  zu  Ungunsten  seiner  westgotischen  Vettern  aus: 
Alarich   soll   an    Chlodwig    so  viel    Gold   zahlen,    daß   der 
fränkische  Abgesandte  zu  Pferd  mitsamt  seiner  Lanze  davon 
ganz  bedeckt  würde.    Auf  Grund  des  Schieds  bedarf  es  end- 
lich   einer  Leistungsverpflichtung    des   Schuldners.     Diese 
kommt  in  folgender  Weise  zustande: 
4.  Der  Abgesandte  Chlodwigs,  Paternus,  begibt  sich  als- 
bald zu  Alarich.    Allein  Alarich  ist  mit  dem  Urteil  — 
wie  Theoderich  beabsichtigt  hatte  —  unzufrieden  und 
sucht  isich   dem   Erfüllungsgedinge   zu   entziehen.     Er 
bringt  deshalb  den  Franken  in  heimtückische  Lebens- 
gefahr, in  \der  Hoffnung,  ihm  so  die  Verfolgung  der  Sache 
zu  verleiden.    Aber  der  Anschlag  mißlingt  und  die  Ge- 
schichte endet  damit,  daß  es  Paternus  glückt,  durch  eine 
List    die   Verpflichtung  Alarichs    zur  Bußzahlung    zu 
erreichen. 

Der  Aufbau  dieser  Taidigung  ist  klar.  Zwei  Akte  sind 
es,  die  die  Unterhandlungen  ermöglichen:  die  Einigung  über 
Termin,  Ort  und  Schiedsmann  einerseits  (3),  die  Verabredung 
unbewaffneten  Erscheinens  als  eine  Art  Waffenstillstand 
anderseits  (2).  Zwei  weitere  Akte  führen  dann  das  Schau- 
spiel zu  (Ende:  das  Bußzahlungsgedinge  (4)  und  der  hier 
vorneweg  erwähnte  feierliche  Friedensschluß  (1). 

Die  Bedingtheit  aller  vier  Elemente  durch  die  Aufgabe 
der  Taidigung  als  Fehdelösung  ist  ohne  weiteres  erkennbar. 
Lassen  sich  ihre  Spuren  auch  im  ordentlichen  Buß- 
prozeß der  )Volks rechte  nachweisen,  so  kann  über 
dessen  Auslegung  kein  Zweifel  m;ehr  bestehen. 

Nicht  um  eine  Schilderung  des  Bußverfahrens  also 
handelt  es  sich  hier^«,  sondern  einzig  darum,  die  rechtliche 
Natur  des  Prozesses  klarzustellen,  wofür  die  Grundlage 
der  Parteienbindung  sich  als  geeignetes  Kriterium  er- 


26  Dafür  kaiiii  auf  die  klassische  Uarsteiiurig  Uriiiiuürs  (KG.  II, 
327—480)  verwiesen  werden,  welcher  im  „ordentlichen  Ilechlsgarig" 
vornetunlich  die  Griuidsälze  des   iJuUverfahreiLs   zu  Bilde   bringt. 
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weisen  muß.  Ausgeschieden  ist  hierbei  das  gerichtliche 
Erkenntnis;  denn  da  im  älteren  Bußverfahren  die  Er- 
füUungs-  wie  die  Beweisleistungspflicht  der  Partei  nicht  un- 
mittelbar auf  dem  Urteil,  vielmehr  auf  einem  besonderen 
Verpflichtungsgeschäft  beruht^^,  kommt  dem  Urteil  nicht 
Bindungs-,  sondern  Festungsfunktion  zu.  Es  schafft 
Klarheit  über  die  Rechtsfrage,  wie  der  Beweisgang  über  die 
Schuldfrage,  die  Verhandlung  über  die  Streitfrage.  Alle  drei 
Elemente  sind  deshalb  nur  insoweit  in  die  Erörterung  ein- 
zubeziehen^  als  dies  für  das  Verständnis  der  hier  behandelten 
Verfahrensteile  förderlich   erscheint. 

Ebenso  aber  konnte  die  Vollstreckung  unberück- 
sichtigt bleiben.  Mit  dem  Leistungsgewette  und  Friedens- 
eid tritt  an  die  Stelle  des  Fehdezustandes  eine  haftungs- 
bekleidete  Schuld  des  verantwortlichen  Teiles.  Die  Art  ihrer 
zwangsweisen  Eintreibung  gehört  in  die  allgemeine  Be- 
trachtung des  Verfahrens  um  gewettete  Schuld.^« 

Anders  steht  es  mit  dem  Inhalt  der  Leistungs- 
verpflichtung, die  bekanntlich  alternativ  auf  Buße  oder 
Reinigung  lautet.  Die  Bedeutung  der  Buße  ist  oben  (Kap.  I 
§  2)  in  eingehender  Erörterung  vorweggenommen,  ihr  Zu- 
sammenhang mit  der  Fehde  außer  Zweifel  gestellt.  Es  liegt 
nahe,  auch  die  Beweisleistung  im  Bußprozeß  auf  diese 
Seite  hin  zu  prüfen.  Die  Beweisrollenverteilung  wie  die 
Art  der  Beweisführung  mußte,  von  der  besonderen  Natur 
des  Bußverfahrens  lals  Sühne  aus,  eine  bisher  nicht  aus- 
reichend beachtete  Beleuchtung  gewinnen.  Die  dieser  Frage 
gewidmeten  Erörterungen  sind  aber  von  solchem  Umfange, 
daß  es  —  hingesehen  auf  die  Geschlossenheit  des  Pro- 
blems —  gerechtfertigt  erschien,  sie  einem  besonderen 
(III.)  Kapitel  zuzuweisen. 


27  Vgl.  (las  Nähere  darüber  unten  in  §  3. 

2^  Die    Behandlung   der   Schuldklage   bleibt   späterer,   den   Zugriffs- 
akten gewidmeter  Darstellung  vorbehalten. 


79]  273 

§  1.   Die  Prozeßeinleitung. 
A.  Terminsgedinge  und  richterliche  Vorladung.  ^ 

I.  Von  den  Prozeßeinleitungsformen  des  Bußprozesses 
knüpft  das  Terminsgedinge  aufs  engste  an  die  außerge- 
richtliche Sühne  an.  Denn  dieser  ist  die  Verpflichtung 
auf  einen  bestimmten  Verhandlungstermin  so  sehr  geläufig, 
daß  sie  davon  selbst  den  Namen  Taidigung^  empfangen 
konnte.  So  fordert  schon  die  erste  Phase  des  Verfahrens 
zu  dem  beabsichtigten  Vergleich  geradezu  heraus.  Als  Aus- 
gangspunkt möge  die  oben  (Einleitung)  ausführlich  ange- 
führte Begebenheit  zwischen  Chlodwig  und  Alarich  mit  dem 
Schied  Theoderichs  d.  Gr.  dienen.^ 

An  der  Spitze  des  Herganges,  wie  ihn  Fredegar 
schildert,  steht  ein  vorbereitendes  Unterhandeln  durch  Ab- 
gesandte, welches  zu  einem  ersten  Termine  führt.  Dieser 
selbst  dient  erst  der  Festsetzung  des  Sühneweges :  der 
Einigung  über  die  Schiedsinstanz.  Hand  in  Hand  damit 
mußte  die  Verabredung  über  den  neuen,  vor  Theoderich 
stattfindenden  Verhandlungstermin  getroffen  worden  sein; 
die  Parteien  erscheinen  verabredungsgemäß  zu  gleicher  Zeit 
vor  diesem.  Natürlich  konnte  aber  an  Stelle  der  ersten 
Tagfahrt  auch  eine  formlose  Einigung  auf  einen  Schiedsmann 
erfolgen;  wesentlich  ist  nur  der  zweite,  der  eigentliche  Ver- 
handlungs-   und  Sühnetermin. 

Das  Ergebnis  der  ersten  Aussprache  ist  also  eine  vöUig 
freie  Vereinbarung,  aus  der  als  Verpflichtungen  erwachsen: 

1  über  die  Parteiladung  vgl.  unten  lit.  B  dieses  Paragr. 

2  Abzuleiten  von  tagedingen  (=^  ndd.  deghedingcn) :  einen  Tag  (zur 
Sühneverhandlung)  vereinbaren.  Über  die  Verwendung  des  Wortes  vgl. 
Lexer,  Mhd.  Wörterb.  II  1388 f.;  s.  auch  Schiller  u.  Lübben,  Mndd. 
WB.    I''495:   „degcdingen  vel  vrunlschoj)  maken-'. 

3  Die  maßgebenden  Sätze  sind:  „aestatuenles  [seil.  IcgatiJ  dicm 

ad  locum  designatum  ab  invicem.     Ibiqut;  legatus  Chlodoviae  P 

accessit  inquirens,  utruin  .  .  .  Gothi  ....  placituin  custodirent  .... 
et  diligenter  inquirens,  quo  ordine  deberent  coniungere  ....  Acceplo 
placito  cuin  Alarico  espondens  P.  pro  Francis,  ut  iudicium  11». 
regis  AethaUae   huius  rei   tcrminus   fierotur." 
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a)  die  Anerkennung  des  gewählten  Schiedsmannes  und 
die  Gebundenheit,  seinen  Schied  dem  Austrag  zugrunde 
zu  legen; 

b)  die  weitere  Pflicht,  vor  demselben  zum  angelobten 
Termine  zu  erscheinen. 

Auf  dieser  selbstgewollten  Bindung  baut  dann  das 
weitere  Verfahren  auf. 

Die  Verpflichtung,  den  Schied  dem  Austrag  d.  h.  dem 
Sühnevertrag  zugrunde  zu  legen,  bedeutet  im  Ergebnis  eine 
Blankettschuld.*  Ihr  Inhalt  ist  noch  keineswegs  die  Buße, 
da  deren  Höhe  noch  gar  nicht  feststeht;  vielmehr  die  Ver- 
pflichtung auf  idas  Verdikt  des  Schiedsmannes  bzw.,  wo 
die  Schuld  außer  Frage  stand,  das  Gelöbnis,  nach  seiner 
Entscheidung  zu  büßen.  Daher  begegnen  denn  auch  in 
den   Quellen  ganz   allgemeine  Wendungen  wie 

„placetus  inter. . .  duos  regis,  ut  Francorum  iudicio 

fmiretur  .  .  .  instittu'unt"  ^ 
oder   Verpflichtungserklärungen  wie 

„omnia    per    indicio   Francorum    vel   sacerdotum 

plenissima   solutione  emendaret".^^ 

*  Als  selbständiger  Schuldinhalt  tritt  diese  Verpflichtung  auf  den 
zukünftigen,  noch  ungewissen  Schied  besonders  da  hervor,  wo  es  sich 
um  Sicherstellung  ihrer  Erfüllung  handelt.  Wobei  es  hierfür  belanglos, 
ob  der  iVerletzte  oder  die  öffentliche  Gewalt  Blußgläubiger  ist.  Vgl.  Hand- 
feste König  Ludwigs  für  Artois  von  1211  (erhalten  im  Bestäiigungsbrief 
des  Grafen  Robert  v.  Flandern,  a.  1268),  Art.  8  (Warnkönig,, 
Flandr.  Staats-  'u.  RG.  III,  1.  ÜB.,  Nachtr.  26) :  „Quicumquc  intxa 
pacem  civitatis  infracturam  fecerit  de  raptu  vol  de  furto  vel  de  plaga 
ad  banni  leugam,  iustitia  nostra  debet  eum  arrestare  et  coram  scabinis 
duoere  et  ibi  debet  facere  sectiritlat'em  per  considerationem  gcabi- 
norum :  tantum  faciendi,   quantum  scabini  iüdicaibunt." 

^  Fredegar  IV,  37 :  Entzweiung  zwischen  Theuderich  und  Theude- 
bert, Einfall  ins  Elsaß  (609/10). 

^  Fredeg.  Continuationes,  38  (Nibelung) :  Versprechen  Aistulfs 
im  zweiten  langobardischen  Feldzuge  Pippins,  756.  Oder  es  wird 
auch  ausdrücklich  in  diesem  Sinne  kompromittiert.  So  endet  der 
Feldzug  Chilperichs  gegen  Gunthram  583  nach  Gregors  Bericht 
(Hist.    Franc.    6,    31)    mit    Chilperichs    Niederlage    und    darauffolgender 
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Dem  entwickelteren  Rechtsgefühl  wird  so  die  Unter- 
werfung unter  das  Urteil  zum  abstrakten  Schuldinhalt,  dem 
auf  Seiten  des  Schiedsmannes  die  Entscheidungsgewalt 
entspricht.  Nur  derjenige  ist  nach  westgotischem  Rechte 
(L.  Vis.  III,  13)  neben  dem  öffentlichen  Richter  zur  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  befugt,  dem  die  freie  Über- 
einkunft der  Parteien  die  Entscheidungsgewalt  überträgt: 

„quibus  aut  princeps  aut  consensio  volumtatis 

P'Otestatem  dederit  indicandi". 

Schon  in  der  privaten  Taidigung  begegnen  nun  freilich 
Fälle,  bei  welchen  die  Situation  der  besonderen  Verein- 
barung einer  Schiedsinstanz  zuvorkommt.  Wo  nämlich  die 
Anknüpfung  der  Sühneverhandlungen  nicht  von  den  Ab- 
gesandten beider  Parteien,  sondern  vom  Eingriff  frieden- 
stiftender Dritter  ihren  Ausgang  nimmt,  scheint  diesen  viel- 
fach ohne  weiteres'  dank  ihres  Eingreifens  nicht  nur 
die  Vermittler-,  sondern  auch  die  Schiedsrichterrolle  zu- 
gefallen zu  sein.  So  sagt  ein  frühes  angelsächsisches  Gesetz 
(Aethelb.  65,  3): 

,Gif  he  healt  weor&,  |)aer  motan         Wenn  er  [der  Verwundete]  lahm 
freond  seman."  wird,  da    müssen  Freunde   [schieds- 

richterhch]  schlichten   (Übers.   Lie- 
berm.  I  7). 

Neben  den  Verwandten^  spielen  schon  in  fränkischer 


Taidigung,  die  folgendermaßen  beschrieben  wird:   „Mane  autem  concur-  ^ 
rentibus  legatis  pacem  fecerunt  pollicentes  alter  ab  alterutrum,  ut  quic- 
quid   sacerdotes   vel   seniores   populi   iudicarent,   pars   parte   conponeret, 
quae  terminum  legis  exoesserat;  et  sie  pacifice  discesserunt".    Die  Stelle 
ist  oben  (Kap.  I,  §  2)   bereits  in  anderem  Zusammenhango  erörtert. 

7  Welche  diese  Rolle  bei  einzelnen  Stämmen  auch  noch  im 
deutschen  Mittelalter  behalten  haben.  So  etwa  im  ältesten  Nimweger  Keur- 
buch  art.  66  (Stadr.  v.  Nyme«gon  I  —  Rechtsbronnen  I,  11,  S.  17).  Vgl. 
auch  His,  Strair.  d.  Friesen  212  f.  Hierher  gehört  vielleicht  aucli  die 
Urlomdo  Cart.  de  Reden  nr.  129  (üa.  832),  bei  welcher  de  Coursou, 
a.  a.  0.  Prolegomenes  254  f.,  allerdings  an  keltisch<Mi  Einfluß  zu  denken 
scheint:  „venerunt  in  placidum  ante  vicum  A.  <;t  ibi  iudicaveriiiil  boiii 
viri  ex  utraque  pai-te  oorum  .  .  .". 

Deutsch  rechtliche  Beiträge.    X.    2.  W 
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Zeit  insbesondere  die  Priester^  und  sonstige  angesehene 
Leute^  die  Vermittler  und  erfüllen  dabei  schiedsrichter- 
liche Aufgaben.  Ein  geschichtMches  Beispiel  dieser  Art 
bietet  der  Fortsetzer  der  Chronik  Fredegars,  Nibelung  an  der 
schon  zitierten  Stelle,  wo  er  (Fredegarii  Continuationes  38) 
den  Feldzug  Pippins  gegen  Aistulf  vom  Jahre  756  schildert. 
Der  Langobardenkönig,  von  Pippin  in  Pavia  eingeschlossen, 
bequehmt  sich,  um  Frieden  zu  bitten,  der  durch  die  Priester 
und  die  Großen  des  fränkischen  Heerbannes  vermittelt  und 
durch  Schiedsspruch  besiegelt  wird: 

„Aistulfus . . .  per  subplicationem  sacerdotum  et  ob- 
timates  Francorum  veniam  et  pacem  praedicto  rege 
subplicans  .  .  .  [folgt  der  oben  angeführte  Satz].  Igitur 
rex  Pippinus  ...  ad  petitionem  obtimatibus  suis  vitam 
et  regnum  iterato  concessit.  Aistulfus  rex  per  iudicio 
Francorum  vel  sacerdotum  thesaurum,  quod  in  Ticino 
erat,  i.  e.  tertiam,  partem  praedicto  rege  tradidit."  .  .  . 
Hierher  wäre  nun  auch  eine  ganze  Reihe  jener  mero- 
wingischen  Urkundenformeln  zu  nennen,  in  denen  die 
Priester  und   sonstige   boni  homines^^   als   Vermittler  und 

8  Für  spätere  friesische  Verhältnisse  vgl.  His,  a,  a.  0.    210 f. 

9  Im  hohen  und  späteren  Mittelalter  sind  es  in  den  Städten  neben 
dem  Stadtrichter  die  Schöffen  und  Ratsherrn,  denen  geradezu  eine  auto- 
ritative Schlichtungsgewalt  zukommt.  Vgl.  Warnkönig,  a.  a.  0.  182; 
Wilko,  Das  Friedegebot  (Deutschr.  Beitr.  VI,  1)    516. 

10  Opet,  Gresch.  d.  Prozeßeinleitungsformen  I,  139,  vertritt  im  An- 
schluß an  frühere  Forscher  die  Meinung,  daß  die  boni  homines  der  For- 
mulae  mit  den  Rachinburgen  identisch  seien.  M.  E.  haben  aber  die 
Formelschreiber  vielfach  mit  Absicht  den  allgemeineren  Ausdruck  boni 
homines  gewählt,  um  die  l)e treffenden  Formulare  auch  für  Zwecke 
privater  Vergleiche  brauchbar  zu  halten.  Das  zeigen  gerade  Urkunden 
wio  Form,  Sah  Bign.  14  und  Sen.  51,  in  denen  nicht  einmal  eines 
Richters  gedacht  ist.  Opet,  a.  a.  0.,  143  (gegen  Fustel  de  Cou- 
langes,  Hist.  de  la  France  II,  356),  sieht  auch  hier  in  den  boni  homines 
nur  Rachinburgen.  Geradezu  ausgeschlossen  dünkt  mich  die  Gleichung 
boni  homines  =  Rachinburgen  in  F.  Tur.  32;  wo  zunächst  eine  voll- 
ständige Gerichtsverhandlung  mit  Todesurteil  stattfindet  und  dann  inter- 
venientes  boni  homines  einen  Vergleich  zustande  bringen I  Vgl.  aucli 
oben  n.    7;   ferner   Gäl,   Prozeß  bei  legung,   44  f. 
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Schiedsleute     erscheinen.     Man    vergleiche     etwa    F.  Mar- 

culfi  II 18 : 

,,Dum  .  .  .  germano  ,nostro  illo  visus  es  interfecisse 
et  ob  hoc  vitae  perculum  incurrere  potueras,  sed  inter- 
venientes  sacerdotes  et  magnificis  viris  .  .  .  nos  ad  pacis 
conoordia  ob  hoc  visi  fuerunt  revocasse  ita,  ut  pro 
ipsa  causa  solidus  tantus  in  pagalia  mihi  dare  de- 
bueras  .  .  /'^^ 
Eine  dritte  Gestalt  der  Taidigung  ergibt  sich  schließlich 

da,    wo    die    Parteien    im    Verhandlungswege    ganz  ohne 

Schiedsleute  durch  friedwillige  Verständigung  abmachen, 

w^as  namentlich  da  der  Fall  sein  konnte,  wo  weder  Schuld 

noch  Bußhöhe  streitig  war. 

Manche  der  Formulae  wird  man  hierher  rechnen  dürfen. 

So  etwa  F.  Andec.  42,  woselbst  der  Bestohlene  nach  Empfang 

der  Sühneleistung  eine   Securitas  ausstellt: 

„pro  eo,  quod  illa  rem  ad  furtis  condicionis  post  se 
abuissit  et  accipit  [:=  accepi]  exinde  argento  tantum; 


11  Besonders  charakteristisch  auch  F.  Marc.  II,  16  (Text  oben, 
Kap.  I  §  2  n.  35)  =  F.  Tur.  16  =  F.  Sal.  Lind.  16;  femer  F.  Extrav.  I, 
welche  geradezu  auf  Schhchtung  in  flagranti  Ute  hinzudeuten  scheint: 
„Venerit  in  villa  —  m  loco  que  dicitur  — ,  ipsus  dum  diceret  —  —  — 
quod  germano  suo  —  —  occississet  vel  interficisset  mali  o[rdine.  Dum] 
sie  inter  se  alius  modis  intenderunt,  sie  inter[venienteß]  boni 
ominibus  inter  medio  in  ambus  partis  abtificiaveruht,  ad 
pa[cem]  et  concordia  fuissent  revocati.  Et  ipsi  conveni[er 
bant],  ut  pro  .  .  .  .  rio  illi  rewadiavit  [bzw.]  solidus  de  leodetn  tantus 
repeterit."  Folgt  Securitas.  Eine  Bestätigung  dieser  Schildenuig 
gibt  die  Anekdote  Fredegar  4,  90:  Todfeindschaft  zwisclien  VVille- 
bad  und  dem  burgimdischen  Hausmeie-r  Flaochad:  „Fl.  foris  contra  W. 
preliandum   adgreditur.      Amalbertus    vero,   germanus    Fl.,    ad    pa^auduin 

intercurrens,  ubi  iarn  in  congressiono  certamene  confligc  dobucrant 

Intercurrentes  et  citiris  persunis  separantur  inlese  .  .  ."  Endlicb  noch 
F.  Andec.  6:  „Dum  non  est  incognitum,  quia  ante  —  dies  aliquos  homo 
nomen  —  litem  iu  via  puplica  aput  —  ei  habuit  et  colebus  super  cum 
ipsi  —  ei  f>osuit,  sie  taliter  cMjnvetiit  ipsus  iiomo  ad  mc^luaiitis  \h)u\4 
hominibus,  ut  liane  s<,'euritate  ijwius  homo  de  ipsus  coilebus  seu  et  d<' 
ipsa  lite,  (pwiri  aput  mihi  ahuit,  faeere  doborit;  «jimkI   il.'i  rt  f»'<it.'* 
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proinde  mano  mea  et  bonorum  firmata  tibi  exinde 
dedisse,  ut  post  hunc  diae  de  hac  causa  quietus  et 
securus  resediat". 

Insbesondere  gehören  aber  auch  Anlässe  hierher,  wo 
es  sich  nicht  so  fast  um  Sühneleistung  als  um  Aussöhnung 
überhaupt  handelt.  So  wird  der  Königinnenstreit  des  Nibe- 
lungenliedes, von  Fredegar  (IV  35)  den  beiden  Königinnen 
Brunhild  und  Belhild  zugeschrieben,  daselbst  wie  folgt  ge- 
schildert. Belhild,  ehemals  als  Unfreie  von  Brunhild  ge- 
kauft, wird  mit  dem  Könige  Theudebert  vermählt.  Bei  den 
Austrasiern  hochgeschätzt,  hält  sie  sich  für  nicht  geringer 
als  ihre  Herrin  Brunnhild, 

„sed  sepins  per  legatus  B.  dispicirit,  dum  ab  ipsa  in- 
crepabatur,  quod  ancilla  B.  fuisset;  —  tandem  [cum] 
his  et  aliis  verbis,  legatis  discurrentibus,  ab  invicem 
vexarentur:     placetus  .  .  .  fiaetur,     ut    has     duas 
reginas  pro  pacem  inter  Teudericum  et  Teudebertum 
coniungerint  cionloqiuendum". 
Man  kam  »also  nach  Lage  des  Falles  auch  ohne  Schieds- 
instanz  aus,  während  —  wie  in  der  Natur  der  Sache  ge- 
legen —  die  Anberaumung  eines  Sühnetermins  eine  kaum 
zu  entbehrende  Voraussetzung  des  Sühneaktes  bildet. 

Ein  Element  der  Schiedsvereinbarung  kehrt  freilich'  im 
Terminsgedinge,  von  dem  schon  bisher  mehrfach  Beispiele 
geboten  wurden,  wieder :  sein  Inhalt  ist  nämlich  auch  da,  wo 
es  keine  Schiedsgewalt  zu  begründen  galt,  nicht  nur  die  Ver- 
pflichtung auf  einen  bestimmten  Termin,  sondern  zugleich 
auch  zur  Einlassung.  Insofern  bezweckt  es  neben  der 
Fortbewegung  des  Verfahrens  zugleich  die  Abgrenzung  des 
Streitstoffes.  Das  zeigt  sich  deutlich  an  folgender  Er- 
zählung Fredegars  (4,  68).  Ums  Jahr  631  oder  632  ent- 
sandte der  Merowinger  Dagobert  seinen  Vertrauten  Sicharius 
an  den  Wendenfürst  Samo,  um  von  diesem  die  Büßung  der 
von  den  Slawen  erschlagenen  fränkischen  Kaufleute  und 
die  Rückgabe  des  ihnen  abgenommenen  Gutes  zu  fordern. 
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Aber  Samo  hat  Gegenansprüche  und  verlangt  gemeinsame 
Verebnung   in  einem   angebotenen   Sühnetermin: 

„placeta  vellens  instetuere  [ut]  de  hys  et  alies  inten- 

cionibus,  que  inter  partes  orte  fuerant,  iustitia  redderetur 

in  invicem'*. 

Das  angebotene  Gedinge  scheitert  indes  an  der  ab- 
lehnenden Haltung  des  fränkischen  Gesandten,  der  sich  auf 
die  ,,aliae  intentiones"  offenbar  nicht  einlassen  wollte. 

Beiderseitige  Ansprüche  verlangen  beiderseitige  Ein- 
lassung. Wo  es  sich  also  um  die  Schlichtung  der  Ge- 
schlechterfehde, um  die  Sühnung  beiderseitigen  Unrechts 
handelt,  da  mußte  auch  das  Terminsgedinge  beiderseitig 
als  Verpflichtung  empfunden  und  rechtlich  festgelegt 
werden.  12  Nur  da,  wo  die  Taidigung  unmittelbar  auf  eine 
einseitige  Verletzungshandlung  folgt,  konnte  das  Gedinge 
wenigstens  im  Munde  des  Berichterstatters  den  Charakter 
einseitiger  Bindung  annehmen.^^  Aber  selbstverständlich 
übernimmt  hier  der  Verletzte  bei  Entgegennahme  des  Ge- 
dinges jedenfalls  die  stillschweigende  Verpflichtung,  auch 
seinerseits  zum  Termin  zu  erscheinen  und  sich  auf  die  Ver- 
handlung einzulassen,  war  es  doch  keineswegs  immer  eine 
ausgemachte  Sache,  zu  wessen  Gunsten  der  Handel  aus- 
gehen würde. 

H.  Naturgemäß  läßt  der  ordentliche  Bußprozeß  bei 
der  Prozeßeinleitung  der  Parteiwillkür  nicht  den  weiten 
Spielraum,  wie  ihn  die  außergerichtliche  Taidigung  bietet. 
Selbstverständlicher  Verpflichtungsinhalt  ist  hier  das 
Verhandeln  vor  dem  ordentlichen  Gericht.  Damit  entfällt 
ohne  weiteres  die  Begründung  der  Entscheidungsgewalt.  Das 
Gemeinwesen  leiht  dem  Sühnewilligen  den  starken  Arm 
seiner  Gerichtsgewalt;  wird  es  von  einer  Seite  angerufen, 


12  Frodcgar  2,  58  —  oben  ELnl.  n.  25  — ;  4,  35  —  oben  im  Texte  —  ; 
4,  37  —  olxm  n.  5  und  Text  — ;  s.  aucli  4,  68  —  oben  im  Text. 

»•*  V(,'I.  elwa  Frcflegar  4,  40,  aller<lings  ein  I'all  von  BcsitzaUirung, 
flessen  Erörterung  für  später  zurückzustellen  isl. 
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SO  bedarf  es  nicht  erst  der  Zustimmung  des  Gegners,  um 
seine  Zuständigkeit  zu  begründen.  Eine  Entwicklung,  die 
noch  vor  der  volksrechtlichen  Zeit  vollendete  Tatsache  ge- 
worden ist  —  wird  ihr  Ergebnis  doch  bereits  von  Tacitus 
bezeugt  1*  — ,  zu  der  daher  das  immer  entschiedenere  Zu- 
rückdrängen der  Privatsühne  nurmehr  ein  fernes  Echo 
bildet.  Man  spricht  hier  von  Sühnezwang,  nicht  in  dem 
Sinne,  als  wären  die  Formen  der  außergerichtlichen  Sühne 
völlig  solchen  staatlichen  Zwanges  gewichen,  wohl  aber,  in- 
sofern der  Staat  jetzt  mit  selbständigen  Zwangsmitteln  auf 
die  Parteientschließung  einwirkt  und  insbesondere  die  In- 
stanzbestimmung vom  Parteiwillen  unabhängig  gestaltet.  Der 
Parteivereinbarung  verbleibt  aber  zunächst  die  Verpflichtung 
zur  Einlassung  und  die  Wahl  des  Termins.  Ihrer  Begründung 
dient  das  Terminsgedinge,  an  dessen  Stelle  späterhin  die 
richterliche  Viorladung  tritt. 

Einen  derartigen  Termins-  und  Einlassungsvertrag 
scheint  das  älteste  westgotische  Gesetzeswerk,  der  Codex 
Euricianus  |gekannt  zu  haben.  So  wenigstens  würde  sich' 
zwanglos  erklären,  daß  jene  beiden  Volksrechte,  welche  den 
stärksten  Einfluß  altwestgotischen  Rech'ts  aufweisen  ^^  hier 
weniger  zwar  in  der  Formulierung  als  sachlich  einander 
nahe  stehen. 

L.  Burg.  17,  4:  L.  Bai.  13,  2: 

„Quicumque   Burgundio   de    qua-  „Si  quis  alicui,  über  liberum,  qui 

cumque  causa  ab  eo,  q  u  i  11 11  1  i  t  e  m  eum  mallet  de  qualecumque  re,  n  o  n 
intendit,  bis  admonitus  fuerit,  ut  dignaverit  iusticiam  facere: 
dato fideiussore  ad iudicium  veniat, et  ille,  qui  quaerit  causam  suam, 
nie  n  ec  fideiussorem  dare  nee  habeat  ibi  t  est  es  2  vel  3,  qui 
ad  iudicium  venire  voluerit  audiant  et  videant,  qualiter  ille  re- 
atque  hoc  factum  duobus  aut  spondeat,  ut  possint  ante  iudicem 
t  r  i  b  u  s  ingenuis  t  e  s  t  i  b  u  s  potuerit  testes  esse. 
adprobari : 

inferat  multe  nomine  sol  6.  et  ad  Tunc  iudex  iubeat  eum  inpre- 
iudicium  venire  nihilominus  sente  venire  et  iudicet  ei  et  con- 
conpellatur."  ponat  12  sol.;  quare  non  dignavit 
iustitiam  facere  ei,  cui  debuit." 

1*  Germania  12, 

15  Vgl.   das   unten,   Kap.    III,    §§   1   und   2  Ausgeführte.   --   Hinzu 
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Danach  hatte  der  betreibende  Teil  über  die  Einlassungs- 
weigerung des  Gegners  zwei  oder  drei  Zeugen  zu  ziehen  — 
eine  auch  eurizianische  Beweisform ^^  — ,  mit  welchen  er  dem 
Richter  den  Sachverhalt  stätigte.  Dann  sollte  dieser  den 
renitenten  Teil  büßen  und  ihn  nun  seinerseits  zwingen,  vor 
Gericht  zu  erscheinen. 

Daß  hier  ein  Einlassungsgedinge  zwischen  den  Par- 
teien vorliegt,  ist  bei  der  bayrischen  Stelle  nicht  zweifel- 
haft. Wir  ersehen  es  aus  dem  Umstände,  daß  die  Zeugen 
hören  sollen,  was  der  Angesprochene  erwidert.  Da  es  sich 
um  die  Weigerung  zu  Recht  zu  stehen  handelt i^,  kann  die 
Pflicht  zu  antworten,  nur  auf  die  Annahme  des  Streitgedinges 
bezogen  "werden.  Ungenauer  ist  auf  den  ersten  Blick  das 
burgundische  Recht.  Zwar  drückt  es  noch  klarer  aus,  was 
vom  Angesprochenen  verlangt  wird:  er  solle  unter  Bürgeur 
Stellung  vor  Gericht  erscheinen.  Allein  die  Weigerungsfolgen, 
sind  dann  alternativ  an  den  Fall  geknüpft,  daß  der  Ange- 
sprochene weder  einen  Bürgen  stellen,  noch  vor  Gericht 
kommen  wolle.  Hieraus  hat  man  den  Schluß  gezogen,  daß 
auch  das  burgundische  Recht  gleich  dem  fränkischen  die 
Parteiladung  gekannt  habe.^«  Allein  abgesehen  davon,  daß  die 

tritt    die    Parallele    des    ostgotischen    Edikts,    von    der    unten    noch    zu 
handeln  ist. 

16  Vgl.  Cod.  jEuric.  307;  entsprechend  L.  Vis.  V  2,  7  (Antiqua). 
Westgotisch  beeinflußt  ist  A\-ohl  auch  der  Zusatz  in  L.  Bai.  16,  2:  „Duo 
vel  III  [testes]  debent  esse". 

17  Durch  die  Einreihung  der  Stelle  unter  den  Titel  De  pignoribus 
verführt,  beziehen  majiche  dieselbe  auf  die  Einleitung  der  Vollstreckung. 
Vgl.  Sohm,  Proz  d.  L.  Sal.  46ff.  üpet,  ProzcÜcinleitung  71  ff. 
Allein  —  leben  von  der  Einreihung  in  dem  bei  seiner  Tilelaligrenzung 
auch  sonst  willkürliche«!  Crcsetze  abgesehen  —  spricht  nichts  für,  alles 
gegen  eine  solche  Auslegung.  Nicht  zuletzt  der  Schluß:  die  richterliche 
Vorla/lung  mit  anschließendem  Urteil!  Mit  der  im  Text  vertretenen 
D(mtung  der  Stelle  auf  <las  Tenninsgedingo  stimmt  dcim  auch,  nol)en 
älteren  Forschem  (aufgeführt  bei  Opet,  1.  c.  71  n.  1)  überein  Hrun- 
ner,   RG.   II,   339  f.,   311. 

1«  Vgl.   Hrunner,   a.   a.   0.  333,   (Jjx-t,    Pn.zeüeinkilunK    U'^  ff- 
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wiüirscheiiilich  gemeinsame  Herkunft  beider  Stellen,  zu 
welcher  sich  unten  noch  das  ostgptische  Edikt  gesellen 
wird,  einer  wenn  möglich  einheitlichen  Deutung  den  Vor- 
zug geben  muß,  ist  es  auch  sprachlich  nicht  zwingend, 
hierin  eine  Parteiladung  zu  sehen.  Die  Gundobada  sagt 
nämlich,  man  müsse  durch'  Zeugen  beweisen,  daß  der  An- 
gesprochene weder  habe  einen  Bürgen  stellen,  noch  über- 
haupt vor  Gericht  habe  kommen  wollen.  Ob  er  tat- 
sächlich ausbleibt,  wird  zlinächst  gar  nicht  er- 
örtert. Nicht  sein  Fehlen  im  Termine  wird  durch  die 
Zeugen  bewiesen^^  —  wir  haben  bei  dem  verhältnismäßig 
freien  Rechtsgang  der  Gundobada  keinen  Anlaß  anzuinehmen, 
daß  dies  dem  anwesenden  Richter  im  Ding  erst  noch  hätte 
bewiesen  zu  werden  brauchen  — ,  sondern  sein  Verhalten 
bei  der  außergerichtlichen  Ansprache.  Dafür  spricht  ja 
auch,  daß  nach  bayrischem  Rechte  die  Zeugen  eigens  dazu 
gezogen  sind,  um  zu  bezeugen,  was  der  Angesprochene  er- 
widert habe.  Wenn  aber  die  Erklärung  des  Angesprochenen, 
nicht  vor  Gericht  kommen  zu  wollen,  Inhalt  des  Zeugnisses 
und  Ursache  seiner  Büßung  ist,  so  muß  diese  Antwort 
rechtserheblich  sein.  Sie  ist  es  beim  Terminsgedinge, 
ist  es  nicht  bei  der  Parteiladung.  Dann  ist  aber  auch'  in 
L.  Burg.  17,  4  die  Weigerung,  Terminsgedinge  einzugehen, 
der  Gegenstand  der  gesetzlichen  Regelung.  Wahrscheinlich 
aber  ist  dies  auch  bei  den  kontroversen  Bestimmungen  über 
die  Einlassung  im  angelsächsischen  Rechte  der  Fall.^o 

19  Weder  die  entsprechende  bayrische  Stelle  noch  die  ostgotische 
Parallele  lassen  daran  den  geringsten  Zweifel.  Die  ausführlichen  Rege- 
lnngen über  flie  Folgen  des  Ausbleibens  im  Termin  L.  Biug.  8,  3—6, 
gedenken  eines  solchen  Beweises  mit  keinem  Worte.  Wenn  ferner  die 
echte  Not  nach  8,  3  dem  Richter,  nicht  dem  Gegner  zu  melden  ist, 
so  wird  der  Richter  die  Voraussetzung  jener,  das  Ausbleiben  der  Partei, 
sich  nicht  erst  von  deren  Gegner  nachweisen  lassen  müssien,  das  doch 
nicht  minder  seiner  immittelbaren  Feststellung  unterliegt-  als  die  Mel- 
dung des  Seumeboten. 

"  Hlot.  1  Eadr.  8—10;  s.  unten  n.  75.  Gleiches  gilt  von  der 
ebenfalls   dunklen   Stelle    Ine   8,   wo   es   sich   walirscheinlich   wiederum 
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Auch  dem  fränkischen  Rechte  war  das  Streitgedinge 
dieser  Gestalt  bekannt.  Eine  von  Brunner^i  schon  be- 
achtete Urkundenlormel  lautet  (F.  Sen.  10) : 

„veniens  homo  alicus  ...  in  mallo  publico  ante  vir 
illo  comite  vel  reliqnis  quam  plures  bonis  hominibus 
.  .  .  repetebat,  dum  diceret  eo,  quod  homine  alico 
nomen  illo  ante  ipso  comite  aframitum  habuisset.  A  co 
placitum  venit  ipse  ille,  placito  suo  custodebat. 
Beispiele  für  solche  Terminsgedinge  bietet  endlich  der 
reiche   Schatz   langobardischer  Gerichtsurkunden.22 

In  den  bisher  besprochenen  Fällen  bleibt  das  Streit- 
gedinge zwar  als  Parteivertrag  bestehen.  Allein  schon  hier 
der  Parteiwillkür  entzogen,  mußte  es  mehr  und  mehr  zu  einer 
Formalität  herabsinken,  die  zwar  zur  Bindung  der  Parteien 
für  den  Verfahrensbetrieb  erforderlich  war,  deren  Herbei- 
führung aber  bereits  dem  Zwang  staatlicher  Rechtspflege 
unterlag.  Die  öffentliche  Gewalt  übernimmt  also  von  der 
Privatsühne  den  Einlassungsvertrag,  stattet  ihn  aber  —  zu 
Lasten  des  fehdelustigen  Teiles  —  mit  Zwangskurs  aus. 

Einen  Schritt  weiter  zur  VerstaatHchung  des  Ver- 
fahrensbetriebes bedeutet  es,  wenn  das  Gedinge  nicht  mehr 

um  den  Einlassungs vertrag  handelt,  den  Liebermann  imgenau  als  Ver- 
sprechen künftiger  Urteilserfüllung  bezeichnet. 

„Gif  hwa  him  ryhtes  bidde  beforan  Wenn  einer  sich  [sein]  Recht  for- 
hwelcum  scirmen  odde  o9rum  de-  dert  vor  irgend  einem  Amtmann 
man  and  abiddannemaege,  and  him  oder  einem  anderen  Richter  und  [es] 
wedd  [mon]  sellan  nelle,  gebete  XXX  nicht  erlangen  kann,  indem  [Verklag- 
scill.  and  binnan  VII  nihton  gedo  ter]  ihm  ein  Pfandversprechen 
hine  ryhtes  wierdne".  [Lieberm.:     künftiger   Urteilserfül- 

lung] nicht  geben  will,  so  bnßc  dieser 
[dem  König]  30  Schill,  und  mache  ihn 
binnen  7  Nächten  der  Rechtserfüllung 
[Lieberm.:  Urteilserfüllung]  teilhaf- 
tig (Übers,  nacii  Lieberm.  I,  03.). 
Da  Ina  0  die  Pfändung  vor  Angehen  des  Gerichts  vc^rliictct.  führte  das 
Verfahren  nach   Ine  8  zur  Ungfhorsamspfändung. 

21  RG.  II,  340. 

22  Vgl.    Ficker,    Forschungen,    I,   38. 
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von  Partei  zu  Partei,  sondern  in  die  Hand  des 
heischenden  Gerich tsbeamten  geleistet  wird.  So  liegt 
die  Sache  bei  den  Ostgoten,  wo  Richter  und  Apparitor  für 
das  Abheischen  des  Terminsgedinges  haftbar  waren.  Hier 
griff  auch  gegen  den  Goten  (barbarus)  das  Versäumnis- 
verfahren Platz,  wenn  er 

„tertio  competentis  iudicis  auctoritate  conventus  et 
edictis  sollemniter  dnclamatus  ad  iudicem,  cuius  prae- 
ceptione  oonventus  est;  venire  neglexerif'.^s 
Möchte  man  hiernach  auf  den  ersten  Blick  an  einseitige 
richterliche  Vorladung  denken,  so  zeigt  uns  die  Fortführung 
des  Gedankens  rasch,  daß  als  convenire  des  Richters  das 
Abheischen  der  Termins  wette  galt.  Voraussetzung  jener 
schneidigen  Ungehorsamsfolge  nämlich  ist  entweder  Nicht- 
erscheinen trotz  gegebener  Sicherheit,  oder  aber  Einlassungs- 
weigerung dem  abgeheischten  Gedinge  gegenüber: 

„dummodo  tertio  quemlibet  capillatorum  fuisse  con- 
ventum    aut   cautionis   ab   eodem   emissae    fides 
ostendat,  aut  ingenuor'um  .  .  .  testium  dlcta  con- 
firment. .  .auctoritate  pulsatum  contompsisse  dare 
responsum  nee  voluisse  ad  iudicium  convenire". 
Die   Anklänge  dieser   Stelle  an   die  oben   angeführten 
burgundisch-bayrischen  Sätze  läßt  verminten,  daß  hier  west- 
gotischer Einfluß  das  Edikt  geleitet  hat. 2*    Auch  hier  sollen 
die  Zeugen  bekunden,   daß  der  Angesprochene  keine  Ant- 
wort habe  geben  und  nicht  vor  Gericht  habe  kommen  wollen. 
Die   des   Zeugenbeweises   bedürftige  Weigerung,   „vor  Ge- 
richt kommen  zu  wollen",  ist  aber  auch  hier  nicht  auf  die 
Ausführung,  das  tatsächliche  Ausbleiben,  sondern  auf  die 

23  Ed.  Theodor.   145. 

2*  Ein  solcher  ist  sonst  allerdings  —  von  Anklängen  an  die  west- 
gotischo  Interpretatio  abgesehen  (Brunner,  RG.  I,  527,  n.  5)  —  nicht 
bezeaigt.  Allein  die  Stelle  regelt  ausschließlich  den  Prozeßeinleitungs- 
formalismus  gegen  Goten  (barbari,  capillati);  da  aber  die  einfache  Über- 
nahme römischer  Normen  nicht  beliebt  wurde,  lag  es  nahe,  sich  hier 
an  das  Gesetz  Eurichs  anzulehnen. 
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beim  Abheischen  des  Gedinges  dahin  abgegebene  Antwort 
zu  beziehen.  .  Denn  daß  feine  solche  Antwort  verlangt  wurde, 
zeigt  Ed.  Theod.  73: 

„conventum  sufficiat  pro  mitter  e,  se  ad  iudicium 

esse  venturum:  nihil  ultra  praesumat  apparitur". 

Der  Unterschied  von  den  beiden  anderen  Rechten  und 
w^ohl  auch  von  der  vermuteten  Vorlage  besteht  also, 
abgesehen  von  der  Einführung  des  Versäumnisverfahrens, 
lediglich  darin,  daß  im  Gegensatze  zu  jenen  das  Ge- 
dinge hier  dem  Gerichtsbeamten,  der  es  heischt,  nicht  etwa 
dem  Gegner  zu  leisten  ist.  Eine  Wandlung,  welche  im 
Frankenreiche  für  die  Ladung  vors  Königsgedcht  schon  in 
merowingischer  Zeit  ebenfalls  durchgedrungen  ist.^^  Für 
das  volksgerichtliche  Verfahren  aber  scheint  sie,  von  ver- 
einzelten Fällen  abgesehen^e,  vor  den  Karolingern  sich  nicht 
durchgesetzt  zu  haben.  Aus  dieser  Zeit  aber  erwähnt  das 
dem  Richter  zu  leistende  Gewette  ein  Kapitular  Ludwigs 
d.  Fr.,  auf  das  wiederum  Brunner^^  hingewiesen  hat.  Hier 
wird  dem  des  Diebstahls  beschuldigten  Freien  aufgegeben 
(Capp.  legibus  add.  818/19,  cap.  15  —  M.  G.  Capp.  1 
p.  284): 

„in  niallo  ad  praesentiam  comitis  se  adhramiat  et  si 

res  non  habet  fideiussores  donet,  qui  eum  adh'ramire 

et  in  placitum  adduci  facianf'.^s 

Bekanntlich  ist  schließhch  die  richterliche  Ladung 
zur  regelmäßigen  Form  der  Prozeßeinleitung  geworden.  Dem 

25  Vgl.  Brunncr,  RG.  II,  341  und  n.  54  das.,  Greg.  Tur.  Hist. 
Fr.  8,  43;   10,  5,  F.  Marc.   I,  27. 

26  Einen  solchen  könnte  inan  in  den  Worten  Greg.  Tur.  Hist.  Fr.  7, 
47  erblicken:  „Tunc  partes  a  iudice  in  civitatem  deductae  causas 
proprias  prolocuntur"  —  wenn  man  hier  nicht  geradezu  an  eine  Fest- 
nahme denken   will,   wozu  kein  rechter  Anlaß   vorliegt. 

27  RG.   II,   340. 

2«  Die  ganze  Fassung,  insbesondere  <las  Verl;uig<'n  nach  Hür^schaft 
von  Gesetzes  wegen,  spricht  dafür,  daß  dem  Grafen  gewetU^t  wird.  — 
Ähnlich  lag  es  nach  dem  gen;tnjilen  IvapituLar  hinsichtlich  der  Gestellung 
eines   Knechts   durch   seinen   Ilerni. 
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Westgoteiirechte  ist  sie  spätestens  seit  Chindasvind  be- 
kaiint.29  Ob  'dagegen  das  langobardische  ,,distringere  ad 
iustitiam  faciendam"  bzw.  das  „dirigere"  der  Parteien  ans 
zuständische  Gericht^  ^vie  es  Liutprand  25 — 27  Schultheiß  und 
Richter  zur  Pflicht  macht,  als  Vorladung ^^  oder  als  Ab- 
heischen des  Streitgedinges  zu  deuten  ist,  muß  bei  der  Un- 
bestimmtheit der  Wendungen  offen  bleiben.  Dagegen  wird 
man  allerdings  den  richterlichen  Zwang,  im  Ding  zu  er- 
scheinen, wie  ihn  die  oben  angeführten  burgundisch-bay- 
rischen  Parallelstellen  subsidiär  androhen,  als  einseitige  Vor- 
ladung des  Richters  eventuell  unter  Haftnahme  aufzu- 
fassen haben.3i  Richterliche  Ladung  kennt  wohl  auch  das 
alamannische  Recht^^,  desgleichen  das  angelsächsische 
spätestens  seit  dem  neunten  Jahrhundert.^^  Schließlich'  ist 
auf  die  fränkische  Bannitio  hinzuweisen,  die  mit  dem 
fränkischen  Amtsrechte,  dessen  Schöpfung  sie  ist,  zu  einer 
Institution  der  fränkischen  Gesamtmonarchie  geworden  ist. 
Zuerst  wohl  im  königsgerichtlichen  Verfahren  ausgebildet^*. 


29  L.  Vis.  II  1,  18. 

30  So  Brunner,  RG.  II,  339;  Opet,  Prozeßeinleitung  96  ff.  Von 
den  bei  letzterem  angeführten  Urkimdenzeugnissen  könnte  höchstens  die 
Urkunde  Troya  779  mit  Sicherheit  auf  richterliche  Vorladung  bezogen 
werden;  allein  es  handelt  sich  hier  um  ein  Verfahren  vor  dem  Herzog, 
das  Schlüsse  lauf  den  ordentlichen  Prozeß  nicht  gestattet. 

31  Biannitio  nimmt  'hier  auch  Brunner,  a.  a.  0.,  desgleichen  — 
bezüghch  der  Gundobada  —  Opet,  a.  a.  0.  118  f.,  an.  Da  aber  beide 
Rechte,  im  Gegensatz  zum  Edikt  Theoderichs,  ein  Kontumazialverfahren 
nicht  kennen,  dürfte  als  letzte  Auskunft  dahinter  wohl  die  zwangsweise 
Gestellung  zur  Verfügung  gestanden  haben.  Übrigens  führt  Opet  die 
subsidiäre  richterliche  Ladung  in  L.  Burg.  17,  4  mit  Glasson,  Hist. 
de  la  France,   III,  443,  auf  römischen  Einfluß  zurück. 

32  Arg.  L.  22,  2  und  26,  1—3.  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  340 
n.  49.  Dagegen  läßt  L.  AI.  36,  3  nach  dem  oben  zum  lango- 
bardischen  Recht  Ausgeführten  auch  Deutung  als  abgeheischtes  Gedinge 
zu,  wenn  von  Personen  die  Rede  ist,  die  Graf  und  Hunno  „ad  placi- 
tum  ....   distringere  non  potest". 

33  Vgl.  die  Belege  bei  Opet,  a.  a.   0.    59  ff . 

34  Vgl.   Sohm,   Fr.R.u.GV.,    115,   Brunner,  RG.    II,  337. 
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ist  sie  noch  vor  der  Karolingerzeit  auch  vom  Volksgericht 
übernommen  wordenes,  freilich  nicht,  wie  anderswo,  als  Er- 
satz des  Streitgedinges  in  Richters  Hand,  sondern  unter  vor- 
wiegender »e  Verdrängung  jener  Prozeßeinleitungsform,  der 
unten  noch  ein  gesondertes  Augenmerk  zu  widmen  ist:  der 
Parteiladung  oder  Mannitio. 

Weder  Einlassung  .noch  Erscheinen  im  Termin  bedürfen 
mehr  einer  vorhergehenden  vertraglichen  Bindung  der 
Parteien.  Die  erstere  hat  den  Charakter  einer  allgemeinen 
Rechtspflicht  angenommen^?,  und  letzteres  verfügt  der 
Richter  einseitig  kraft  seiner  Befehlsgewalt.  Die  Parteiwill- 
kür, schon  beim  Streitgelöbnis  in  Richters  Hand  zur  Schein- 
existenz verflüchtigt,  verschwindet  nun  auch  aus  der  Form. 
Und  an  ihre  Stelle  tritt  endlich  unverhüllt  das  Gebot  des 
Rechtsschutz  gewährenden  Staates. 

35  Vgl.  Sohm,  Fr.R.u.GV.,  115  und  116  n.  57;  Opet,  Prozeß- 
einleitujig  172. 

36  Die  Mannitio  bleibt  bei  Klagen  um  Erb  und  Eigen  sowie  um 
Freiheit:  Sohm,  a.  a.  0..    116  und  n.  50  das. 

37  Nirgends  findet  sich  dieser  Gedanke  so  nachdrücklich  ausgespro- 
chen, wie  im  angelsächsischen  Rechte.  So  sagt  höchst  bezeiclmend 
II  Eadw.  1  [a.  924/25]: 

(BefryJ)e)Eadweardcyningmyngode  (Von  öffentlicher  Sicherheit.)  Ko- 
hls wytan,  |)a  hy  aet  Exanceaslre  nig  Edward  ermahnte  seine  Witan  , 
waeron,  J)aet  hy  smeadon  ealle,  hu  als  sie  zu  Exeter  waren,  daß  sie  alle 
heora  frid  betere  beon  machte,  |)onne  beratschlagen  möchten,  wie  ihre 
hit  aer  dom  waes.  —  öffentliche  Sicherheit  besser  werden 

könne,  als  es  vordem  war.  — 
Daet    is    donne,    daet    nan  Nämlichdan n.daßniemand 

manodrumryhtesnewyrne.      einem    anderen    Rechtsgang 

weigere. 

Gif  hit  hwa  dö,  bete  swa  hit  be-  Wenn  das  einer  tut,  büße  er,  wie 

foran  awriten  is :  aet  forman  cyrre  XXX      es  zuvorgeschrieben  steht  beim  ersten 

scll.i  aet  odran  cyrre  ealswa;  \  aet      Male   30  Schill,  und    beim    zweiten 

l)riddan  mid  CXX  seil,  dam  cyninge'.      Male  ebenso  und    beim  dritten   mit 

120    Schill,    dem    Könige.     (Übers. 
Lieberm.  I   141-14X) 
Vgl.  aurli    II   Afthelst.  2  und  20,   III  Aetl.olst.   7,   III   Eadm.  3.   Ilundn'd- 
gcmot  1   u.  a. 
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Es  ist  nun  von  Interesse,  die  bisher  aufgedeckten  Ent- 
wicklungsstufen, die  —  wie  sich  zeigen  wird  —  in  den 
anderen  Bindungfeelementen  des  Prozesses  wiederkehren, 
auch  an  Hand  der  diese  Bindung  sichernden  Haftungs- 
mittel  zu  verfolgen.  Das  wichtigste  Haftungsgeschäft  des 
fränkischen  Rechts,  die  Wadiation  (fides  facta  oder  ad- 
chramitio),  beherrscht  auch  den  Prozeßvertrag.^«  So  sahen 
wir  fechon  oben  das  Terminsgedinge  jener  fränkischen  Formel 
unter  Adramition  vollzogen.  Eine  verbreitete  Sicherungs- 
form für  die  Gestellung  zum  Teniiine  ist  daneben  die  Ge- 
stellungsbürgschaft.39 

Wo  nun  das  Streitgedinge  noch  Parteivertrag  war,  da 
geschah  gleich  der  Wette  auch  die  Verbürgung  nicht  dem 
Richter,  sondern  dem  Gegner.  Daher  verlangt  nach  der  er- 
wähnten Gundobadastelle  der  Kläger  vom  Beklagten, 

„ut  dato  fideiussore  ad  iudioium  veniat", 
und  an  anderer  Stelle  regelt  das  Gesetz  noch  näher  den  In- 
halt der  Bürgschaftspflicht  (L.  Burg.  82,   1) : 

„Si  quis  fideiussorem  de  audientia  accepit,  ipse  fide- 

iussor  ad  se  ah^olvendum  insistat,  ut  causa  dicatur." 
Der  Bürge,  der  nicht  nur  für  die  Gestellung,  sondern  auch 
für  die  Einlassung  des  Beklagten  haftete,  wird  also  dem 
Kläger  gestellt,  vom  Kläger  empfangen.  Auch  das  fränkische 
Recht  muß  für  sein  Terminsgedinge  eine  derartige  Ver- 
bürgung gekannt  haben.  Denn  nach  jenem  Kapitular 
zur  Lex  Salica,  das  die  ordentliche  Prozeßeinleitung  für 
Antrustionen  untereinander  untersagt,  wird  der  Antrustione, 
der  statt  der  Rogatio  seinen  Genossen  lädt  oder  von  ihm 
Gestellungsbürgschaft  verlangt,  gebüßt.^^  So  berichtet 


3«  Vgl.  Brunncr,  RG.   II,  366  ff. 

39  Da  ich  die  Bedeutung  des  Instituls,  insbesondere  die  treuhände- 
rischen Momente  desselben  in  selbständiger  Abhandlung  eingehender 
darzulegen  beabsichtige,  möchte  ich  inir  versagen,  an  dieser  Stelle  näher 
darauf  einzugehen. 

^^  L.  Sal.  106,  2 :  „Si  antruscio  antruscione  pro  qualibet  causa 
maniret   aut   fideiussores    quesiierit   et    eum   secundum    legem   non 
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auch  Gregor  v.  Tours  von  zwei  hadernden  Bischöfen,  deren 
einer,  Bertchramnus,  wenigstens  germanischer  Herkunft  war, 
folgendes  Streitgedinge  (Hist.  Fr.  7,  7): 

„Commoti  in  invicem  muUa  sibi  de  adulteriis  ac 
fornicatione  exprobraverunt,  nonnulla  etiam  de  periuriis 
.  .  .  Discedentes  .  .  .  cauciones  et  fideiussores  dederunt, 
ut  decimo  Kai.  mensis  noni  ad  sinodum  convenirent." 

Neben  die  Bürgschaft  tritt  hier  Pfandsicherheit. 
Regelmäßige  Voraussetzung  derselben  ist  ein  Bußgedinge, 
durch  das  die  Parteien  ihr  Erscheinen  gegenseitig  sichern. 

Wo  nun  das  Terminsgedinge  nicht  mehr  von  Partei  zu 
Partei,  sondern  dem  Richter  oder  einem  sonstigen  Ge- 
richtsbeamten geleistet  wird,  da  auch  Wette,  Bürgschaft 
und  Bußversprechen  mit  (oder  ohne)  Pfandsatzung.  W^a- 
diation  und  Bürgschaft  begegneten  uns  schon  früher  in  dieser 
Gestalt.*^  Sie  sind,  wie  oben  erwälmt,  die  regelmäßige  Fonii 
der  Prozeßeinleitung  vor  dem  Königsgerichte.  Gregor 
V.  Tours  gedenkt  ihrer  mehrfach.  Immer  sind  es  dann  könig- 
liche Sendboten  oder  Gerichtsbeamte,  die  die  Verbürgung 
annehmen.'^2  Pfandsicherheit  mit  Bußgedinge  wies  die  ost- 
gotische Prozeßeinleitung  als  Haftungsform  auf,  insofern  die 
allerdings  wohl  römischrechtlich  beeinflußte  caulio  (de  iu- 
dicio  sisti),  die  nach  ihren  Grundsätzen  vom  Apparitor  eiil- 


rog'avorit,  XV  sol.  culp.  iud.".  Vgl.  zur  Stelle,  gegen.  Opets  Hypo- 
thesen und  Mißverständnisse  (a.  a.  0.,  132,  aber  schon  127  ff.  luid  ferner 
162  ff.),   Brunner,   RG.   II,  334    ri.   12. 

*^  Vgl.  das  oben  im  Text  zitierte  KapitüLar  Ludwigs  d.  Fr.  von  818/19. 

^2  Greg.  Tur.  Hist.  Fr.  8,  43:  „Antestiiis  .  .  in  Andecavo  a  rege 
Gimtchramno  dirigitur  -  —  —  acceptis  fideiussoribus  ab  episcopo,  \it 
in  praesencia  regis  adesset,  Santjonas  venit".  Er  droht,  den  Bisdiof 
dieser  Staxlt,  Palladins,  festzunelimen,  allein  bewogen  durch  Vergünsli- 
giingen  gibt  er  ihn  frei:  „datis  fideius.soribu.s  de  praesencia  sua  ante 
regern",  10,  5  (liizicht  gegen  den  viciirius  Anirnodus  wogen  Hrgiin- 
stigung  eines  DelinrpK'nten) :  ,,rex  directis  litteris  corniteni  urbis  iubrl, 
ut   eum    vinctnni    in    praesentia    regis  dirigeril  ilh'    n<tn    n'siatons 

datis   fideiu-ssoribus   (pio   iussus  ^est  abiit    ..." 
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gegenzunehmen  war,  den  Abschluß  des  Gedinges  bewies.*^ 
Die  \vestgotische  Gesetzessammlung  überliefert  für  die 
Verfahrenseinleitung  nurmehr  die  von  Chindasvind  ge- 
schaffene Form  richterlicher  Vorladung.  Allein  die  Ver- 
pflichtung auf  die  folgenden  Termine  erfolgte,  wie  auch 
anderswo**,  durch  placitum,  und  zwar  hier  in  Richters  Hand. 
Dabei  kehren  denn  auch'  die  Bußgedinge  wieder,  durch 
welche  die  Erfüllung  des  Terminsgelöbnisses  sichergestellt 
wurde.  Daß  sie  dem  Richter  gewettet  wurden,  erhellt  daraus, 
daß  das  Gesetz  vom  Richter  ein  „sponsionem  exigere"  ver- 
langt, anderseits  Vorsorge  trifft,  falls  das  „placitum,  quod  ab 
altero  exegit,  alteri  parti  iudex  vel  ^aio  reddiderit  aut  fortasse 
ruperit  vel  absconderit".  Die  Buße  des  placitum  selbst  aber 
fiel  der  Partei  zu,  und  das  zeigt,  daß  nicht  nur  dem  Richter, 
sondern  durch  seine  fiduziarische  Hand  dem  Gegner  die 
Sicherheit  gegeben  werden  sollte.*^ 

Mit  dem  Ersatz  des  Gedinges  durch  die  richterliche 
Ladung  fallen,  auch  die  dort  ausgebildeten  Haftungsge- 
schäfte.   Der  gebietende  Richter  konnte  zwar  der  Haftung 


43  Ed.  Theodor.   145,   s.  oben  S.   284  [90  d.   Abh.]. 

**  Insbesondere  wird  auch  nach  fränkischem  Rechte  die  Fortsetzung 
des  aufgenommenen  Verfahrens  durch  Gedinge  gesichert. 

*5  Die  Stelle,  L.  Vis.   II  2,  4  (Chindasv.),  lautet:  „Ut  ambe  partes 
causantium  a  iudioe  vel  a  saione  placito  distrinigantu;r,  quo  possint 

ad  prosequendum  negotium   pariter  oonvenire Statuimus   ergo 

...  ut,  quotiens  pro  quocumque  negotio  per  sponsionem  placiti 
constituendum  est  tempus,  quando  aut  ubi  causa  dicatul', 
....  pars  utraque  .  .  .  ita  placito'  distringantur,  ut  in  con- 
stitlito   die    .  .  .    presti   sint   i|n   itidicio,    qualiter    .  .  .   pars,    que 

distulerit neque   ad  peragenjdjum  negotium   infra   tempus   alia 

lege  [seil.  II  1,  18]  constitutum  oocurerit,  staute  negotio  penam  placiti 
sui  Uli   cogatur  exolvere,   quem  iuxta  suam  promissionem   iudicio 

adesse  constiterit. —  Damnum  sane,  quod  per  placitum  in  nomine 

iudicis  vel  saionis  institutum  esse  dinoscitur,  non  ad  saionem  vel 
iudicem  ex  omnibus  pertinebit,  sed,  salvo  negotio  veritatem  habentis, 
medietatem  sibi  exinde  iudex  vel  saio  et  medietatem  pars  petentis  per 
omnia  vindicabit." 
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nicht  entraten,  aber  er  brauchte  eine  Form,  die  ihn  von  Partei- 
erklärungen unabhängig  machte.  Diese  Form  bot  aber  einzig 
und  allein  die  Buße.*^  Sq  t^^tt  an  die  Stelle  des  Bußgedinges 
die  Bußandrohung;  gleich  der  Vorladung  selbst  ein  Aus- 
fluß der  öffentlichen  ßefehlsgewalt,  sei  es  nun  des  einfachen 
Gerichtsbanns  des  Grafen  mit  seiner  15  ß-Buße  oder  des 
Königsbanns.  Der  Richter  heischt  nicht  mehr  Teraiins- 
gelöbnis  bei  Bußwette :  er  gebietet  Erscheinen  bei  Bannbuße. 

B.  Mannitio  und  Mallatio. 

Zwei  Formen  der  Prozeßeinleitung  sind  in  unserer  bis- 
herigen Entwickiungsreihe  außer  Betracht  geblieben:  die 
Parteiladung  (mannitio)  und  die  Klageerhebung  im  Ding 
(mallatio). 

Die  Mannitio  ist  die  Prozeßeinleitungsform  der 
beiden  fränkischen  Volksrechte  und  kehrt  —  augenschein- 
lich unter  fränkischem  Einfluß  —  im  sächsischen  Kapi- 
tularienrecht  Avieder.*^  Auszugehen  ist  von  der  Lex  Salica. 
Ihre  Regelung  erhält  die  salische  Ladung  bekanntlich  im 


*^  Diese    Vertragsstxafe    fasse    ich   als    Bestärkungsmittel    der    Haf- 
tung,  als   Schuldverhältnis  kraft  Haftung. 

*'  Cap.  Sax.  von  797  cap.  5.  Der  EdelLng  wird  bei  4,  der  Gemein- 
freie bei  2,  der  Lite  bei  1  ß  Buße  geladen.  Die  Annalune  Opets, 
Prozeßeinleitung  89  f.,  diese  Ladungsform  habe  bei  den  Sachsen  nur 
im  Grafendin^  gegolten,  hängt  völlig  in  der  Lnit.  Unerfindlich  ist  auch, 
wieso  der  Zwang  gegen  den  Rechtweigemden  mittels  Aufgebots  der 
Geburschaft  nach  Cap.  Sax.  8  allgemeine  Dingpflicht  voraussetzen  soll. 
So  derselbe  a.  a.  0.  (Über  das  Ladungserfordernis  bei  Klagen  um  Erb 
und  Eigen  sowie  bei  karnpflichem  Gruß  nach  jüngerem  sächsischen  Recht 
Ssp.  Ldr.  n  .3.)  —  Auch  das  jüngere  Angelsachscnrecht  hat  viol- 
leicht die  Mannitio  gekannt  (\^gl.  Brunncr,  RG.  U,  333  n.  8;  über 
Hlot.  1  Eadr.  8—10,  Ine  8/9  vgl.  aber  dius  oben  n.  20,  unten  n.  75  und 
§  3,  n.  36  G^esagtc).  Doch  ist  die  Überlieferung  zu  dürftig,  um  ein 
klares  Bild  zu  gewinnen.  Jedenfalls  sind  es  ganz  ausgesprochen  amLs- 
rcchtliche  Normen,  um  die  es  sich  hier  (II  Aethclst.  20,  III  Eadg.  7, 
H  Cnut  19j  handelt.  --  Dagegen  läßt  L.  Fris.  11,  l  m.  E.  übcrIiM/npt 
keinerlei  Schluß  zu.  Die  Stelh;  paßt  ebensogut  auf  <'in  S(ri'il«('<ling«' 
wi<5  auf  mannitio  und  mallatio.  A.  M.  Brunnor,  a.  :i.  'K  n.  7. 
Deut«chrechtliche  Beiträge  X.  2.  80 
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ersten  Titel  der  Lex,  der  von  der  Mannitio  legibus  dominicis 
handelt.  Das  Gesetz  sichert  die  Wirkung;  der  Parteiladung 
für  beide  Teile  durch  Bußandrohung,  regelt  die  Form  ihrer 
Vornahme  und  Schließt  sie  aus,  wenn  der  zu  Ladende  in 
Königsdienst  außer  Landes  ist.  Mit  dem  Verfall  der  Buße 
ist  überraschenderweise  die  Zwangsmöglichkeit  der  Partei- 
ladung nach  Volksrecht  erschöpft.  Titel  56  des  Volksrechts 
zeigt,  daß  ein  weitergehender  Druck  auf  den  Angesprochenen 
ursprünglich  nur  durch  Anhängigmachen  der  Sache  beim 
Königsgerichte  ausgelöst  werden  konnte.  Erschien  nämlich 
der  Geladene  im  Instanzgerichte  nicht,  so  war  er  zum  Königs^ 
gerichte  zu  laden.  Instanzladung,  Ausbleiben  des  Geladenen 
und  Ladung  vor  den  König  waren  zu  beweisen.  Leider  sagt 
das  Gesetz  nicht,  was  geschah,  wenn  beide  Teile  nun  vor 
dem  König  verhandelten.*»  Nur  soviel  zeigt  die  Königsacht, 
die  dem  auch  im  Königsgerichte  Ausbleibenden  angedroht 
wird,  daß  das  Verfahren  nunmehr  der  extraordinaria  cognitio 
des  Herrschers  unterlag.  Allein  gleichviel,  ob  die  Sachent- 
scheidung alsbald  auch  am  Königshof  erfolgte  oder  ans 
Instanzgericht  zurückverwiesen  wurde:  die  Ladung  vors 
Königsgericht  war  die  letzte  Auskunft,  um  den  Belangten 
zu  zwingen.  Recht  zu  stehen.  Im  Ergebnis  stand  diese 
Regelung  jener  burgundisch-bayrisch'en,  wonach'  der  Richter 
den  Einlassung  Weigernden  zwingen  solle,  zu  erscheinen 
und  Recht  zu  stehen,  nicht  ferne.  Nur  daß  die  fränkische 
Norm,  vielleicht  doch  auf  die  kleinen  Verhältnisse  der  mero- 
wingischen  Teilreiche  »zugeschnitten*^,  statt  des  Richters  als- 
bald die  königliche  Gewalt  in  Anspruch  nimmt. 


*8  Schröder,  RG.  384  n.  88,  nimmt  an,  daß  die  unten  im  Text 
genannte  Alternative  im  Belieben  des  Königs  gestanden  Tiabe. 

^9  Das  Gegenteil  folgert  Brutnner,  RG.  I,  435  n.  38,  aus  der 
sprachlichen  Fassung  der  mainnitio  ad  regem:  sie  zeige,  daß  zur  Zeit 
der  Abfassung  des  Gesetzes  die  Einheit  der  Königswürde  bestanden 
habe.  Allein  ich  möchte  doch  hierzu  Bedenken  äußern.  Eigentüm- 
licherweise  ist    es    nämlich   nicht    schlechthin    der    König,    welcher   die 
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Zwei  Formen  sind  uns  bekannt,  in  welchen  eine  Sache, 
die  beim  Königsgerichte  angebracht  war,  von  diesem  zur 
Verhandhmg  gestellt  wurde.  Die  eine  ist  schon  oben^o  be- 
gegnet: der  König  beauftragte  nach  Anhörung  des  Sach- 
verhalts einen  Gerichtsbeamten  oder  Sendboten  damit,  vom 
Belangten  Gelöbnis  und  Bürgschaft  zu  nehmen,  daß  er  sich 
gestellen  werde.  Die  zweite  Form  scheint  an  römische  Vor- 
bilder anzuknüpfen:  mit  Brief  oder  Siegel  des  Königs  aus- 
gestattet, überbrachte  der  Betreibende  dem  Belangten  die 
königliche  Vorladung.  An  diese  Form  der  Ladung  mit  in- 
diculus  regalis  denkt  L.  Sal.  56,  wenn  sie  von  Mannitio  vor 
den  König  spricht.^i 

Ächüing    verhängt,    sondern   derjenige,   an    welchen   die    Vorladung    er- 
gangen war: 

L.  Sal.  56:  „tunc  rex,  ad  que[ni]  L.  Sal.  (Hess.)  106:  „tunc  rex,  ad 
manitus  est,  extra sermonemsuum  quem  mannitus  est,  extra  ser- 
ponat  eum".  monem  suum  ponat." 

50  Vgl.  n.  42. 

51  Vgl.    Brunner,    RG.   II,    137.      Sohm,   Fr.R.u.GV.    115,    faßt 

die  im  Text  genannte  Ladungsform  bereits  als  Bannitio  und  scheidet  sie 

von  der  Mannitio  ad  regem,  für  die  er,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  den 

volksrechtlichen  Formahsmus   gelten  läßt.     Allein  C.   Sen.   26  (woselbst 

Sohm  das  mannire  ohne  Grund  mit  bannire  identifiziert)  zeigt,  daß  die 

Vorweisung  des  Siegels  durch  die  betreibende  Partei  als  Mannitio  ad 

regem   bezeichnet    wurde.      So    auch    Brunner,   a.    a.    0.     337    n.    33. 

Ähnlich    heißt   in   jüngeren   friesischen    Quellen   eine    Ladungsform,    bei 

welcher   die   ladende   Partei   sich,   wie  es   scheint   (Brunn er,   a.   a.    0. 

333,  n.    10),   des   Gerichtsstabes   bediente,   Stabung.     Womit  wohl   auch 

das  altnordisch-angelsächsische  stefna  (derselbe,  a.  a.   0.)   zusajnmeii- 

hängt.     Daß  im  übrigen  nach  L.  Sal.  56  die  Mannitio  ad  regem  mit  drei 

Zeugen   erfolgt,   widerspricht  dieser  Deutung   keineswegs.     Ordnet  doch 

auch  L.  Vis.   II   1,   18  hinsichtlich  der  Ladung  mit  Brief  oder  Gcrichts- 

siegel   an,   „ut   coram  ingcnuis    personis   bis,    qui   a  iudicc   missus 

extiterit,  illi,  qui  ad  causam  dicondam  conpellitur,  offerat  cpislulam  vel 

sigillum".     Die   Solsadierung   der   üblichen   Textform   findet   sich   einzig 

in  Cod.   Paris.   4404  und  gehört   gar  nicht  hierher.    —   Opct,  a.  a.   0. 

169,  folgert  zu  Cart.  Sen.   20  aus  der  Erwähnung  des  signaciilum  regis, 

r'S   habe   sich   um   königliche    Erlaubnis   ziun    Prozeß   gegen   einen   Au- 

trustionen  geliandeltl 

90« 
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Noch  in  merowingischer  Zeit  geht  das  salische  Recht 
dazu  über,  schon  im,  Volksgerichte  dem  ausbleibenden  Ge- 
ladenen gegenüber  weitere  Versäumnisfolgen  zuzulassen. 
Während  der  vom  Antrustionenprozeß  handelnde  Titel  106 
noch  dem  alten  Verfahren  huldigt'^^^  läßt  schon  das  Edikt 
Chilperichs  (cap.  7)  gegen  den  Herrn  eines  zur  Folter  nicht 
gestellten  Knechts  das  'Versäumnisverfahren  zu.  Nach  frucht- 
los abgelaufenen  Ladungs-  bzw.  Erfüllungsfristen  von  10, 
42,  42,  14  und  7  Nächsten  erfolgt  die  Pfändung  durch  den 
Grafen.  Und  der  Zusatz  L.  Sal.  56,  I  setzt  bereits  die  Zu- 
lässigkeit  eines  derartigen  Ungehorsamsverfahrens  auch  dem 
in  eigener  Sache  Belangten  gegenüber  voraus,  wenn  dieser 
kein  Erfüllungsgedinge  leistete,  womit  also  das  salische 
Recht  hinsichtlich  der  Parteiladung  auf  derselben  Stufe  an- 
gelangt ist,  wie  das  Edikt  Theoderichs  mit  dem  Termins- 
gelöbnis. 

Ähnlich  ist  das  Verfahren,  mit  den  veränderten  Fristen 
der  Ribaarier,  auch  in  L.  Rib.  32  geregelt.  Nach  sieben- 
maliger Ladung  schreitet  der  Graf  auch  dort  zur  Pfändung, 
gegen  die  freilich  der  Belangte  ein  Schelterecht  mit  Zug  ans 
Königsgericht  hat,  wo  die  Sache  dann  durch  Zweikampf  aus- 
gefochten  wird.^^    ]\/[an  sieht  hier,  wie  die  Dinge  sich  ge- 


^2  Beachtenswert  ist  liier,  daß  nach  einem  ersten  Termin  über  7 
und  einem  zweiten  über  14  Nächte  Urteilserfiillimg  geboten  ist.  Vgl. 
Brunner,  Gerichtszeugnis,  Festg.  f.  Heffter,  143;  Planitz,  Ver- 
mögensvollstr.  48  ff.  Es  ergeht  also  Urleil  gegen  den  Abwesenden. 
Es  folgt  dann  Solsadierung  über  40  Nächte.  „Postea  illum  in  praesentia 
rege  ad  noctes  XII II  rogare  debet",  mit  den  schon  in  L.  Sal.  56  vor- 
gesehenen Beweisleistungen.  „Tunc  si  ista  omnia  impleverit,  —  —  — 
tunc  rex,  ad  quem  maniiitus  est,   extra  sermonem  suum  ponat." 

53  Die  herrscliende  Lehre  (zusammengestellt  bei  Mayer-Homberg, 
Die  fränk.  Volksrechte  I,  261  n.  328,  330—339)  nimmt  hier  Voll- 
streckung der  eingeklagten  Schuld  an.  Dagegen  wandte  sich  zuerst 
Siegel,  GV.  73  f.,  mit  der  Deutung,  die  Grafenpfändung  in  L.  Rib.  32 
beziehe  sich  lediglich  auf  die  Ungeborsamsbuße,  hier  strudis  legitima 
genannt,  unter  deren  Androhung  der  Beklagte  schon  geladen  (ad  stru- 
dem    admallatus)    worden    sei.      liim    schließt   sich    neuerdings    Mayer- 
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wandt  haben.  Nicht  der  Kläger  ist  auf  den  Notweg  der  An- 
rufung des  Königs  verwiesen,  sondern  —  gegenüber  dem 
erstarkten  volksgerichtlichen  Prozeß  —  der  rechtweigemde 
Beklagte. 

Nach  diesem  Ausblick  kehren  wir  zur  Mannitio  zurück. 
Die  Frage,  von  deren  Lösung  unsere  Auffassung  über  den 
Bußprozeß  der  Volksrechte  zum  guten  Teile  abhängen  muß, 
ist  die,  ob  von  jenen  früher  betrachteten  Formen  der 
Prozeßeinleitung  eine  Brücke  führt  zur  Mannitio  der 
Franken.  Denn  die  Erklärung  ihres  rechtlichen  Chaxakters, 
die  bisher  als  die  herrschende  gelten  kann^*,  Avird  sich  mit 
der  hier  entwickelten  und  noch  weiter  zu  begründenden  An- 
schauung vom  Ursprung  des  Verfahrens  kaum  vereinigen 
lassen.  Die  grundlegende  Darstellung  ,der  herrschenden  Lehre 
entstammtRudolf  Sohm,  der  dieselbe  in  seinem  „Prozeß  der 
Lex  Salica"  zum  ersten  Male  tiefer  begründet  hat,  dessen 
scharfsinniger  Formulierung  daher  auch  hier  gefolgt  werden 
darf.  Danach  ist  die  Mannitio  „eine  von  der  Partei  aus- 
gehende, unter  bestimmten  Formalitäten  vorgenonunene,  mit 
zwingender  Wirkung  ausgerüstete  Aufforderung  gerichtet  auf 
Vornahme  einer  der  Rechts  Verfolgung  mittelbar  oder  un- 
mittelbar dienenden  Handlung".  Hierdurch  gibt  „das  alt- 
deutsche Recht  der  Privatperson  eine  prozessuale  Macht  in 
die  Hand",  welche  „als  zweites  prozessuales  Zwangsmittel 
neben  der  Gerichtsgewalt  steht". ^^  „Die  zwingende  Wirkung 

Homberg,  a.  a.  0.  261  ff.,  an,  indem  er  die  15  ß,  die  jedem  der  sieben 
Rachinbui^cn  zu  zahlen  sind,  als  eine  Zeugen  gebühr  auffaßt.  In  Wirk- 
lichkeit sind  die  Rachinburgen  diesolbon,  welche  nach  L.  Sal.  50,  3 
den  Grafen  als  Schätzer  begleiten,  wenn  sie  auch  seit  dem  Ed.  Chilp. 
zugleich  fiie  Pfändungssumme  urtcilsmäJ3ig  feststellen  (Brunn  er,  a.  a.  0. 
165  f.);  die  15  ß  stellen  <ias  Entgelt  dieser  ihrer  Mühewaltung  d.ir. 
Die  45  ß  Buße  an  den  Kläger  ist  IJngchorsamsbuße,  neben  welcher  die 
Hauptschuld   gepfändet  wird.     Vgl.    Planjtz,   a.   a.   0.    52  n.    19. 

Ji*  Vgl.  außer  Sohm,  a.  u.  a.  0.  imd  Fr.R.u.GV.  113  f.:  Sieg"el, 
GV.  63  f.;  V.  Bothmahh-Hollweg,  Zivilproz.  IV,  497  f. ;  Brun- 
ner, RG.  II,  332,  I,  254,  Grundzüge  21,  81;  v.  Amira,  Grundriß  265; 
Schröder,  RG.  86,  369.  —  •"  Proz.  d.  L.  Sal.  2. 
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des  Formalaktes  ruht  in  der  Buße,  welche  der  Aufgeforderte 
im  Falle  seines  Ungehorsams  verwirkt."  „Das  Gregengewicht 
zu  .  .  .  seiner  Strenge,  mit  welcher  er  den  Aufgeforderten 
trifft,  trägt  der  Formalakt  selber  in  sich.  Wer  einen  solchen 
Formalakt  anwendet,  riskiert  stets  auch  seinerseits  eine  Buße, 
und  zwar  regelmäßig  genau  die  gleiche,  welche  für  den 
Gegner  auf  dem  Spiele  steht."  Hinzu  tritt  nach  Sohm, 
daß  auch  „Begehung  eines  Formfehlers,  . .  .  Mißbrauch'  des 
Formalaktes  von  selten  des  Unberechtigten  diesen  Rück- 
schlag seiner  Kraft  auf  den  ihn  Anwendenden  begründen*'. ^^ 

Wird  man  dem  letzten  Satze  nur  mit  Vorbehalt  bei- 
treten können,  so  mehren  sich  die  Zweifel,  sobald  es  sich 
um  die  Einordnung  des  Instituts  in  das  ganze  Rechtsgefüge 
handelt.  Das  Gegenstück  der  Parteiladung  nämlich  findet 
Sohm  im  Foimalakt  des  testare,  des  materiellen  Leistungs- 
verlangens.57  Die  Mannitio  „erwächst  dem  Deliktsanspruch, 
wie  die  Testatio  .  .  .  der  Forderung  aus  dem  Kontrakt". ^^ 

Allein  wie  die  Testatio  auch  außerhalb  des  Vertrags- 
rechtes begegnet,  findet  sich  umgefehrt  die  Mannitio  auch  bei 
rein  vertragsmäßigen  Ansprüchen.  Denn  wenn  nachL.Sal.  49 
der  Geschäftszeuge  manniert  wird,  zur  Leistung  seinies  Zeug- 
nisses vor  Gericht  zu  erscheinend^,  so  geschieht  es,  weil 
er  sich  dazu  verpflichtet  hat.  Die  Tatsache,  „daß  der 
Mannierende  nur  das  Erscheinen  vor  Gericht  .  .  .  vom  Geg- 
ner verlangen  kann"^«^  hat  mit  der  öffentlich-  oder  privat- 
rechtlichen, deliktischen  oder  V'ertragsnatur  der  Mannitio 
nichts  zu  tun.  In  Wahrheit  ist  die  Testatio  die  allgemeine 
Rechtsform  der  Aufforderung  an  den  Gegner,  eine  Pflicht 
zu  erfüllen  oder  eines  Unrechts  sich  zu  enthalten;  sie  kann 


56  A.  a.   0.,  3  f. 

5'^  Sohm,  a.  a.   0.    7  ff .     Ihm  folgend  v.   Betlimanii^Hollweg, 
a.  a.  0. 

58  Sohm,  a.  a.  0.,  126. 

59  Über    die    Beziehung    des    Titels    auf   das    Greschäftszeugnis    vgl. 
unten,   Kap.   III,  Abschn.    II,   §  1. 

60  Sohm,  a.  a.  0. 
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also  jedem  denkbaren  Anspruch  dieser  Art  entspringen, 
während  der  Schuldinhalt,  auf  den  die  Mannitio  sich  beruft, 
einzig  die  gerichtliche  Gestellungspflicht  ist. 

Man  sieht  aber  wohl :  eine  Aufdeckung  der  Wurzeln  der 
Mannitio  ist  von  diesem  Punkte  aus  überhaupt  nicht  zu  er- 
warten; die  begriffliche  Umschreibung,  bei  Sohm  das  Ziel 
der  Erklärung,  läßt  die  Frage  nach  dem  Ursprung  des  In- 
stituts unbeantwortet.  So  steht  dann  allerdings  der  ein- 
seitige Formalakt,  wie  er  ihn  auffaßt,  als  Fremdkörper  in 
einem  Verfahren,  dessen  Bindungsformen  sonst  so  klar  auf 
das  Vertragsrecht  der  Privatsühne  zurückweisen.  Und  doch 
trägt  auch  die  Mannitio  noch  deutlich  den  Charakter  dieses 
Entwicklungsprozesses  an  sich.  Nur  muß  man  sich  freilich 
vergegenwärtigen,  daß  sie  in  der  überlieferten  Gestalt  kein 
ursprüngliches  Gebilde  ist.  Die  von  früheren  Forschern 
her  so  festgewurzelte  Anschauung,  als  sei  sie  das  Urbild 
germanischer  Prozeßeinleitung ^i,  wird  nicht  aufrecht  zu  er- 
halten sein. 

Die  oben  gegebene  Übersicht  ließ  erkennen,  wie  sehr 
gerade  die  Gestaltung  des  Einlassungszwanges  die  Gesetz- 
geber der  Volksrechte  beschäftigt  und  zu  fast  experimen- 
tierend zu  nennenden  Maßregeln  führt.  Die  Bewegung 
ist  hier  im  Flusse;  nirgends  finden  sich  festgewurzelte 
Sätze.  Sollte  es  im  salischen  Rechte  anders  gewesen 
sein  ?  Zumal,  wenn  man  erwägt,  wie  doch  der  weitere  Schritt 
zur  Durchsetzung  von  Versäumnisfolgen  hier  sich  gleich- 
sam vor  unseren  Augen  erst  gegen  Ende  des  sechsten  Jahr- 
hunderts vollzieht!  All  das  wird  schwerwiegend  für 
Brunners  Meinung  ins  Gewicht  fallen,  der  hinter  der 
salischen  Mannitio  legibus  dominicis  ein  merowingischcs 
Königsgesetz  vermutet.^-'  Dann  aber  beruht  die  älteste  uns 
erkennbare  Gestalt  des  Instituts  bereits  auf  Amtsrecht. 

61  Vgl.   die   ausgiebigen   Nacliweisc   aus   der  älteren    Literatur    Im'i 
Opet,   Prrjzeßcinleitung    4    n.    1 ;   dazu  oben,   n.   54. 

62  Brunner,     RG.     I,     4:51  f.      Ganz    abwogig     die     Meinung     von 
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Freilich,  nichts  wäre  unhastorischer  als  die  Annahme, 
daß  eine  solche  Neuerung  die  Anknüpfung  an  vorhandene 
Einrichtungen  verschmäht  hahen  müsse.  Das  Gegenteil  darf 
mit  Bestimmtheit  vermutet  werden.  Oder  hätte  das  Volks- 
recht Grand,  ausdrücklich  von  einer  Mannitio  legibus  do- 
minicis  zu  ^sprechen,  wenn  die  Mannitio  als  Ganzes  über- 
haupt nur  königsrechtlichen  Ursprungs  wäre?  Vor  allem 
aber:  würde  ein  rein  amtsrechtliches  Institut  das  Ladungs- 
recht an  die  Partei  geknüpft  haben?  Liefert  hier  nicht  das 
Beispiel  der  Bannitio  den  deutlichen  Gegenbeweis?  — 

Erkennt  man  der  Parteiladung  aber  eine  volksrecht- 
liche Wurzel  zu,  so  wird  man  diese  angesichts  des  oben 
aufgezeigten  Entwicklungsbildes  nirgends  anders  als  im 
Terminsgedinge  zu  suchen  haben.  Damit  gelangt  man 
zwangläufig  zu  der  Auffassung,  daß  die  fränkische  Man- 
nitio dank  dem  staatlichen  Einlassungszwang  —  zu- 
nächst wohl  durch  gewohnheitsrec'htliche  Ab- 
schleifung  ihres  ursprünglichen  Charakters,  sichlioß- 
lich  durch  amtsrechtliche  V^eiterbildung  —  von  ver- 
traglicher zu  abstrakt  prozessualer  Reichtswirkung 
gelangt  ist. 

Die  Anknüpfungen  an  den  Schuldinh'alt  des  Termins- 
gedinges sind  denn  auch  ganz  unverkennbar.  Mit  jenem 
stimmt  nämlich  die  Mannitio  in  gewissen  typisch  vertrags- 
rechtlichen Wirkungen  überein,  die  sie  von  Hause  aus  als 


PardessTis,  Loi  Saliqne  598,  der  sich  Opet,  a.  a.  0.  162  an- 
schließt: legibus  dominicis  sei  auf  Erlaubniserfceilung  königlicher 
Beamten  zu  beziehen,  was  Op'et  zu  dem  weiteren  Schluß  ver- 
führt, den  Ursprung  der  Mannitio  im  Antrustionenprozeß  zu  suchen! 
Vgl.  dagegen  ■unten  n.  50.  Mit  Brunners  Erklärung  berührt  sich 
in  gewissem  Sinne  die  bei  v.  Bethmann-H'ollweg,  a.  a.  0.  498 
n.  2,  524  gegebene  Deutung  als  Ladung  „nach  Königsrecht"  (mit  dem 
Zwecke,  im  Ungehorsamsfalle  Ächtung  herbeizuführen).  Waitz  (Das 
alt©  Recht  der  sal.  Franken  155)  endlich  führt  den  Bußzwang  von  15  ß 
auf  Ladung  unter  königlicher  Autorität  zurück.  Vgl.  dazu  noch  Opet, 
a.  a.  0.  161. 
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einseitiger  Akt  nicht  wohl  erzeugen  konnte.  Sie  laufen  ins- 
gesamt in  der  Gestaltung  der  Säumnisfolge  (mit  ihrer  15  ß- 
Buße)  zusammen. 

Diese  ist  bekanntlich  bei  gelobter  Schuld  auch  dem  in 
Verzug  geratenden  Schuldner  angedroht.  Daß  aber  das 
Terminsgedinge  ein  Fall  gelobter  Schuld  ist,  darauf  wurde 
oben  bereits  hingewiesen.  Tatsächlich  wurden  denn  im 
Westgotenrechte  derartige  Verzugsbußen  im  Terminsgedinge 
geradezu  als  Vertragfs strafen  mitstipuliert;  sie  waren  hier 
also  ein  Bestandteil  des  Vertrags inhalts.*^^  jj^  fränkischen 
Rechte  sind  sie  bei  gelobter  Schuld  zwar  als  selbständige 
Vertragsfolge  gestaltet  (gerade  wie  sie  als  gesetzliche  ün- 
gehorsamsbuße  bei  vergeblicher  Ladung  verfallen);  allein 
das  kann  doch  nur  das  Ergebnis  gewohnheitsrechtlicher 
Fixierung  sein,  zu  der  jene  Vertragsstrafen  infolge  ihres 
feststehenden  Satzes  leicht  gelangen   mußten. 

Daß  es  sich  nun  bei  der  Ladungsbuße  von  Hause  aus 
um  eine  echte  Verzugsbuße  handelt,  dafür  bietet  sich  ein 
gewichtiger  Anhaltspunkt.  Auch  da  nämlich,  wo  der  erste 
Termin  auf  Ladung  beruhte,  wurden  die  nachfolgenden  regel- 
mäßig durch  Gedinge  vereinbart. ß*  Und  hier  lassen  sich  nun 
für  genau  denselben  Verpflichtungsinhalt,  wie  ihn  die  Ladung 
begründete,  die  reinen  Vertragswirkungen  beobachten.  Am 
vereinbarten  Termine  erscheint  auch  hier  der  Kläger  und 
wartet  seinen  Tag  aus.  Stellt  sich  der  Gegner  nicht,  so  er- 
folgt Solsadierung  genau  wie  im  Ladungsrecht.  So  heißt  es 
von  einem  durch  Terminsgedinge  unter  Bürgenstellung  ver- 
einbarten königsgerichtlichen  Termin  in  Form.  Marculfi  I,  37 
(=  Tur.  33) : 

63  Über  die  Stelle,  L.  Vis.  II  2,  4,  vgl.  oben  ii.  45.  Das  ("jcsetz 
weist  hier  den  Richter  an,  beide  Parteien  zur  Andingimg  des  Termins 
zu  veranlassen.  Die  ausbleibende  schuldet  dann  der  erschienenen  die 
„pena  placiti  sui",  welche  gleicli  darauf  als  ,,i>ena,  quo  in  placiÜo 
inserta  fuerat"  bezeichnet  wird.  Die  Tennin.swette  enliiiell  Huß 
gedingo  für  den   Vcrzu^sfall. 

6*  Vgl.  So  hm,  Ir.ll.u.GV.  113  n.  40. 
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„A[d]  quo  placito  veniens  memor.  illi  ibi  in  palatio 
iiostro,  et  per  triduo  seu  amplius,  iit  lex  habuit,  placitum 
SU  um  custodisset  vel  memorato  illo  abiectisset  vel 
solsatisset  et  ipse  nee  venisset  ad  placitum  nee 
nulla  sonia  nunciasset."  —  — 
Auch'  hier  kann  also,  wie  diese  Stelle  weiterhin  zeigt, 
der  Ausgebliebene  sich  durch'  vorherige  Mitteilung  der  ihn 
hindernden   echten   Not  vor  den   Verzugsfolgen    schützen. 
Bleibt  er  freilich  unentschuldigt  fern,  so  wird  seine  Verzugs- 
lage  gerichtsseitig   festgestellt   (The venin,   Textes   relatifs 
aux  inst.  pr.  et  publ.,  Urkunde  lOOn,  a.  868) : 

„quia  H.  ibi  non  venit  nee  süam  acloniam  [=  so- 
niam]  denunciavit,  in  omnibus  geitivus  apparuit;  tunc 
iudicaverunt  dpsi  scabinei,  ut  A.  hanc  notitiam  geist 
cartae  acciperet**. 

Die  Verzugsfolge  entspringt  dem  Gedinge.  Unter  Wadia- 
tionsform  mit  Haftung  bekleidet  begründet  es  bei  Säumnis 
Bußfälligkeit,  die  durch  feierliches  Wegwerfen  der  am  Ver- 
fallstage nicht  eingelösten  festuca  symbolisch'  zum  Ausdruck 
gebracht  wurde.  Die  Rechtssprache  nennt,  nach  diesem 
iactus  festucae,  den  Säumigen  geitivus  (iectivus),  die  Ver- 
zugsurkunde geist  [iecti]  carta.^^  Wo  immer  nun  im  Zu- 
sammenhange damit  die  Buße  erwähnt  wird,  weist  auch 
sie  regelmäßig,  gleich  der  Ladungsbuße,  den  feststehenden 
Betrag  von  15  Schillingen  auf.^*^ 


65  Brunner,  RG.  II,  368  f.  Unwillkürlich  drängt  sich  in  diesem 
Zusammenhange  die  Frage  auf,  ob  nicht  die  Verwendung  des  Stabes 
bei  der  Ladung,  die  uns  oben  begegnet  ist,  letzten  Endes  ebenfalls  auf 
die  Haftungsformen  des  Gedinges  zurückgehe.  Man  mochte  ja  wohl 
auch  beim  Gedinge  sich  zur  Wadiation  des  Gerichtsstabes  bedienen. 
Dann  würde  and.-ags.  stefna,  fries.  stef,  Stebung  (Brunner,  a.  a.  0. 
333,  n.  10)  nicht  nur  sprachlich,  sondern  auch  dem  rechtlichen  Ursprung 
nach  mit  ahd.  stabön  =  adramire  zusammenfallen  (vgl.  dazu  den- 
selben, a.  a.  0.  367  n.  6). 

66  Vgl.  So  hm,  a.  a.  0.  169  und  die  das.  n.  96  gegebenen  Belege; 
Brunner,    RG.    II,    369    n.    28.    —    Beachtenswert   ist   femer,    worauf 
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Und  schließlich  deutet  am  klarsten  die  beiderseitige 
Bindung  der  Mannitio  auf  vertragsrechtliche  Wurzel  zurück. 
Gleich  dem  Belangten  trägt  auch  der  Ladende,  weim  er 
seinerseits  ohne  echte  Not  ausbleibt,  die  15  ß-Boße;  die 
Ladung  verpflichtet  also  beide  Parteien  zum  Erscheinen  just 
wie  ein.  Vertrag. 

Zeigen  aber  Gedinge  und  Ladung  dieselbe  Wirkung, 
so  wird,  da  einerseits  eine  Herleitung  des  Gedinges  aus  der 
Mannitio  undenkbar,  anderseits  die  Zurückführung  beider 
auf  eine  gemeinsame  dritte  Wurzel  angesichts  der  Ur- 
sprünglichkeit des  Gedinges  im  Privatsühnewesen  ausge- 
schlossen erscheint,  nur  die  hier  vertretene  Annahme  übrig 
bleiben,  wionach  die  Mannitio  aus  dem  Gedinge  heraus- 
gewachsen ist. 

Eine  Entwicklungslinie^  die  keineswegs  ohne  Parallele 
dasteht.  Wird  sich  doch  unten  zeigen,  daß  auch  die  vorläufige 
Fehdeeinstellung  ursprünglich  unter  Bußgedinge  für  den  Miß- 
achtungsfall gelobt,  später  einfach  bei  Buße  geheischt  wurde. 
Das  einseitige  Angebot  solcher  Geleitssicherheit  unter  Be- 
nennung einer  Bußsumme,  meist  seitens  eines  Dritten,  »stellte 
sich  als  eine  Vertragsofferte  dar,  deren  ausdrückliche  An- 
nahme schließlich  durch  den  Zwang,  sie  anzunehmen,  still- 
schweigend ersetzt  wurde.  Der  gebotene  Friede  wurde  dem 
Handfrieden  gleichgestellt.^^ 

Ähnlich  dürfte  die  Entwicklung  auch  in  unserem  Falle 
gekommen  sein.  Ausgangspunkt  derselben  aber  kaim  nur 
der  Zwang  zum  Abschluß  des  Streitvertrages  gewesen  sein. 
Genügte  das  Verlangen  des  einen  Teils,  um  den  anderen  zum 
Abschluß  eines  Terminsgedinges  und  damit  zur  Einlassung 
in  das  Sühneverfahren  zu  nötigen,  so  war  es  zur  einseitigen 

E.  Mayer  in  seiner  Bespref;hiing  des  OpetKcheii  Huclios,  (lötl.  fiel. 
Anz.  1891,  351  hinweist,  <iaß  in  einzelnen  IIss.  auch  die  SchnIdiuT- 
mahnimg  nach  L.  Sal.  50,  2  manita  heißt,  was  sprachHcli  mit  mannitio 
gleichwertig  ist. 

^'''  Dies  sprechen  die  Quellen  g<'radezu  aus.  Vgl.  His,  Gelobter 
und  gcdiotener  Friede,  Z.2  f.  IIG.  33,  223. 


302  [108 

Terminsansage  nur  noch  ein  Schritt.  Mit  dem  Anbieten  des 
Gedinges  war  die  Sache  im  Ergebnis  ja  bereits  entschieden; 
warum  sollte  man  schließlich  nicht  dazu  übergehen,  dies 
Angebot  schlechthin  genügen  zu  lassen  und  auf  Grund  des- 
selben alsbald  die  fiktiven  Vertrags  Wirkungen  gelten  zu 
lassen,  wodurch  die  Bußfolge  gesichert  wardl^^  An  die 
Stelle  der  Bußwette  kjonnte  zunächst  die  einseitige  Buß- 
benennung seitens  des  Mannierenden  treten,  wie  dies  noch 
nach  einem  niederländischen  Quelleinzeugnis  des  15.  Jahr- 
hunderts Rechtens  war.  ^^  Wio  weiterhin  die  Bußhöhe  durch 
Gewohnheit  oder  kraft  Gesetzes  ein  für  allemal  feststand, 
da  kjonnte  auch  die  Bußbenennung  unterbleibeni :  die  Buße 
verfiel   bei  Säumnis  (ohne  weiteres  kraft  der  Ladung.  "^^ 

Wie  bei  anderen  Violksrechten  das  Gedinge  in  Richters 
Hand    der    richterlichen    Vorladung,    so    konnte    hier    die 


^8  Die  Maiuiitio  wäre  damit,  wie  schon  angedeutet,  nur  das  Glied 
einer  größeren  Entwicklungsreihe.  Denn  vor  unseren  Augen  geht 
das  fränkische  Recht  einen  noch  einschneidenderen  Schritt  weiter  und 
läßt  auch  den  Verpflichtungsinhalt  des  UrteilserfüllungsgelöbnisseB 
hei  Säumnis  des  Beklagten  als  bereits  durch  die  Ladung  entstanden 
gelten,  und  ermächtigt  auf  Grund  dieser  Fiktion  den  Grafen  zur  Voll- 
streckung. 

6^  Handfeste  Herzog  Philipps  I.  für  Nydorp  und  Winkel  vom 
8.  V.  1452  (Pols,  Westfries.  Stad,tr.  I,  95  ff.),  §  5:  „Item  tot  wat 
tyden  dat  men  yemant  begeert  te  dagen  van  schade  of  van  sculde,  die 
sal  men  dagen  ende  die  wete  dairof  doen  in  zyne  tegenwoirdicheyt 
cf  tot  synen  huyse  of  woenstat,  by  onsen  scout  of  by  onsen  bode  aldair 
in  tegenwoirdicheyt  van  twee  onse  poirteren,  ende  in  die  daginge  sal 
men  noemen  die  sommte  of  den  scade,  daer  die  sculdige  voir  gedaecht 
sal  worden".  Vgl.  auch  Handfeste  von  Burchorren  (1489),  §  57, 
ebenda  S.  130.  —  Auch  bei  der  Haussuchung  alterniert  mit  der  Bußwette 
schon  frühe  einseitiges  Angebot.   Vgl.  Rauch,  Spurfolge  u.  Anefang  67 ff. 

■^0  Der  Sinn  dieser  Regelung  konnte  ursprünglich  wohl  nur  der 
sein,  daß  der  rechtmäßig  Geladene,  wenn  er  ausblieb,  nicht  besser  ge- 
stellt sein  solle,  als  derjenige,  der  trotz  Andingung  den  Termin  ver- 
säumte. Die  Analogie  zum  burgundischen  Rechte,  wo  auf  Einlassungs- 
weigerung (17,  4)  und  Terminsversäumnis  (8,  3)  ebenfalls  ein  und  die- 
selbe Buße  steht,  liegt  auf  der  Hand. 
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Terminswette  in  Gegners  Hand  der  Parteiladung  als  Aus- 
gangspunkt dienen.  Ungehorsamsstrafe,  bald  auch  Ver- 
säumnisfolge war  in  beiden  Fällen  die  Nachfolgerin  des  ein- 
fachen Erfüllungsverzugs. 

Im  größeren  Zusammenhang  der  volksrechtlichen  Pro- 
zeßgeschichte verliert  diese  Auffassung  den  letzten  Rest 
von  Fremdartigkeit.  Trägt  doch  das  Institut  der  einseitigen 
Ladung  vor  Gericht  überhaupt,  bei  der  Parteiladung  nach 
fränkischem  Rechte  nicht  anders  wie  bei  der  richterlichen 
Ladung  des  v/estgotisch-burgundisch-bayrischen  Quellen- 
kieises,  das  Gepräge  einer  zunehmenden  Abstreifung  seiner 
rechtsbegründenden  Unterlagen.  Es  erweist  sich  darin  als 
ein  durch  gesetzliche  Maßnahmen  geschaffenes  künstliches 
Rechtsgebilde,  das  einseitige  Handlungen  auf  dem  Wege 
einer  Fiktion  mit  ihnen  von  Hause  aus  nicht  innewohnenden 
Wirkungen  versah,  um  so  ein  Ziel  zu  erreichen,  das  mit 
den  Grundsätzen  des  gewachsenen  Rechts  nicht  erreicht 
werden  konnte. 

Als  letzte  der  volksrechtlichen  Einlassungsformen  ist 
endlich  noch  die  Mallati o  kurz  zu  würdigen.  Von  ihr 
sprechen  die  Quellen  dann,  wenn  die  Parteien  mit  der  Ein- 
leitung des  Rechtsstreites  unmittelbar  im  versammelten  Ding 
anheben.  Eine  verhältnismäßig  junge  Erscheinung,  spielt 
sie  zur  Zeit  der  Rechtsbücher  eine  erhebhche  Rolle'^;  da- 
gegen begegnet  sie  in  fränkischer  Zeit  erst  vereinzelt. 

Das  einzige  direkte  Zeugnis  für  ihre  Handhabung  im 
Volksgerichte  bietet  das  alamannische  Volksrecht.  Hier  heißt 
es  (L.  AI.  36,  2): 

„Et  si   quis  alium  mallare  vult  de  qualecumqiie 

causa,  in  ipso  mallo  publico  debet  mallare  ante  iudicc 

suo,  ut  ille  iudex  eum  distringat  secundum  legem 

et  cum  iustitia  respondeat  vicino  suo  aut  qualiscomquc 

persona  eum  mallare  voluerit." 

'1  Ssp.  Ldr.  II,  3:  auch  I,  G3  §  1;  Schwsp.  (G(mglor)  221  §  2. 
Vgl.  Planck,  GV.  I,  339  f. 
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Die  Stelle  erklärt  sich  im  Grunde  selbst.  Sie  weist  den 
Klcäger  an,  die  Klageeinleitung  erst  im  Ding,  wo  dem  Richter 
außer  dem  Gerichtsbann  die  Resonanz  der  versammelten 
Dinggemeinde  zur  Verfügung  stand,  anzustrengen,  damit  der 
Richter  ihm  seinen  Gegner  gleich  zur  Einlassung  bringe. 
Wie  man  sieht,  eine  dritte  Form  des  Versuchs,  den  Ein- 
lassungszwang durchzusetzen,  welche  freilich  davon  aus- 
geht, daß  eine  sehr  regelmäßige  Rechtspflege  unter  allge- 
meinem Dingbesuch  stattfand,  wie  dies  nach  beiden  ober- 
deutschen Volksrechten  der  Fall  war  (L.  AI.  36,  1  und  3; 
L.  Bai  2,  14). 

Mit  der  Ladung  berührt  sich  die  Klageeinleitung  im 
Ding  insoferne,  als  auch  hier  eine  Loslösung  des  Ver- 
pflichtungsgehalts der  Einlassung  von  seiner  Vertragsgrund- 
lage, dem  Streitgedinge  stattgefunden  hat.  Hier  wie  dort 
ist  die  Einlassung  zu  einer  von  der  Bereitschaft  des  Be- 
klagten unabhängigen  Pflicht  ausgebildet,  handelt  es  sich 
mithin  um  ein  sekundäres  Rechtsgebilde,  wodurch  dann 
das  späte  Auftreten  der  Mallatio  auch  vollauf  erklärt  Avird.'^^ 
Nur  wer  die  Bedeutung  der  Einlassungsverpflichtung  am 
Termins-  oder  Streitgedinge  übersah  und  in  der  Termins- 
wahl, bei  der  Ladung  in  der  Terminsansage  das  einzig 
Wesentliche  sah,  der  konnte  wie  Opet'^  dazu  gelangen,  in 


"^2  Kann  man  die  Mannitio  wenigstens  als  ein  verkümmertes  Ge- 
dinge mit  Mahnung  bezeichnen  und  insoferne  auch  ihre  Ungeborsams- 
wirkungen  als  schuldrechtliche  Verzugswirkungen  erfassen,  so  lebt 
die  Mallatio  einzig  durch  die  richterliche  Banngewalt.  Die  Parallele 
des  Greschäftszeugnisses  illustriert  dies  sehr  gut.  Denn  auch  der  Ge- 
schäftszeuge hatte  zwar,  wenn  raanniert,  bei  15  ß-Buße  zu  erscheinen 
und  Zeugnis  abzulegen.  War  er  aber  zufällig  gerichtsanwesend,  ßo 
konnte  er  nur  mittels  richterlichen  Bannes  (ferbannitus)  zur  Aussage 
gezwungen  werden.  L.  Sal.  49.  Vgl.  Brunner,  Zeugen-  u.  Inquisi- 
tionsbeweis,  Forschungen,  214  f. 

■^3  Geschichte  der  Prozeßeinleitungsformen  im  ordentlichen  deut- 
schen Rechtsgang,  I.  Abt.,  Die  Zeit  der  Volksrechte  (Breslau  1891): 
zusammenfassend   175  ff. 
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der  Mallatio  eine  Urform  der  germanischen  Prozeßeinleitimg 
zu  erblicken,  die  überall  da  gegolten  habe,  wo  die  Ding- 
pflicht ein  regelmäßiges  Zusammentreffen  sicherte.'*  Ein 
Irrtum,  der  die  herrschende  Lehre  von  der  germanischen 
Prozeßeinleitung  unberührt  gelassen  hat.  Abgesehen  von 
der  zitierten  und  längst  beachteten  Stelle  der  Lex  Alaman- 
norum  stützt  Opet  seine  Auffassung  entweder  auf  unzu- 
lässigerweise für  Mallatio  gedeutete  Stellen  ^^  oder  auch  — 

'*  Nach  Opet  (a.  a.  0.  29,  70  f.)  hat  die  altgermanische  Gerichts- 
verfassung die  Dinggemeinde  keineswegs  zur  Teilnahme  an  der  Recht- 
sprechung berufen,  vielmehr  läßt  sie  die  Dinggenossen  nar  deshalb  an 
den  Dingtagen  im  Gericht  antreten,  damit  jeder  dem  andern  Recht  zu 
stehen  gezwungen  werde.  —  Gegen  allgemeine  Dingpflicht  (abgesehen 
von  den  2 — 4  echten  Dingen)  spricht  sich  übrigens,  für  das  bayrische 
und  alamannische  Recht,  E.  Mayer  am  oben  n.  66  zit.  Orte  348  ff., 
selbst  gegen  echte  Dinge  im  Frankenrechte  derselbe  a.  a,   0.   351  aus. 

"^^  So  glaubte  Opet  (a.  a.  0.  14)  ihre  Spur  schon  fürs  siebte  Jahr- 
hundert ermittelt  zu  haben  in  Gestalt  einer  allerdings  mnstrittenen  und 
dimkeln  Stelle  bei  Hlotaere  und  Eadric,    woselbst  (8/9)  es  heißt: 

„Gif  man  oJ)erne  sace  tihte  y  he  8.  Wenn  einer  einen  andern  einer 
|)ane  mannan  mote  an  medle  oJ)|)e  Schuld  zeiht  und  er  diesen  Mann  in 
an  |)inge,  symble  se  man  |)am  odrum  Volksversammlung  oder  im  [Gerichts]- 
byrigean  geselle  7  |)am  riht  awyrce  dinge  triflt,  [so]  bestelle  dieser [bezich- 
|)e  to  hiom  Cantwara  deman  ge-  tigte]  Mann  immerhin  dem  andern 
scrifen.  [Kläger]  einen  Bürgen  und  leiste  dem- 

selben das  [ihm  gebührende]  Recht, 
was  ihnen   die  Richter   der   Kenter 
zuerkennen. 
Gif  he  donne  hyrigan  forwaerne,  9.   Wenn   er  aber    einen    Bürgen 

Xll  scill.  agylde  |)am  cyninge  7  sio  se  verweigert,  gelte  er  dem  Könige  14 
[=  seo]  sacy  swa  open  swa  hio  Schillinge;  und  es  sei  die  [RecliLs- 
aer  wes.  streit]saclie  so   oflen,  wie  sie  zuvor 

[vor  der  Weigerung]  war  (Übers. 
Lieberni.  l.  10). 
Aus  dem  unmittelbar  folgenden  §  10  ergibt  sich  aber,  daß  die 
Bürgschaft  nicht  für  Erfüllung  eines  schon  gofällten,  sondern  für  die  Vit- 
pflichtung  auf  einen  erst  noch  zu  fällenden  Sflii(?dH-  oder  IlrUMlsspnicIi 
geleistet  werden  soll.  Es  handelt  sich  al.so  hier  um  den  Einlassungs- 
vertrag, der  verbürgt  wird.     So  auch  Schmid,  CJes.  d.  Angela.     13,  der 
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wie  beim  bayrischeii'^  und  sächsischen'^  Recht  —  auf  vage 
Vermutungen. 

im  übrigen  den  §  10  mißverstanden  hat  (vgl.  unten,  §  3,  n.  10).  Auch 
die  12  ß-Bußc  des  §  9  kann  nicht  auf  Weigerung  des  Urteilerfüllungs- 
vertrags, sondern  im  Gegensatz  zum  100  ß-Wergeld  des  §10, 
lediglich  auf  Einlassungsweigerung  ibezogen  werden.  Sie  entspricht 
vöUig  der  12  ß-Buße  in  L.  Bai.  13,  2.  Die  Stellung  eines  Bürgen  für 
das  Einlassungsgcdinge  —  mn  diesen  handelt  es  sich  auch  in  §  10 
(vgl.  E.  Mayer  am  oben  n.  66  zit.  Orte  374)  —  soll  durch  die 
Buße  erzwungen  werden.  Dann  wird  der  Rechtsstreit  aber  nicht 
durch  Klagerhebung  (mallalio),  sondern  durch  Einlassungsvertrag  ein- 
geleitet. Wobei  überdies  der  Eingang  von  §  8  darauf  schließen 
läßt,  daß  der  Bezichtigte  nicht  „ungewarnet"  im  Ding  erschienen 
war.  Dann  liegt  aber  auch  hier  ganz  derselbe  Fall  vor  wie  in  Ine  8, 
falls  diese  Stelle  nämlich  auf  Einlassung  zu  beziehen  ist:  Weigerung 
der  Verbürgung,  dort  der  Wadiation  für  die  Einlassung.    Vgl.  oben  n.  20. 

Alles,  was  Opet  sonst  noch  an  Beweisen  für  die  Ursprünglichkeit 
der  Mallatio  beigebracht  hat,  hält  entweder  schon  der  oberflächlichsten 
Prüfung  nicht  stand,  oder  gehört  bereits  der  kajrolingischen  Epoche  an. 
Zu  ersterer  Art  zähle  ich  vor  allem  Jene  fränkischen  Gerichtsurkunden, 
welche  über  die  Prozeßeinleitmig  überhaupt  nichts  aussagen,  da  beide 
Teile  erschienen  sind,  sondern  den  Kläger  mit  der  Klage  beginnen 
lassen.  Vgl.  Opet,  a.  a.  0.  168.  Ferner  gehört  hierher  die  Berufung 
auf  L.  Rib.  31,  3.  Opet  (a.  a.  0  165)  will  darin  die  Verpflichtung 
des  Beklagten  zur  Antwort,  wenn  er  „in  iudicio  interpellatus"  sei, 
finden,  während  doch  der  ganze  Zusammenhang  gar  keinen  Zweifel 
duldet,  daß  der  Nachdruck  auf  der  Erlaubnis  des  Gesetzes  beruht,  auf 
die  Klage  —  ganz  gleichgültig,  ob  mamiiert  oder  nicht  man- 
niert  —  nach  der  lex  originis  des  Beklagten  zu  antworten!  Schließ- 
lich ist  es  unzulässig,  aus  dem  königsgerichtlichen  Verfahren  nach  Ed. 
Roth.  9,  wie  Opet  (a.  a.  0.  99)  es  tut,  auf  die  Zulässigkeit  der  Mal- 
latio nach  volksgerichtlichem  Verfahren  zu  schließen  —  ganz  abgesehen 
davon,  daß  ich  in  jener  Stelle  beim  besten  WilLen  keine  Mallatio  ent- 
decken kann.  Oder  besteht  etwa  nach  Opets  Meinung  Dingpflicht  aller 
Langobarden  vor  dem  König?  In  Form.  Visigoth.  40  endlich  handelt 
es  sich  um  richterliche  Vorladung,  nach  vergeblichem  Versuche,  die 
Parteien  zu  vergleichen,  nicht  aber,  wie  Opet  (a.  a.  0.  114  f.)  will, 
um  Mallatio. 

'ß  Hier  soll  sich  nach  Opet  (a.  a.  0.  63)  die  Mallatio  aus  L. 
Bai.   13,  2,  überdies  aus  der  alllgemeinon  Dingpflicht  ergeben. 

"^  Sic  ergibt  sich  hier  Opet  (a.  a.  0.  90)  aus  der  allgemeinen 
Dingpflicht  von  selbst! 
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Wenn  die  Mallatio  noch  im  deutschen  Mittelalter  für 
wichtige  Klagen  unzulässig  war^»,  so  spricht  das  allein  schon 
entscheidend  gegen  ihre  Ursprünglichkeit.  Auch  der  ger- 
manische Norden  kannte  neben  der  Ladung  zu  Haus  und 
Hof  (stefna)  das  vereinfachte  Verfahren  unmittelbarer  Prozeß- 
einleitung im  versammelten  Ding  (lysing);  es  ist  aber  nicht 
zweifelhaft,  daß  es  sich  auch  hier  um  eine  jüngere  Prozeß- 
einleitungsform handelt.  "^^ 

Liegt  aber  in  der  Mallatio  die  jüngste  Form  volksrecht- 
licher Prozeßeinleitung  vor,  so  scheint  mir  auch  dies  die 
gezeigten  Zusammenhänge  zwischen  Privatsühne  und  Ge- 
richtsverfahren zu  bestätigen.  Bedeutet  doch  die  Mallatio 
die  stärkste  Abstraktion  des  Einlassungszwanges  von  den 
Formen  privater  Sühneeinleitung.  Vom  Verpflichtungsinhalt 
der  außergerichtlichen  Sühneeinleitung  ist  bis  auf  die  Ein- 
lassung alles  verflüchtigt.  Nur  um  diese  dreht  sich  noch  die 
Sorge  des  Richters  und  das  Verlangen  des  Klägers :  neben 
der  Schlichtungsinstanz  ist  auch  das  Erscheinen  am  Termin 
der  Willkür  der  Parteien  entrückt  und  zu  einem  Bestandteil 
der  öffentlichen  Gerichtsverfassung  erhoben.  Die  gesteigerte 
Organisation  der  staatlichen  Rechtspflege  hat  hier  von  der 
Prozeßeinleitung  den  weitgehendsten  Besitz  ergriffen. 

§  2.    Die  vorläufige  Felideeinstellung.^ 

Ein  anschauliches  Bild  von  der  Art  der  Abmachungen, 
welche  dem  Befehdeten  die  zum  Unterhandeln  erforderliche 

■^8  stets  nämlich  b€i  Klagen  um  Eigen  oder  Lehen,  die  in  rechter 
Gewere  sind;  vielfach  aach  noch  in  anderen  Fällen.  Vgl.  die  oben 
n.  73  gegebenen  Hinweise. 

'^  Vgl.  K.  Lehmann  in  L.  und  Schnorr  v.  Carolsfcld,  Die 
Njälssa^e,  45  ff. 

1  Die  verbreitetste  Bezeichnung  der  vorläufigen  W.'iifenruho  im 
deutschen  Mittelalter  ist  Friede.  Vgl.  His,  Gelobter  u.  gebotener  Friede 
im  denischf-n  Mittelalter,  Z.2  f.  RG.  33,  153  ff.  Eine  Ausnahme  m.ulit  nur 
das  ostfälischc  llechtsgehiet,  woselbst  Friede  regelmäßig  mit  Urfehde 
gleichbedeutend  ist.  Derselbe,  1.  c,  213  ff.  Die  übrigen  Rechte  ge- 
DeuUchrcchtllche  Beltrilgc.    X.     if.  21 
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Sicherheit  für  Person  und  Besitz  gewährleisteten,  wird  aus 
der  Fassung  des  Fehdeeinstellungsgelöbnisses  unschwer  zu 
gewinnen  sein.  Zwar  ist  uns  der  Wortlaut  eines  solchen 
aus  volksrechtlicher  Zeit  nicht  überliefert.  Ein  nordisches 
Seitenstück  dazu  aber  bietet  die  Griöformel  der  Graugans, 
welche,  ihre  norwegische  Herkunft  verratend 2,  wohl  zu 
den  ältesten  Teilen  des  Rechtsbuches  gehört.  Sie  lautet 
(Gräg.  I,  114): 

Grida  mal.  Fehdeeinstellungs-Vertrag. 

Allir   vito   atburdi    um    missaetti  Alle  kennen  die  Begebenheit  wegen 

J)eirra  N.  N.  oc  N.  N. ;    en  nu    ero  des  Zwistes  zwischen  N.  N.  und  N.  N. ; 

vinir  |)eirra  vid  comnir  oc  vilia  pa  aber  nun  sind  Freunde  derselben  da- 

saetta.    Nu  selr    N.  N.    N.  N.  gri|)  zwischen   getreten    und    wollen    da 

til  sattar  stefno  |)eiiTar  er  J)eir  hafa  a  schlichten.   Nun  gewähret  N.  N.  dem 

quel)it  firir  sie  oc  sin  erfingia  oc  alla  N.  N.  Sicherheit  zum  Sühne-Taiding, 

|)a  menn,  er  hann  a  gridom  fyrir  at  das   sie  angedingt  haben,  für   sich, 

seha.  En  N.  N.  teer  grid  af  N.  N.  ser  til  seine  Erben  und   alle   die  Männer, 

handa  oc  sinom  erfingiom  oc  öllom  für  die  er  Sicherheit  zu  gewähren 

|)eim  monnom  er  hann  |)arf  gri&  til  hat.    Aber  N.  N.  nimmt  Sicherheit 

handa  at  täca.   En  nu  er  gu&  sialfr  von   N.  N.  entgegen  für  sich,  seine 


brauchen  für  den  Abschluß  eines  dauerndem  Friedens  andere  Bezeich- 
nungen,  wie  Urfehde,   Sühne,  Taidigung,   Richtung  u.   dgl. 

Die  vorläufige  Waffenruhe  mit  der  spätmittelalterlichen  Rechts- 
sprache als  Friede  zu  bezeichnen,  trage  ich  —  wenigstens  für  die 
Stirnseite  dieses  Paragraphen  —  Bedenken,  weil  der  heutige  Sprach- 
gebrauch, namentlich  des  Völkerrechts,  damit  eine  gänzlich  andere  Vor- 
stellung verknüpft,  während  gerade  die  Erscheinungen  des  Kriegsrechts 
geeignet  sind,  das  Verständnis  der  Fehdesülme  zu  erschließen. 

Ältere  Bezeichnungen  als  Friede  sind  Gri&  bei  Nordgermanen  und 
Angelsachsen,  Tre!uwa  (treuga,  lat.  fides,  fiducia)  bei  den  meisten 
übrigen  Stämmen.  Vgl.  dazu  His,  a.  a.  0.  146,  148  f.  Beide  Worte 
bieten  für  den  modernen  Sprachgebrauch  keinerlei  Anknüpfung.  Auch 
die  gelegentlich  bezeugte  Benennung  als  Geleite  ist,  wegen  der  selbstän- 
digen rechthchen  Ausgestaltung  dieses  Instituts  (vgl.  His,  a.  a.  0.  142, 
und  Taub,  in  seiner  unten  n.  6  aufgeführten  Darstellung)  nicht  ver- 
wertbar. 

2  Vgl.  darüber  wie  zur  Materie  überhaupt  K.  Lehmann  in  seiner 
und  Schnorr  v.  Caroisfields  Abhandlung  Die  Njälsage,  17  ff.,  v.  Mau- 
rer, Vorles.  V,  112  ff.,  insbes.  114. 
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|)eirra  fyrstr  er  baztr  er,  oc  allir  hael- 
gir  mann  oc  allr  heilagr  domr.  Pave 
at  rome  oc  patriarche ;  konungr  var 
oc  byscopar  orir  oc  böklaer&ir  menn 
allir,  oc  allt  cristit  folc.  Ec  nefni 
XII  mennir  i  gri&  |)essi  a  millum 
{)eirra  N.  N.  oc  N.  N.,  er  nu  standa 
tveim  megin  at  mälom.  — 


Erben  und  all  die  Männer,  für 
die  er  Sicherheit  zu  nehmen  hat. 
Und  nun  ist  Gott  selbst  deren 
vorderster,  die  über  die  Fehdeein- 
stellung wachen  sollen,  der  da  der 
beste  ist,  und  alle  Heiligen  und  alle 
Heiligtümer,  der  Papst  zu  Rom  und 
die  Patriarchen,  unser  König  und 
unsere  Bischöfe,  und  all  unsere  buch- 
gelehrten Männer,  und  alles  christ- 
liche Volk.  So  ernenne  ich  zwölf 
Männer  zu  diesem  Vorfrieden  zwi- 
schen N.  N.  und  N.  N.,  die  da  ste- 
hen ein  jeder  auf  seiner  Seite. 


Mit  dieser  Erklärung  wird  der  Vertrag  eröffnet.  Darauf, 
sagt  das  Rechtsbuch,  soll  der  Sprecher  zwei  oder  mehr 
Zeugen  dafür  aufrufen,  daß  diese  vorläufige  Einstellung  der 
Feindseligkeiten  vollgültig  und  fest  sei  zwischen  allen, 
die  zusammengekommen  sind,  solange  bis  sie  wieder 
nach  Hause  gelangt,  auch  fernerhin^  so  o(f/t  die  Zu- 
sammenkunft wiederholt  wird,  bis  die  Verhandlung 
so  zu  Ende  geführt  ist,  wie  die  Parteien  es  am  besten 
enden  mögen.    Dann  fährt  die  Formel  fort: 


Nu  heldr  ior9  gridom  upp,  en  hi- 
minn  vardar  fyrir  ofan,  en  hafit  rau- 
da  fyrir  utan,  er  ligr  um  lönd  öll 
|)au,  er  ver  hofom  tidende  af. 

En  a  mille  J)essa  ende  marca,  er 
nu  hefi  ec  her  lalt  fyrir  monnoni, 
|)ririz  sa  madr  hvergi  er  |)essi  grid 
ryfr,  er  ec  hefi  her  nefnd,  oc  bindi 
hann  ser  sva  höfga  byrd,  at  hann 
comiz  aldregi  undan,  en  |)at  er  gud 
drottcns    gremi    oc   grid  bitz    nafn. 

En  J)eir  menn  allir  hafe  guds  mis- 
cun,  er  gridom  halda  vcl  oc  alba 
heilagra  arnadar  ord  til  alirar  J)urj)- 
lar  sina  vid  almatkaii  gud. 

Se  gud  liollr  J)eim,  er  holdr  gri- 


Nun  hält  die  Erde  das  Friedens- 
wort aufrecht  und  von  oben  schützt 
es  der  Himmel  und  das  hohe  Meer 
draufsen,  das  um  all  die  Lande  liegt, 
von  denen  wir  Kunde  haben. 

Und  zwischen  diesen  Grenzmarken, 
die  ich  nun  hier  genannt  habe,  sei 
dem  Manne  kein  Gedeihen,  der  diese 
Sicherheit  brifht,  die  ich  hier  benannt 
habe,  und  binde  er  sich  so  schwere 
[Fluch]- Bürde  auf,  daß  er  ihrer  nim- 
mer ledig  werde:  denn  daraufsteht 
Gottes  Zorn  und  FriedbrerliorsNamc. 

Ai)er  die  Miuuicr  alle  haben 
Gottes  Gnade,  die  die  Fchdeein- 
stellung     wohl     hallen,     und     ahor 

21» 


310  [116 

dorn,  en  gramr  J)eim,  er  grid  ryfr;  Heiligen  Fürspracheworl  zu  allen 
hollr  J)eim,  er  iielldr.  hafit  heilir  ihren  Anliegen  beim  allmächtigen 
grid  sellzc.  Gott. 

Sei  Gott  hold  dem,  der  Sicherheit 
hält,  aber  gram  dem,  der  Sicherheit 
bricht,  —  hold  dem,  der  sie  hält !  Heil 
euch,  daf3  die  Fehde  eingestellt  ist! 

Wie  der  Einlassungsvertrag  die  positiven  Voraus- 
setzungen der  Privatsühne  schafft,  insoferne  durch  das  Ge- 
dinge erst  das  Verfahren  in  Fluß  gebracht  wird,  so  hat  die 
Vereinbarung  eines  vorläufigen  Friedens  für  die  Dauer  der 
Verhandlung  das  Hindernis  zu  bannen,  das  ein  gegenseitiges 
Unterhandeln  unmöglich  machen  müßte:  die  Fehde.  Die 
sittliche  Pflicht  der  Blutrache  aber  machte  jene  Vereinbarung 
auch  da  erforderlich,  wo  man  über  die  Bedingungen  der 
Sühne  schon  einig  war,  und  es  sich  nur  noch  um  ihren  rechts- 
förmlichen Abschluß  handelte.  Daher  läßt  II  Eadw.  7,  nach- 
dem der  Schuldige  durch  seinen  Mittelsmann  seine  Sühne- 
bereitschaft gelobt  hat,  nun  erst  das  Fehdeeinstellungs- 
versprechen ergehen: 

„donne  syddan  gebyre9,  |)aet  man  Darauf    nun    gebührt    sich,    daß 

sylle  daes  slagan  forspecan  on  band,  [die  beleidigte  Sippe]  dem  Fürsprech 
daet  se  slaga  mote  mid  gride  nyr  7  des  Totschlägers  in  die  Hand  ge- 
sylf  waeres  weddian."  lobe,  daß  der  Totschläger  unter  [Ge- 

leits] Sicherheit  näher  [kommen]  und 
selbst^  Wergeid  wetten  dürfe.  (Nach 
Liebermann  I  189/91.) 

Anderseits  wurden  die  FeindseHgkeiten  auch  nur  zum 
Zwecke  der  Durchführung  der  Sühneverhandlungen  ein- 
gestellt.*   Scheiterten  diese,  so  nahm  nunmehr  die  Fehde 


3  Liebermann,  I,  189/91:  „selbst  sich  zu  Wergeld[zahlung]  recht- 
förmlich verpflichten  dürfe". 

*  Auch  jüngere  Quelleai  sprechen  sich  über  diese  Aufgabe  des 
vorläufigen  Friedens  unzweideutig  aus.  Ältestes  Nimweger  Keurbuch 
Art.  66  —  Stadr.  v.  Nijm.  (Rechtsbr.  I,  11)  I,  17:  „See  wie  van  buten 
in  twist  of  in  vechtlic  ooempt  byrmen  onser  stat  legen  onsen  bürgeren 
ende  ingesetenen,  van  dien  vremden  man  mach  ende  sal  ennich  geswoiren 
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wieder  ihren  Fortgang;  kam  ein  Vergleich  zustande,  so  er- 
folgte nun  erst  ein  endgültiges  Friedensgedinge:  die  Ur- 
fehde. Für  die  Ausgestaltung  des  Fehdeeinstellungsgedinges 
ist  diese  Zweckgebundenheit  insofeme  bedeutsam  geworden, 
als  jenes  damit  in  engste  Wechselbeziehung  zum  Ein- 
lassungsvertrage trat,  dessen  Gegenleistung  es  darstellte. 
Dieser  ist  zwar  Terminsetzung;  die  Parteien  vereinbaren 
dadurch,  über  eine  bestimmte  Frist  zum  Abschluß  der  Sühne 
mit  oder  ohne  Schiedsspruch  zusammenzutreten.  Allein  es 
wäre  absurd  und  mit  dem  Wesen  der  Sühneverhandlung 
unvereinbar  gewesen,  die  beabsichtigte  Aussöhnung  in  der 
Zwischenzeit  durch  neuerliche  Fehdehandlungen  zu  durch- 
kreuzen. AVoraus  sich  ergab,  daß  nicht  nur  die  Tagfahrt 
selbst,  sondern  auch  die  Zwischenzeit  seit  ihrer  Andingung 
unter  Waffenruhe  igestellt  wurde.  So  wächst  die  Termins- 
frist als  zeitliche  Begrenzung  in  den  Fehdeeinstellungs- 
vertrag herein. 

Soweit  diese  Erscheinung  der  Privatsühne  angehört, 
läßt  sie  sich  freihch  erst  aus  jüngeren  Quellen  erschließen. 
Sie  begegnet  hier  aber  in  solcher  Geschlossenheit,  daß  der 
Rückschluß  unbedenklich  wird  gewagt  werden  dürfen.  Es 
ist  bekannt,  welch  bedeutsame  Rolle  die  provisorische 
Friedenssliftung  im  hohen  und  späteren  Mittelalter  gespielt 


onser  stat  enen  vrede  nemen,  welke  vrede  staen  ende  durcn  sal 
tent  tertijt,  dat  die  parthien  goswocnt  werden  bij  den  vrienden 
of  bij   den  hcre  ende  scepenen"   [Statut  v.   1430]. 

Eine  andere  niederländische  Quelle,  die  Handfeste  für  Iloog- 
woude  von  14.50  (ihrerseits  auf  eine  AUr.  Ordonnance  Herzog  Phi- 
lipps I.  von  144G  zurückziehend)  srjiülzt  wenif^stens  die  unbeleiliijton 
Magen  bei  Fehde  um  Totschlag,  Lälnruing  oder  Verwundung  <lunh 
einen  derartigen  Frieden:  „soo  sulh.'ii  de  magen  van  beyde  par- 
tijcn,  die  niet  mede  in  vaerde  noch  in  v(;ld  gewecst  zijii,  v:m 
densclven  gerechte  terstont  na  dien  eenen  goode,  vastcn 
vrede  hebbon  ses  weecken  lanck,  opdat  binnen  dien  tijt  cen 
yegelijk  aon  beyde  zyden,  dif  vrede  begeert,  een  vrede  moo- 
g<;n   doen   soeckcn,   als   hiin   nut  dunckcn   sal". 
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hat.^  Losgelöst  von  dem  festen  Gefüge  des  Bußverfahrens, 
ja  selbst  der  Privatsühne,  hat  sie  sich  als  unentbehrliche 
Handhabe  obrigkeitlicher  Sicherheitspflege  erwiesen.  Sie 
konnte  so  als  geheischter  oder  gebotener  Friede  auch  dort 
eingreifen,  wo  die  Herbeiführung  einer  Sühne  nicht  unmittel- 
bar in  Aussicht  oder  Frage  stand;  da  aber,  wo  es  diese  zu 
erreichen  galt,  erwies  sich  die  bald  aufkommende  Möglich- 
keit, den  vorläufigen  Frieden  immer  wieder  auf  eine  weitere 
Frist  zu  erstrecken^,  als  wirksamer  Hebel,  um  auch  die 
widerspenstigsten  Parteien  gefügig  zu  machen.  Hier,  im 
Quellenbereich  des  deutschen  Mittelalters,  tritt  nun  die  zeit- 
liche Begrenzung  |mit  voller  Klarheit  zutage J  Wenn  ins- 
besondere die  Sechswochenfrist  in  fränkischen  wie  ober- 
deutschen Quellen  als  verbreitetste  Dauer  des  vorläufigen 
Friedens  begegnet^,  so  liegt  der  Zusammenhang  mit  dem 
salischen  placitum  über  42  Nächte  auf  der  Hand. 


^  über  die  Bedeutung  Ides  Instituts  in  dieser  Periode  vgl.  jetzt  His, 
Gelobter  u.  gebotener  Friede  im  deutschen  Mittelalter,  Z.2  f.  RG.  33 
(1912),  139  ff.  und  die  dort  139  n.  1  u.  2  aufgeführte  Literatur,  insbes. 
auch  Wilke,  Das  Friedegebot  (Deutschr.  Beitr.  VI,  4).  Zu  den  Belegen 
aus  Rechtsquellen  treten  die  anschaulichen  Bilder  der  Ritterpoesie  bei 
A.  Schmitz,  Das  höf.  Leben  II,  135  f.,  141  ff.  Die  dem  Friede- 
gebot verwandte  Erscliein'ung  des  sogenajinten  freien  Gcleii,tes 
ist  neuerdings  behandelt  von  H.  Taub,  Beiträge  z.  Gesch.  u.  Theorie 
d.  sich.  Geleits  (Erl.  Diss.  1906).  Danach  hat  sich  das  dem  Asylrechte 
entwachsene  Geleite  aus  einer  Schutzmaßregel  zugunsten  des  Befeh- 
deten vor  seinen  Feinden  allmählich  zu  einer  Sicherheit  vor  Gegner 
und  Gericht  bzw.  Strafverfolgungsbehörde  umgebildet.  Vgl.  insbes.  a.  a.  0. 
14  ff.,  22.  Die  Beschränkung  des  Geleitschutzes  auf  die  Zeit  vor  dem 
Urteil  ist  nach  Tauib  (30  f.)  erst  im  15.  Jh.  entstanden. 

6  Darüber  vgl.  His,  a.  a.   0.    189  ff. 

7  Vgl.  His,  a.  a.  0.    149. 

8  Sie  begegnet  im  flandrischen  Rechtsgebiet  —  Warnkönig,  Flandr. 
Staats-  u.  RG.  III  1,  188  —  als  vierzig tägiger  Handfriede.  —  Über 
Sechswochenfrist  im  niederländischen  Quellenbereich  s.  His,  a.  a.  0. 
190 f.;  femer  Handfeste  für  Hoogwoude  von  1450  Art.  36  (Westfries. 
Stadr.  I,  76).  Auch  die  Frist  zur  Wiedergewinnung  der  Gnade  J)ei 
Huldeverlust,   ein   Sonderfall  der  Geleitsfrist,    hat  die   Dauer  von  sechs 
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Der  Verpflichtungsinhalt  der  einstweiligen  Fehde- 
einstellung schillert  zwischen  Waffenruhe  und  abstrakter 
Friedensschuld.  Ein  Beispiel  der  ersteren  Art  bietet  die 
schon  zitierte  Erzählung  Fredegars^,  wonach  zwischen  den 
Parteien  vereinbart  wird,  daß  beide  Teile  zum  Verhand- 
lungstag unbewaffnet  zu  erscheinen  hätten.  In  diesem  Sinne 
stellt  auch  das  fränkische  Amtsrecht  beim  Waffenverbot  den 
Unbewaffneten  zum  homo  faidosus  in  Gegensatz;  denn 
Waffenlosigkeit  und  Fehde  sind  unvereinbar. i«  Daneben 
kommen  aber  schon  frühe  regelrechte  Befriedungen  vor. 
Ihre  Notwendigkeit  drängt  sich  namenthch  da  auf,  wo  bloße 
Waffenlosigkeit  keine  genügende  Garantie  böte:  wenn  etwa 
einer  der  verfehdeten  Teile  den  andern  aufsucht  und 
sich  damit  in  seine  Hand  begibt.  Anlaß  zur  Erwähnung 
bietet  sich  allerdings  meist  nur  da,  wo  das  Gelöbnis  be- 
trüglich  mißbraucht  wird.i^     Ein  Beispiel  dafür  bietet  der 

Wochen  in  der  zähringischen  Stadtrechtsfamilie  —  F.  Beyerle,  Unters, 
z.  Gesch.  des  älteren  Stadtr.  von  Freiburg  i.  Br.  u.  Villingen  a.  Schw. 
(Deutschr.  Beitr.  V,  1),  110  f.  —  Eine  Zerlegung  der  Sechswochenfrist 
in  dreimal  vierzehn  Tage  bedeutet  die  zweimalige  Verlängenmg  des  vier- 
zehntägigen Friedens  nach  flandrischen  imd  niedcriändischen  Quellen  — 
His,  a.  a.  0.  190;  ferner  Handfeste  fiir  Medemblik  von  1289  Art.  14 
(Westfries.  Stadr.,  I,  6). 

9  Fred.  2,  58  —  oben  §  1,  n.  4. 

10  Cap.     Theodonisvill.     II.     (Capp.     1     p.     122  ss.)     c.     5:      „De 

armis     infra     patriam     non     portandis et     si     faidosus     sit, 

discutiatur  tunc,  quis  e  duobus  contrarius  sit,  ut  paccati  sint". 
Vgl.,  auch  Capp.  per  missos  cognil^  fac.  (802/13)  cap.  1,  1.  c.  155  ss. 
Die  im  Text  gegebene  Auslegung  vertritt  schon  v.  Planck,  Waffen- 
verbot und  Reichsacht  im  Sachsenspiegel,  Münchener  S.-B.,  Pliil.- 
Hist.  Cl.,  1884,  I  136  f.  —  Mit  dieser  Auffassung  hängt  es  offen- 
sichtlich zusammen,  wenn  Bernhard  v.  Pavia  di<'  B<'m(Hligung  diT 
Geistlichen,  Mönche,  Pilger,  Kaufleutc  und  Baueni  als  Ireuga  peri)o(ua, 
die  treu^a  aber  richtig  als  securitas  pracsüta  .  .  .  discordia  non  finitÄ 
erklärt.  Die  Waffenlosigkeit  sichert  ihnen  den  Frio<lonsschulz.  Vgl. 
Frensdorff,  Beitr.  z.  Cfsch.  u.  Frkl.  d.  deutschen  Bechlsbüchcr.  S.-A. 
der  Gott.   Nacbrichtcn    1891,  S.   17;   His.  a.  a.  O.    149. 

11  Ähnlich  wie  in  dem  dem  KricgsnK'ht  angchörigen  Falle  freien 
Abzugs.     Gregor  Tur.    Hist.   Franc.  3,    14:  Theuderich   entsendet  an  den 
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fränkische  Chronist  Hildebrand  (Fredeg.  Contin.  2).^^  Der 
Rivalenkampf  zwischen  den  beiden  Hausmeiern  Ebroin  und 
Leudcsius  endet  damit,  daß  Ebroin 

„Leudesio  sub  dolo  —  fidem  promitti  se  simu- 
lans  —  iefellit,  facto  placito,  ut  coniuracione  facta 
cum  pace  discederint;  sed  Ebroinus  fallaciter  agens  .  .  . 
ipsum  L.  interficit.** 

Hier  vereinbart  Ebroin  mit  seinem  Gegner  einen  Termin  zur 
Aussöhnung  und  Schwurverbrüderung,  und  verspricht  ihm 
bis  dahin  in  betrüglicher  Weise  Sicherheit.  Als  Form  des 
Versprechens  dient  die  fides  data,  das  (eidliche)  Treuge- 

von  ihm  eingeschlossenen  Thronprätendenten  Munderich  einen  Boten  mit 
der  Weistmg :  „Vade  et  redde  ei  sacramentum,  ut  securus  egrediatur. 
Cum  autem  egressns  fuerit,  interfioe  eum."  Der  Abgesandte  führt  den 
Anschlag  aus,  indem  er  Munderich  mit  den  Worten  täuscht:  „Noli 
timere,  sed,  si  vis  egredi,  accipe  sacramentum  de  hac  culpa  et  sta 
sectirus  ooram  regi.  Ne  timeas,  sed  eris  cum  eum,  sicut  prius  fuisti." 
Munderich  zögert:  ,,Utinam  sectirus  sim,  quod  non  interficiar".  Da 
bestärkt  der  Lügner  seine  Worte:  ,,positis  super  altarium  sanctum 
manibus  iuravit  ei,  ut  securus  egrederetur".  Ehrlicher  verfährt  der 
Thüringerfürst  Radulf  mit  dem  Merowinger  Sigibert  nach  einer  gewon- 
nenen   Schlacht    641    (Fredeg.    4,    87):    „Sigybertus cum    suos 

exercito  .  .  .  vedentes,  quod  Radulfo  nihil  prevaluissint,  missus  discur- 
rentebus,  ut  paceveci  Renum  aeterum  transmearint,  cum  Radulfo 
convenenciam  [facientes]  S.  et  eiusdem  exercitus  ad  propries  sedebus 
remeontur". 

12  Die  Erzählung  ist  aus  dem  Liber  Historiae  Francorum  entlehnt, 

woselbst    sie    (cap.    45)    folgenden    Wortlaut    hat:    „Ebroinus 

Leudesium  data  fide  sub  dolo  ad  se  venire  mandavit.  Quo 
facto  Leudesium  interficit.  —  Eine  ganz  ähnliche  Geschichte,  bei 
welcher  der  Thüringerfürst  Hermenfried  den  kürzeren  zog,  weiß  Gregor 
v.  Tours  vom  Merowinger  Teuderich,  dem  Sohne  Chlodwigs,  zum  Jahre 
531  zu  berichten  (Hist.  Franc.  3,  8):  „Idem  [Teud.]  vero  regressus 
ad  propria  Hermenefredum  ad  se  data  fidem  securum  praecipi't 
venire,  quem  et  honorificis  ditavit  muneribus".  Eines  Tages  wird 
Hermenfried,  im  Gespräch  mit  dem  Könige  auf  der  Zülpicher  Stadt- 
mauer lustwandelnd,  man  weiß  nicht  von  welcher  Hand  in  die  Tiefe 
gestoßen,  wo  er  verscheidet;  „multi  tamen  adserunt,  Theudorici  in  hoc 
dolimi  manifestissime  patuisse". 
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löbnis.13  Den  näheren  Hergang  zeigt  eine  Stelle  des  Liber 
Historiae  Francorum  (46),  wo  derselbe  Ebroin  in  derselben 
Überlistungskunst  geschildert  wird.  Die  beiden  austra- 
sischen  Herzöge  Pippin  und  Martin  waren  von  ihm  ge- 
schlagen worden  und  geflohen. 

„Ebroinus  itaque  ...  ad  Martinum  dirigit  nuncios, 
ut,  data  sacramenta^  cum  fiducia  ad  regem  Theu- 
dericum  veniret.  Hoc  dolose  ac  fallaciter  super 
vacuas  capsas  ei  iurantes,  ille  vero  .  .  .  veniens  ibi 
cum  sociis  suis  interfectus  est."i* 

Es  wird  also  das  Treugelübde,  das  im  Norden  der  Uhrfehde 
(trygdir)  den  Namen  gegeben  hat,  bereits  für  den  vorläufigen 
Frieden  verwandt.  Daher  erhält  dieser  die  Bezeichnung 
als  trewa,  später  treuga,  treve,  triuwe.^^  Und  zwar  ent- 
spricht es  der  Sachlage,  daß  die  Befriedung  der  Ver- 
fehdeten  durch  eine  dritte  Person  vermittelt  wird.  Sei  es 
nun,  wie  meist  in  unserer  Epoche,  durch  bloße  Boten  oder 
Abgesandte,  sei  es,  wie  später  regelmäßig,  durch  einen  selb- 
ständigen Mittelsmann.  16 

Im  festen  Bau  des  Bußprozesses  hat  dann  die  Fehde- 
einstellung, wie  sich  gleich  zeigen  wird,  schon  früh  ihren 
Vertragscharakter,  zum  guten  Teile  überhaupt  ihre  Be- 
deutung eingebüßt.  Im  mittelalterlichen  Kriegsrecht  aber 
lebt    nach    dem    Auseinanderfallen    völkerrechtlicher    und 


13  Vgl.  für  die  spätere  Zeit  His,  a.  a.  0.  164,  woselbst  darauf  hin- 
gewiesen wird,  daß  das  /deutsche  Mittelalter  (anders  Italien)  im  all- 
gemeinen keine  eidliche  Bestärkung  könnt. 

1*  Fast   wörtlich   entlehnt  Lei   Ilildebrand,    Fredeg.  Conlin.,   3. 

1^  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  s.  das  bei  His,  a.  a.  0.  146 
n.  3,  Gesagte. 

16  Vgl.  His,  a.  a.  0.  157  ff.,  und  den  eingangs  dieses  Paragraplien 
gehxjtonon  altnordischen  Beleg.  Es  liegt  auf  (h^r  Hand,  daÜ  nur  im  h-lz- 
teren  Falle  der  Einstellungsvertrag,  als  Vcrlrag  zuguiistcu  tjrittcr,  in  seinem 
Wesen  verändert  ist.  Möglicherweise  liat  man  auch  schon  die  oben 
zitierte  angelsächsische  Stelle   II   Eadm.  7  in  diesem   Sinne  auszulegen. 
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privater  Fehdeformeni'  im  Waffenstillstand  noch  immer  ihre 
Gestalt  und  Bedeutung  fort^s^  um  in  verändertem  Gewände 
sich  auch  noch  im  modernen  Völkerrechte  in  Geltung 
zu  erhalten. 

II.  Gleich  dem  Terminsgedinge  hat  auch  die  Fehde- 
einstellung im 'ordentlichen  Bußprozeß  tiefgreifende  Ver- 
änderungen erfahren.  Die  Wurzel  ist  auch  hier  der  staat- 
liche Sühnezwaiig.  Wie  das  Terminsgedinge  und  der  Urteils- 
erfüllungsvertrag zwischen  den  Parteien  eine  Um'wandlung 
in  der  Richtung  erleidet,  daß  der  Richter  als  Mittelsperson 
dazwischen  tritt  und  sich  das  Gewette  andingt,  bis  es 
schli(eßlich  |dessen  gar  ^icht  mehr  bedarf,  die  Partei  ge- 
richtsseitig  vorgeladen  und  vollstreckungsfähig  verurteilt 
wird:  so  auch  bei  der  vorläufigen  Sicherheit. 

Und  wie  das  Terminsgedinge  bei  Buße  erfolgte,  so 
auch  das  Friedensgelöbnis.  Sei  es  nun,  daß  zwischen  den 
Parteien  oder  deren  Mittler,  sei  es,  daß  in  Richters  Hand 
gedungen  wurde.  Bis  beide  durch  das  richterliche  Gebot 
verdrängt  werden,  das  sich  damit  begnügt,  den  Parteien 
einfach  die  »Buße  zu  benennen,  unter  welcher  ihnen  die 
Fehdeeinstellung  auferlegt  wurde.^^ 

Ein  Beispiel  für  den  Vorfrieden  als  Parteivertrag  gibt 
Gregor  v.  Tours.  Im  Jahte  584  schlössen  sich  die  Bürger 
von  Orleans  und  Blois  zusammen,  überfielen  die  Stadt 
Chäteaudun,  brannten  tind  plünderten  sie  aus.  Kaum  sind 
dieselben  mit  ihrer  Beute  abgezogen,  da  bieten  die  Ein- 


1'^  Ihre  tirsprüngliche  Gremeinsamkeit  dürften  schon  die  voranfge- 
gangenen  Quellenzeugnisse  ztir  Genüge  dargetan  haben.  —  Es  kann  auch 
auf  die  Analogie  des  primitiven  griechischen  Rechts  verwiesen  werden. 
Vgl.  Glotz,  La  solidarite  de  la  lamille  dans  le  droit  criminel  en  Grece, 
1-13;  inshes.  aber  151:  „La  guerre  privee  se  clot  de  la  meme  fagon  que 
la  guerre  publique". 

1«  Vgl.  die  Angaben  bei  Schultz,  Das  höf.  Leben   11,  395  f. 

19  Die  Entwicklung  wiederholt  sich  im  deutschen  Mittelalter.  Vgl. 
His,  a.  a.  0.  157 ff.;  Wilke,  Friedegebot,  14.  —  Bezüglich  des  Mittels- 
mannes s.  oben  Text  tuid  n.  16. 
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wohner  der  verheerten  Stadt  die  anderen  Städte  des  Chartres- 

gaus  zu  Hilfe  auf,  verfolgen  die  Feinde  auf  der  Spur  und 

vergelten  Gleiches  mit  Gleichem. 

„Cumque  adhuc  inter  se  iurgia  commoventes  dese- 

virent  et  Aurilianenses  contra  hos  arma  concuterent, 

intercedentibus   comitibus   pax  usq'ue   in  audi- 

entia  data  est,  scilicet  ut  in  die  iudicii,  quo  iudicium 

erat  futurum,  pars,  quae  contra  partem  iniuste  exarserat, 

iusticia  mediante  conponerit.    Et  sie  a  hello  cessatum 
est."2o  ;  •      ^  I    |j|. 

Kennt  das  ältere  westgotische  Recht  neben  richter- 
licher Vorladung  noch  die  Terminswette  als  Parteivertrag, 
so  (nach  der  Antiqua)  auch  die  vorläufige  Sicherheit.  Einen 
Satz  dieses  Inhalts  wird  man  zwar  im  Gesetzbuche  ver- 
geblich suchen;  er  läßt  sich  aber  aus  der  analogen  Be- 
handlung des  Fugitivus  wohl  unbedenklich  erschließen.  Hier 
stehen  sich  Freiheitsbehauptung  und  Eigenschaftsklage 
gegenüber.  Der  nacheilende  Herr,  der  den  Fugitivus  beim 
gutgläubigen  dritten  heimforderte,  hatte  gerichtliche  Ver- 
handlung, bis  zum  Gerichtstag  aber  Heiligkeit  der  Person 
des  Beklagten  anjzugeloben  und  sicherzustellen:  nur  unter 
dieser  Bedingung  erhielt  er  den  Mann  ausgeliefert. 
L.  Vis.  IX  1,  12  (Antiqua) : 

„nie  vero,  qui  recepit  [fugitivum,  seil,  quasi 
dominus  eins],  se  iudicio  cabeat  adfuturum,  nullis 
ante  iudicio  tormentis^i  eum  traditurum,  donec 


20  Greg.  Tur.  Hist.  Fr.  7,  2.  Die  Ausdrucksweise  „pax  data" 
zeigt,  daß  es  sich  um  Ilandfrieden,  nicht  um  gebotenen  Frieden  hajidcU. 
Die  Erwähmijig  der  comitos  iiUerceilcntos  iK-woist  nur  deren  Einwirkung 
auf  die  Sühneeinleitun^.  Daß  etwa  ilmeu  —  nicht  von  Partei  zu  Partei  — 
das  Geleitsgelöbnis  abgelegt  worden  wäre,  darf  um  so  weniger  gcschlosseai 
werden,  als  an  anderer  Stelle  unter  gleichen  Umständen  ein  Friedenseid 
als  Sühnescliliiß  iK'gegnet,  v^n  dem  ausilriickiieh  gesagt  wird,  claß  ihn 
die  Parteien  einander  gewährlxjn.     Fs  ist  Ilisl.  Fr.  7,  47;  vgl.  unten  i$  I. 

21  Man  könnte  vielleicht  versucht  sein,  an  eine  VorwegruihuK'  «los 
Bf.'weises    zu    denken.      Allein   davon    kium    keine    Kode    sein,    via    iLirh 
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aiit  [i]ste  [seil,  fugiüvns]  suam  vindicet  libertatem  aut 
ccrte  ille  adprobet  serviim,  qui  repetit. 

Anders  schon  das  spätere  Langobardenrecht.  Hier 
wurde  die  Fehdeeinstelliing  nicht  mehr  von  Partei  zu  Partei 
gelobt,  sondern  bereits  vom  Richter  geheischt:  in  seine 
Hand  war  sie  zu  versprechen  und  demgemäß  verfiel  auch 
die  Buße  für  ihren  Bruch  zur  Hälfte  der  öffentlichen  Gewalt. 
Liutprand  42  (a.  723)22; 

„Si  quis  iudex  aut  actor  puplictis  .  .  .  inter  }i'o- 
menis,  qui  aliquam  discordiam  Häbent,  trewas  tulerit 
et  unus  ex  ipsis  hominibus,  inter  quos  ipsas  trewas 
tulta  sunt,  eas  ruperit,  medietatem  de  ipsas  trewas 
componat  in  puplico  et  medietatem  illi,  cuius  causa  est.23 

Et  ipsas  trewas  non  sint  minus  quam  sol.  ducenti; 
qui  autem  amplius  forsitan  pro  maioribus  causis  ponere 
voluerit,  sit  ei  licentiam.**^* 


dem  unmittelbar  Folgenden  d(3m  Beklagten  der  Freiheitsbeweis  offen 
steht.  Auch  konnte  der  Folterung  vor  dem  angelobten  Gerichtstermin 
keinerlei  Bevveiswert  zukommen.  .  Zu  allem  Überfluß  fährt  die  Stelle 
fort:  „Quod  si  petitor  [i]sta  cabere  noluerit,  fugitivns  ille  sub  illius, 
aput  quem  inventus  est,  fideiussione  tamdiu  consistat,  quamdiu  agnosci 
possit,  quid  de  eodem  rationabiliter  iudex  absque  retardatione  definiat". 
Der  Angesprochene  sollte  also  vor  dem  Termin  in  jedem  Falle  Friedens- 
schutz genießen. 

22  Vgl.  zu  der  Stelle  Osenbtüggen,  Strafr.  d.  Langob.,  6 f.; 
Wilke,   Friedegebot    9  f.;  His,  a.   a.   0.     151. 

23  Diese  Wendung  schließt  jeden  Zweifel  daran,  daß  es  sich  nur 
imi  die  Einleitung  der  ordentlichen  Klage  vor  dem  Richter  handelt,  aus. 
Die  Stelle  ist  also  nicht  etwa  auf  private   Sühne  zu  beziehen. 

24  Daß  die  ganze  Verordnung  auf  vorläufigen  Frieden,  nicht  auf 
Sühne  zu  beziehen  ist,  hebt  schon  His,  a.  a.  0.  151,  hervor.  Vgl.  auch 
Del  Giudice,  La  Vendetta  nel  dir.  Longob.  17 f.  Außer  den  von 
His  dafür  angeführten  Gründen  spricht  vor  allem  der  sachliche  Vergleich 
mit  Ed.  Roth.  143  dafür.  Nach  jenem  Gesetz  ist  das  gezahlte  Wergeid 
oder  die  Wundbuße  bei  Urfchdebruch  doppelt  zurückzuerstatten,  und 
zwar  der  verletzten  Partei.  Nach  Liutprand  aber  verfällt  eine  besonders 
angelolite  Buße,  selbst  trewa  genannt,  von  der  der  Gegner  nur  die  Hälfte 
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Aus  dem  Friedeheischen  des  Richters  ist  das  Friede- 
gebot herausgewachsen.     Jetzt  werden  die  Parteien  nicht 
mehr  mit  der  Frage  befaßt,  ob  sie  sich  vorläufige  Sicherheit 
angeloben  wollen  oder  nicht:  wenn  der  Richter  es  gebietet, 
treten   die   Wirkungen   des   Gedinges  von  selbst  ein.     Die 
Form,  in  welcher  das  fränkische  Recht  diesen  Gedanken 
verwirklicht  hat,  (ist  der  Friedens  bann.     Daß  der   Über- 
gang zu  dieser  Neuerung  sich  abrupt  vollzogen  hätte,  ist 
kaum  anzunehmen.     Als   eine  Zwischenstufe  ist  vielleicht 
das  unter    königlichem   Verordnungsbann   gebotene    Ange- 
loben der  Sicherheit  anzusehen,  wie  es  noch  in  Karls  d.  Gr. 
Capitulare  missorum  generale  von  802  (cap.  32)  entgegentritt : 
„ubi  .  .  .  homicidia    oontingant,    statim    reus    ad 
suam  emendationem  recurrat  totaque  celeritate  perpe- 
tratum   malum   ad   propinquos   extincti   digna    compo- 
sitione(m)  emendet.    Et  hoc  firmiter  banniamus,  ut 
parentes    interfecti    nequaquam    inimicitia    super 
commissum  malum   adaugere   audeant,   neque  pacem 
fieri  petenti  denegare,  sed  datam  fidem  paratam 
compositionem  recipere   et  pacem   perpetuam  red- 
dere,  reum  autem  nulla  moram  compositionis  facere".^^ 
Schließlich  tritt  aber  an  die  Stelle   des  Fehdeeinstellungs- 
vertrags der  einseitige  Friedensbann.     Ein  Zeugnis    dafür 
bietet  die   Ermächtigung   Karls    d.    Gr.    an   die   Grafen   im 
Sachsenlande  (Capp.  de  part.  Sax.  31) : 

„bannum  mittere  infra  suo  ministerio  de  faida  .  .  . 
in  sol.  LX, 

erhält  —  und  von  Rückgabe  einer  etwa  geleisteten  compositio  ist  nirgends 
die  Rede. 

2^  Leges  II   1,   1,  p.  97.     Daß  die  fides  data  als  Sicherheitsgelöb- 
nis  zu   deuten   ist,   ergibt   die  Antithese    „neque   pacem    .  .  .   dencgare, 

3ed  d.  f recipere"  einerseits,  die  ausdrückliche  Gegenüberstellimg 

zur  „pax  perpctua"  nach  gezahlter  (bzw.  gewetleter)  Buße  anderseits. 
Sprachlich  wird  diese  Deutung  durch  die  oben  angefüiirten  zahlreichen 
Stellen  aus  Fredegar  und  Gregor  v.  Tours  gesichert.  Vgl.  zu  dieser 
Bestimmung  Del  Giudice,  La  Vendetta  nel  dir.   Longob.    C7. 
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wodurch  dem  königlichen  Beamten  im  eroberten  Gebiet  der 
Königsbann,  der  den  Grafen  im  allgemeinen  versagt  war 2«, 
für  die  Aufgaben  des  Sühnezwanges  zur  Verfügung  ge- 
stellt wurde.  Oder  etwa  die  noch  weitergehende  Erlaubnis 
(Cap.  Sax.  9): 

„propter  pacem  (et  propter  faidam)  et  propter 
maiores  causas  bannum  fortiorem  statuere  .  .  .  so}, 
sexaginta  Inültiplicare  in  duplum  et  sol.  centum  sive 
usque  ad  mille  componere  faciat,  qui  eins  [seil,  comitis] 
mandatum  transgressus  fuerit".^? 

Eine  Bestimmung,  die  ebensowohl  noch  den  Zusammen- 
hang mit  der  älteren,  bei  Liutprand  bewahrten  Entwicklungs- 
stufe, wie  mit  der  Ausgestaltung  des  Friedegebotes  im  hohen 
und  späteren  Mittelalter  erkennen  läßt. 

Weiter  führt  die  Entwicklung  da,  wo  das  Recht  über 
die  konkrete  Friedewirkung  von  Fall  zu  Fall  hinaus  zu  einem 
allgemeinen  Friedensschutze  gelangt,  der  ohne  richter- 
lichen Eingriff  und  ebenso  unabhängig  vom  guten  Willen 
des  Fehders,  kraft  Rechtssatzes  dem  Verfolgten  zu- 
teil wird. 

Es  ist  der  Gedanke,  daß  der  zur  Verantwortung  Bereite 
dieser  nicht  beraubt,  nicht  der  Eigenmacht  preisgegeben 
werden  dürfe,  von  dem  aus  das  angelsächsische  Recht  unter 
gewissen  Voraussetzungen  zur  Anerkennung  einer  gesetz- 
lichen Befriedigung  vorgedrungen  ist.  Wie  nämlich  als  In- 
halt des  vorläufigen  Friedens  wohl  auch  bloße  Waffenlosig- 


26  Vgl.   Brunnier^   Zeugen-  'u.    Inquisitionsbeweis,    Forsch.    209. 

27  Rechtspolitisch  ist  diese  Verordnung  mit  dem  oben  zitierten 
Gesetz  Liutprands  durchaus  |auf  eine  Linie  zu  stellen.  Dabei  kann  es 
nicht  befremden,  amtsrechtliche  Friedesicherung  gerade  im  eroberten 
Gebiet  zuerst  anzutreffen.  —  Vielleicht  ist  es  auf  die  Verwendung  des 
Bannes  als  Friedegebot  zurückzuführen,  daß  er,  auch  als  Ladungsbann, 
in  karolingischer  Zeit  ibisweilen  fredus  heißt.  Denn  im  Bannbegriff 
konnten  Ladung  und  Friedegebot,  bei  gleicher  Buße  denselben  Personen 
entboten,  zu  einer  Einheit  verschmelzen. 
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keit  erscheint 28,  so  konnte  umgekehrt  das  Niederlegen  der 
Waffen  als  Anrufen  solchen  Friedens  und  damit  als  Bereit- 
schaft gelten,  sich  aus  der  Fehde  zu  ziehen  und  dem  Gegner 
Genugtuung  zu  leisten.  Das  Gesetzbuch  Aelfreds  (42),  das 
die  Fehde  zwar  nicht  ganz  ausschließt,  aber  doch  unter 
beschränkten  Sühnezwang  stellt 29,  gestattet  Eigenmacht  nur 
gegen  den  trotz  Aufforderung  rechtweigemden  Gegner.  Aber 
aiäch  jetzt  ist  die  Fehde  an  den  Ablauf  einer  letzten  Gnaden- 
frist gebunden:  sieben  Nächte  lang  soll  der  Fehder  den 
Schuldigen  in  seinem  Hofe  eingeschlossen  halten,  ohne 
gegen  ihn  vorzugehen.  — 

„7  |)onne  ymb  VII  niht,  gif  he  und  dann  nach  7  Nächten,  wenn 
vnWe  on  hand  gan  7  waepenu  sellan,  jener  sich  unterworfen  und  [seine] 
gehealde  hine  XXX  nihta  gesundne  Waffen  ausliefern  will,  bewahre 
7  hiue  his  maegum  gebodie  7  his  er  ihn  30  Nächte  unversehrt 
frlondum."  und  melde  ihn  den  Verwand- 

ten und  Freunden  jenes  [Ver- 
folgten]. (Übers.  Liebermann 
I  75.) 

Entsprechend  ist  der  Fall  geregelt,  daß  ein  Befehdeter 
sich  in  den  Asylschutz  einer  Kirche  rettet.^o  Hat  aber  der 
Befehdete  keinen  bekannten  Wohnsitz,  so  ist  er  auch,  wo 
ihn  sein  Feind  auf  der  Straße  treffen  mag,  durch  diese 
Gnadenfrist  geschützt,   wenn  nur  er  sühnewillig  ist: 

„Eac  swelce,  gif  mon  becume  on  Ebenso   auch,    wenn   jemand   auf 

his  gefän  7  he  hine  äer  hamfaestne  seinen  Feind  trifft,  welchen  er  bislier 
ne  wite,gif  hewille  his  waepen  sellan,  nicht  als  seßhaft  kennt,  vorausgesetzt, 
hine    mon   gehealde  XXX    nihta   7       dieser  wolle  seine  Waffen  ausliefern : 

28  Vgl.  das  oben   S.   313   [119  d.   Abb.]   Ausgeführte. 

29  Wie  die  unten  folgenden  Quellenstelicn  zeigen,  ist  der  Ver- 
letzte dem  sühnewilHgen  Schukhgcn  gegenüber  gezwimgen,  auf  die 
Sühne  einzugehen;  er  hat  nur  gegen  den  iiartaäckig  sühnoweigcrndcn 
fxler  den  von  seiner  Sipi)e  im  Stich  gelasso'n<,'ri  Gegner  ein  llacherociit. 
Den  Schuldigen  zwingt  entweder  der  Fehder  selbst  mit  Waifenniaiiit 
zur  Sühnebereitscbaft,  oder  •—  wo  'dieser  nicht  mächtig  genug  -  os 
verhilft  dem  Kläger  der  Kaldonnan  und  schliolilich  der  Kön'm,  selbst  zu 
9(Mner  Sühne.     Aelfred  42,  3. 

3«  Ae|fre<l  5   imd  42,   2. 
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hiiie  liis  freonduni  gecyde ;  gif  he  so  bewahre  er  ihn  30  Nächte 
ne  wille  bis  waepenu  sellan,  J)onne  undmeldeihn  seinen  Fr  eun- 
mot  he  feohtan  on  hine.  den.  Wenn  jener  seine  Waffen  nicht 

Gif  he  wille  on  hond   gan    7   his     abliefern   will,  dann   darf  er   gegen 
waepenu  sellan,  7  hwa  ofer  9aet  on      ihn  fechten.  — 
him  feohte,  gielde  swa  wer  swa  wun-         Wenn  er  [der  Verfolgte]  sich  unter- 
de,  swa  he  gewyrce,  7  wite  7  haebbe      werfen   und   seine   Waffen   abgeben 
his  maeg  forworht."  will,  und  einer  trotzdem  gegen  ihn 

ficht,  so  gelte  dieser  [Rächer]  so  Wer- 
geid wie  Wundbuße,  je  nachdem  er 
[Totschlag  oder  Verletzung]  verübt, 
und  Strafgeld;  und  habe  [den  Ent- 
geld  für]  seinen  Verwandten  [den  er 
rächen  wollte]  verwirkt.  (Übers. 
Lieb  er  m.  I  77.) 

Die  Ausbietung  an  die  Verwandten  soll  die  Sühne  er- 
möglichen. Nur  dann,  wenn  die  Sippe  den  Schuldigen  im 
Stiche  läßt,  setzt  sich  die  Rache  ^i  gegen  ihn  durch. 

Der  vorläufige  Friede,  dessen  er  genießt,  ist  weder  das 
Ergebnis  einer  vertraglichen  Abrede,  noch  eines  richter- 
lichen Gebotes :  das  Gesetz  knüpft  ihn  als  Rechtspflicht  un- 
mittelbar an  das  sühnewillige  Verhalten  des  Schuldigen. 
Das  Ausliefern  der  Waffen  wird  als  Friedeheischen  be- 
trachtet; das  Geheisch  aber  bindet  den  Gegner  von  Rechts 
wegen,  ohne  daß  es  einer  Erklärung  bedarf,  ja,  ohne  daß 
eine  Ablehnung  überhaupt  zugelassen  würde.  Nicht  will- 
kürlich ist  solche  Regelung,  sondern  das  Ergebnis  eines 
Abschleifungsprozesses,  der  das  Vertragsgefüge  gesprengt, 
an  die  Stelle  der  Gedinge  allgemeine  Rechtspflichten  ge- 
setzt hat.  Die  tatsächliche,  weil  zweckgeforderte  Ver- 
knüpfung von  Prozeßwette  und  vorläufiger  Befriedung  wird 
schließlich  zur  begrifflichen,  das  eine  ohne  das  andere  er- 
scheint undenkbar :  wo  also  die  IMöglichkeit  geboten  ist,  den 
Gegner  zur  Einlassung  zu  zwingen,  da  gilt  ohne  weiteres 
auch  Sicherheit  seiner  Person. 

31  Vermutlich  in  der  gemilderten  Form  der  Strafknechtschaft.  Arg. 
II  Eadw.  6. 
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Wie  hier  die  Asylfrist  im  eigenen  Hause,  ja  noch  in  des 
Gegners  Gewahrsam,  so  bedeuten  aber  die  meisten  Sonder- 
frieden der  volksrechtlichen  Zeit  in  ihrer  Anwendung  auf 
Verfehdete  eine  Verschmelzung  jener  beiden  Vorstellungen: 
der  Sühnebereitschaft  und  persönlichen  Sicherheit.  Das  gilt 
besonders  vom  Ding-  und  Hoffartsfrieden  des  Verfehdeten, 
welcher  dabei  an  den  uralten  Heer-  und  Dingfrieden  an- 
knüpfen mochte.  Aber  auch  der  Asylfriede  der  Kirchen  und 
Pfalzen  trägt  da,  wo  ihn  die  öffentliche  Gewalt  zum  Hebel 
ihrer  Sühnebestrebungen  macht,  denselben  Charakter.  Je 
weiter  man  zurückgeht,  um  so  deutlicher  zeigt  sich,  daß  dem 
Asylfrieden  die  persönliche  Schutzgewalt  der  Gottheit  oder 
des  Heiligen 32^  des  Königs  oder  seiner  Großen  zugrunde  liegt. 
Nicht  der  Vereitelung  der  Rechtspflege  dienen  sie  von  Hause 
aus,  sondern  jener  der  Rache ;  indem  sie  Sicherheit  für  den 
Schützling  in  Anspruch  nehmen,  verbürgen  sie  meist  auch 
seine  Unterwerfung  unter  die  siJhneheischende  Rechtsord- 
nung.33     Insofern   wirken   diese   persönlicher   Schutzgewalt 

32  So  wird  bei  Greg.  Tut.  Hist.  Fr.  7,  22;  8,  6  der  hl.  Martinus  aus- 
drücklich als  derjenige  bezeichnet,  in  dessen  Frieden  der  Verfolgte  steht. 

33  Soweit  nämlich  nicht,  was  keineswegs  die  Regel,  das  Asyl  Ver- 
zeihung schlechthin  gewährt.  Bemerkenswert  sind  in  dieser  Hinsicht 
die  Bestimmungen  der  angelsächsischen  Satzung  über  Grid  [entst.  1028/70] : 
Der  König  gewährt  neun  Nächte  Schutz,  desgleichen  nach  Keiiten-echt 
der  Erzbischof  und  als  Asyl  die  Cliristuskirche  zu  Canterbury.  Bischof 
und  Ealdorman  schützen  sieben  Nächte.  Auch  dami,  wenn  der  kirch- 
liche Asylschutz  zu  einer  Begnadigung  des  Täters  führt,  bcscliränkt 
diese  sich  bei  todeswürdiger  Tat  auf  Wergeid,  dauernde  Strafknecht- 
schaft oder  Haft.  In  diesem  Falle  aber  muß  der  Schuldige  Bürgschaft 
künftigen  Wohlverhaltens  stellen  oder  schwören,  daß  er  hinfort  weder 
stehlen  noch  Fahrhabe  entwenden  werde,  und  diirüber  heißt  es  (§  18): 

,,Gyf     he     J)ys.sa     aenijtj     aleo^je,  Wenn  er  cinesdieser[Versprerhen] 

nahwar   he  eft  his  feorh  gefare,  ne      bricht,  erlange  oder  errenne  er  nir- 
geyrne'*.  gends  wieder   sein    Leben.     [Übers. 

Li  eh  er  ni.  I  4-71] 
Aber  auch   des   Königs   Verantwortung   dafür,   daß   --    trotz   seiner    Grid- 
gewährujig   an   dea    Schuldigen   —    dem    VcrletzLon   Recht   werde,    zeigt 
Aelfr.  3: 

DeutschrechlUche  lielträgc.    X.  2.  M 
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entsprungenen  Sonderfrieden  nach  Art  der  Gestellungsbürg- 
schaft. Der  umfassenden  Anwendung  beider  Institute  aber, 
der  Sonderfrieden  und  der  Gestellungsverbürgung^*  ist  es, 
abgesehen  von  der  allgemeinen  Umgestaltung  der  Bußklage, 
wesentlich  mit  zuzuschreiben,  wenn  die  Fehdeeinstellung  als 
selbständiger  Vertragsinhalt  im  Bußprozeß  nicht  jene  große 
Rolle  spielt,  wie  die  anderen  Bindungselemente,  zumal  die 
Eingehung  des  dauernden  Friedens. 

Deutlich  zeigt  sich  dieser  Einfluß  am  Hausfrieden.  Daß  in 
ältester  Zeit  der  Befehdete  keinen  Hausfrieden  genoß,  kann 
heute  als  feststehend  gelten.^^    Gegen  Ende  der  fränkischen 


„Gif  hwa   cyninges    borg  abrece,  Wenn  jemand  die  vom  König  [ge- 

gebete  |)one  tyht  swa  him  ryht  wisie,  währte]  Bürgschaft  verletzt,  so  büße 
7  |)aes  borges  bryce  mid  V  pundum  er  die  Inzicht  [dem  Kläger], 
maerra  paeninga".  wie  ihm  das  Gericht  zuerkennt  und 

die  Verletzung  jenes  Bürgschafts- 
schulze mit  5  Pfund  Pfennigen  reinen 
[Silbeis  dem  Könige.]  [Übers. 
Lieberm.  I  51]. 

Zum  Schlüsse  wird  dann  entsprechende  Anwendung  auf  den  Grid 
der  Kirchenfürsten  und  weltlichen  Großen  vorgeschrieben.  Hierher 
gehören  auch  L.  Vis.  VI  5,  16/17,  L.  Bai.  1,  7,  Ine  5,  IV  Aethelst.  6, 
femer  Capp.  de  part.  Sax.  2 :  „Si  quis  confugia  fecerit  in  ecclesiam, 
—  —  —  'paoem  habeat  usqne  dum  ad  placitum  prae-sentetur,  et  propter 
honorem  Dei  —  —  —  oonoedatur  ei  vita  et  omnia  membra,  emendat 
autem  causam".  —  Dazu  §  14  1.  c.  Vgl.  übrigens  schon,  in  An- 
lehnung an  Cod.  Tboodos.  IX  45,  c.  1,  5,  Ed.  Theodor.  70/71. 

34  Beide  sind  als  korrelative  Erscheinungen  zu  würdigen.  Vgl.  meine 
Bemerkung  oben,   §  1,   n.  39. 

3-^  Gegenüber  einer  älteren,  noch  von  v.  Richthofen  (Zur  Lex 
Sax.  264)  vertretenen  Meinung,  die  im  Hausfrieden  auch  des  liomo 
faidosus  „uraltes  germanisches  Recht"  erblickte,  hat  schon  Wächter 
(Beilagen  81)  erkannt,  daß  es  sich  dabei  um  eine  karolingische  Neuerung 
handelt.  Vgl.  auch  Brunner,  RG.  II,  527;  Planitz,  Vermögensvollstr. 
52,  n.  20.  —  Nur  S'O  erklärt  sich,  daß  in  den  älteren  Quellen 
von  Leuten  die  Rede  ist,  welche  „a  facie  inimioorum  suorum"  (L.  Bai. 
4,  26)  „propter  faidarn  fugiunt  in  alias  patrias"  (Decret.  Compend.  21  — 
M.G.  Capp.  1,  p.  39),  daß  selbst  kirchliche  Buße  in  der  Heimat  trotz  des 
Verbots,    sich   in    der   Öffentliclikeit   zu   zeigen   (Synod.    Papiens,    12   — 
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Zeit  hin  setzt  er  sich  freilich  durch,  um  nun  auch  seiner- 
seits den  vorläufigen  Frieden  entbehrlich  zu  machen.  xA.llein 
daß  auch  hier  der  Sühnezweck  nicht  aus  dem  Auge  verloren 
wurde,  zeigt  der  Umstand,  daß  der  Hausfriede  zunächst  nur 
in  zeitlicher  Begrenzung  Geltung  fand.30  Erst  der  völlige 
Sieg  des  Sühnezwanges,  die  Möglichkeit,  durch  Ladung  den 
Gegner  jederzeit  zur  Einlassung  zu  zwingen,  gestattete  es, 
dem  Hausfrieden  auch  für  Befehdete  eine  zeitlich  unbe- 
grenzte Ausdehnung  zu  geben.^'  Denn  nicht  mehr  durch 
die  Fehdegefahr  soll  jetzt  der  Schuldige  zur  Einlassung  be- 
wogen werden,  sondern  durch  den  der  Bußklage  unbedingt 
zur  Verfügung  gestellten  gerichtlichen  Einlassungszwang. 


M.G.  Capp.  2,  p.  120),  wegen  der  Fehde  unmöglich  werden  konnte  (Capp. 
Pist.  10,  l.  c,  336j.  Im  Pact.  AI.  (V,  3)  genießt  mindestens  der 
handhaft  verfolgte  Totschläger  ohne  Gestellungsbürgschaft  noch  keinen 
Ilausfriedensschutz.  —  Ähnhch,  wie  im'  germanischen,  lag  es  auch  im 
altgriechischen  Rechte.  Dem  von  Blutrache  Verfolgten,  den  seine  Sippe 
nicht  zu  schützen  vermochte,  bUeb  nur  die  Flucht.  Vgl.  Glotz,  La 
soUdarite  de  la  famille,  50  f. 

36  Vgl.  die  oben  angeführten  Stellen  Aelfr.  5  u.  42,  2.  Mit  zeit- 
licher Begrenzung  rechnet  noch  Cap.  Tusiacense  14  (Leges  II  1,  2, 
p.  331  f.):  „quidam  in  domibus  suis  resident,  quamdiu  pacem  habere 
possunt,  et  cum  necessitas  venit,  dicimt,  se  in  nostrum  venire  ser- 
vitium".  Der  König  verlangt  demgegenüber  von  seinen  Leuten,  sie 
sollten  sich  nach  Umlauf  der  Friedensfrist  dem  Gericht  stellen.  —  Den 
zur  Bußzahlung  Unvermögenden  gibt  deshalb  Aelfred  (27)  den  Rat, 
zu   fliehen.      Ihre   tatsächliche    Flucht   setzt   auch   Ed.    Chilp.  9   voraus, 

wenn  der  König  dem  Übeltäter  die  Acht  androht,  „qui non  haboat 

res,   undc   conponat,   et  per   Silvas    vadit".     Nach   Ed.   Chilp.    7 

wäre  ein  solcher  im  Bußverfahren  dem  Verletzten  auszuliefern  gewesen. 
-  Über  die  zeitliche  Beschränkung  des  Hausfriedens  im  deutschen 
Mittelalter  vgl.  Osenbrüggen,  Der  Hausfrieden  43,  49.  Vgl.  auch  das 
Westerwolder  Landr.  von  1470,  Kap.  14  (v.  Richthofcn,  Friesische 
Rechtsqu.,  275). 

37  Man  vergleiche  etwa  L.  Sax.  23/27  mit  Cap.  Sax.  8.  Auch  im 
deutschen  Mittelaller  tritt  diese  Bedingtheit  des  Hausfriedens  dun  h 
den  Einlassungszwang   in   manchen  Quellen   ganz  d.'ullirh    h.TVor.     Vgl. 

Oseiibrüggen,  a.  a.  ().,   11,  48  ff. 

22* 
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Den  Höhepunkt  dieser  Entwicklung  bezeichnet  wohl 
L.  Fris.  Add.  Sap.  I: 

[1]  „Homo  faidosus  pacem  habeat  in  ecclesia,  in 
domo  sua,  ad  ecclesiam  eundo,  de  ecclesia  redeundO'^ 
ad  placitum  eundo,  de  placito  redeundo. 

Qui  hanc  pacem  effregerit  et  hominem  occiderit, 
novies  XXX  sol.  comp.,  [2]  si  vulneraverit,  novies  XH 
sol.  comp,  ad  partem  regis.*' 

Die  vorläufige  Sicherheit,  welche  im  älteren  Verfahren 
dem  Befehdeten  bei  seinem  Gange  zur  Sühneverhandlung 
und  zurück  auf  Grund  besonderen  Gedinges  zuteil  ward, 
ist  hier  zur  allgemeinen  Rechtsnorm  verdichtet  und,  vom 
Verfahren  losgelöst,  zum  selbständigen  Sonderfrieden  aus- 
gestaltet. Zugleich  ist,  im  Interesse  der  Fehdebeilegung 
und  Verhütung  von  Racheakten,  die  Wirkung  dieser  Sicher- 
heit auf  Haus,  Kirchgang  und  Kirche  ^s  ausgedehnt.  Ver- 
änderungen, die  geeignet  waren,  das  Fehdeeinstellungs- 
gedinge und  -gebot  des  Bußverfahrens  vollends  überflüssig 
werden  zu  lassen  und  damit  seinen  Wegfall  zu  besiegeln. 

§  3.   Die  Urteilserfüliung. 

I.  So  eindeutig  schon  in  der  Privatsühne  der  Inhalt 
des  Einlassungsvertrags  und  der  Friedensgedinge  ist,  so 
vielgestaltig  zeigt  sich  hier  der  eigentliche  Sühnevertrag. 
Die  jeweils  durch  die  besonderen  Umstände  bedingte  Ver- 
schiedenartigkeit der  Sühnebedingungen  verlangt  eine  eben- 
sogroße Geschmeidigkeit  des  Erfüllungs-,  später  Ver- 
pflichtungsgeschäftes. Nicht  nur  der  Inhalt  der  Sühne,  auch 
die  Art,   wie   die   Bedingungen  zur   Feststellung   gelangen, 

S8  Die  Bedeutung  der  kirchlichen  Feste  als  Grelegenheit  zu  Fehde- 
akten wird  aus  den  Capitula  originis  incertae  (nicht  vor  813,  M.G.  Capp. 
1,  p.  175)  ersichtlich :  [2]  „Ut  inquiratur  'diligenter  de  faidosis  hominibus', 
qui  solent  inoongruas  commotiones  faccre  tarn  in  domiliicis  diehus 
quamqu©  et  aliis  solemnitatibus  sicuti  et  in  feriaticis  diebus: 
hoc  omnino  prohibendiun  est,  ne  facere  praesumatit". 
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wirkt  hier  auf  die  Gestaltung  des  Vertrages  ein.  Während 
bei  beiderseitigem  Unterhandehi  ohne  Schiedsmann  die 
Sühnebedingungen  (prozessual  betrachtet)  durch  die  Zufällig- 
keit der  Parteiabreden  bestimmt  werden,  dient  der  Schied, 
wo  die  Parteien  auf  ihn  kompromittiert  haben,  kraft  des 
Einlassungsvertrages  von  Rechts  wegen  als  Grundlage  des 
Sühneschlusses. 1  Wobei  der  Schiedsspruch  wiederum  dann 
eine  besondere  Gestaltung  erhält,  wenn  nach  Parteivvillkür 
oder  anerkanntem  Rechte  einer  der  beiden  Streitteile  selbst 
die  Schiedsrichterrolle  übernahm:  beim  Selbsturteil  (dem 
sjalfdoemi  der  nordischen  Quellen)-;  sei  es  nun  die  Ent- 
scheidung des  Verletzten,  sei  es  der  seltenere  Fall,  daß  der 
Täter  die  Sühne  festsetzte.^  Von  all  diesen  Möglichkeiten 
braucht  hier  nur  jene  erörtert  zu  werden,  welche  als  natur- 
gemäßer Anknüpfungspunkt  für  das  gerichtliche  ßußver- 
fahren  in  Frage  kommt:  die  Sühne  auf  Grund  eines  von 
unbeteiligter  Seite  gefällten  Schiedsspruches.  Schieds- 
spruch und  Sühneleistung  stehen  hier  in  einer  durch  den 
Einlassungsvertrag  gesicherten  engen  Übereinstimmung.  Wie 
der  Schied  von  der  Schuldfrage  abhängt,  so  auch  die  vom 
Befehdeten  zu  leistende  Genugtuung.  Beide  müssen  bei 
unentschiedener  Schuldfrage  dem   Bezichtigten   den  Nach- 


^  Hierwegen  vgl.  das  oben  in  §  1  Gesagte. 

2  Näheres  l>ei  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.  199  ff.,  v.  Amira,  Nordg. 
Obl.-R.  II,  835  f.,  Pappenheim,  Scheinbuße  u.  Selbslurteil  (Misz.), 
Z.2  f.  RG.  29  (1908),  334  ff.  Vielleicht  wird  man  auch  folgenden  Ver- 
gleich auf  Selbsturteil  deuten  dürfen,  den  808  Bischof  Atto  v.  Freising 
mit  Isangrim  schloß.  Dieser  hatte  Anspruch  erhoben  auf  Landbesitz 
zu  Enghausen,  den  die  Freisinger  Kirche  inne  hatte.  „Tunc  Atto  ep. 
et  defensores  illius  dimiserunt  ipsam  contention^em  inter  nia- 
nus  suprad.  Isancrimi  seiu  parontorum  ipsius,  ut  ipsii  secuji- 
dum  legem  exinde  fecissent.  Ita  et  fecerunt  et  vcncruiit  ad  Frigi- 
singa  et  cum  legitimis  sacramentalibuü  iuraverunt,  ut  ipsa  res  nuigis 
in  hereditatem  suprad.  Isancrimi  sUltc  debuissel,  (piam  ad  doniurii  iSancUie 
Mariae   seu  fX)testiito  Attoni  cp.  et  definituni  est   iiilrr  «'<)s." 

3  So  nach  Katchis  7  und  14.  Vgl.  d;LZU  lirunner,  Zeugen-  u. 
InquJsitionslxiweis,    Forschungen     130 f.;    Papponhcim,   a.    a.    0. 
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weis    seiner  Unschuld    vorbehalten,    während    unstreitige 
Schuld  eindeutige  Bußfestsetzung  und  -leistung  zuläM. 

Es  mag  eine  Zeit  gegeben  haben,  in  der  bei  einge- 
standener Schuld  der  Befehdete  seine  Buße  am  Sühne- 
tage voll  zu  erlegen  hatte.  An  sie  erinnert  wenigstens  die 
mehrfach  bezeugte  Auffassung,  daß  man  an  den  Sühne- 
vertrag nicht  gebunden  sei,  solange  nicht  die  volle  Buße 
bezahlt  war.*  ,  Aber  schon  in  volksrechtlicher  Zeit  ist  die 
Barerfüllung  regelmäßig  durch  Verpflichtungsgeschäft  er- 
setzt.^ Als  Zwischenstufe  zwischen  beiden  begegnet  aber 
der  Satz,  daß  am  Sühnetage  wenigstens  eine  Anzahlung 
zu  leisten  sei.    So  heißt  es  bei  Aethelberht  (22)^: 


*  Diese  Auffassung  liegt  der  Bestimmung  Ed.  Roth.  127  zugrunde. 
Für  die  Verwimdiuig  eines  Aldien  oder  Knechts,  an  dessen  Aufkommen 
Zweifel  obwalteten,  wurde  mur  halbe  Buße  genommen,  damit  man  bei 
nachfolgendem  Tod  die  Totschlagsbuße  nachfordern  konnte.  Man  mochte 
sich  dann  danauf  berufen,  daß  die  Sühne  wegen  Verwuindung  mangels 
voller  Bußzahlung  noch  gar  nicht  perfekt  geworden  sei,  während  bei 
vollbezahlter  Wundbuße  eine  noclnnalige  Bußforderung  ausgeschlossen 
gewesen  wäre.  Lib.  Pap-.  Expos,  zu  Ed.  Roth.  127  •  „dat  intelligene, 
si  tota  oompositio  plasia  facta  est,  etsi  alia  die  mjortuus  fuerit,  non 
debet  componi",  —  Ein  gutes  Seitenstück  hierzu  bietet  die  Sage  der 
Nibelungen  und  Volsungen  nach  der  jüngeren  Edda.  Odin,  Loki  umd 
Hönir,  welche  eine  Otter,  den  Sohn  Hrei&mars,  getötet  haben,  geloben 
Hrei&mar  soviel  Gold,  daß  das  Fell  der  Otter  damit  gefüllt  und  ganz 
verhüllt  werde.  Der  Sühnevergleich  wird  eidlich  bekräftigt.  Loki  ver- 
schafft das  Grold,  mit  dem  nun  das  Fell  gefüllt  und  überdeckt  wird. 
Aber  noch  schaut  ein  Schnurrbarthaar  der  Otter  hervor;  drohend  ver- 
langt Hrei9mar  von  Odin,  daß  er  auch  dieses  noch  decke,  oder  aus 
sei's  mit  dem  Vergleich! 

^  Vgl.  auch  Brunner,  Sippe  u.  Wergeid,  Z.2  f.  RG.  3,  8  ff . 

6  Hierher  gehört  auch  jene  oben  (Einl.)  schon  aufgeführte  Szene 
aus  Fredegar  (2,  58).  Den  Bericht  über  den  Sülineakt  der  Könige 
Chlodwig  imd  Alarich  hatte  ich  dort  mit  dem  Hinweis  geschlossen,  daß 
es  dem  fränkischen  Gesandten  Paternus  trotz  der  Ausflüchte  Alarichs 
gelungen  sei,  die  Bußzahlung  sich  anzudingen.  Das  geschah  in  folgen- 
der Weise:  Als  der  König  seinen  Anschlag  mißlungen  sah,  führte  er 
den  Patemus  vor  seine  Schätze  '■ —  die  in  Truhen  verwahrten  Schillinge  ' — 
und  beschwor  angesichts  ihres  unzureichenden  Betrags  sein  Unvermögen, 
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„Gif  man   mannan   ofslaehd,   aet  Wenn  einer  jemanden   erschlägt, 

openum  graefe  XX  seil,  forgelde  7       bezahle  er  an  [dessen]  offenem  Grabe 
in  XL    nihta   ealne  leod   forgelde."       20  Schill,  und  in  40  Nächten  zahle 

er  das   ganze   [übrige]  Wergeid   [an 

dessen  Sippe].  (Übers.  Lieberm.I  4.) 

Frühzeitig  wird  auch  die  Anzahlung  durch  Zahlungs- 

die  volle,  von  Theoderich  den  Franken  zuerkannte  Summe  aufzubringen 
(cum  sacramento  dioens  [quod]  amplius  soledus  non  haberit,  quam  ad 
praesens  arcis  plenis  ostenderit).  Hier  folgt  nan  die  Pointe  der  Erzäh- 
lung. Rasch,  so  berichtet  der  Chronist,  holte  Patemus  einen  Schilling 
aus  seiner  geschlossenen  Hand  hervor  (de  pugno  extxahens  sumn)  und 
warf  ihn  dem  Könige  mit  den  WorÜeai  zu:  „hos  solidos  adarrabo  ad 
paxbem  .  .  .  Chlodovei  regis  et  Francis"  [diese  Schillinge  wäll  ich  zu 
Angeld  nehmen  für  den  König  Chlodwig  und  die  Franken].  Er  unter- 
stellt also  dem  Gegner  die  Absicht,  mit  den  vorgezeigten  Schätzen  eine 
Teilzahlung  leisten  zu  wollen,  und  macht  diese  Arralleistung  idurch 
Gegengabe  eines  Scheinpfennigs  nach  Art  des  langobardischen  Lauiie- 
gilds  rechtsbeständig.  —  Einen  verwandten  Anwendungsfall  des  Schein- 
pfennigs gibt  übrigens  Ficker  (Forschungen  IV,  70)  aus  einer  toskani- 
schen  Urkunde  des  Jahres  1022,  wobei  es  sich  allerdings  um  ein  ge-  • 
richtliches  Verfahren  handelt.  Das  Urteil  war  auf  Herausgabe  der  im 
Streit  befindlichen  Liegenschaft  ergangen  und  demgemäß  wird  über  die 
Form  der  Urteilserfüllung  berichtet:  ,,Statim  eodem  loco  ....  per 
iudicium   judicis    refluctaverunt  et  a   proprium   investiverunt    .  .  .  .;   et 

launichild acceperunt  pro  suprascripta  reflutatione  [=  refuta- 

tione]  seo  investifura".  Vgl.  hierzu  Val  de  Lievre  (Launegild  und 
Wadia  41  n.  5,  ferner  28  n.  3).  In  anderen  Fällen  wird  das  Lamie- 
gild  für  ein  rechtswirksames  Bußversprechen  (das  Analogon  zur  Arrhal- 
leistung  in  Fredegars  Bericht)  gewährt,  nämlich  für  die  der  Securitas  ein- 
gefügte Vertragsstrafe.  So  in  der  von  Val  de  Lievre  (a.  a.  0.  23 
n.  4)  mitgeteilten  ungedruckten  Urkunde  von  Arezzo  (S.  Fiora  n.  389) 
von  1086:  „pro  transhacüone  hac  et  promissa  pena  receperunt  me- 
ritum  et  launechild".  Daneben  erscheint  es  auch  geradezu  als  Ent- 
gelt für  die  Securitasurkunde,  beispielsweise  in  der  bei  Val  de  Li 6 vre 
(a.  a.  0.  24  n.  2)  mitgobeilten  ungodruckten  Urkunde  von  Arezzo 
(S.  Fiora  n.  257'"»)  von  1049:  „pro  hac  promissiono  et  cartam  coln- 
venientie  recepi  .  .  .  launechild".  Allgemein  und  ohne  die  konkrete 
Beziehung  dieser  Fälle  begegnet  schließlich  das  LauncRild  als  Gegen- 
leistung zur  Sekuritas«'rklärung,  um  diese  und  damit  den  VcTgleich  rechts- 
beständig zu  machen.  Lib.  Pap.  Ed.  Rothari  143.  Vgl.  hierzu  Val  de 
Liövre,  a.  a.  0.  23,  25  ff.,  40  f.  Ül>er  die  juristische  Bedeutung  dieser 
Erscheinungen  vgl.  Pappenheim,  Launegild  11.  Garetliin.K  (Unlers. 
14),  5  f. 
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versprechen  mit  Sicherstellungsformen  verdrängt. 
Wenn  etwa  das  jüngere  angelsächsische  Recht  (II  Eadm.  7) 
die  verletzte  Sippe  anweist,  dem  Täter  Sicherheit  zu  ge- 
währen, auf  daß  er  ungefährdet 

„mote. . .  nyr  7  sylf  waeres  weddian.  näher  [kommen]  und  selbst  das  Wer- 
donne  he  daes  bewedded  haebbe,  geld  wetten  möge.  Nachdem  er 
donne  finde  he  &aerto  waerborh."        dies  gewettet  hat,  dann  finde  er  dazu 

Wergeids  Bürgschaft.' 

Statt  des  verbürgten  Gewettes  finden  sich  dann  in 
jüngeren  Quellen  auch  besondere  Bußgedinge  oder  Pfand- 
satzung. ^ 

Bei  bestrittener  Schuld  mußte  dem  Bezichtigten  der 
Weg  zum  Unschuldbeweis  offen  gehalten  werden.  Daß  dieser 
auch  in  der  Privatsühne  bodenständig  war,  läßt  sich  aus 
einer  Reihe  von  Zeugnissen  unserer  Periode  erschließen.^ 
Demgemäß  lautete  der  Schied  alternativ :  er  bezeichnete  die 
beiden  Möglichkeiten,  unter  denen  der  Befehdete  seiner  Ver- 
folger ledig  wurde:  Buße  oder  Reinigung.   Hlot  1   Eadr.  10: 

Gif  man  oJ)erne  tihte  si|)|>an  he  Wenn  jemand  einen  andern  be- 
him  byrigan  gesealdne  haebbe,  7  zichtigt,  nachdem  dieser  ihm  einen 
donne  ymb  III  nilit  gesecaen  hiom  Bürgen  bestellt  hat,  [so]  sollen  sie 
saemend   —    —  —  — ;  si|)|)an   sio      binnen  3  Nächten  darauf  sich  einen 

sace  gesemed  sio,  an  seofan  nihtum      Schiedsrichter    aufsuchen    — 

86  man   pam  oI)rum  riht  gedo,  ge- ;   nachdem  die  Streitsache 

cwime  an  feo  odde  an  aj)e,  swa  hwae-     entschieden   ist,   erfülle    der   [bekl.] 
der  swa  him  leofre  sio."  Mann  in  7  Nächten  dem  andern  das 

Urteil,  passe  es  ihm  in  Wertzahlung 
oder  durch  [Reinigungs]  Eid,  welches 
von  beiden  ihm   [dem  Bekl.]  lieber 

sei      (Übers.  Lieberm.  I.  10.) 

■^  Nach  Liobermann,  Ges.  d.  Angels.,  I,  191;  nur  übersetzt  dieser 
weddian  mit  „sich  rechtsförmlich  verpflichten".  Ein  Anlaß  zu  dieser 
Umschreibung  dürfte  aber  heute  nicht  mehr  vorliegen.  Ebenso  scheint 
mir  Wergeidsbürgschaft  schlechthin  verständlich  zu  sein;  Liebermann 
erläutert:   „[für   Zahlung   des]   W.   B.". 

8  Vgl.  His,   Strafr.  d.  Friesen    215  f.,  217. 

9  Vgl.  unten.  Kap.  III,  Abschn.  I,  §  6^  n.  1,  8  und  17;  s.  auch 
oben    n.  2. 

10  So  übersetzt  wohl  mit  Recht  Liebermann,  trotz  des  Wider- 
spruchs, den  Opet,  Gesch.  d.  Prozeßeinlei tungsformm    I,  28,  und  schon 
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Da  aber  die  Sühneschuld  gemäß  dem  Einlassungsver- 
trag lediglich  die  x^usführung  des  Schiedsspruches  bedeutete, 
mußte  auch  sie  alternativen  Inhalt  gewinnen.  Daß  dem 
tatsächlich  so  war,  läßt  dieselbe  angelsächsische  Satzung 
erraten.  Denn  wenn  hiernach  der  säumige  Verurteilte  das 
Reinigungsrecht  verliert  und  gezwungen  wird,  sich  ein- 
deutig auf  Buße  zu  verpflichten ii,  so  mußte  der  erfüllungs- 
bereite das  Recht  genießen,  sich  dem  Schiede  gemäß  alter- 
nativ auf  Reinigung  oder  Buße  zu  verpflichten. 

Die  Gründe  für  diese  Gestaltung  hängen  mit  der  Natur 
des  Beweises  und  der  Stellung  des  Schiedsmannes  aufs 
engste  zusammen.  Gleich  der  Buße  ist  auch  der  Beweis 
von  Partei  zu  Partei  geleistete  Genugtuung;  er  wird  dem 
Gegner,  nicht  dem  Schiedsmanne  erbracht.^^    Daher  hat  der 

Schmidt,  Ges.  d.  Angels.  13,  gegen  diese  Deutung  erhoben  hatten. 
Es  ist  nichts  weniger  als  einleuchtend,  daß  saemend  hier  „Richter"  statt 
„Schiedsrichter"  bedeuten  müsse,  weil  in  Hlot.  j  Eadr.  8  vom  Urteil 
der  kentischen  Richter  (Cantwara  deman)  die  Rede  sei.  Beide  Bestim- 
mungen sind  in  Wahrheit  einander  entgegengesetzt,  und  die  Dringlich- 
keit des  nach  Verbürgung  erhobenen  Inzichts  ist  es,  wegen  deren  die 
Parteien  nicht  erst  das  nächste  Ding  abwarten,  sondern  binnen  drei 
Nächten  einen  privaten  Schiedsmann  aufsuchen  sollen.  Auch  rein  sprach- 
lich ist  die  Antithese  von  dema  und  saemend  evident.  Die  Stelle  be- 
weist also  nicht,  wie  Opet,  a.  a.  0.  26  ff.,  wollte,  das  altkcntischo 
Einzelrichtertum;  vielmehr  ist  der  gen.  Forscher  von  dem  Bemühen, 
einen  altkentischen  Einzelrichter  zu  entdecken,  zu  irriger  Deutung  ver- 
führt worden.     Vgl.  auch  das  oben,  §  1  (B)    n.  76    Gesagte. 

11  Die  Stelle  (Hlot.  7  Eadr.    10)  fährt  fort: 

^Gif  he  J)onne   |)aet   nille,    ^'elde  Wenn  er  aber  das  [beides  zu  ge- 

J)onne  G  buton  ade,  sil)|)iinaneneaht  loben]  verweigert,  so  zahle  er  dann 
ofer  |)aet  gesem  bie."  100  [Schill.]  ohne  [fernere  Berechti- 

gung zum]  Eid,  sobald  eine  Nacht  über 
den  Schie(lsS[)ruch  [vergangen]  ist. 
(Lieberm.  1.  10.) 

12  Daher  erfolgt  im  ältesten  schwedischen  Rechte  die  Bcwcisloistimg 
außergerichtlich.  V^l.  K.  Lohiiianri,  Königsfried«'  I6f.  Außorgoricht- 
lichen  B<.'weis  kennen  die  Volksrechte  jodcnfalls  bei  (kT  iMdLerimg  Mn- 
fn'ier  (L.  Sal.  40,  G;  Liul.pr.  50).  Auf  ihn  deutet  ab<T  wohl  auch  die 
fränkische  Eidlcistung  in  der  Kirche  hin. 
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Schiedsrichter  auch  nicht  über  das  Ergebnis  der  Beweis- 
leistung zu  befinden.  Der  Beweis  selbst  ist  für  eine  über 
die  Schuldfrage  hinausgehende  Klarstellung  der  Sache  nutz- 
los, die  Beweismittel  —  Eid  und  Ordal  —  dazu  ungeeignet. 
Als  beiderseits  angerufener  sachkundiger  Berater  mußte  der 
Schiedsrichter  vielmehr  dem  Schuldigen  wie  dem  Verletzten 
diejenige  iVlternative  vorzeichnen,  die  eine  Fehdesühne  auf 
jeden  Fall  sicherte,  auf  die  sich  daher  die  Parteien  von 
vornherein  verpflichten  konnten.  So  daß  dem  beweis- 
fälligen Beschuldigten  nur  übrig  blieb,  die  Folgerung  aus 
seinem  Versprechen  zu  ziehen  und  die  Buße  anzuwetten. 
Unter  solchen  Voraussetzungen  war  die  gegebene  Schieds- 
form  das  zweizüngige  Weistum,  das  dem  Falle  die  er- 
schöpfende Prognose  ^u  stellen  suchte  und  insofern  den 
Prozeßbetrieb  unter  Eventualmaxime  stellte.  Ihm  entsprach 
genau  das  Erfüllungsgedinge,  welches  —  gleichfalls  alter- 
nativ gefaßt  —  dem  nachfolgenden  Verfahren  seine  fest- 
umgrenzte Gestalt  verlieh. 

Wurden  Buße  und  Beweis  nicht  in  die  Hand  des  Schieds- 
mannes, sondern  dem  Gegner  geleistet,  so  auch  das  Gewette, 
durch  das  die  Erfüllung  sichergestellt  werden  sollte.  Der 
Schiedserfüllungsvertrag  war  reiner  Parteiviertrag, 
was  ja  für  die  Privatsühne  als  das  Natürliche  erscheint. 
Daher  urkundet  in  F.  Marc.  II  18  der  Bluträcher  dem  Tot- 
schläger, der  l'Schied  habe  bestimmt 

„ut  pro  ipsa  causa  sol.  —  mihi  dare  debueras,  quos 

et  in  presenti  per  wadio  tuo  visus  es  transsolsisse" ; 
anderwärts  wird  das  Gelöbnis  dauernden  Friedens  geradezu 
über  die  bereitliegende  Sühneleistung  abgegeben.i^ 

^^  Vgl.  die  altnordiscbe  tiygdir-Formel  unten  §  4  im  Eingang.  Dazu 
folgende  bayrische  Parallele  (Bitte rauf,  Traditionen  des  Höchst.  Frei- 
sing, I,  no.  275) :  €in  zwischen  Kyppo  und  Bischof  Atto  von  Freising 
um  Ländereien  entbrannter  Streit  ist  dadurch  geschlichtet  worden,  daß 
letzterer  dem  Störenfried  ein  Pferd  und  mehrfache  Wat  zahlte.  Schließ- 
lich verlangt  aber  Kyppo  noch  ein  letztes :  „Si  non  donas  mihi  unum 
pachonem,  nihil  est  firmum  inter  inos  nee  de  pace  nee  de  traditionell 
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II.  In  dieser  Gestalt  kehrt  der  Erfüllungsvertrag  zunächst 
auch  im  Bußverfahren  der  Volksrechte  wieder :  als  ein  von 
Partei  zu  Partei  ahgelegtes  Urteilserfüllungsversprechen, 
das  bei  zugestandener  Schuld  auf  Buße,  bei  streitiger 
Sachlage  aber  alternativ  auf  Beweis  oder  Bußzahlung  ge- 
stellt ist.  Die  Entwicklung  ist  dann  auch  hier  die  gleiche 
wie  beim  Terminsgedinge  und  der  Friedensbefestigung.  Bald 
wird  nicht  mehr  der  Partei,  sondern  dem  Richter  gewettet. 
Schließlich  verdrängt  !das  richterliche  Gebot  den  Vertrag. 
Insoferne  aber  der  Übergang  von  der  ersten  zur  zweiten 
Stufe  mit  der  veränderten  rechtlichen  Grundlage  der 
Urteilertätig'keit  selbst  zusammenhängt,  wird  sich  eine 
kurze  Skizzierung  derselben  für  unsere  Fragestellung  als 
förderlich  erweisen. i* 

Die  älteren  Volksrechte  zeigen  Partei  und  Urteil  er 
in  einer  unmittelbaren  Rechtsbeziehung  zueinander, 
kraft  welcher  der  Urteiler  zur  Abgabe  des  Urteils  der 
Partei  gegenüber  verpflichtet  war.  Eine  i^Lulehnung  dieser 
Rechtsbeziehung  an  die  vertragsrechtliche  Schicds- 
richterrolle  ist  unverkennbar. 


cfuam  feci".  Und  der  Bericht  (z.  J.  808)  fährt  fort:  „Jussit  ilaquc  Atto 
ep.  donare  ei  illum  pachonem  et  uterque  m^nus  posuit  suiper 
ipsum  et  pacificati  sunt  eo  modo". 

1*  Hierbei  wird  eine  Ileranziehnng  des  westgotischen,  biirgandischen 
und  langobardischen  Reclites  trotz  der  dort  durchgeführten  Verbindung 
von  Richteramt  und  Urteilerfunktion  von  höchstem  Nutzen  sein,  da  sich 
hier  ungeachtet  der  straff  entwickelten  und  amtsmäßig  organisierten 
Rechtspflege  z.  T.  sehr  altertümliche  Erscheinim^en  Ijewahrt  luibcn. 
Wie  das  Terminsgedinge  nach  burgundischem  und  westgoüschem  Rechte 
(s.  oben,  §  1),  der  beiderseitige  Friedenseid  nach  dem  Edikt  Rotharis 
(s.  -unten,  §  4)  oder  etwa  die  westgotischen  Grundsätze  richterlicher 
Requisition  (L.  Vis.  II  2,  8,  vgl.  dazu  Dahn,  Westgot.  Stadion  252  f.). 
läßt  auch  die  Gestaltung  der  Urteilsahgabe  wie  der  Stellung  des  Richters 
altes  Recht  durchschimmern.  Aber  freilich  wird  zu  beachten  sein,  daß 
für  die  Behandlimg  des  westgotisch-burgundisch-langobardiRch<in  iudex 
bald  s<-ine  Stellung  als  Richter,  bald  jene  al.s  llrteilsspn-'cher  bcstimnu'nd 
sein  konnte,  so  daß  hier  zuverlä.ssige  Schlüsse  nur  im  Zusainniwilu'üt 
mit  den  übrigen  Volksrechten  gezogen   werden  können. 
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Der  Urteiler  erhielt  nach  manchen  Rechten  ein 
Honorar!^  und  war  vereinzelt  sogar  darüber  hinaus  — 
innerhalb  gewisser  Grenzen  —  zur  Annahme  von  Ver- 
gütungen von  Seiten  beider  Parteien  befugt.^^  Um  das  Urteil 
konnte  er  Avie  um  Erfüllung  einer  Schuld  rechtsförmlich 
angegangen,  gemahnt  werden ;  Säumnis  oder  Urteilsweigerung 
verpflichtete  ihn  zu  Buße,  wohl  auch  zu  Schadenersatz. ^^ 

i5~LrVis.  II  1,  24;  L.  Bai.  2,  15;  Capp.  Sax.  4.  Ein  Geschenk 
an  den  Richter  versprechen  die  Kläger  nach  Gart,  de  Redon  nr.  192 
(826/40). 

^^  Der  Satz  stammt  aus  dem  westgotischen  Recht  (L.  Vis.  II  1,  19), 
steht  hier  aber  in  bewußtem  Gregensatz  zu  römischen  Grundsätzen. 
Vgl.  Zeumer,  Zwei  westgiot.  Gesetze,  N.  Arch.  23,  93  ff.  Auch  das 
Ostgotenrecht  scheint  ihn  gekannt  zu  haben,  wie  Zeumer,  a.  a.  0.  94, 
wahrscheinHch  macht.  Das  bayrische  Volksrecht  hat  ihn  in  Anwendung 
auf  den  Urteiler  (iudex)  übernommen:  L.  Bai.  2,  17  und  18.  —  Anders 
L.  AI.  41;  L.  Burg.  Praef.  3,  5  und  6;  Ratchis  1,  woselbst  allerdings 
—  mit  Ausnahme  der  Gundobadastelle  —  wohl  vornehmlich  an  bestech- 
liches Richten  gedacht  ist. 

1'^  Nach  salischem  Rechte  waren  die  Rachinburgen  bei  Säumigkeit 
mit  feierlicher  Tanganierung  zum  Urteilsspruch  aufzufordern.  Vv^eigerten 
sie  jetzt  noch  Urteil,  so  waren  sieben  derselben  auf  eine  Säumnisbuße 
von  3  ß  zu  verurteilen;  unterblieb  deren  An  wettung  und  weigerten  sie 
auch  jetzt  noch  Urteil,  so  war  ihnen  die  Sonne  zu  setzen,  und  nunmehr 
stieg  die  Buße  kraft  Urteils  auf  15  ß  an.  L.  Sal.  57.  Entsprechend 
setzt  die  Gundobada  das  der  salischen  15  ß-Buße  entsprechende  Ge- 
wette  von  12  ß  auf  Urteilsweigerung  nach  dreimaligem  Angehen  des 
Gerichts  (L.  Burg.  Praef.  11),  und  ein  jüngeres  Gesetz  stellt  dem  die 
über  drei  Monate  ausgedehnte  Justizverzögerung  gleich  (L.  Burg.  81,  2). 
Das  langobardische  Edikt  kennt  für  Justizverzögerung  im  Heere  die 
40  ß-Buße,  halb  dem  Könige  und  halb  der  geschädigten  Partei  (Ed. 
Roth.  25);  für  solche  in  der  ordentlichen  Rechtspflege  ist  zwar  nur  das 
20  ß-Gewette  an  den  König  bezeugt  (Ed.  Roth.  150),  die  Buße  an  die 
Partei  aber  wohl  auch  hier  zu  unterstellen.  Ratchis  1  fügt  Verlust  des 
Richteramtes  hinzu. 

Den  Gredanken  des  Schadenersatzes  nimmt  das  jüngere  westgotische 
Recht  auf:  der  Richter  büßt  hier  der  Partei  —  unbeschadet  ihres  An- 
spruchs auf  nachträglichen  Rechtsschutz  —  mit  dem,  was  sie  recht- 
mäßigerweisc  vom  Gegner  erlangt  haben  würde.  Fehlt  es  freilich  am 
Ül>erfühnmgsbeweis  seiner  Böswilligkeit,  so  gelangt  der  Richter  zum 
Ungefährdeeid. 
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Unrichtiges  Urteil  brauchte  nicht  angenommen  zu 
werden;  vielmehr  konnte  es  jede  Partei  durch  (alsbald  vor- 
zunehmende) Schelte  als  mangelhaft  rügen  und  ein  besseres 
verlangen  oder  selbst  vorschlagen. i»  Das  anschließende  Ver- 
fahren hat  den  Charakter  eines  Zwischenstreites  zwischen 
Schelter  und  Urteiler  darüber,  ob  recht  oder  falsch  geurteilt 
war  19;  den  unterliegenden  Teil  —  gleichgültig,  ob  Urteiler 
oder  Partei  —  traf  die  Scheltwette ^o;  der  Urteiler  konnte 
wohl  auch  zu  Schadenersatz  herangezogen  werden.^i 

Selbst  bestechliches  Urteilen  hat  nach  den  primitiveren 
Rechten  nur  Buße  oder  Schadenersatz  zur  Folge.^^ 

In  all  diesen  Erscheinungen  wird  klar,  daß  das  Urteiler- 
amt, weit  entfernt  davon,  als  ein  ausschließlicher  Ausfluß 

Für  das  salische  Recht  kann  hinsichtlich  der  Bußensteigerung  auf 
die  Parallelen  des  Schuldrechts  verwiesen  werden.  Auch  der  Verwahrer, 
der  eine  anvertraute  Sache  zurückzugewähren  sich  weigert,  büßt  zu- 
nächst dreimal  mit  der  3  ß-ßuße,  schließlich  mit  15  ß.  L.  Sal.  52. 
Im  Verfahren  xim  fides  facta  rückt  der  Rutscherzins  von  3  ß  hinter  die 
15  ß-Buße.     L.  Sal.  50. 

18  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  357.    —  i»  Ebendas.,  358. 

20  Diese  betrug  nach  fränkischem  Rechte  15  ß  (L.  Sal.  57,  3, 
L.  Rib.  55),  nach  burgundischem  30  ß  (L.  Burg.  Praef.  11),  nach  alaman- 
nischem  Recht  12  ß  (L.  AI.  41),  nach  langobardischem  für  den  Schelter 
20  ß,  für  den  Richter  außerdem  20  ß  an  den  König  (Liutpr.  28). 

21  So  nach  alamannischem  Rechte.    L.  AI.  41. 

"  Nach  fränkischem  Rechte  scheint  der  bestochene  Urteiler  nicht 
anders  behandelt  zu  werden  als  derjenige,  der  aus  Ungeschick,  Unkennt- 
nis oder  sonst  aus  einem  Grunde  falsch  urteilt  —  wenigstens  gedenken 
beide  Volksrechte  seiner  nicht  besonders.  Nach  westgolischem  (L.  Vis.  II 
1,  19  Antiqpiaj  und  bayrischem  Rechte  (L.  Bai.  2,  17)  haftet  der  RichliT 
bzw.  Urteiler,  der  bestochenerweise  falsch  urteilt,  auf  doppolten  Ersatz 
des  Schadens.  Bußfällig  wird  er  auch  nach  angelsächsischem  Rechte, 
kann  sich  aber  nach  letztcrem,  wie  Inach  dem  westgotischen  und,  bei 
Urteilen  secundum  arbitxi^um  auch  (nach  langobardischem  Volksrechte, 
stets  durch  den  Un^cfähr<nd  frcischwörcn,  daß  sein  Urteil  nicht  auf 
Bestechung,  sondern  auf  UiLkenntnis  o<ier  Ungeschick  beruht  'habe.  L. 
Vis.  II  1,  19;  Liutpr.  28;  III  Ead«.  3;  Duiisaeterecht  3,  3.  Vgl.  auch 
Brunner,  RG.  II,  360.  Das  burgimdischc  Rcclit  allein  b<slr<»ht  den 
bestochenen  RichU-r  nüt  der  T<Klesslrafe,  wie,  neben  ihm  nur  d:us  ribua- 
rische  den  an  der  Urteilsfällujig   unlioteiligtcn   Vorsilzeiuhii  des  GerichtH. 
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staatlicher  Gerichtshoheit  zu  erscheinen,  vielmehr  von  der 
Stellung  des  privaten  Schiedsmannes  eine  Reihe  privat- 
rechtlicher Verpflichtungsgrundsätze  übernommen  hatte.  Am 
bezeichnendsten  ist  wohl,  daß  falsches,  verspätetes  und  ver- 
weigertes Urteil  ursprünglich  auf  einer  Linie  miteinander 
stehen 23^  daß  für  beide  die  gewöhnliche  Verzugsbuße  be- 
gegnet. Handelte  es  sich  beim  Urteil  eher  um  eine  sach- 
verständige Auskunft,  als  um  einen  Hoheitsakt  staatlicher 
Organe,  dann  allerdings  war  es  gleichgültig,  ob  falsch,  zu 
spät  oder  überhaupt  nicht  geurteilt  wurde:  die  Schuld  des 
Urteilssprechens  war  nicht  richtig  erfüllt. 

Spätestens  in  karolingischer  Zeit  schiebt  sich  in  der 
fränkischen  Gerichtsverfassung  der  Graf  zwischen  die 
Parteien  und  ihre  Urteilssprecher. 2*    Das  unmittelbare  Ver- 

23  Das  hat  auch  Seelmann,  Der  Rechtszug  im  älteren  deut- 
schen Recht  (Unters.,  107)  gesehen;  er  bringt  aber  die  Erscheinung 
unter  den  jüngeren  Begriff  des  Ungehorsams  gegen  die  Gerichtsgewalt. 
Ebenda  160  f.  Und  doch  hätte  ihn  seine  eigene  Beobachtung  (1.  c.  162  f.), 
daß  jüngere  Texte  in  L.  Sal.  57  das  contradicere  durch  sustinere  nolle 
ersetzen,  darauf  führen  sollen,  daß  die  Behandlung  der  grundlosean 
Schelte  als  Ungehorsam  erst  der  Ausdruck  späterer  Rechtsauffassung, 
eben  ein  Ergebnis  des  hier  behandelten  Umbildungsvorganges  ist.  Ganz 
abgesehen  davon,  daß  vom  Ungehorsam  'aus  betrachtet  die  Zweischneidig- 
keit der  Schelte  mit  ihrem  Bußrisiko  für  Schelter  und  Urteiler  keine 
rechte  Erklärung  findet.  Vgl.  schon  0.  Schreibers  Besprechung  der 
S^.>chen  Schläft  in  den  Gott.  gel.  Anz.  1913,  504.  —  Irrig  unter  den 
Ungehorsamsgesichtspunkt  gereiht  wird  von  Seelmann  (1.  c.  152,  162) 
das  recipere  nolle  im  Cap.  Pipp.  v.  753/55  §  7  und  das  non  adquiescere 
in  L.  Rib.  55;  beide  Worte  lassen  sich  sehr  wohl  als  einfache  An- 
nahmeweigerung verstehen.  Der  Umstand,  daß  ladquiescere  in  der  Sprache 
der  Kapitularien  auch  gehorchen  heißt,  kami  dagegen  doch  nicht  ernst- 
haft ins  Gewicht  fallen.  ' 

2^  Die  neue  Auffassung  liegt  deutlich  bereits  dem  Kapitularien- 
bruchstück  zugrunde,  das  die  Gerichtsreformen  Karls  d.  Gr.  miteinleitet. 
Karl  d.  Gr.  weist  darin  (M.G.  Oapp.  1  p.  214,  cap.  4)  die  Zehntenare  an,  etwa 
nötig  werdende  weitere  Rechtstage  (über  die  2—3  echten  Dinge  im  Jahre) 
mit  den  maiores  natu  als  Urteilern,  den  Zeugen  und  den  Beschuldigten, 
„super  quos  clamant  iniuste  pati/entes",  allein  abzuhalten.  Das 
inteipellare  des  Gegners  ist  also  schon  hier  durch  das  clamare  (se  pro- 
clamare)  ante  iudicem  ersetzt.     Vgl.  im  übrigen  unten    n.  28. 
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pflichtungsverhältnis,  noch  in  einem  Kapitular  des  8.  Jahr- 
hunderts bezeugt^s^  macht  dem  Prozeßbetrieb  durch  den 
Gerichtsvorsitzenden  Platz.  Es  liegt  nahe,  an  den 
Einfluß  des  Königs-  oder  Königsbotengerichts  zu  denkende; 
noch  mehr  aber  scheint  mir  der  Ersatz  der  wechselnden 
Rachinburgen  durch  das  ständige  Schöffenkolleg  ein  Glied 
in  dieser  Entwicklungskette  zu  sein.^^  Die  Parteien  wenden 
sich  jetzt  nicht  mehr  an  die  Urteiler,  sondern  sie  gehen  den 


25  Der  sich  an  die  langobardische  Vorlage  Ratchis  2  anschließende 
§  7  des  Kapitulars  Pippins  von  754/55  (vgl.  Seelmann,  Rechtszug  121) 
verbietet  die  Reklamation  ohne  vorherige  Angehung  der  Volksgerichte. 
Da  aber  im  fränkischen  Reich  das  den  Langobarden  in  dieser  Form  an- 
scheinend nicht  mehr  bekannte  Schelteverfahxen  zwischen  Partei  und 
Urteilern  (die  von  Seelmann,  a.  a.  0.  161,  für  seinen  lang.  Charakter  an- 
gerufene Stelle  Ariprand  II  59  stützt  sich  nicht  auf  altlangobardische, 
sondern  auf  fränkische  Bestimmungen)  noch  bestand,  wird  für  das 
Schelterecht  folgende  Stelle  neu  eingefügt  (vgl.  Seelmann,  a.  a.  0.  123): 
„Et  si  reclamaverit,  quod  legem  ei  non  iudicassent,  tunc  licenciam  ha- 
beat  ad  palacium  venire  pro  ipsa  causa.  Et  si  ipsos  convincere  potuerit, 
quod  legem  ei  non  iudicassent,  secundum  legem  contra  ipsum  emendare 
faciat.  Et  si  comes  vel  racemburgii  eum  convincere  potuerint,  quod 
legem  ei  iudicassent,  et  ipse  hoc  recipsre  noluerit,  hoc  contra  ipsos 
emendare  faciat."  Karls  d.  Gr.  Cap.  Mantuaumn  §  4  und  Cap.  leg.  add. 
V.  803  §  10,  welche  die  Wiederaufnahme  einer  abgeurteilten  Sache, 
nicht  Urteilsschelte  behandeln,  gehören  nicht  mehr  liierher.  Auch  das 
12  ß-Gefälle  in  Cap.  Sax.  4  ist  Urteilsgebühr,  nicht  Scheltbuße.  Vgl. 
zur  ganzen  Materie  Seelmann,  a.  a.  0.  157  ff.,  woselbst  freilich 
irrigerweise  schon  für  die  Frühzeit  die  Scheltbuße  als  Ungehorsanisbuße 
gedeutet  wird  (l.  c.     160).     Vgl.  oben    n.   22. 

26  Hierfür  fällt  in  die  Wagschale,  daß  dem  Königsgerichte  wi(; 
auch  der  missatischen  Rechtspflege  seit  je  ein  größerer  Einfluß  auf  den 
Prozeßbetrieb  zu  Gebote  stand.  Vgl.  Brunn  er,  Zeugen  u.  Inquisilioiis- 
iKiweis,  Forschungen,  194,  209;  RG.  II,  135  f.,  194;  Sohm,  Fr.  R.  u. 
GV..  166,  500.  ÜlKT  die  Äußerung  dieses  Einflusses  in  der  Prozeß-  und 
Fehdebeilegung   vgl.   unten    §  4. 

27  Da  die  Schöffen  von  den  Königslwten  ernannt  und  vereidigt 
wurden,  erschien  ihn-  Rechtspntchung  als  iiiinistorium,  als  Erfüllung  emer 
dem  König  und  damit  der  GerichtsgowaH  gegenülxT  übcrnoininenen.  vom 
Parteiwillen  ujiabhängigen   Vcrpflichtujjg.     Vgl.  BrunrxT,   RG.   II,  223f. 
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Grafen  um  Rechtsschutz  an.^s    Und  wie  dieser  durch  den 
Ladungsbann   dem   Kläger   seinen   Gegner   zur   Einlassung 

28  Die  in  den  fränkischen  Volksrechten  vorausgesetzte  Tan- 
ganienmg  der  Rachinburgen  um  Urteil  seitens  des  Klägers  macht  gerade 
so  dem  Ersuchen  um  Rechtshilfe  .an  den  Richter  platz,  wie  entsprechend 
die  Tanganierung  des  Gegners  um  Antwort  auf  die  Klage  einem  Be- 
schwerdeführen vor  dem  Richter  und  seinen  Beisitzern  weicht.  Schon 
nach  älteren  Formelsammlungen  antwortet  der  Beklagte  nicht  mehr 
auf  das  Tangano  des  Klägers,  sondom  auf  das  Befragen  des  Gerichts. 
So  wird  in  den  -Formeln  von  Angers  wiederholt  die  Antwort  des 
Beklagten  mit  der  ausdrücklichen  Erwähnung  eingeleitet,  daß  dieser  nach 
dem  Klage  vertrag  gerichtsseitig  'um  Antwort  befragt  worden  sei. 
Z.  B.  in  der  Viehraubklage  F.  And.  2-i :  „Interrogatum  fuit  ipsi  ilh, 
qiü[d]  de  hac  causa  respunso  daret".  Ähnlich  F.  And.  30  (Klage  aus 
partiarischer  Leihe),  50a  (Totschlag),  v/citerhin  F.  Tur.  39  (Liegenscliafts- 
streit);  Cart.  Sen.  11  (Totschlag),  20  (HörigkeitskLage) ;  F,  Sen.  rec.  3 
(Eigenschaftsklage),  5  (lun  Hörigkeit);  F.  Sal.  Merkel.  27  und  29  (Liegen- 
schaftsstreit), 28  (um  Knechtschaft),  30  (auf  Herausgabe  eines  Knechts), 
38  (Totschlag).  Endlich  F.  Sal.  Lindenbr.  19,  wo  freilich  zweifelhaft 
bleibt,  ob  nicht  der  Kläger  mit  dem  Richter  zusammen  Antwort  heischt. 
Ausgesprochenes  Parteiverfahren  hat  dagegen  noch  F.  Sal.  Merkel.  39: 
,,venientes  parentes  .  .  ipsius  interfecti  ante  .  .  .  comite  interrogabant 
ipsum  hominem  ...  et  ipse  ille  in  presente  adstare  videbatur  et  hanc 
causam  nuUatenus  potuit  denegare".  Statt  eines  interrogare  beur- 
kunden die  übrigen  Formulae  (mit  Ausnahme  der  oben  aufgezähltan) 
regelmäßig  das  interpellare  des  Klägers  imd  die  Antwort  des  Be- 
klagten, ohne  richterliche  Befragung  zu  erwälmen,  —  Das  west gotische 
Recht  steht  schon  zur  Zeit  seiner  Kodifikationen  auf  der  jüngeren  Stufe, 
wie  das  unten  (Kap.  III,  Abschn.  I,  §  1)  über  die  „invesügatio  iudicis" 
Ausgeführte  klar  'ergibt.  Mit  besonderer  Deutlichkeit  tritt  dies  auch  in  den 
Urkunden  des  westgotischen  Rechtsgebietes  hervor:  stets  verschaff  hier 
der  Richter  der  Partei  Recht,  d.  h.  eben  Urteil.  Vgl.  etwa  Devic  et 
Vaissette,  Hist.  de  Languedoc  II,  preuves  n»  161  (862):  In  iudicio  Isim- 
berto,  misso  Unafredo  comite,  seu  . .  et  ilidices  .  .  Ibiquie  .  .  veniens  omo  no- 
mine Richimerus  ...  dicens:  „Facite  mihi  iustitia  de  isto  Savi- 
gildo  [wegen  Ländereien]  . . .  Iste  S.  hoc  invasit  .  . .  iniuste".  Nos  missus 
et  iudioes  interrocavimus  S.  „Qui  respondis  ad  hec  de  hac  causa?" 
Ähnlich  Hist.  de  Langiiedoc  V,  preuves  n^.  43  (918):  Im  Gerichte  des 
Bischofs  Aridemand  v.  Toulouse  und  Bernard,  missus  des  Grafen  Ray- 
mund, mit  gotischen,  romanischen  und  salischen  Beisitzern  zu  Alzonne. 
„Ibique  .  .   veniens  .  .  Adalbertus  .  .  dicebat:  «Domne  episcope  et  vos 
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bringt,  so  schafft  er  ihm  auch  Urteil  von  den  Schöffen. 
Schon  Brunner 29  hat  vermutet,  daß  noch  in  fränkischer 
Zeit  an  die  Stelle  des  Tangano  der  Partei  die  Urteilsfrage 
des  Grafen  getreten  sei.  Das  wird  in  der  Tat  auch  urkund- 
lich bestätigt.  Wohl  der  älteste  Beleg  ist  eine  rhäto-ala- 
mannische  Gerichtsurkunde  aus  dem  Jahre  806  oder  807. 
Hrothelm  und  Flavinus  klagen  vor  Unfredus  als  Reciarum 
com  es  zu  Rank  weil  über  widerrechtliche  Einziehung  ihnen 
gehörigen  Landes  zum  Königsgute.  Der  Graf  schreitet  zur 
Inquisition  urrd  läßt  auf  Grund  derselben  die  Grenzen  be- 
gehen und  firmieren. 

„Ut  autem  haec  finita  sunt,  interrogavit  ipsje 
comes  illos  scabinios,  quid  illi  de  hac  causa 
iudicare    voluissent.     At    illi    dixerunt:    secundum 


iudices,   iubete   me   audire   et   facite  mihi   iustitiam   de   isto   Ari- 

fonso   abbate »   [Klage   wegen  Vorenthaltimg   der  Villa  Fedosi].- 

Tiinc  interrogaverunt  ipsi  iudices  supranominati  iam  dicto  abbate:  «quid 
respondere  vellis  de  ac  causa,  unde  iste  .  .  te  interpellat  ?»"  Vgl.  auch  Hist. 
de  LanguedocV,  preuves  n«  57  (933).  In  anderen  Fällen  schreitet  der  Graf 
auf  die  Beschwerde  des  Klägers  wohl  auch  unmittelbar  zur  Inqpiisition. 
Hist.  de  Languedoc  II,  preuves  no  80(832):  „dum  se  proclamasset  dic- 
tus  Babila  ante  prefato  comite  B.,  sie  misit  [comes]  exinde  exquisitionem". 
Ähnlich  (im  Königsgericht)  Bernar'd-Bruel,  Rec.  de  Cluny  I,  n"  256 
(926):  „Dum  resedisset  .  .  rex  Rodulfus  in  Cartris  villa,  veniens  femina 
Bertagia  in  voce  reclamatibnis  ante  domno  regio  proclama|ns 
se  de  res  . ,  .  ipsas  res  Lcutardus  .  .  .  mali  ordine  recontendebat.  Audiens 
d.  rex  hanc  proclamationcm  iussit  fidelibus  suis  T.  .  .  et  A.  .  .  atque 
U.  .  .  ut  ipsam  proclamationem  .  .  .  inquirant  vel  finiant."  —  Im 
langobardischen  Rechte  ist  diese  Stufe  anscheinend  schon  iin  7.  Jalir- 
hundert  erreicht.  Vgl.  Ed.  Roth.  25  und  150.  Ausfülirlich  ergibt  sich 
die  Bedeutung  des  Angehens  des  Richters  um  Rechtsschutz  (rcc.lamarc) 
aus  Liutpr.  25—27.  Vgl.  dazu  üpet,  Prozeßeinleitungsfomien  I,  96  ff. 
Neu  eingeschärft  wird  die  Pflicht  des  Richters,  dem  Kläger  zu  seinem 
Rechte  zu  verhelfen,  von  Ratchis  (1  u.  2).  Die  laiigobardisciieii  Gc- 
richtsurkunden  l>estätij,'en  denn  auch  durchaus  das  Bild  des  Edikts  und 
stehen  auf  einer  Stufe  mit  den  angi'fülirlen  weslgoliseiien  Quellen.  Vgl. 
die  Beispiele  bei  Opet,  a.  a.  0.  98  f. 
29  RG.  11,  362. 
Deulschrcclitlirlip  Hfilrät'''.    X.  2.  -^ 
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istomm  hominum  testimonio  et  secundum  vestra   in- 
quisitione  iudicamUs"3o  ... 

Es  erschien  wichtig,  zunächst  auf  diese  Veränderung 
in  der  Stellung  der  Parteien  zum  Urteil  ^^  hinzuweisen,  um 
damit  die  Umbildungsvorgänge  in  der  Urteilserfüllung 
selbst  in  ihren  größeren  Zusammenhang  zu  rücken.  Wenn 
nun  bei  dieser  auch  in  erster  Reihe  das  Verpflichtungsgeschäft 
als  Bindungselement  des  Prozesses  zu  erörtern  sein  wird, 
so  folgt  doch  auch  die  tatsächliche  Erfüllung  denselben 
Grundsätzen  und  ist  insoferne  geeignet,  die  gewonnenen 
Ergebnisse  noch  plastischer  heraustreten  zu  lassen.^^ 

Gleich  den  anderen  Bindungselementen  des  Prozesses : 
der  Einlassung,  der  vorläufigen  und  endgültigen  Friedens- 
befestigung ist  auch  das  Urteilserfüllungsgedinge  zunächst 
reiner  Parteivertrag.  Die  öffentliche  Gewalt  begnügt  sich 
damit,  den  Vertragsschluß'  durch  ihre  Machtmittel,  insbe- 
sondere durch  Androhung  der  Königsacht,  später  der  Un- 
gehorsamsexekution zu  erzwingen.33  Gedingt  und  gewettet 
aber  wird  von  Partei  zu  Partei.  In  dieser  Gestalt  kennen 
es  noch  die  fränkischen  Volksrechte,  ja,  im  Urkundenstil  hat 
es  sich  bis  zum  Beginn  des  9.  Jahrhunderts,  vereinzelt  sogar 
darüber  hinaus  lebendig  erhalten.  Noch  863  vollzieht  sich 
auf  die  Klage  des  Vogts  der  St.  Mauritiuskirche  zu  Vienne 

30  Wartmann,  St.  Gall.  ÜB.  I,  n«  187.  Vgl.  auch  Escher- 
Schweizer,  IIB.  d.  St.  ti.  L.  Zürich,  I  nr.  199  (950/54):  „Ipsa  hora  cum 
interrogatione  comiifis  iudicatum  est  a  .  .  .  [folgen  die  Namen  von 
9  Urteilem]  et  de  fisco  et  monte  cunctis  ibidem  sedentibus,  quod  .  .  ." 

31  Eine  Veränderong,  die  auch  die  Tenninologie  zum  Ausdruck 
bringt,  indem  sie  an  die  Stelle  von  Mittlem  (boni  mediantes  homines) 
oder  Rat  d.  h.  Rechtsauskunft  Verbürgenden  (Rachinburgen)  die  Schaf- 
fenden (Schöffen)  setzt.     Vgl.   Bruner,  RG.   II,  220  n.   14;  223  n.  22. 

32  Während  neben  der  Bußleistung  vergleichsweise  hier  auch  die 
Revestitur  im  Gewerestreit  heranzuziehen  ist,  wird  die  Beweisleistung 
unten  in  Kap.  III  gesondert  zur  Erörterung  gelangen.  Vgl.  insbes.  das 
daselbst  im  2.  Abschn.  §  2    Gesagte. 

33  L.  Sal.  56,  1  und  Zusatz;  L.  Rib.  32.  Vgl.  dazu  das  oben 
§  1  B  Bemerkte. 
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gegen  einen  gewissen  Sigibert  wegen  Immunitätsbruch, 
Brand  und  Raub  die  Urteilserfüllungswette  zwischen  den 
Parteien,  indem  der  geständige  Beklagte 

„per   iudicium   supradictorum   legaliter   pro   tanto 
scelere  eidem  advocato  vadium  suum  dedit".^* 

In  derselben  Weise  erfolgte  dann  auch  die  tatsächliche 
Erfüllung,  die  Bußzahlung  also,  von  Partei  zu  Partei.  Nach' 
einer  salischen  Formel  wird  der  geständige  Totschläger 
verurteilt, 

„ut  ipsa  leude  ad  ipsos  parentes'  legibus  trans- 
solvere  deberit,  quod  ita  et  fecit'*.^^ 

Der  Bußzahlung  aber  entspricht  in  Liegenschaf tsstreiten, 
auf  die  hier  vergleichsweise  hingewiesen  werden  darf,  die 
Revestitur.  Eine  bayrische  Gerichtsurkunde  von  809  be- 
zeugt, daß  die  im  Liegenschaftsstreit  mit  Bischof  Otto 
von  Freising  sachfälligen  Sicco  und  Richolf: 


3*  D'Achery,  Spicilegium  XII  n^  35,  aufgeführt  bei  The  venin, 
Textes  relatifs  aux  inst.  pr.  et  publ.  no  96.  Die  Urkunde  läßt  den  Kläger  noch 
zwei  weitere  Klagepunkte  vorbringen,  in  deren  einem  der  Beklagte  gestän- 
dig ist,  während  der  andere  unentschdeden  bleibt.  Es  heißt  dann  zum 
Schlüsse :  „pro  invasione  et  infractione  duarum  praedictarum  emunitatum, 
unde  confitendo  ipse  S.  vadios  pro  omnibus  dedit  [nämlich  Punkt  1  und 
2],  ex  omni  multa  remissis  partibus  III  quartam  partem  continentem  &ol. 
CCC  per  fideiussionem  Erlulfi,  G.,  G.  atque  Annonis  proximis  Kai.  Sept. 
se  redditurum  et  impleturum  promisit".  Nach  einer  burgun- 
dischen  Urkunde  von  816  (Perard  n^  18)  ergeht  im  Statusprozeß  des 
Vogtes  Fredel  gegen  Maurinus  Urteil,  wonach  Kläger  Zeugenbeweis  zu 
erbringen  hat.  Der  Beklagte  verspricht  für  diesen  Fall  Unterwerfung: 
„Dedit  M.  fideiussorem  .  .  de  sua  praesentia,  quod  si  ipsc  F.  ad- 
probat,  faciat  M.  partibus  F.,  quod  lex  est".  Daß  hier  das  Beweis- 
und  entsprechend  auch  das  ErfüUungsgedinge  Partoivertrag  war,  zeigt 
die  notitia  über  den  erbrachten  Beweis  (Perard  n«  19),  „unde  ante;  hos 
difjs  per  iudicium  testimonia  arremivit  .  .  partibus  aliquo  no- 
mine M.  de  r^apite  suum". 

^•>  Fonri.  Sal.  Bigri.  8.  Die  ähnlich  lautende  F.  Sal.  Merk.  39 
läßt  den  Beklagten  statt  zur  Barleistung  zur  Wadiation  venu-teilt  werden : 
„ut  ipsa  leodo  ad  ipsos  parentes  rcwadiarc  deixiret,  q.  i.  c.  f.". 

23* 


342  [148 

„ea[n]dem  ecclesiam  tradiderunt  in  manus 
Attonis  ep.  et  wadiuna  dederuiit,  ut  nihil  exinde 
ainplius  quererent''.^^ 

Auf  die  Herrschaft  des  reinen  Parteibetriebs  folgt  dann 
eine  Mittelstufe,  auf  welcher  der  Richter  Gewette  und 
Leistung  durch  seine  Hand  gehen  läßt.  Das  klassische 
Zeugnis  hierfür  bietet  das  alaniannische  Volksrecht.^^  Seine 
oben  (§  1 B)  angeführte  Satzung  über  die  Mallatio  — 
—  L.  AI.  36',  2  —  fährt  in  der  Regelung  der  Klage  damit  fort, 
die  Einlassungspflicht  des  Beklagten  zu  umiSchreiben.  Im 
ersten  Termin  soll  verhandelt  werden  (worauf  dann,  wie 
das  Gesetz  stillschweigend  unterstellt,  das  ev.  zweizüngige 
Urteil  zu  ergehen  hatte) ;  am  zweiten  Rechtstage  kommt  es 
zum  Beweisgang. 

„Et  in  primo  mallo  spondeat  sacramentalis  et  fide- 
iussores  praebeat,  sicut  lex  habet,  et  wadium  suum  donet 
ad  misso  comiti  vel  ad  illo  centenario,  qui  praeest,  ut 
in  constituto  die  aut  legitime  iuret  aut,  si  culpabilis  est, 
componat." 

Auch"  für  Bayern  findet  sich — wenig;ste'ns  ini  missatischen 
Rechtsgang  des  frühen  9.  Jahrhunderts  —  gelegentlich 
bereits  diese  Form  der  Wette  bezeugtes 


36  Bittorauf,  Preis.  Trad.,  I,  n«  288.  Ähnlich  auch  die  Urteils- 
erfüllung  hei  Eigenschaftsklage:  der  saclifällige  Beklagte  ühergiht  sich 
selbst  dem  Kläger.  So  noch  825  nach  einer  bayrischen  Gerichtsurkunde 
—  ebendas.  I.  n^  514  —  auf  Klage  des  Bichofs  Hitfco  von  Freising 
gegen  den  Priester  Salomon  um  Eigenschaft:  „diiudicaverunt  .  .  ut  se 
redderet  [Salomon]  in  man'us  Hittioni  ep.  et  sui  vocati  Liutpranti 
ad  proprio  servio.     Et  ipse  se  ibidem  reddidit   in  publico  placito." 

3''  Auf  das  frühe  Eindringen  amtsrechtlicher  Elemente  im  alaman- 
nischen  Prozeß  hat  schon  So  hm,  Fr.R.n.GV.   178  hingewiesen. 

3^  Klage  der  Söhne  des  Priso  wegen  der  von  diesem  gestifteten 
Kirche  zu  Auerbach  igegen  Bischof  Atto  von  Freising  (811).  Verhandlung 
„in  i)ublico  conventu  episooporuni  seu  abbatum,  comitum"  zu  Freising : 
,,In  praesentia  cuncborum  interrogavit  Am  ep.  [der  als  Metropolit  und 
niissus  dominicus  den  Vorsitz  hat]  unum  de  contendenlibus  contra  Atto- 
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Daß  auch  die  Bußzahlung  bei  voraufgegangener  Wette 
in  Richters  Hand  diesem  geleistet  wurde,  wird  kaum  in 
Zweifel  gezogen  werden. 39  Wenigstens  erfolgte  die  ent- 
sprechende Leistung  im  Liegenschaftsstreite,  die  Revestitur, 
in  dieser  Weise.  Laut  einer  bayrischen  Gerichtsurkunde 
von  806/08  verzichteten  die  Mochinger  (Mohingara)  auf 
ihre  Ansprüche  an  die  Kirche  zu  Biberbach,  indem  sie  zu 
Freising  vor  Gericht  erschienen 

„ante  virum  ven.  Attonem  ep.  et  Ellanpertum 
iudicem  et  Liutpaldum  comitem  et  per  wadium 
in  manum  eins  reddebant  suprad.  ecclesiam  in 
potestatem  Attoni  ep."*o 

Da  die  Streitsache  hierbei  nur  durch  die  Hand  des  Richters 
hindurchgeht,  werden  in  den  Urkunden  dann  wohl  auch 
Empfänger  und  Destinatar,  d.  h.  also  Richter  und  Gegner 
nebeneinander  genannt.  So  läßt  eine  Urkunde  von  802  über 
ein  Königsbotengericht  des  Erzbischofs  Arn  von  Salzburg 
und  des  iudex  Orendil  den  im  Inquisitionswege  seines  Un- 
rechts an  Bischof  Otto  von  Freising  überführten  Lantfrid 
die  entfremdeten  Besitzungen  zurückerstatten 


nem  ep.,  cui  nomen  Helicho,  si  eadem  basilica  tradita  fuisset  annon. 
Ipse  Helicho  cum  wadio  respondit,  quod  non  fuisset  tradita.  Ac- 
cepto  wadio  Am  respondit,  quod  suis  oculis  vidisset,  quia  Priso  .  .  ip- 
sam  ecclesiam  .  .  .  tradidit  in  manus  Arbionis  ep.  Similiter  et  Chundheri 
abb.  dixit  ...  Et  ita  legitime  coram  cunclis  convicti  .  .  .  red.deban,C 
ipsam  basilicam  in  manus  Arnonis  ep.  et  Johannis  archipresbiteri  [seil. 
Frisingensis]."     Bitterauf,  a.  a.  0.   I  n^  299. 

33  Wo  die  wadia  pfandweise  gegeben  wurde,  versteht  sich  dies 
im  Grunde  von  selbst,  da  das  Pfand  gegen  Leistung  der  Schuld  zurück- 
zugeben war.  —  Wenn  bei  Insolvenz  Züchtigung  oder  Verknechtung 
eintrat,  wird  nun  der  Beklagte  dem  Kläger  vom  Richter  übergeben. 
Liutpr.  121,  152. 

*•>  Bitterauf,  a.  a.  0.  I  n«  235.  Die  Schlußwx)rtc  „in  mamim  A.  ep." 
zeigen  dcaitlirh,  daß  das  „in  manum  eins"  nicht  nur  grammatisch,  son- 
dern aucli  dem  Sinne  nach  richtig  auf  dfii  letztgenannten  Grafen  Liut- 
pald   bcz<igen   werden  muß. 
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,,cum  wadio  in  manus  Arnonis  arcliiep.  et  iVt- 

toiiis  ep.  et  Orendili  iudicis  et  Lantfridi  advocaiis 

[Fris.  ecclesiae]".*! 

Schließlich'  mußte  die  Entwicklung  des  Prozesses  dazu 
drängen,  das  Gewette  ganz  fallen  zu  lassen  und  dem  Urteil 
unmittelbar  bindende  Wirkung  einzuräumen.  Erscheinungs- 
formen dieser  Neuerung  begegnen  noch  in  unserer  Periode. 
Sie  zeigen  sich  darin,  daß  die  Wirkungen  des  Verpflichtungs- 
geschäfts in  das  Urteil  verlegt  und  demgemäß  unmittelbar  aus 
diesem  hergeleitet  werden.  Der  Richter,  wie  er  die  Buße  schon 
auf  Grund  des  Urteils  eintreiben  mochte*^^  schreitet  auch 
ohne  vorherige  Parteierklärung  kraft  Urteils  zur  Revestitur. 
Ein  Beispiel  dieser  Art  aus  dem  westgotischen  Rechts- 
gebiete  bietet  die  Klage  des  Abtes  Babilan  gegen  Landleute 
seines  Gaus  wegen  Gewerebruch  vom  Jahre  832.  Nachdem 
der  um  Rechtsschutz  angerufene  Graf  Berengar  die  Klage 
im  Inquisitionswege  als  begründet  festgestellt  hat,  erfolgt 
die  Revestitur  ohne  vorherigen  Verzicht  der  Beklagten: 

„ipso  B.    comes  revestivit  ipso  abbate    .  .  . 

secundum  quod  suus  preceptus  resonat".*^ 

*i  Bittieraüf,  a,  a.  0.  In^  185;  ähnlich  die  oben  n.  38  angeführte  Ur- 
kunde I,  tno  299.  Femer  die  Urkunde  v.  870  bei  Perard,  p,  150:  Klage 
des  Chorbischofs  und  Abts  Bertilo  von  St.  Benigne  gegen  seine  Hörigen 
vor  den  missi  "des  Bischofs  Isaak  wegen  Gewerebruchs.  Urteil  zugunsten 
des  Klägers  auf  Revestitur:  „sicque  facientes  cum  festuca  se  in  Omni- 
bus exutos  dixerunt  et  per  wadium  praefato  abbati  et  missife 
domni   Isaac  reddiderunt". 

42  Zu  weit  scheint  mir  Bruinner  (RG.  II,  363)  mit  der  Behaup- 
tung zu  gehen,  daß  die  Vollstreckbarkeit  des  Urteils  den  Wegfall  des 
Gedinges  besiegelt.  Erstere  ist  im  Edikt  Chilperichs  und  der  Lex  Ri- 
buaria  erreicht  (vgl.  oben  §  1  B);  trotzdem  läßt  L.  Sal.  50,  I  keinen 
Zweifel  darüber,  daß  vom  Erschienenen  ein  Gedinge  verlangt  wurde, 
wenn  dort  erst  Vollstreckung  zulässig  ist,  nachdem  der  Überführte  „fidem 
facire  dispexerit  aut  precium  solvere". 

*3  Hist.  de  Languedoc  II  preuves  n^  80.  Vgl.  auch  das.  n^  90 
(836).  Ähnlich  Gart.  Clun.  I,  n^  256  (926):  „Ipse  comes  misit  suum 
missiun  per  iuditium  ibi  residentium,  Teodonem,  ut  super  ipsas 
res  veniat  et  ipsam  feminam  [=  ipsi  feminae]  reddat,  sicuti  et  fecit". 
Besonders   frühe    begegnet  die   richterliche   Revestitur   bei    Eigenschafts- 
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Auf  Grund  des  Urteilsgebotes  (preceptus)  erfolgt  hier 
die  Rückgabe.  Ganz  an  die  Stelle  des  Gewettes  getreten, 
mußte  es  nun  als  Ausdruck  der  Gerichtsgewalt  eine  erhöhte 
Bedeutung  erlangen.  Wie  der  König  dem  Urteil  des  Königs- 
gerichts seinen  Ausführungsbefehl**,  so  läßt  der  Graf  dem 
Urteil  der  Schöffen  sein  Urteilsgebot  folgen*^;  woraus  dann, 
wie  es  scheint,  in  gradHniger  Weiterbildung  das  hohe  Mittel- 
alter die  bekannte  Zweiung  in  die  Urteils  find  ung  der 
Schöffen,  die  Urteils  ausgäbe  des  Dingvorsitzenden  ge- 
formt hat.*^ 

§  4.    Die  Urfehde. 

1  Ziel  der  Sühneverhandlungen  zwischen  zwei  ver- 
fehdeten  Sippen  ist  der  Abschluß  eines  dauernden  Friedens. 
Durch  ihn,  ja  wohl  selbst  durch  einen  Freundschaftsbund ^ 
zwischen  den  einstigen  Gegnern  wird,  nachdem  alle  Folgen 
der  Fehde  ausgeräumt  sind,  der  voraufgegangene  kurzfristige 
Waifenstillstand  ersetzt-  Eines  der  eindrucksvollsten  Bei- 
klagen. Cart.  Sen.  20:  „Sic  ab  ipsis  viris  fuit  iadicatum,  ut  ipse  ille 
ipso  illo  pro  colonio  habere  debeat;  et  si[c]  iam  dictus  comis  ipso 
illo  per  mani.bus  partiblus  lue  [=  illius]  vis;us  est  reddid'iis»- 
se(t)".     Vgl.  femer  F.  Sen.  reo.   1,   3,  6;  F.   Sal.   Lindenbr.  21. 

**  Cart.  Sen.  26  (Versäumnisverfahren) :  „Proinde  nos  taliter,  una 
cum  fidelibus  nostris  vel  oomite  palate  nostro  illo  visi  fuimus 
iudicasse,  ut  .  .  .  et  placito  suo  neglecit  et  iactiVus  exinde  remansit. 
Proptera  iubemus,  ut,  quicquid  lex  loci  vestri  de  tale  causa  debuerit 
[=docuerit],  vobis  distrahentibus  [=  distringentibus]  ipse  ille  partibus 
ipsius  lue  .  .  conponat  atque  emendare  studeat".  F.  Tur.  Add.  6  (Ver- 
säumnisverfahren): „Proinde  nos  taliter  una  cum  fidelibus  nostris 
.  .  .  visi  fuimtus  iudicasse,  ut,  dum  ipse  ille  tale  sacramento  habuit 
aframitiun  et  ipsum  nulLatenus  iuravit  noc  ipse  neque  iuralores  sui, 
(sed)  exinde  se  iectivum  in  omnibus  dimisit.  Propterea  iubcmus;, 
ut  .  .  ipse  ille  ipsas  res  .  .  habeat  evindicatas  atque  elidicatas.  Et 
Sit  inter  ipsos  .  .  .  subita  causacio." 

*^  Vgl.  etwa  ÜB.  Zürich  I  nr.  209  (964/68  Eigcnschaftsklago) :  „Tunc 
ctiam  [B.  oomcs]  cum  inventione  principimi  rcgali  banno  preccpit,  ut  .  .  . 
oorum   fratrum   subditi   fuisscnt  sorvituti." 

*6  Über  dieses  vgl.   Planck,  GV.   I   301   f. 

^  Vgl.  Fraucnstiidt,   Blutr.  u.  Tolschlagss.,   134,  n.   40. 

2  Eine  alllK-zeugte  Erschc-inung  nicht  nur  der  germanischen,  son- 
dern der  universalen   Ucclitsgeschichtc.     S.   die   Nachweise   bei   Glotz, 
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spiele  bietet  aucli  hier  eine  isländisch-norwegische  Trygdir- 
Formel^  (Gräg.  I-  115;  vgl.  II,  387,  388). 


„Trygda  mal. 

Sacar  voro  a  mille  |)eiira  NN.  oc 
NN.  en  nu  ero  J)aer  settar  oc  fe 
bottar  sein  metendr  mato  oc  teliendr 
toldo  oc  domr  d0m{)i,  oc  J)igiendr 
I)ägo  oc  {)adan  bäro  med  fe  fuUo. 
oc  fram  komnom  eyre  J)eiin  i  hond 
seilt  er  liafa  scyllde.  |)it  scolot  vera 
menn  sattir  oc  samvaerir  at  ö\dn 
oc  at  ätte.  a  |)ingi  oc  a  |)io&stefno  at 
kirkna  söcn  oc  i  koiiungs  hüse,  —  oc 
hvervetna  J)ess,  er  manna  fundir 
verda,  J)a  scolot  |)it  sva  samsattir, 
sem  aldregi  h0fiz  I)etta  yckar  a 
me&al.  {)it  scolot  deila  kni'f  oc  kiot- 
stycke  oc  alla  lute  yckar  i  mille  sem 
fraendr  en  eigi  sem  liandr. 

Ef  sacar  geraz  si|)an  a  mille  J)eirra 
anat  en  |)at,  er  vel  er,  |)at  scal  fe 
l)0ta  en  eigi  flein  riöda. 

En  sa  yckar,  er  gengr  a  gorvar 
sattir  e&a  vegr  a  veittar  tryg9ir:  |)a 
scal  bann  sva  vi  da  vargr,  raekr  oc 
rekin,  sem  menn  vi&azt  varga  reka, 
cristnir  menn  kirkior  sokia,  hei&nir 
menn  hof  blöta,  elldr  upp  brenr, 
iord  gr0r,  mögr  modor  callar,  oc 
moJ)ir  mög  födir.  alldir  ellda  kynda, 
scip  scridr,  scildir  blicia,  sol  sein, 
snae  legr,  fidr  scriör,  fura  vex,  valr 
flygr  värlangan  dag,  staendr  honum 
byr  bein  undir  bäda  vaengi,  himin 
hverfr,  heimr  er  bygdr,  vindr  {)ytr, 
vötn  til  saevar  falla,  karlar  körne 
sä.  bann  scal  firaz  kirkior  oc  cristna 


Urfehdevertrag. 

[BlutjSachen  waren  zwischen  NN. 
und  NN.;  jetzt  aber  sind  sie  beige- 
legt und  mit  Geld  gebüßt,  wie  die 
Messenden  maßen  und  die  Zählenden 
zählten,  das  Gericht  richtete,  die 
Empfangenden  empfingen  und  von 
dannen  irugen  mit  gutem  Geld  und 
vorgewogenem  Gewicht,  denen  in  die 
Hand  gezahlt,  die  es  haben  sollten. 
Beide  sollt  ihr  nun  versöhnte  und 
vertragene  Männer  sein  beim  Metli 
und  beim  Mahl,  beim  Ding  und  beim 
Aufgebot,  beim  Kirchgang  und  im 
Königshause;  und  wo  immer  Männer 
sich  treffen,  da  sollt  ihr  beide  so 
einträchtig  sein,  als  hätte  sich  dies 
nie  zwischen  euch  erhoben.  Ihr  sollt 
teilen  Messer  und  Fleischstück  und 
alle  Dinge  zwischen  euch  beiden  wie 
[Bluts] Freunde  und  nicht  wie  Feinde. 

Wenn  [BlutjSachen  unter  euch 
hinfort  geschehen  nicht  wohlgetan, 
so  sollt  ihr  mit  Geld  büßen  und 
nicht  den  Ger  röten. 

Aber  der  unter  euch,  der  verletzt 
die  errichtete  Sühne  oder  bricht  die 
geleisteten  Eide,  der  soll  dann  so 
weit  Wolf  sein,  verjagt  und  ver- 
trieben, so  weit  immer  Männer 
Wölfe  jagen,  Ghristenleute  zur  Kir- 
che gehen,  Heidenleute  im  Tempel 
opfern,  Feuer  aufflammt,  Erde  grünt, 
Knabe  Mutter  ruft,  Mutter  Knaben 
säugt,  Menschen  Feuer  zünden,  Schiff 


La  solidarite  de  la  famille  dans  le  droit  criminel  en  Grece,  135  f.,  inbes. 
über   die   qpiXoxric;  im  altgriechischen   Recht   ebenda   100  ff. 

3  Über  die  tryg&ir  des  Nordens  vgl.  K.  Lehmann  in  seiner  und 
Schnorr  v.  Carolsfields  Abhandlung  über  „Die  Njälssage",  16  ff.; 
ferner  K.  v.  Maurer,  Vorles.  V,   117  f. 
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menn,  guds  lius  oc  guma,  heim 
hvern  nema  liaelvite. 

Nu  haldit  J)it  bä|)ir  a  böc  einni 
enda  ligr  nu  fe  a  boc  er  NN.  botir 
fyrir  sie  oc  sin  erfingia  aliii  oc  oborin, 
getin  oc  ogetin,  nefndan  oeonefndan. 
NN.  teer  trygdir  en  NN.  veitir  aevin- 
trygdir  |)ar  ae  scolo  halldnz  mej)an 
molld  er  oc  menn  lifa. 

Nu  ero  |)eir  NN.  oc  NN.  sattir  oc 
sammala  hvar,  sem  J)eir  bittaz  a 
lande  ej)a  lege,  scipi  eda  a  sci&e,  i 
hafe  eda  a  hestz  bake,  arar  midla 
e|)a  austscoto,  |)opto  e&a  |)ilio,  ef 
|)aifar  gervaz,  iafn  sättr  hvar  vidr 
annan  sem  fa|)ir  vi&  son  e9a  sonr 
vid  fodor  i  samförum  öllum. 

Nu  legia  J)eir  hendr  sinar  saman 
NN.  oc  NN.;  halldit  vael  tryg&ir  at 
vilia  cristz  oc  allra  manna  |)eirra, 
er  nu  heyrdo  trygda  mal. 

Hafe  sa  hyllc  gu&s,  er  helldr  tryg- 
dir, en  sa  reide,  er  ryfr  rettar  trygdir, 
en  hylle  sa,  er  helldr. 

Hafit  haeilir  saez.  en  ver  sem 
vattar,  er  vid  eroin  staddir." 


gleitet,  Schilde  blinken,  Sonne  scheint, 
Schnee  fällt,  der  Finne  (auf  Schnee- 
schuhen] schreitet,  Föhre  wächst, 
Falke  fliegt  in  den  langhellen  Lenz- 
tag und  ihm  streicht  die  Bö  unter 
beiden  Fängen,  Himmel  sich  wölbt, 
Erde  bebaut  wird,  Wind  braust, 
Wasser  zur  See  stürzen,  Bauern  Korn 
säen.  Der  soll  fliehen  Kirchen  und 
Christenleute,  Gottes  Haus  und  der 
Menschen,  jedes  Heim  außer  der  Hölle. 

So  haltet  nun  beide  die  Bibel  und 
liegt  nun  das  Geld  auf  dem  Buch, 
das  NN.  zahlt  für  sich  und  seine 
Erben,  aufgezogene  und  ungeborene, 
gezeugte  und  ungezeugte,  genannte 
und  ungenannte.  NN.  erlangt  Ur- 
fehde ;  denn  NN.  beut  ihm  ewigen 
Frieden,  der  allzeit  gehalten  werden 
soll,  solange  die  Welt  steht  und 
Menschen  leben. 

Nun  sind  sie,  NN.  und  NN.,  ver- 
söhnt und  verglichen,  wo  immer  sie 
sich  treffen  zu  Land  oder  Wasser, 
zu  Schiff  oder  auf  Schneeschuhen, 
auf  dem  Meer  oder  auf  Hengstes 
Rücken,  zu  teilen  Ruder  und  Schöpf- 
kelle, Ruderbank  und  Schiffsdeck, 
wenn  die  Not  es  heischt,  so  ein- 
trächtig beide  miteinander,  wie  Vater 
mit  Sohn  und  Sohn  mit  Vater  bei 
jedem  Zusammentreffen. 

So  legen  sie  nun  ihre  Hände  zu- 
sammen, NN.  und  NN.:  haltet  wohl 
die  Friedenseide  nach  Christi  Willen 
und  aller  der  Männer,  die  nun  an- 
gehört haben  den  Friedensvertrag. 

Habe  der  Gottes  Huld,  der  die  Ur- 
fehde hält,  der  (seinen)  Zorn, 
der  reclife  Friedenseide  bricht;  aber 
Huld,  der  sie  hält.  Heil,  daü  ihr  eucli 
vertrugt!  Wir  aber  seien  Zeugen, 
die  wir  dabei  standen. 
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Soweit  die  nordische  Formel.  In  feierlicher  Sprache  bringt 
sie  die  Bedeutung  der  Urfehde  zu  poetischem  Ausdruck. 
Nicht  mehr  um  vorläufige  Waffenruhe  handelt  es  sich, 
sondern  um  die  Wiederkehr  des  vollen  Vertrauens. 

Den  Verpflichtungsinhalt  der  Urfehde  scheidet  da- 
her vom  Grid  nicht  nur  der  Mangel  zeitlicher  Begrenzung, 
sondern  vor  allem  die  veränderte  Situation.  Die  Parteien, 
die  sich  vorläufige  Sicherheit  geloben,  stehen  sich  als  Feinde 
gegenüber,  bereit,  beim  Scheitern  der  Verhandlungen  wieder- 
um zur  Fehde  zu  greifen.  Der  Friedenseid  aber  bedeutet 
einen  vollen  Verzicht  auf  die  Rach'e;  er  berührt  nicht 
nur  das  äußere  Verhalten,  sondern  auch  die  aus  dem  er- 
littenen Unrecht  sich  ergebende  Rechtslage  selbst.  Die  Un- 
bill ist  gebüßt  und  soll  deshalb  so  gelten,  als  wäre  sie  nie 
geschehen.  Daher  wird  das  Friedensversprechen  ursprüng- 
lich, wie  die  nordische  Formel  zeigt,  Zug  um  Zug  geigen 
Zahlung  der  Buße  geleistet.  Insbesondere  aber  bindet  der 
Vertrag  stets  und  notwendig  nicht  nur  die  eigentlichen  Ver- 
tragsteile, sondern  auch  die  beiderseitigen  Sippen.  Denn 
wie  die  Fehde  Gesohlechterfehde  ist,  so  muß  auch 
die  Sühne  Geschlechtersühne  sein.  Nach  einem  frie- 
sischen Formular  des  Mittelalters  schwören  den  Urfehdeeid 
deshalb  Sippeglieder  aus  allen  acht  Fängen.* 

Schon  die  frühesten  Quellen  bezeugen  als  Form  des 
Friedensschlusses  den  feierlichen  Eid  schwur.  So  schildert 
Fredegar  (3,  71)  die  574  erfolgte  Aussöhnung  zwischen  den 
Merowingern  Gunthram  einerseits,  Chilperich  und  Sigibert 
anderseits,  wie  folgt: 

„intercurrentes  legatus  hü  tres  germani  S.,  G.  et 

Ch.  Trecas  iunxerunt  et  in  ecclesia  sancti  Lupi  sacra- 

*  His,  Strafr.  d.  Friesen  216.  Sie  schwören,  „in  fester  Treue 
einen  vollen,  festen  Frieden  zu  halten,  so  lange  der  Wind  von  den 
Wolken  weht,  so  lange  Gras  grünt  und  Baum  blüht,  so  lange  die  Sonne 
aufgeht  und  die  Welt  steht,  und  davon  nicht  zu  lassen  um  Mannes  Rat 
noch  um  Frauen  Gunst,  noch  aus  eigenem  Antrieb".  Vgl.  über  die 
Beteiligtmg  der  Sippen  auch  Gäl,  Prozeßbeilegung  54  f. 
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mento  contra  Gunthramnum  [Sig.  et  Chilp.],  ut  pacem 

servarint,   dederunt.    G.   idemque  cum  eis   pacem 

sacramentis   firmavit**.^ 
Es  ist  klar,  daß  der  Eid  hier  als  Treugelöbnis  den  trygdir  des 
Nordens  zur  Seite  steht.    Durch  feierliche  Selbstverfluchung 
für  den  Fall  des  Friedbruches  ^  soll  dem  Gelöbnis  Bestand 
verliehen  werden. 

Noch  weiter  gehen  andere  Friedensriten,  die  in  nicht 
minder  frühe  Zeit  zurückreichen:  Formen  künstlicher  Ver- 
wandtschaftsbegründung. In  dem  oben  mitgeteilten  Be- 
richt Fredegars  über  den  Zwist  zwischen  Chlodwig  und 
Alarich^  erfahren  wir,  daß  als  Form  der  Aussöhnung  ein 


5  Ähnlich  Greg.  Tur.  Hist.  Fr.  9,  20  =  MG.  Legg.  II  1  (Capp.)  1, 
p.   12  SS.     Vertrag  zwischen  Gunthram,   Childebert  II  und  Bnmhild  von 

587:    „Cum caritates    studio    conveaiissent,    ut    omnia,    qua;9 

undecumqne  inter  ipsis  scandjalum  poterat  generare,  pleniore  consilLo 
definirent,  id  inter  eos  mediantibus  sacerdotibus  atque  proceribus,  ..... 
placuit  atque  oonvenit,  ut,  ...  fidem  et  caritatem  puram  et  simplicem  sibi 
debeant  conservare.  —  [Folgen  die  Abmachungen]  —  Hoc  etiam  huic  addi 
placuit  pactione,  ut,  si  qua  pars  praesentia  statuta  sub  quacumque  callidi- 
tate  tempore  quocumque  transscenderet,  omnia  beneficia  tam  repromissa 

quam  in  praesenti  conlata  amittat  et  illi  proficiat,  qui  inviolabiliter 

servaverit,  et  sit  de  s£Lcramentx>rum  obligatione  in  omnibus  absoluta. 
His  itaque  omnibus  definitis  iurant  partes  per  Dei  omnipotentes 
nomen  et  inseparabilem  Trinitatem  vel  divina  omnia  ac  tremen- 
dum  die  iudicii,  so  omnia  ....  absque  ullo  dolo  malo  vel  fraudis 
ingenio   inviolabiliter  servaturum." 

6  Nach  dem  oben  n.  8  zitierten  Bericht  Gregors  v.  Tours  fügt 
daher  Gunthram  der  geschehenen  Eidleistung  die  Worte  bei :  .,Judicio  Dei 
ferar,  si  de  his  quicquam  transcendero,  quae  hie  continentiu-".  Es  ist 
wohl  eine  jüngere  Erscheinung,  wenn  im  Norden  der  Fluch  durch  den 
Fricdensmittler  gesprochen  wird.  Über  die  aus  kirchlichen  Anschau- 
ung<m  und  Interessen  hervorgegangenen  Verwünschungen  frühmittelalter- 
licher Schenkungsurkunden  vgl.  Loening,  Vertragsbruch  558  ff. ; 
Bluhmo,  Über  die  Bekräftigungsfonnoln  der  Rechtsgesch.,  Jahrb.  des 
gem.  deutschen   Rechts   III,  220  ff. 

7  Fredeg.  2,  58;  s.  olnm  Eiril.  •/..  «lies.  Kap.  n.  25.  Man  halt«;  da- 
nei>en  die  j^otischo  Ik'zeichnung  ,gasil)jon'  für  ,,si(li  vorsöhnoa"  —  Daliii, 
Könige,   VI-',  :}2  n.    10. 
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feierlicher  Adoptionsakt  in  Aussicht  genommen  wird,  in- 
dem Alarich  den  Bart  Chlodwigs  berühren  soll.  Eine  Zere- 
monie, mit  der  vielleicht  der  angelsächsische  Halsfang^ 
und  der  Fried ensknß  jüngerer  Quellen^  in  eine  Linie  zu 
stellen  ist.  Eine  Häufung  der  Zeremonien  scheint  hier  über- 
dies der  Übergang  vom  Bar-  zum  Kreditgeschäft  in  der 
Bußzahlung  mit  sich  gebracht  zu  haben.  Daß  man  sich  schon 
in  volksrechtlicher  Zeit  mit  der  Wadiation  der  Bußsumme 
am  Sühnetermin  begnügte,  wurde  oben  (§  3)  erwähnt.  Eine 
Zurückstellung  der  Urfehde  bis  zur  vollen  Bußzahlung  aber 
würde  den  Erfolg  der  Taidigung  gefährdet  haben.  Man  denke 
etwa  an  die  Bußabtragung  durch  vier  Generationen,  wie  sie  in 
L.  Rib.  12,  2  vorgesehen  ist.  Regelmäßig  erfolgt  deshalb 
im  unmittelbaren  Anschluß  an  die  Verwettung  der  Buße 
das  Friedensgedinge.  So,  wenn  in  F.  Marc.  II  18  der  Sühne 
vertrag,  wie  folgt,  geschildert  wird: 

„ut  pro  ipsa  causa  solidus  .  .  .  mihi  dare  debueras, 

quos  et  in  presenti  per  wadio  tuo  visus  es  trans- 

solsisse,  et  nos  ipsa  causa  per  fistuco  contra  te 

Visus  sum  werpisse**.^^ 

Das  angelsächsische  Recht  läßt  nach  Verbürgung  der 
Buße  zunächst  wenigstens  den  Königsfrieden  zwischen 
beiden  Sippen  errichtet  werden,  um  den  Parteien  für  den 
Zeitpunkt  der  abgewickelten  Bußentrichtung  noch  die  Ein- 
gehung eines  besonderen  Freundschaftsbundes  offen  zu 
lassen.i^ 

8  Vgl.   Brunner,  Sippe  und  Wergeid,   Z.sf.RG.  3,   16  f. 

9  Derselbe,  a.  a.  0.  und  RG.  I,  226;  His,  Strafr.  d.  Friesen  216. 

10  Vgl.  auch  F.  Sal.  Lindenbr.   19. 

11  Die  Satzung  über  Wergeldzahlung  [944  —  c,  1060]  regelt  zu- 
nächst die  Höhe,  Angelobung  (I.e.  3;  vgl.  Eadm.  7,  woran  unsere 
Satzung  sich  anlehnt)  und  Verbürgung  der  Buße,  und  fährt  darauf  fort: 

[4]  „9onne  J)aet  gedon  sy,  donne  Nachdem  dies  vollbracht  ist,  werde 

raere  man  cyninges munde,  daetis&aet  dann  Königs-Friedensschutz  errichtet 

hyeallegemaenumhandumofaeg&ere  d.  h.  daß  sie  alle  von  beiden  Sippen 

maegde  on  anum  waepne  dam   se-  mit    gemeinsamer  Hand    auf    eine 
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Schließlich  ist  hier  noch  der  Mannschaft  oder  Kommen- 
dation  zu  gedenken,  mit  der  jüngere  Quellen  vielfach  die 
Sühne  umkleiden  12  und  die  teils  unmittelbaren  Ersatz  des 
Erschlagenen  durch  Eintritt  in  die  Sippe i^,  teils  eine  ver- 
stärkte Friedenssicherung  bezwecken  mochte.  Daneben  be- 
gegnet schon  in  der  privaten  Sühne  die  Übergabe  der  festuca, 
der  namentlich  durch  Vertragsstrafen  in  Gestalt  von  Buß- 
gedingen für  den  Fall  des  Friedensbruchs  schneidige  Ver- 
wirklichung gesichert  wird.^*     An   die  Stelle   des  Festuca- 

mende   syllan,  &aet   cyninges  mund      Waffe    dem  Schiedsrichter    geloben, 
Stande."  daß  Königs-Friedensschutz  bestehen 

werde.     (Übers.  Lieberm.  I  393). 

Es  folgt  nun  die  Zahlung  sämtlicher  Bußbeträge. 
[6,l]Siddanmanmotmidlufeofgan,         Nachher  mag    man,    wenn    man 
gif  man    wille    fülle    freondraedne     volle  Freundschaft  erhalten  will,  [das] 
habban.  erlangen  durch  private  Versöhnung. 

(Ebendas.) 

^2  Ausführlich  handelt  darüber  His,  Totschlagssühne  u.  Mann- 
schaft (Festgabe  für  Güter  bock,  847—379);  vgl.  auch  E.  Mayer, 
D.u.Fr.VG.,   I,   1641,  184  f.;  Gäl,  Prozeßbeil.,  53  n.  2. 

^3  His,  a.  \aJ.  0,  375  ff.,  hält  dies  für  den  einzigen  Zweck;  ich 
kann  mich  aber  nicht  für  überzeugt  bekennen.  In  gewissem  Sinne  ist 
die  Mannschaft  unzweifelhaft  eine  Abspaltung  der  Selbstverknechtune;,  die 
bei  Insolvenz  eintrat  und  im  angelsächsischen  Rechte  in  feierlicher  Weise 
stattfand,  indem  der  schuldige  Dieb  etwa  seine  Hand  in  die  des  Klägers 
legte  („hajid  on  band  sylle"  II  Eadw.  6),  während  nach  fränkischem 
Rechte  der  Beklagte  seinen  Arm  auf  seinen  Nacken  legte  und  das  Haupt 
zur  Schur  bot  (F.  Sal.  Bign.  27,  F.  Pithoci  frgm.  75;  dazu  Sohm,  Fr. 
R.u.GV.  549  f.  n.  15/16).  Da  nun  die  Mannschaft,  wie  His,  a.  a.  0. 
368  f.,  selbst  nachweist,  nicht  als  Ersatz  der  Buße,  sondern  neben  dieser 
bezeugt  ist,  bleibt  nur  die  Annahme,  daß  die  alte  rechtliche  Bedeutung 
verblaßt  ist  imd  man  neben  Ergänzung  der  geminderten  Sippe  durch  Be- 
gründung des  besonderen  Treuverhältnisses  zugleich  den  Frieden  um  so 
fester  zu  begründen  suchte.  Dagegen  spricht  nicht  —  wie  His,  I.  c. 
373,  meint  — ,  daß  nur  der  Totsciiläger  Mannschaft,  nicht  auch  der 
Kläger  Hulde  leistet.  Die  Kommendation  begründet  ja  schon  für  sich 
zugleich  Treupflicht  des  Herrn.  Und  ihre  Anwendung  neben  dorn 
Friedenseide  ist  nur  eine  der  vielen  Häufungsfälle  von  Formen  der 
R€chtsl>estärkung. 

^*  ÜlK*r  die  Be<Jeutung  dieser  Maßregel  vgl.  L<j(;ning,  V«!rLrags- 
bruch    534  ff.,  Gal,   Frozeßbeih-guiig,    19  f.,   und  das   unten  Gesagte. 
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wurfs^^  tritt  in  unserer  Periode  die  Übergabe  einer  be- 
sonderen Urkunde,  der  Securitas^^,  welche  Vorläufer  des 
Sühne-  oder  Urfehdebriefs  des  deutschen  Mittelalters  ^^  ist. 
IL  Gleich  der  vorläufigen  Fehdeeinstellung  ist  nun  auch 
der  Friedensvertrag  aus  der  Privatsühne  in  das  gerichtliche 
Bußverfahren  der  Volksrechte  übergegangen.  Ja,  er  ist 
hier  nicht  auf  den  Konipositionsprozeß  beschränkt  geblieben. 
Als  sicherster  Schutz  gegen  jede  Wiederholung  des  Streites, 
bei  dessen  Beilegung  es  geleistet  wurde,  hat  das  Friedens- 
gelöbnis auch  im  Liegenschaftsstreit  Boden  gewonnen.i^ 
Woraus  sich  —  bei  dem  Reichtum  an  erhaltenen  Urkunden 
dieser  Art  —  die  Möglichkeit  ergab,  seine  Entwicklung  ein- 
gehend klarzustellen.  Das  ist  neuerdings  durch  Gäl  ge- 
schehen.i^    Das  wesentliche  Ergebnis  ist,  daß  wir  auch  hier 


1^  Vgl.  etwa  die  oben  im  Text  angeführte  F.  Marc.  II  18. 

16  Vgl,  darüber  Gäl,  Prozeßbeilegimg    16  f. 

1'^  Näheres  über  diesen  z.  B.  bei  His,  Strafr.  d.  Friesen  216. 

18  Von  da  führt  bekanntlich,  über  die  Brücke  der  Scheinprozesse, 
der  Weg  zum  Friedebann  bei  nichtstreitiger  Grundstücksveräußerung. 
Dagegen  wächst  im  germanischen  Norden  nicht  das  Friede  gebot,  sondern 
das  Friedegelöbnis  (trygdir)  in  das  Auflassungswesen  herein,  um  hier 
zwischen  den  Parteien  dieselben  Wirkungen  zu  begründen  wie  die  frän- 
kische Exfestukation,  die  ja  bisweilen  (s.  Gäl,  a.  a.  0.  50  n.  7)  auch 
mit  Eidschwur  verknüpft  ist.  Vgl.  K.  Lehmann,  Die  altnordische  (alt- 
norw.-altisl.)  Auflassung,  Z.H.  RG.  5,   101  ff. 

Während  die  Prozeßbeilegung  im  Bußverfahren  mit  der  Fehdebei- 
legung, dem  Ziel  des  ganzen  Prozesses,  dauernd  zusammenfällt,  so  daß 
der  Prozeßverzicht  zugleich  Fehdeverzicht  ist,  gewinnt  naturgemäß  im 
Liegenschaftsprozeß  die  Prozeßbeilegung  selbständigere  Bedeutung.  Ihr 
Ausgangspunkt  ist  aber  auch  hier  die  Verhütung  künftiger  Fehdeakte, 
die  Schlichtimg  voraufgegangener.  Wenn  Gäl  (a.  a.  0.  18)  dies  selbst 
einräumt,  so  wird  er  anderseits  (a.  a.  0.  53)  durch  seine  Hypothese,  dem 
fränkischen  Urteil  mangle  die  Rechtskraft,  genötigt,  die  Scheidung  zwi- 
schen Prozeßbeilegung  und  Fehdebeilegung  in  einem  Maße  zu  urgieren, 
das  geeignet  ist,  den  erkannten  Zusammenhang  wieder  zu  verdunkeln. 
Dagegen  schon  0.  Schreiber  in  seiner  Besprechung,  Gott.  gel.  Anz. 
1911,  734. 

^3  Die  Prozeßbeilegung  nach  den  fränkischen  Urkunden  des  VII.  bis 
X.  Jahrhunderts.     Untersuch.   102  (1910). 
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dieselben  Stufen,  wie  bei  der  vorläufigen  Fehdeeinstellung 
wieder  finden.  WäJirend  die  Volksgerichte  noch  lange  aus- 
schließlich das  unter  den  Parteien  gegebene  Friedegelöbnis 
kennen,  schließt  der  königsgerichtliche  Prozeß  bereits  mit 
dem  Friedegebot  als  gerichtlicher  Beilegungsverfügung.  Bis 
schließlich  das  Gebot  auch  in  den  volksgerichtlichen  Prozeß 
Eingang  findet.  Dabei  tritt  auch  hier,  wie  bei  der  Fehde- 
einstellung, das  Friedegebot  nicht  unmittelbar  an  die  Stelle 
des  Friedensgedinges,  sondern  geht  erst  durch  die  Mittel- 
form eines  vom  Richter  geheischten  und  ihm  in  die  Hand 
gelobten  Friedens  hindurch.20 

Das  Friedensgelöbnis,  das  sich  als  Gegenleistung  des 
Klägers  für  die  Urteilserfüllung  des  Beklagten  darstellt^i, 
ist  zunächst  noch  reiner  Parteivertrag.  Eine  unmittel- 
bare Beteiligung  des  Gerichts  ist  den  Urkunden  der  Mero- 
wingerzeit  unbekannt.  Daß  aber  die  Urkunden  dabei  auch 
für  das  Bußverfahren  ein  getreues  Bild  ergeben,  zeigt  die 
zeitgenössische  Chronik  Gregors  v.  Tours.  Eine  berühmte 
und  mehrfach  erörterte  22  Fehde  der  Merowingerzeit,  welche 
zwischen  den  beiden  Franken  Sicharius  und  Chramnisind 
sowie  deren  Sippen  spielte,  schließt  mit  einem  Urteil  des 
Gerichts  zu  Tours,  wonach  Sicharius  als  der  schuldigere 
Teil  eine  Buße  zu  erlegen  hatte,  für  welche  im  Interesse 
des  Friedens  die  Kirche  das  Geld  hergab.  Der  Hergang 
der  Versöhnung  ist  nach  Gregors  Bericht  (Hist.  Fr.  7,  47) 
folgender : 

„Tunc  datum  ab  aecclesia  argentum,  quae  iudicave- 

rant,  accepta  securitate  conposuit,  datis  sibi  partes 


20  Eine  Mittelstufe,  die  Gäl  als  solche  nicht  gewürdigt  hat,  wie  sie 
denn  auch  in  den  Urkunden  nur  selten  erkennbar  wird. 

21  Vgl.  Cart.  Sen.  51.     F.  Marc.  II  18.     Greg.  Tur.  Hist.  Fr.  7,  47. 

22  Am  ausführlichsten  bei  Dahn,  Fehdegang  und  Rcehtsgang  (Bau- 
steine II),  90  ff,,  und  G.  Monod,  Les  avoiitures  de  Sicliain?,  Ileviio 
lüstor.  XXXI  (1886)  259  ff.;  vgl.  femer  Sohm,  Proz.  d.  Ux  Salica,  172, 
179;  Del  Gitidice,  La  Vendetta  nel  dir.  Longob.  46  f.;  G.'il,  .1.  a.  O. 
18   n.  4. 
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invicem  sacramentis,  ut  nullo  umquam  tempore 

contra  alterum  pars  alia  musitaret.    Et  sie  alter- 

catio  terminum  fecit."23 

Wie  bei  den  eingangs  dieses  Paragraphen  besprochenen 
trygdir  des  nordischen  Rechts  werden  auch  hier  die  Friedens- 
eide beiderseits  geleistet.  Das  kann  bei  der  in  Frage 
stehenden  Verebnung  beiderseits  geübter  Fehdehandlungen 
auch  nicht  wundernehmen.  Bemerkenswerter  ist,  daß  man 
auch  bei  einfacher  Bußklage  den  Beklagten  einen  Gegen eid 
leisten  ließ,  weil  man  damit  rechnete,  er  werde  aus  Ärger 
über  die  ihm  abgenommene  Buße  Rache  üben.^* 

Eine  Mehrheit  von  Eiden  sieht  daher  Ed.  Roth.  143  bei 

der  Totschlagsklage  vor.    Der  König  bedroht  den  Uriehde- 

bruch  mit   doppeltem   Rückersatz   der  empfangenen   Buße, 

„si  .  .  .  pro  humicidio  .  .  .  conpositio  facta  fuerit 

et  pro  ampotandam  inimicitia  sacramenta  prestita".^^ 

23  Daß  das  Verfahren,  mag  es  auch  in  außergewöhnlicher  Weise  ein- 
geleitet sein,  sich  in  den  Formen  des  Rechtsganges  abspielt,  stellt  der 
Bericht  Gregors  außer  Zweifel.     So  auch  Monod,  a.  a.   0.    279    n.  5. 

2*  Die  nach  Lih.  Pap.  Roth.  143  von  beiden  Teilen  zu  leisteaiden 
Eide  lauten  daselbst:  „Petrus,  Martine,  interfecit  patrem  tuum  et  vult, 
ut  sibi  iures  ita:  de  hac  hora  inantea  per  ipsum  homicidium  [=  pro 
ipso  h.],  qujod  de  patre  meo  fecisti,  unde  michi  compositionem  dedisti, 
per  me  nee  per  meam  submissam  personam  non  faciam  furtum  nee 
scachum  nee  homicidium  nee  incendium  nee  piagas  nee  comprehensionem 
de  personis  tibi,  nee  hominibus  de  tua  parte,  nee  aliqnod  malum,  si  Dens. 

Modo  iura,  Petre,  quod  de  hac  hora  inantea  per  ipsam  compo- 
sitionem [=  pro  ipsa  c],  quam  tu  fecisti  Martino  de  patre  suo,  quem 
tu  interfecisti,  nee  per  te  nee  per  tuam  submissam  personam  facias 
scachum,  furtum,  homicidium  nee  incendium  nee  piagas  nee  comprehen- 
sionem de  personis  Martini  nee  hominibus  de  sua  parte,  nee  aliquod 
malum,   si  Deus." 

Auch  die  bekannte  Prozeßverzichtsstipulaiion  nach  L.  Rom.  Cur.  24, 
2  verlangt  beiderseitigen  Festucawurf. 

2^  Vgl.  dazu  Osenbrüggen,  Strafr.  d.  Lang.  6  und  12;  Del 
Giudice,  La  Vendetta  nel  dir.  Longob.  18.  Die  beiderseitigen  Eid- 
formeln sind  oben  n.  24  mitgeteilt.  Im  Gegensatz  zur  Festucabegebung 
dürfte  der  Friedenseid  seinen  Zusammenhang  mit  der  Fehde  darin  be- 
wahrt haben,  daß  er  in  schon  volksrechtlich  nicht  mehr  fehdewürdigen 
Klagen  unterblieb. 
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Dagegen  scheint  man  sich  im  bayrischen  Rechte  auch  mit 
einseitig  vom  Fehder  beschworener  Urfehde  begnügt  zu 
haben.  Wenigstens  ordnet  Herzog  Tassilo  in  den  Neuchinger 
Dekreten  an,  daß  derjenige,  der  Miene  machte  wegen  eines 
ihm  ungünstig  ausgeschlagenen  Zweikampfes  zur  Fehde  zu 
greifen,  einen  als  Achteid  bezeichneten  Schwur  mit  dreien 
(aus  der  Sippe)  ernannten  Eidhelfem  zu  leisten  habe.26 

Statt  des  Eides  oder  auch  neben  diesem  begegnet,  wie 
in  der  Privatsühne,  so  auch  im  Bußverfahren  die  Übergabe 
der  festuca,  an  deren  Stelle  später  die  Begebung  der  Se- 
Curitas   tritt. 2'     Auch   dieser   Akt  vollzieht   sich    zunächst 


26  Decr.  Tass.  4,  5 :  „Qui  supra  praedictae  pugnae,  quod  chamfwich 
diximus,  post  peractum  iudicium  se  simile  vindictae  erigere  contra  quae- 
rentem  praesumpserit,  sacramentum  quod  ahteid  dicitur  iuret  in  ecclesia 
cum  3  sacramentales  nominatos".  Auch  Sohm,  Fr.R.u.GV.  5781, 
bezieht  diese  Stelle  auf  Urfehde.  Die  Ernennung  der  Eidhelfer  erfolgte 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  aus  der  Sippe  des  Schvvörenden;  wahr- 
scheinlich sollte  der  Bedrohte  dadurch  die  Möglichkeit  gewinnen,  die 
gefährlichsten  Gesippen  des  Gegners  sich  unschädlich  zu  machen.  Der 
Eid  erinnert  an  den  friesischen  Friedenseid,  s.  oben  n.  5.  Auch  im 
deutschen  Mittelalter  wird  übrigens  der  Urfehdeeid  als  Schutzmittel  gegen 
Bedrohimg  angewandt.  His,  Gelobter  u  gebotener  Friede,  Z  2  f.  RG.  33, 
144  f. 

27  Vgl.  die  Ausführungen  und  Belege  bei  Gäl,  a.  a.  0.  20,  32ff. ; 
16  ff.,  wo  allerdings  —  wie  in  den  Urkunden  selbst  —  Wadiation  des 
Friedensgelöbnisses  imd  Exfestukation  ineinanderfließen.  Es  ist  auch 
höchst  wahrscheinlich,  daß  beide  in  der  Fehdebeilegung  des  Bußprozeases 
ihren  gemeinsamen  Ausgang  haben.  Wo  mit  dem  Festucawurf  sich 
Bußgedinge  verknüpfen,  liegt  es  näher,  an  Wadiation  zu  denken  als  an 
Verzicht.  Dagegen  wohnt  namentlich  der  Werpitio  fränkisch-burgundischer 
Gerichtsurkunden  umiiittelbare  Verzichtssymbolik  inne,  weshalb  sie  auch 
bei  nichtstreitiger  Auflassung  begegnet  (Rcc.  de  Climy  I,  Nr.  162,  219,356, 
594,  595,  597,  729  usw.).  Vgl.  die  Beispiele  bei  Gäl,  a.  a.  0..  33  f. 
Nebeneinander  stehen  Wadiation  und  Verzicht  in  den  von  Gäl,  a.  a.  0.  36, 
zitierten  proven^alischen  Urkunden,  woselbst  eine  der  beiden  fcslucac  als 
Wadia  künftigen  Frie<ion3  gegeben,  die  andere  zum  Ausdruck  dos 
Verzichts  auf  die  Erde  geworfen  und  zerlreten  wird.  Diese 
Verzichtssymbolik  möchte  ich  als  Rückgabe  bzw.  Vernichtung  der  Waxlüi 
zum  Zeichen  geschehener  Erfüllung  deuten  und  den  Ausgangspunkt  dee 

DeutKchrechtllchc  Beiträge.    X.  2.  2i 
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zwischen  den  Parteien,  wie  ein  Beispiel  aus  der  Expositio 
des  Liber  Papiensis  (zu  Ed.  Roth.  143)  veranschaulichen 
mag.  Der  Richter  weist  nach  gezahlter  Buße  und  geleisteten 
Friedenseiden  den  Kläger  an: 

„Martine,  perdona  Petro  per  istum  fustem  omnes 
causas,  calumpnias,  querelas  et  querimonias,  composi- 
turam  et  sacramenta  seu  de  ceteris   causis,  quae  per 
ipsum  advenerint,  quod  tu  inde  permaneas  tacitus  et 
contemptus,   et  Petrus   permaneat  securus,   solutus   et 
indempnis." 
Seit    dem   Ende    des   8.   Jahrhunderts    gliedert   sich    nun 
die  Urfehde  dem  fränkischen  Gerichtsverfahren  derart  ein, 
daß  der  Richter  unter  Ausschließung  aller  Parteiwillkür  von 
Amts  wegen  ihren  Abschluß  betreibt.^«    Sei  es  in  Gestalt 
eines  Gebots  an  den  Kläger  (bzw.  Beklagten)  zur  Leistung 
des  Gedinges 29,  sei  es  durch  förmliches  Urteil.^o    Das  Ge- 
richt heischt  Frieden.     Und  gleich    den    anderen    pro- 


Bildes  in   dem    Falle   suchen,    daß   der   Gegner   entweder   angewetteten 
Beweis  erbracht  oder  die  angewettete  Buße  bezahlt  hat. 

Dann  wird  man  freilich  die  Exfestukaton  im  Liegenschaftsprozeß 
der  fränkischen  Gerichtsurkunden  von  Hause  aus  nicht  mit  der  herr- 
schenden Lehre  als  Auflassung  der  strittigen  Liegenschaft,  vielmehr  mit 
Gäl  (a.  a.  0.  34)  als  Prozeßauflassung  zu  erklären  haben.  Dem  Friedens- 
schluß des  Bußverfahrens  entwachsen,  bedeutet  sie  hier  in  erster  Linie 
das  Bekenntnis,  daß  das  Urteilserfüllungsversprechen  verwirklicht,  die 
Prozeßschuld  getilgt  sei.  Woraus  sich  dann  auch  erklärt,  weshalb  die 
Urkunden  den  in  römischen  Quellen  die  Quittung  bezeichnenden  (s.  Gal, 
a.  a.  0.    20    n.   1)  Ausdruck  „Securitas"  tragen. 

28  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.    42,  44  ff. 

29  So  die  (bei  Gäl,  a.  a.  0.  1  ff.,  zitierte)  Urkunde  aus  dem  Cartu- 
laire  von  Redon  (de  Courson,  Nr.  105)  von  857/58:  „promitte  et  da 
securitatem  .  .  .  ut  nunquam  ....  queratis  illam  hereditatem"  und 
die  (ebenda  42  aufgeführte)  südfranzösische  Urkunde  (Devic  et  Vais- 
sete,  Hist.  de  Langucdoc,  II,  169)  von  868:  „Fac  cito  evacuationem". 
Entsprechend  die  Formel  Lib.  Pap.  Roth.   143. 

^^  F.  Sal.  Lindenbr.  19:  „Complacuit  .  .  .  ipso  oomite  seu  aliis 
quam  plures,  .  .  .  ut  talem  securitatem  .  .  .  fecissent,  sicuti  et  fecerunt". 
Weitere  Belege  bei  Gäl,  a.  a.  0.    27   n.  3,  42   n.  3,  45^  n.  5. 
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zessualen  Verpflichtungserklämngen  wird  dann  auch  das 
Friedensgelöbnis  unmittelbar  in  des  Richters  Hand  ge- 
leistet. So  sagt  eine  Cluniacenser  Urkunde  aus  den  Jahren 
927/42  von  der  mit  dem  Gelöbnis  verknüpften  Bürgen- 
stellung : 

„adhibendi  sunt  testes  seu  fideisponsores,  qui  se 

vades  sponte  offerant  iuditiarie  potestati  secundum 

id,  quod  priscQ  leges  sanxere,  quatinus  si  quispiam  .  .  . 

emerserit  calumpniam  cupiens  inferre,  .  .  .  facient,  quod 

lege  tenetur  conscriptum".3i 

Wurde  die  Urfehde,  verstärkt  durch  Festucawurf,  in 
Richters  Hand  gelobt,  so  war  es  natürlich,  daß  auch  die  an 
die  Stelle  der  festuca  getretene  Urkunde  nun  ihren  Weg 
durch  die  Hand  des  Richters  nahm.  Dabei  mochte  aller- 
dings der  erstbegebende  Kläger  neben  dem  daraufhin  weiter 
begebenden  Richter  leicht  als  Mitaussteller  erscheinen,  ohne 
daß  doch  über  die  Verschiedenheit  der  Rollen  Zweifel 
herrschen  kann.  Eine  Stufe,  die  der  F.  Sal.  Lindenbr.  19 
zugrunde  liegt.  Ein  Mann  hatte  den  Immunitätsbefohlenen 
eines  Bischofs  (oder  Abtes)  getötet.  Letzterer  klagt  nun  vor 
dem  Grafen  und  es  ergeht  Urteü  auf  Bezahlung  der  Buße, 
was  auch  geschieht. 

„Postea  .  .  .  necesse  fuit  .  .  .,  ut  talem  epistolam 

securitatis   per   manus   eorum   firmatam    ab    ipso 

pontifice  vel  ab  ipso  comite  seu  et  ab  aliis  loci 

pagensibus  accipere   teberet." 

Nach  dem  Vorbilde  des  Königsgerichts  übernehmen  end- 
lich auch  die  Volksgerichte  an  Stelle  des  geheischten  den 
gebotenen  Frieden.  Ein  solches  Friedegebot  findet  sich 
in  einer  Reichenauer  Formel ^2^  wo  nach  durchgeführter 
Klage  wegen  Besitzentziehung  und  nach  Rückgabe  der  ent- 
zogenen Gegenstände  der  Graf  befiehlt: 

^1  Bcrnard-Bruel,  Rec.  do  Cluny,  I,  Nr.  ;ir)3.  V^l.  aurh  (;;'i|, 
a.  a.  0.  47  n.  5. 

32  F.  Augicns.  Coli.  B  40.  V^;l.  dazu  Cäl,  a.  a.  ().  Hli,  und  die 
das.  n.  2  ziisanirm-ongcstellte  I^iteratur. 

14« 
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„Qui  hoc  inquietant,  solvant  in  publico  sol. 
sexaginta,  et  duplam  repetitioriem  apud  quem  habuit 
racionem." 

Aber  auch  der  langobardische  Prozeß  kennt  es  in  Liegen- 
schaftsprozessen ^3  sowohl  wie  im  Bußverfahren. 3*  Wie  zähe 
sich  übrigens  auch  neben  der  neuen  Form  noch  das  alte 
Gedinge  hielt,  zeigt  nicht  nur  eine  Reihe  von  Urkunden^^^ 
sondern  auch  das  karolingische  Amtsrecht  selbst.  Denn 
wenn  die  Form  des  Friedensschlusses  aus  den  Folgen  des 
Friedensbruchs  erschlossen  werden  darf,  so  bestand  diese 
unter  Karl  d.  Gr.  in  Friedebann  des  Richters  und  Eidschwur 
der  Parteien  (Cap.  Theodonisvill.  II,  cap.  5): 

„si  aliquis  post  pacificationem  alterum  occiderit, 

conponat  illum  et  mamum,  quam  periuravit,  pordat 

et  insuper  bannum  dominicum  solvaf'.^ß 

Auch  im  Liegenschaftsprozeß  ist  ja  das  Beilegungsgebot 

nur  neben  den  Beilegungsvertrag  getreten,  ohne  ihn  zu  ver- 

drängen.3^ 


33  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.  11  und  n.  1  das. 

34  Formel  des  Lib.  Pap.  Roth.  143:  „Vel  ita:  seniores  iudices,  mit- 
tite  iudicium.  Juxta  vestram  professionem  et  manifestationem  Martinas 
pennaneat  tacitus  et  contemptus,  'et  Petrus  permaneat  securus,  solutus 
et  indempnis.  —  Senior  comes,  rogatis  facere  inde  noticiam?  —  Rogo." 

35  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.   80. 

3ß  Unmittelbar  vorauf  geht  der  Satz:  „discutiatur  .  .  .  quis  e 
duobus  contrarius  sit,  ut  pacati  sint,  et  distringantur  ad  paoem  etiamsi 
noluerint;  et  si  aliter  pacificare  nolunt,  adducantur  in  nostram  praesen- 
tiam".  Letzteres  wird  man  auf  dem  Fall  beziehen  müssen,  daß  trotz 
Bannbefehls  der  Friedensschwur  nicht  zu  erreichen  ist.  Vgl.  dazu  auch 
Cap.  Harist.  v.  779    §  22. 

Wenn  deshalb  Ludwig  d.  Fr.  in  den  Capp.  legibus  laddenda  v.  818/19, 
§  13  sagt:  „Si  quis  aliqua  necessitatö  cogente  homicidium  conmisifc, 
oomes  ....  et  compositionem  solvere  et  faidam  per  sacramentum 
pacificari  faciat"  —  so  möchte  ich  daraus  nur  entnehmen,  daß  der 
Eidschwur  noch  als  wesentlich  galt.  Daß  daneben  der  Bannbefehl  er- 
ging, ist  angesichts  des  im  Text  gebotenen  älteren  Zeugnisses  kaum  zu 
bezweifehi.     So  auch  Loening,    Vertragsbruch    134  ff. 

37  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.    80. 
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Wo  der  richterliche  Friedebann  streng  ausgebildet  ist, 
da  wird  nun  das  Friedegebot,  das  ja  keinerlei  Vertrags- 
gmndlage  mehr  hat,  ohne  Beteiligung  der  Parteien  der  Ge- 
richtsurkunde eingefügt,  wie  sich  schon  aus  der  angeführten 
langobardischen  Formel ^s  ergibt.  Freilich  gehört  diese  Stufe 
kaum  mehr  der  eigentlich  volksrechtlichen  Zeit  an;  sie  setzt 
nicht  vor  der  Gerichtsreform  Karls  d.  Gr.  und  auch  dann 
zunächst  nur  sporadisch  ein.^^ 

Häufig  werden  die  Urfehden  durch  besondere  Buß- 
ge dinge  für  den  Übertretungsfall  verstärkt.  Dem  Liegen- 
schaftsstreite^o  gleich  bekannt  wie  dem  Bußprozeß^i,  stipu- 
lieren  sie  mit  Vorliebe  das  Doppelte  des  Einsatzes  (poena 
dupli).*2  Als  eine  Form  von  Währschaftsübernahme  für 
die  allseitige  Anerkennung  des  Friedens ^^  waren  sie  offenbar 
dazu  bestimmt,  die  Einbeziehung  der  Sippe  in  den  Friedens- 
vertrag*^ zu  ersetzen,  zugleich  aber  auch  gegen  Beein- 
trächtigung seitens  Nichtgesippter  zu  schützen.*^   In  letzterer 

38"'i^Pap.  Roth.  143.  oben  n.  34.     Gäl,  a.  a.  0.    76 ff. 

3^  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.    78. 

*o  Vgl.  Gäl,  a.  a.  0.,  53  ff.,  insbes.  57. 

*i  Vgl.  etwa  Form.  Andec.  6,  26,  42,  44;  Lib.  Pap.  Roth.  143, 
Formel :  „Modo  te  sponde,  Martine,  ut  si  unqnam  in  tempore  tu  aut 
tui  filii  vel  herodes  contra  Petnun  vel  contra  suos  heredes  de  hac  re 

habueritis  agere  aut  causare quod  composueritis  in  duplo  queri- 

moniam,  unde  agetur,  et  insuper  penam  argönli  libras  10". 

*2  über  die  Herkunft  dieser  aus  der  römischen  ürkundenpraxis  des 
Frühmittelalters  vgl.  Bluhme,  Über  Bekräfligungsformeln  der  Rechts- 
geschäfte, Jahrb.  d.  gem.  deutschen  Rs.  III,  197  ff.;  Locning,  Ver- 
tragsbruch 536  ff. 

*-^  Inwiefern  dieselben  als  Währschaftsübernahme  zu  fasaen  eind, 
darüber  vgl.  Locning,   Vertragsbruch    550  ff. ;   Gäl,  a.  a.   0.^  53  f. 

*^  Belege  für  Frieden sge<linge  unter  Einbezug  teils  ganzer  Sippen, 
teils  wenigstens  der  Erben  bei  Gäl,  a.  a,  0.  54  f.,  56  n.  1  u.  2.  Das 
Friedegebot  bindet  wenigstens  Erben  und  Rechtsnachfolger.    Ebenda  84  f. 

*^  Auf  diese  Weise  dienten  die  Bußgcwette  der  fränkischen  Securitas 
demselben  Gedanken,  wie  die  Kiagegewere,  welche  nach  säclisischem 
Rechte  teils  vor  Erhebung  der  Klage  (Ssp.  Ldr.  I  63,  §  2;  II  15;  III 
14,  §  2),  teils  auch  dort  nach  dem  Urteile  zu  leisten  war.  Vgl.  Planck, 
GV.  I    081. 
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Hinsicht  wird  man  in  ihnen  eines  der  vielen  Zeugnisse  für 
den  Zerfall  des  Sippeverbands  zu  erblicken  haben.*^ 

Auch  in  den  Bußgedingen  mag  man  nun  den  Einfluß  der 
erörterten  Umgestaltung  wiedererkennen,  insoferne  in  ihnen 
schon  frühe *^  als  Bußmitgläubiger  die  öffentliche  Gewalt  auf- 
tritt*^,  just  wie  anderwärts  diese  neben  der  Partei  Mitaus- 
stellerin    der    Securitas    wird.*^    Mit    der  Verdrängung  des 


*6  Erst  mit  dem  Zerfall  der  natürlichen  Geschlechtsverbände  und 
dem  Eindringen  anderer  Rechtsbeziehimgen  in  größerem  Umfange  konnten 
Möglichkeiten  in  greifbare  Nähe  rücken,  welche  die  Urkundenpraxis 
zwangen,  sich  auch  gegen  Eingriffe  dritter  zu  wenden.  Der  Zusammen- 
hang besteht  also  unstreitig.  Von  dem  Brauche,  durch  gedungene  Mör- 
der vorzugehen,  ist  oben,  Kap.  I  §  2,  insbes.  n.  16 — 19  gehandelt.  Über 
Gefolgschaft  bei  Fehdehandlungen  vgl.  etwa  Osenbrüggen,  Straf r.  d. 
Langob.  38  ff.  Verwandte  Erscheinungen  im  Liegenschaftsrechte  (Be- 
sitzstörung durch  vorgeschobene  dritte)  erörtert  Loening,  Vertragsbruch 
551  f. 

*'^  Der  Urfehde  nach  Parteiwillkür  entspricht  z.  B.  noch  die  Fas- 
sung des  Gedinges  in  F.  And.  26,  woselbst  namens  einer  gewaltsam 
entführten  Frau  nach  Beilegung  der  Sache  geurkundet  wird:  „Unde 
convenit,  ut  .  .  homo  manu  sua  firmata  [ihre  Handfeste]  exinde  accipere 
deberunt  [=  debeat],  —  quod  ita  et  fecit  — ,  ut,  se  ipsa  femena  post 
hunc  dia©  resultare  volfuerit  ciontra  homiiiie,  soledus  tantus 
conponat.     Facta  securitas." 

*^  Beispiele  in  großer  Zahl  bieten  bekanntlich  die  Formelsamm- 
lungen. Vgl.  auch  Loening,  Vertragsbruch,  582^  n.  60.  Die  von  diesem 
Forscher  (a.  a.  0.  581  ff.)  vertretene  Auffassung,  als  wollten  die  Straf- 
drohimgen  zugunsten  des  Fiskus  lediglich  auf  das  gesetzliche  Bußanteils- 
recht  der  öffentlichen  Gewalt  (den  fredus)  hinweisen,  scheitert  doch 
wohl  an  der  ganz  willkürlichen  Bemessung  dieses  Anteils  in  den  Ur- 
kunden. 

*^  Wenn  Mitausstellung  des  Gerichts,  wie  oben  vermutet,  mit  der 
Ausstellung  durch  Richters  Hand  gleichbedeutend  ist,  so  wird  man  auch 
bei  Mitgläubigerschaft  des  Gerichtsherrn  an  Andingung  in  Richters  Hand 
denken  dürfen.  Ein  Zusammenhang  zwischen  Bußteilnahme  und  Friedens- 
geheisch  des  Richters,  auf  den  schon  oben,  §  2,  bezüglich  der  vor- 
läufigen Sicherheit  nach  Liutpr.  42  hingewiesen  wurde.  Auch  Bluhme, 
a.  a.  0.  221  f.,  nimmt  an,  daß  diese  Gewette  dem  Richter  von  vornherein 
angelobt  wurden  imd  insofern  als  Ausfluß  des  Vertrags,  den.  sie  zu  schützen 
hatten,  zu  betrachten  sind.     Dagegen  Loening,  a.  a.   0.  582. 
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Friedegelöbnisses  durch  das  Friedegebot  verlieren  dann  auch 
die  Bußgedinge  ihre  Bedeutung.  Freilich  haben  sie  zuvor 
erst,  insbesondere  in  der  Gestalt  ihrer  teilweisen  Zuweisung 
an  den  Fiskus,  der  königlichen  Friedebannbuße  den  Weg 
gebahnt. 

Mit  dieser  aber  ist  die  Entwicklung  des  volksrecht- 
lichen Bußprozesses  auch  bei  der  Urfehde  zu  jener  Stufe 
gediehen,  auf  welcher  der  Gedanke  staatlichen  Rechts- 
schutzes an  die  Stelle  der  Parteiwillkür  getreten  ist.  Eine 
Verallgemeinerung  dieses  Gedankens  und  zugleich  eine  Los- 
lösung vom  jeweiligen  Gebot  des  Richters  ist  es,  wenn  gegen 
Ende  unserer  Periode  auch  allgemeine  gesetzliche  Buß- 
androhungen gegen  die  Wiederholung  vorentschiedener 
Prozesse  begegnen.  Wie  im  Einlassungszwange,  so  geht 
auch  hier  das  alamannische  Volksrecht  voran.  Sein  ver- 
mutlich an  eine  bayrische  Vorlage  anknüpfendes  ^o  Verbot 
der  Prozeßwiederholung  bedroht  denjenigen  mit  Buße, 
welcher  ungeachtet  der  über  das  Urteil  gezogenen  Zeugen 
und  gezahlter  Buße  eine  beendete  Sache  wiederum  zum 
Gegenstande  einer  Klage  macht^^    Ein  Grundsatz,  welcher 

^0  So  K.  Lehmann,  Zur  Textkritik  u.  Entstehungsgeschichte  des 
alam.  Volksrechtes,  N.  Arch.  10,  491  und  Leges  4  o  S.  I  tom.  V,  1 
p.  153    n.  1. 

^1  L.  AI.  91:  „Si  quis  aliquem  post  finienda  causa  et  emendata 
cum  mallare  voluerit  post  testes  tractos  et  emendationom  dataon^ 
si  hoc  praesurnpserit  temptare  et  iste  non  potest  per  sacramentum  vel 
per  testes  defensare,  (vel)  per  pugna  duoriim  se  defendat,  post  hoc  ille 
testatur  cum  40  sol.  conponat".  Die  von  Gäl,  a.  a.  0.  8,  gegebene  Aus- 
legung, als  sei  hier  im  Nachprozeß  nicht  das  Urteil,  nur  die  Buß- 
zahlung zu  beweisen,  halte  ich  nicht  für  gerechtfertigt.  Die  testes 
tracti  sind  doch  wohl  die  im  Vorprozeß  gezogenen  Zeugen.  Zeugcai- 
ziehung  erfolgte  aber  über  das  Urteil  (L.  Rib.  59,  7).  Der  Abwehrbeweis 
(defensare)  wird  nun  entweder  durch  diese  Urteilszeugon  oder  aber  durch 
Ilelferi'id  unter  Hinweis  auf  die  Hußzahlang  (motivierte  Reinigung,  s. 
unten  Kap.  III,  Abschn.  II,  §  2,  II)  crbraciit;  nur  wo  der  Beklagte 
keines  von  beiden  zur  Verfügung  hat,  kommt  es  zum  Zweikampf.  Mit- 
bin konnte  man  die  Vorein tscbeidung  urimitt'-'lbar  (<iiir(li  Zeugen)  oder 
mittelbar  (durch   Nacliweis  seines  Vollzugs)  erhärten. 
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schließlich  durch  Karls  d.  Gr.  Capitulare  legibus  additum  von 
803  (cap.  10)  aufs  ganze  Reich  ausgedehnt  wurde.^^ 

Ergebnisse. 

Die  bisherigen  Ausführungen  dürften  gezeigt  haben, 
daß  das  Bußverfahren  der  Volksrechte  kein  abgeschlossenes 
Grebilde  ist,  sich  vielmehr  im  vollen  Flusse  einer  Entwick- 
lung befindet,  an  deren  Beginn  der  Parteivertrag,  an  deren 
Ziel  der  richterliche  Prozeßbetrieb  steht.  Da  es  sich  hierbei 
um  die  Erstarkung  der  staatlichen  Gerichtsgewalt  handelt, 
konnte  sich  die  Untersuchung  auf  die  Bindungselemente  des 
Verfahrens :  die  Prozeßeinleitung,  die  vorläufige  Befriedung, 
die  Urteilserfüllung  und  die  Urfehde  beschränken.  Hierbei 
traten  übereinstimmend  —  bald  mehr,  bald  weniger  deut- 
lich —  drei  Entwicklungsstufen  hervor. 

Auf  einer  ersten  Stufe,  die  überall  an  die  Formen  der 
Privatsühne  anknüpft,  herrscht  der  Parteivertrag.  Die  Bin- 
dung erfolgt  zwischen  den  Streitteilen ;  Aufgabe  des  Richters 
aber  ist,  sei  es  durch  seine  Autorität,  sei  es  durch  die 
drohende  Anhängigmachung  beim  Königsgerichte,  sei  es  end- 
lich durch  den  Bußzwang  seines  Gebotes  auf  jene  Bindung 
der  Parteien  hinzuwirken. 

Einen  unmittelbareren  Einfluß  auf  das  Verfahren  ver- 
schafft der  Richter  sich  dadurch,  daß  er  sich  zum  Mittels- 
mann und  Träger  der  Parteienbindung  macht,  die  Gedinge 
in  seine  Hand  ablegen  läßt  Zunächst  wohl  als  Vertrauens- 
mann der  Parteien,  vereinigt  der  Richter  nun  in  seiner  Person 
die  Prozeßgelöbnisse  beider  Teile,  so  daß  er  nun  von  Rechts 
wegen  ihre  Erfüllung  zu  betreiben  in  der  Lage  ist. 

Wo  endlich  die  Entwicklung  dazu  reif  ist,  wird  das  Ge- 
löbnis als  überflüssige  Form  abgestreift;  der  Richter  nimmt 


^2  j,Si  quis  causam  iudicatam  repetere  in  mallo  praesumpserit, 
ibicjue  testibus  oonvictus  fuerit,  aut  15  sol.  comp,  aut  15  ictus  ab  sca- 
binis,  qui  causam  prius  iudicaverunt,  accipiat."  Vgl.  dazu  Gäl,  a.  a.  0. 
78.  81. 
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kraft  seiner  Gerichtsgewalt  denjenigen  Einfluß  auf  den  Prozeß 
wahr,  den  er  vordem  nur  auf  Grund  der  ihm  geleisteten 
Parteigelöbnisse  erlangte. 

Dabei  erschöpft  sich  die  erkannte  Entwicklung  keines- 
wegs in  jenen  Bindungsformen  des  Verfahrens.  Auch  die 
Verhandlung  1  und  Vollstreckung  ^  weist  dieselben  Züge  der 
Umbildung.  In  der  Urteilsfällung  aber  läßt  sich  wenigstens 
der  Übergang  von  der  ersten  zur  zweiten  Stufe  mit  Be- 
stimmtheit wahrnehmen.3  Freilich  schreitet  die  Entwicklung 
nicht  mit  ausgerichteter  Fluchtlinie  vorwärts.  Gerade  die 
Praxis,  wie  sie  in  den  Gerichtsurkunden  sich  darbietet, 
zeigt  ein  buntes  Nebeneinander  aller  drei  Phasen.  Sicher- 
lich hat  es  eine  Zeit  reinen  Parteibetriebes  gegeben, 
wie  er  in  den  ursprünglicheren  Volksrechten  noch  zu 
erkennen  ist.  Aber  der  Übergang  vom  Parteivertrag 
zur  richterlichen  Andingung-  ist  weder  allerorts  noch  auch 
bei  allen  Teilen  des  Verfahrens  gleichzeitig  erfolgt.  Schließ- 
lich ist  das  richterliche  Gebot  selbst  erst  am  Schlüsse  dieser 
Zeit,  vielfach  auch  jetzt  nur  teilweise  zur  Herrschaft  ge- 
langt.4  Ja,  in  einzelnen  Erscheinungen  hat  das  hohe  Mittel- 
alter sogar  wieder  einen  Rückschlag  in  ältere  Formen  er- 
lebt^  wie  es  bei  der  Rechtszersplitterung  und  dem  Mangel 
einer  starken  Gerichtsgewalt  unvermeidlich  erschien.  So 
möchte  es  gewagt  sein,  von  Entwicklungsstufen  im  Sinne 
einer  nach  Jahrzahlen  rechnenden  Geschichtsbetrachtung  zu 
reden.  Trotzdem  sind  es  mehr  als  bloß  gedankliche  Werte, 
sind  es  die  Marksteine  einer  fortschreitenden  Festigung  des 


1  Vgl.  oben  §  3,  insbcs.  n.  28. 

2  Das   Nähere   bleibt  späterer  Darstellung   vorbehalten. 

3  Vgl.  die  Nachweise  in  §  3  oben. 

*  Bezeichnend  dafür  ist,  daß  selbst  im  königsgerichtlichen  Ver- 
fahren neben  der  Vorladung  sich  die  Andingung  unter  Bürgenstellimg  zu 
halten  vermochte.  Vgl.  Brunner,  HG.  II,  138,  523.  S.  auch  oben 
§  1,  A. 

^  Es  sei  hier  beispielsweise  auf  die  vorläufige  Befriedung  verwiesen. 
Vgl.  oben  §  2. 
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Verfahrens,  die  —  bei  aller  Unregelmäßigkeit  der  Einzel- 
erscheinungen —  in  ihrer  Gesamtwirkung  sich  doch  ein- 
heitlich erweist:  ausgehend  von  den  ungelenken  Formen 
der  Privatsühne,  hinführend  aber  zum  straff  organisierten 
Prozeß  der  Westgotengesetze  wie  des  karolingischen  Amts- 
rechtes. 

Mit  seiner  formalen  Strafhing  geht  die  innere  Umwand- 
lung des  Bußprozesses  Hand  in  Hand.  Die  Lösungsmöglich- 
keit des  Befehdeten  wird  zur  Bußschuld,  auf  welche  der 
Verletzte  Anrecht  hat;  die  Fehde  aber  hat  aufgehört,  die 
Grundlage  des  Sühneanspruchs  zu  sein.  An  die  Stelle  der 
Sühne  tritt  die  Klage  auf  Buße;  das  Bußverfahren  ist  jetzt 
ein  Verfahren  um  Schuld.  Es  ist  klar,  daß  diese  Wandlung^ 
wie  sie  einerseits  das  Ergebnis  der  Veränderungen  des  Ver- 
fahrens ist,  anderseits  auf  diese  wiederum  fördernd  ein- 
wirken mußte,  so  daß  mit  der  veränderten  Stellung  der 
richterlichen  Gewalt  die  sachlich  neue  Einstellung  der 
Parteien  gleichen  Schritt  hielt.  Ausgesprochene  Sühneele- 
mente verlieren  entweder,  wie  die  Befriedung,  fast  ganz  ihre 
Bedeutung  oder  erfahren,  wie  die  Urfehde  (als  Klaggewere), 
nunmehr  eine  Verschiebung  ihres  Schwerpunktes  nach  der 
rein  prozessualen  Seite  hin.  Im  Einlassungs vertrag  tritt 
das  einseitige  Interesse  des  Klägers  immer  mehr  in  den 
Vordergrund;  dem  Streitgedinge  ist,  auch  psychologisch'  be- 
trachtet, durch  den  nunmehr  petitorischen  Charakter  der 
Bußklage  zugunsten  der  Ladung  der  Boden  entzogen.  Im 
Urteil  weicht  das  auf  ein  Leistensollen  des  schuldigen  Teiles 
gehende  Erkenntnis  der  Feststellung  des  streitigen  An- 
spruches.^ 

Was  aber  für  die  formale  Gestaltung  des  Verfahrens  als 
selbständige  Mittelstufe  erkannt  ist,  hat  für  den  Geist  des 

6  über  das  Urteil  auf  Leistung  im  älteren  fränkischen  Prozeß  vgl. 
die  Äußerungen  Siegels,  GV.  I,  148,  Brunners,  Zeugen-  u.  In- 
quisitionsbeweis, Forsch.  90  n  2,  und  Gäls  Prozeßbeilegiing  5  f.  Das 
Urteil  der  langobardischen  Gerichtsiirkunden  ist  bereits  im  8.  Jh.  Fest- 
stellungsurteil.    Vgl.  Gäl,  a.  a.   0.    10  f. 
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Prozesses  die  Bedeutung  einer  Übergangsphase.  Im  Grunde 
sind  es  hier  nur  die  zwei  Gegenhilder:  Sühne  und  Buß- 
Mage.  Insoferne  man  weniger  die  Gestaltung  des  Prozeß- 
hetriebes,  als  die  Bestimmung  des  Verfahrens  in  den  Vorder- 
grund rückt,  mag  man  dann  auch  dem  Bußprozeß  über- 
haupt eine  Gliederung  in  zwei  Grundformen  zuerkennen: 
eine  ältere  Stufe  mit  ausgesprochenem  Sühnecharakter 
einerseits,  und  eine  jüngere,  der  Verfolgung  des  Buß- 
anspruches dienende  anderseits. 


III.  Kapitel. 
Die  Beweisverteilung  im  Bußverfaliren. 

Einleitung. 

Die  Betrachtung  eines  jeden  Beweisrechtes  wird  von 
der  Natur  des  Verfahrens,  dem  es  eingeordnet  ist,  aus- 
gehen müssen.  Nur  so  ist  die  Gewähr  für  ein  rich- 
tiges Verständnis  sowohl  der  Beweisformen  wie  der  Ge- 
staltung der  Beweisverteilung  geboten.  Doppelt  muß  dies 
für  eine  dem  modernen  Rechtsleben  so  ferne  liegende 
Zeit  wie  die  Epoche  der  germanischen  Volksrechte  gelten. 
Wenn  sich  uns  deshalb  das  Wort  Brunners  bestätigt  hat, 
daß  das  „Vorbild  der  gerichtlichen  Sühne  die  außergericht- 
liche Sühne  gewesen  sein  dürfte"  i,  so  muß  jener  ursprüng- 
liche Charakter  des  Kompositionsverfahrens  als  eines  Sühne - 
gangs  gerade  im  Beweisrechte  in  die  Erscheinung  treten. 
Ebenso  aber  darf  erwartet  werden,  daß  das  immer  stärkere 
Verblassen  des  Sühnecharakters,  die  Umbildung  der  Kom- 
positionsklage zur  rein  petitorischen  Bußklage  und  die  da- 
durch bedingte  Straffnng  ihres  prozessualen  Aufbaus  und 
ihrer  prozessualen  Formen  auch  auf  die  Beweisgrundsätze 
umgestaltend  eingewirkt  haben.  So  wird  eine  Betrachtung 
der    Beweisverteilung    im   Kompositionsverfahren    zugleich 

»  RG.  I,  253. 
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einen  zuverlässigen  Weg  bilden,  die  Richtigkeit  jener  Auf- 
fassung vom  Sühneprozeß  der  Volksrechte  von  einem  selb- 
ständigen und  vielleicht  neuen  Punkte  aus  nachzuprüfen. 
Wenn  also  im  folgenden  die  Beweisverteilungsfrage 
für  das  volksrechtliche  Sühneverfahren  noch  einmal  auf- 
geworfen werden  soll,  so  mag  die  Vertiefung  unserer  Quellen- 
kritik einerseits,  sodann  aber  diese  besondere  Einstellung 
der  Untersuchung  vornehmlich  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  ideellen  Umbildung  des  Sühneverfahrens  zur  rein  peti- 
torischen Bußklage  in  volksrechtlicher  Zeit  dem  Unter- 
nehmen seine  Rechtfertigung  verleihen.  Vielleicht  würde 
diese  Prüfung  nur  geteiltes  Interesse  finden,  wenn  nicht 
von  einem  Forscher,  dem  solch  souveräne  Beherrschung 
des  Quellenstoffes  eignet,  wie  Richard  Löning^,  gleichsam 
die  Gegenprobe  gemacht  worden  wäre:  das  germanische 
Beweisrecht  vom  Standpunkte  moderner  Rechtsauf fassung, 
unter  logizistischem  Gesichtspunkte  zu  betrachten.  Denn 
diese  naturrechtliche  Einstellung  der  Probleme  scheint  es 
mir  gewesen  zu  sein,  welche  den  genannten  Gelehrten  zum 
Kampf  gegen  die  herrschende  Lehre  vom  germanischen  Be- 
weisrecht veranlaßte,  ihn  dazu  drängen  mußte,  die  von  der- 
selben vorgetragene  Beweisverteiluiig  als  „eminent  irratio- 
neir'3^  „an  sich  unvereinbar  mit  jedweder  Rechtsordnung 
und  daher  unmöglich"^  zu  bezeichnen.  Das  Ziel  seiner  Dar- 
legungen war  und  mußte  hiernach  sein  der  Nachweis,  daß 
bereits  die  Volksrechte  den  Reinigungseid  nur  als  subsidiäres 
Beweismittel  kennen,  wenn  nämlich  die  Klage  ohne  An- 
gebot klägerischer  Beweismittel  erhoben  werde.  Dabei 
konnte  es  Löning  bei  der  ganzen  Einstellung  seiner  Unter- 
suchung auf  eine  scharfe  Sonderuag  der  Verfahrensarten 
hinsichtlich  der  Beweislastfrage  nicht  ankommen,  so  daß 
neben  dem  Sühneverfahren  auch  der  exekutorische  Prozeß 

2  Der  Reinigungseid  bei  Ungerichtsklagen  im  deutschen  Mittelalter, 
Heidelberg  1885. 

3  A.  a.  0.    1.  —  *  A.  a.  0.    5. 
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im   Sinne   Sohms%   und  insbesondere   die   Vindikation  in 
den  Bereich  seiner  Argumentation  fiel.« 

Trotz  der  Fülle  der  von  ihm  beigebrachten  und  für  seine 
Auffassung  in  Anspruch  genommenen  Quell enzeugnisse  hat 
Löning  die  herrschende  Lehre  vom  germanischen  Beweis- 
recht des  Sühneprozesses,  wonach  der  Beklagte  näher  zum 
Unschuldsbeweis  ist,  als  der  Kläger  zur  Überführung,  nicht 
zu  erschüttern  vermochte  Und  doch  muß  ihm  zugegeben 
werden,  daß  man  eine  schlüssige  Begründung  jener  für 
unser  heutiges  Empfinden  so  fremdartigen  Grundsätze  der 
Beweisverteilung  bei  den  Vertretern  der  herrschenden  Auf- 
fassung vergebens  suchen  wird.  Denn  die  feierliche  Klage- 
erhebung unter  Anrufung  der  Götter,  welche  für  die  Rei- 
nigungspflicht des  Beklagten  als  bestimmend  genannt 
wird^,  dürfte  ein  Beweisrecht  doch  kaum  erst  gestaltet  haben, 
dessen  Wurzeln  zutreffend  bereits  in  der  außergerichtlichen 
Taidigung  gesucht  werden.^  Das  Reinigungs recht  des  Be- 
klagten aber  würde  durch  den  Hinweis,  daß  dieser  und 
seine  Sippe  der  Kenntnis  der  streitigen  Klagetatsache  näher 
stand  als  der  Kläger  ^»^  nur  bei  solchen  Fällen  erklärt,  in 
welchen  der  Täter  nicht  auch  seinerseits  an  der  Affäre  be- 
teiligt war.  Also  niemals  bei  den  alltäglichen  Wundfällen, 
bei  Raub,  Überfall,  Kränkung  u.  dgL^^  Die  eigentliche  Wurzel 
des  Reinigungsbeweises  muß  mithin  irgendwo  anders  ge- 
sucht werden. 


^  Prozeß  der  Lex  Salica,  Kap.  I,  Abschn.  1.    Siehe  auch  das.  S.  Gff. 

^  Gesondert  behandelt  ist  allerdings  das  Handhaftverfahren  (Lö- 
ning, a.  a.  0.  80ff.).  Vgl.  aber  hierwegen  Brunner,  RG.  II,  274, 
n.  18. 

•  Brunner,  RG.  II,  370;  Schröder,  Lehrb.  d.  DRG.  ^  373; 
V.  Schwerin,  RG.,  140.     Vgl.  mit  Siegel,  GV.  I,  167ff.,  2ü4ff. 

8  Brunner,  RG.  II,  373. 

'•>  Ebendas.,   I,   256. 

*°  So,  allerdings  in  be.stechendcr  Raumt^abe  eines  Quellenaus- 
spruches, Brunn  er,  RG.  II,  273;  vgl.  auch  die  verwandten  Gedajiken 
bei  Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang,  118. 

"  Vgl.  auch  Siegel,  GV.   1,   170,  n.  8. 
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Ehe  jedoch  an  die  Frage  nach  dem  Warum  herangetreten 
werden  soll,  scheint  es  mir  wichtig,  noch  einmal  die  Ver- 
teilung der  Beweisrolle  im  älteren  germanischen  Bußver- 
fahren an  Hand  der  Quellen  giewissenhaft  nachzuprüfen. 
Einmal,  weil  eine  so  sorgfältig  geführte  Untersuchung  wie 
diejenige  Loenings  wohl  Anspruch  darauf  hat,  nicht  in 
Bausch  und  Bogen  verworfen,  sondern  in  all  ihren  Argu- 
menten widerlegt  zu  werden.  Sodann  aber,  weil  auch  nach 
herrschender  Lehre  schon  in  den  ältesten  Volksrechten,  zu- 
mal dem  salischen,  gewisse  Elemente  eines  klägerischen 
Beweises  als  ursprünglich  bestehen  bleiben,  welche  in  der 
Tat  den  Reinigungsbeweis  von  vornherein  nur  in  sehr  ein- 
geschränkter Geltung  erscheinen  ließen. 

1.  Abschnitt. 
Der  Reinigungsbeweis  des  Beklagten. 

§1. 

Die  Stellung  der  Volksrechte  zum  Reinigungseid. 

Bei  der  überragenden  Bedeutung,  welche  dem  Reinigungs- 
eide unter  den  Beweismitteln  des  Beklagten  im  Sühneprozeß 
zukommt,  wird  eine  Untersuchung  der  Beweisverteilung  mit 
der  Behandlung  des  Reinigungseides  in  den  Volksrechten 
beginnen  dürfen.  Hierbei  ist  die  Frage  nicht  etwa  die,  ob 
eine  Reinigungspflicht  des  Beklagten  bestehe,  was  wohl 
unstreitig  ist^  und  schon  durch  die  Wendung  der  Volks- 
rechte „componat  aut  iuret"  dargetan  wird,  sondern  ob 
darüber  hinaus  auch  ein  Reinigungs recht  des  Beklagten, 
ein  Beweisvorzug  bestehe.  Zunächst  sei  die  Stellung  er- 
örtert, welche  die  Volksrechte  im  allgemeinen  dem  Rei- 
nigungseide gegenüber  einnehmen,  insbesondere  im  Hin- 
blick auf  ein  etwaiges  klägerisches  Beweiserbieten.    Hier- 

^  Auch  V.  Schwerin,  RG.,  140,  unterstellt  die  Reinigungspflicht 
wenn  er  das  von  ihm  in  den  Vordergnind  geschobene  Reinigungsrecht 
damit  zu  begründen  sucht,  daß  der  Beklagte  „sich  von  dem  Klagevorwurf 
zu  befreien"  hatte. 
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bei  treten  zwei  Gruppen  zutage,  je  nachdem  überhaupt  (und 
demgemäß  auch  für  den  Sühneprozeß)  mit  klägerischem 
Beweis  gerechnet  wird  oder  nicht.^  Zur  ersteren  zählt  das 
ost-  und  westgotische,  burgundische,  bayrische,  salische  und, 
soweit  herzogsgerichtliches  Verfahren  in  Frage  steht,  ala- 
mannische  Recht;  alle  übrigen  Volksrechte  rechnen  schlecht- 
hin mit  der  Reinigung  des  Beklagten. 

Daß  das  ganz  romanisierte  Ostgotenrecht  klägerischen 
Beweis  vorsieht,  wird  nicht  befremden. 2  a  Mehr  fast  ver- 
dient Erwähnung,  daß  es  daneben  immerhin  den  Reinigungs- 
eid noch  kennt.2b 

Eine  allgemeine  Satzung,  welche  klägerischen  Beweis 
an  erster  Stelle  zuließ,  enthielt  das  Gesetzbuch  des  West- 
gotenkönigs Eurich.  Zwar  ist  in  den  Fragmenten  des  Codex 
Euricianus  diese  Stelle  nicht  erhalten,  allein  sie  wird  durch 
das  Bayernrecht  (L.  Bai.  9,  18  De  furto)  überliefert.  Ihre 
eurizianische  Herkunft  beweist  ein  Vergleich  mit  dem  späteren 
westgotischen  Rechte  Leovigilds  (L.  Vis.  II,  1,  21).  Für 
den  herzogsgerichtlichen  Prozeß  sind  ihre  Grundsätze  auch 
vom  alamannischen  Volksrechte  (L.  A\.  42/43)  übernommen 
worden.  Eine  Nebeneinanderreihung  der  drei  Stellen  wird 
ihre  Übereinstimmung  erkennen  lassen.^ 

L.  Bai.  9,  18.  L.  Vis.  II  1,  23.  L.  AI.  42 

Ut    sacramenta    cito       Quid     primo     iudex  De  eo,    qui   saepe   inter- 

non  fiant.  observare  debeat,  ut      pellatus    est    ante    iudicem 

causam     bene     cog-      de     qualicumque     evident} 
noscat.  causa    et    convictus    fuerit, 

ne  ad  iuramentum  permit- 
tatur. 


^  Für  das  Folgende  sei  auf  die  verwandten  Ausführungen  Siegels, 
GV.   I,  264,  verwiesen. 

2a  Kd.  Theodor.  7,  42  und  100.  Vgl.  auch  35  und  50,  bezüglich  des 
Zeugnisses  Unfreier  48. 

2h  Ed.  Theodor.  119.  Vgl.  dazu  Morpurgo,  Sui  coniuratores  de! 
diritto  Gcrmanioo.  Arch.  Giurid.  13  (1874),  192.  S.  endlich  aucli  Ed. 
Theodor.  106. 

2  Auf  diese  hat  Zoumcr,  Logg.  Vis.  ajiliqa.,  S.  52,  n.  1  auf- 
merksam gemacht.     Vgl.  unten  n.   16. 
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Iudex  causam  bene 
cognoscat  prius  vera- 
citer, 


ut  eum  veritas  la- 
tere  non  posset  nee 
facile  ad  sacramenta 
veniat. 

Hoc  autem  volumus 
inter  Baiuwarios  in 
perpetuum  custo- 
dire,  ut  causa  in- 
vestigata  et  veraciter 
inventa  apud  iudi- 
cem  sit  iudicata. 
NuUi  liceat  iurare,  sed 
sicut  iudicatum  est, 
cogatur  exsolvere. 

In  his  vero  causis 
sacramenta  praesten- 
tur,  in  quibus  nullam 
probationem  discus- 
sio  iudicantis  in- 
venerit. 


Iudex,  ut  bene  cau- 
sam agnoscat,  pri- 
mum  testes  inter- 
roget,  deinde  iscrip- 
turas  requirat, 


ut  veritas  possit  cer- 
tius  inveniri,  ne  ad 
sacramentum  facile 
veniatur. 

Hoc  etiam  iustitie 
potius  indagatio  vera 
commendat,  ut  scrip- 
ture  ex  omnibus  in- 
tercurrant  et  iurandi 
necessitas  sex  om- 
nino  suspendat. 


Si  quis  interpellatus  ante 
ducem  (Var.:  iudicem)  de 
qualecumque  causa,  quod 
iam  manifestum  et  tribus 
vel  quattuor  testibus,  aut 
de  homicidio  aut  de  furto 
aut  de  aliquo  neglecto,  quod 
illi  testantur,  qui  boni  testi- 
monii  sunt  in  plebe,  non 
periuratores  nee  fallaces 
nee  pecuniarum  aceeptores, 
sed  veraces,  cognoscat  hoc 
iudex: 


tunc  licentiam  ille  homo, 
qui  mallatus  abante  iudicem 
de  causa  illa,  potestatem 
iurandi  non  habeat,  sed, 
sicut  lex  habet,  in  hoc  iu- 
dicio  persolvat. 


In  his  vero  causis 
sacramenta  presten- 
tur,  in  quibus  nullam 
scripturam  vel  pro- 
bationem seu  certa 
indicia  veritatis  dis- 
cussio  iudicantis  in- 
venerit. 

Die  eurizianische  Satzung  des  Bayernrechts,  zu  weicher 
die  Antiquastelle  eine  noch  zu  besprechende  Paraphrase 
bildet,  besagt  in  knappen  Kernsätzen: 

Daß  es  nicht  leicht  zum  Reinigungseide  kommen 

dürfe;  der  Richter  solle  vielmehr  zuvor  den  Sachverhalt 
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genau  erforschen,  damit  die  Wahrheit  ans  Licht  komme. 
Und  das  solle  in  Zukunft  gelten,  daß  eine  untersuchte 
und  geklärte  Sache  vom  Richter   [alsbald]  abgeurteilt 
[nicht  aber  erst  noch  auf  Eid  gestellt]  werde.    Keiner 
soll   dann  mehr  schwören,   sondern,   wie  erkannt  sei, 
solle  bezahlt  werden.    In  den  Sachen  nur  sollen  Eide 
geleistet   w^erden,    in   welchen   die   richterliche   Erörte- 
rung keinen  Beweis  ergeben  habe.* 
Daß  es  sich  um  eine  Neuerung  Eurichs  handelt,  läßt 
das  Verbot,  das  Urteil  auf  Eid  zu  stellen,  wenn  Klagebeweis 
vorliege,   deutlich  erkennen.    Denn  diese  Gepflogenheit  be- 
durfte nur  dann  der  Bekämpfung,  wenn  sie  bis  dahin  be- 
standen  hatte.    Daher  auch  die  Hervorhebung,   daß  es  in 
Zukunft  anders  gehalten  werden  solle:  hoc  volumus  in  per- 
petuum  custodiri. 

Da  stellt  sich  freilich  ein  textkritisches  Bedenken  in 
den  Weg.  Ist  dieser  Zwischensatz  überhaupt  eurizianisch, 
obwohl  ihn  das  spätere  westgotische  Recht  in  dieser  Fassung 
gar  nicht  enthält?  Muß  man  in  ihm  nicht  vielmehr  eine 
Änderung  des  bayrischen  Redaktors  sehen?  In  der  Tat  hat 
Karl  Zeumer,  wohl  der  beste  Kenner  des  Westgotenrechts, 
diesem  Bedenken  Raum  gegeben,  indem  er  den  betreffenden 
Satz  des  bayrischen  Volksrechtes  in  seinen  Leges  restitutae 
des  Codex  Euricianus  (Legg.  I,   1,  30 ff.)  wegließ.^     Allein 


*  Vgl.  zu  die=^er  Stelle  auch  Siegel,  GV.  I,  265  f.  Das  gesetz- 
geberische Seitenslück  dazu  hietet  Ed.  Roth.  364,  wonach  künftighin  eid- 
liche Reinigung  nach  voraufgegangenem  Geständnis  unstatthaft  ist:  „quia 
multüs  oognovimus  in  regno  nostro  tales  pravas  onponentes  intentiones; 
haec  nos  moverunt  presentem  correge(re  legem  et  ad  tneliorem  sLatuni 
revocare". 

*  Auch  bei  Besprechung  von  L.  Vis.  11,  1,  23  in  s<Mner  „Geschichte 
der  westgotischen  Gesetzgebung"  II  (N.  Arch.  24,  39—122),  78 ff.,  stellt 
Zeumer  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  die  Antiquastollc  ,, unverändert 
aus  dem  Codex  Euricianus  übernonnnen  zu  sein"  scheine  und  ,.<lem 
Inhalte  nach,  soweit  sie  auf  die  Ixiyrischen  Verhältnisse  anwendbar  war. 
und  zum  Teil  wörtlich  in  die  L.  üaiuw.  als  0,  17  aufgenommen"  worden 

DeiiUchrechtllche  Beltra«e.    X.    2.  26 
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die  berechtigte  Vorsicht  der  Textausgabe  kann  und  will 
einer  eingehenderen  Untersuchung  der  Frage  nicht  vor- 
greifen. In  Wirklichkeit  ist  der  Zwischensatz  so  gut  eurizia- 
nisch,  wie  die  übrigen  Teile  der  betreffenden  Stelle  der 
Lex  Baiuwariorum. 

Zunächst  hat  der  spätere  westgotische  Text  an  der  Stelle, 
an  welcher  der  bayrische  jene  einschneidende  Bestimmung 
enthält 

.  .  .  „ut  causa  investigata  et  veraciter  inventa  apud 

iudicem  sit  iudicata.    NuUi  liceat  iurare,  sed  sicut  iu- 

dicatum  est,  cogatur  exsolvere**, 
ebenfalls  einen  Zwischensatz.  Man  müßte  also  annehmen, 
daß  Leovigild  hier  auf  denselben  Gedanken  verfallen  sei, 
wie  der  Verfasser  des  bayrischen  Volksrechtes :  an  ein  und 
derselben  Stelle  die  eurizianische  Vorlage  durch  ein  Ein- 
schiebsei zu  bereichern.  Das  ist  natürlich  höchst  unwahr- 
scheinlich. 

Oder  sollte  etwa  hier  die  Antiqua  den  eurizianischen 
Text  ursprünglicher  bewahrt  haben,  als  das  bayrische  Recht? 
Was  bietet  sie  denn?  Eine  wortreiche  Wiederholung  des 
voraufgehenden  Satzes  mit  der  Umkehrung,  daß  Urkunden 
vor  dem  Eide  zu  bevorzugen  seien.  Ja,  nach  ihr  wird  ein 
völliger  Ersatz  des  Eides  durch  Urkundenbeweis  angestrebt. 
Den  Gedanken  einer  fortgeschritteneren  Rechtswelt  also, 
eines  Gesetzes,  das  über  Eurich  hinauszukommen  und  aus 
dem  Beweisvorzug  des  Klägers  eine  Art  Beweismonopol  der 
Urkunde  zu  machen  suchte.^  Liegt  hierin  ein  innerer  Gegen- 
satz, der  die  eurizianische  Herkunft  der  Antiquafassung  an 
dieser  Stelle  ausschließt,  so  bestätigt  auch  die  stilistische 


sei.  Und  dementsprechend  findet  sich  auch  in  dieser  Abhandlung  Zeu- 
mers  der  erste  und  dritte  Satz  nach  der  Antiquaiassung  aufgeführt, 
während  er  sich  über  den  Zwischensatz  überhaupt  nicht  ausspricht. 

*  Man  vgl.  hierzu  etwa  die  Satzung  Chindasvinds  L.  Vis.  II,  4,  3: 
„Quotiens  aliut  testis  loqnitur,  quam  ea  scriptura  continet,  in  qua  ipse  su- 
scripsisse  dinoscitur:  . . .  scripture  tarnen  potius  constat  esse  credendum." 
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Fassung,  daß  die  Erwähnung  der  scriptura  überhaupt  Zutat 
ist,  wenn  gegenüber  dem  bayrischen  Texte  im  dritten  Absätze : 

„in  quibus  nullam  probationem  discussio  iudicantis 
invenerif 

das  westgotische  Recht  lautet: 

„in  quibus  nullam  scripturam  vel  probationem  seu 
certa   iudicia  veritatis   d.   i.  i." 

Das  Wort  scriptura  konnte  nur  derjenige  vor  den  all- 
gemeinen Begriff  probatio  setzen,  dem  dieser  bereits  vorlag 
und  der  dabei  doch  der  Urkunde  noch  besonders  gedenken 
wollte.  Zudem  ist,  wie  erwähnt,  der  eigentliche  Gedanken- 
kern des  westgotischen  Zwischensatzes  bereits  im  ersten 
Satze  daselbst  enthalten. 

Aber  sollten  etwa  der  spätere  westgotische  und  der 
bayrische  Text  auf  eine  gemeinsame  Vorlage  zurückgehen, 
welche  in  keinem  von  beiden  unverändert  erhalten  ist? 
Denkbar  wäre  das  allerdings.  Allein  hier  spricht  nun  die 
stilistische  Eigenart  der  bayrischen  Stelle  ein  gewichtiges 
Wort  zugunsten  ihrer  Authentizität.  Die  Sprache  ist  nämlich 
in  L.  Bai.  9,  18  ganz  und  gar  eurizianisch.  Gfleich  die  Ein- 
leitung des  Satzes 

„Hoc    autem    volumus    ...  in    perpetuum    custo- 
diri  .  .  ."7 
ist  aus  Eurichs  Sprachweise  geflossen 

„Ahtiquos  ,  .  .  terminos  .  .  .  stare  iubemus"    und 
„causas   .  .  .   [no]n  permittimus  pcnitus  conmoveri" 

heißt  es  im  Kap.  277  des  Codex  Euricianus. 

„[Idem]  de  ancillis  praecipimus  custodiri" 
in  Kap.  288  a.  E.,  wozu  noch  eine  Stelle  des  Biirgunder- 
rechts  zu  vergleichen  ist,  die  wahrscheinlich  westgotischom 
Vorbilde  entlehnt  ist,  nämlich  L.  Burg.  27  (§  2): 


'  Der   bayrische   Text    hat    custodiro,    was    in    dio    Passivfonn    zu 
bessern  ist. 

'2b* 


374  [180 

„Hoc  etiam  de  prato  et  de  vinea  praecipiums  custo- 
diri."s 

Doch  die  Belege  sind  noch  nicht  erschöpft. 

„Hoc  observan[dum  esse  vohimus]*' 
liest  man  in  Cod.  Eur.  305; 

„[Hoc  fir]mum  .non  esse  praecipim[us]" 
ebendaselbst  in  Kap.  306;  in  Kap.  310  endlich  erklärt  der 
Gesetzgeber : 

„[Filiam] . . .  inpatroni  potestate  [manere]  iubemus." 
Auch  in  dem  folgenden  Satzteile  findet  sich  wieder  eine 
der  westgotischen  Rechtssprache  eigentümliche  Wendung. 
Der  Richter  soll  eine  spruchreife  Sache,  eine  „causa  investi- 
gata  et  veraciter  inventa'*  aburteilen.  Es  ist  von  vornherein 
klar,  daß  der  Gesetzgeber  gerade  von  einer  causa  investi- 
gata  sprechen  wird,  der  seinen  Richtern  einen  nennens- 
werten Einfluß  auf  das  Beweisverfahren  einräumt.  Wir 
finden  deshalb  den  Ausdruck  investigare  rei  veritatem  etc., 
investigatio  immer  wieder  in  den  Kapiteln  der  westgotischen 
Gesetzessammlung,  während  ihn  die  übrigen  germanischen 
Volksrechte  nicht  gebrauchen.  Zur  Bezeichnung  privater 
Nachforschung  (Umfrage)  nach  dem  Dieb  seitens  des  be- 
stohlenen  Treuhänders  begegnet  bereits  in  Cod.  Eur.  280 
und  entsprechend  in  L.  Bai.  15,  4,  sowie  L.  Vis.  V  5,  3 
(Antiqua)  der  Satz :  der  Treuhänder  solle  Frist  erhalten, 

„donec  furem  sua(m)  investigatione  [perqui]rat". 
Dann  spricht  zuerst  eine  eurizianische  Stelle,  L.  Bai.  9,  6, 
der  L.  Vis.  VH  2,  6  entspricht,  von  der  investigatio  iudicis; 
und  wie  der  Ausdruck  von  Eurich  auf  die  Antiquarezension 


*  Vgl.  noch  die  eurizianisch  klingenden  Stellen  L.  Burg.  14,  1  Einl. 
und  L.  Burg.  18,  1 :  „Jubemus  etiam  inter  Burgundiones  antiquam  .  .  . 
calumniam  removeri";  hierzu  L.  Vis.  VIII  4,  12  und  20  inhaltlich, 
stilistisch  Cod.  Eur.  282.  Daß  die  Antiquastelle  L.  Vis.  IV  2,  1  die  in 
L.  Burg.  14,  1  getroffene  Sonderstellung  im  Erbrechte  fallen  läßt,  er- 
klärt sich  aus  dem  Standpunkte  des  späteren  gotischen  Rechts.  Vgl. 
das  unten  §  2  gegen  Ende  Ausgeführte. 
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Überging,   so  wurde   er  auch  von  der  späteren   Gesetzes- 
sprache beibehalten.^ 

Ein  Gesetz  Chindasvinds,  welches  übrigens  in  einzelnen 
Handschriften  als  Antiqua  bezeichnet  ist,  ermahnt  den 
Richter 

,,ad  investigandam  .  .  .  rei  veritatem'\io 
Eine  weitere  Satzung  desselben  Fürsten  gibt  Vorschriften 
für  den  Richter, 

„si  per  probationem  rei  veritas  investigare  nequi- 
verif'.ii 
An  dritter  Stelle  handelt  der  König 

„De  investiganda  iustitia,  si  aliut  loquatur  testis, 
aliut  scriptura".^2 

Endlich  aber  ist  auch  die  Phrase 

„cogatur  exsolvere" 
geradezu  typisch  eurizianisch.  Vom  Mißachter  der  30jährigen 
Verjährungsfrist  sagt  Eurich  in  Kap.  277,  daß  er  ein  Pfund 
Gold 

„coactus  exsolvat*'.i3 

„Nihil  cogatur  exolvere" 
heißt  es  in  Cod.  Eur.  280  und  der  entsprechenden  Stelle 
L.  Bai.  15,  2,  L.  Vis.  V  5,  3  vom  Verwahrer,  dem  die  an- 
vertraute Sache  verbrannt  ist.  Der  Verwahrer  eines  Tieres, 
das  bei  ihm  umsteht,  leistet  nach  Kap.  279  einen  Ver- 
klarungseid seiner  Ungefähr 

„et  nihil   cogat[ur  exsol]vere*'.^* 
Dem  Entleiher  oder  Verwahrer,  welcher  bei  Einsturz,  Brand 
oder   Plünderung   aus   dem   gefährdeten   Haus   seine   eigne 
Habe  rettet,  das  fremde  Gut  aber  preisgibt,    wird  in  Cod. 
Eur.  282  (zu  ergänzen  aus  L.  Vis.  V  5,  5)  angedroht: 


*  Vgl.  das  Register  Zeumers,  Logg.   1,  1,  529;  s.  v.  invostigatio. 
'"  L.  Vis.  XII  1,  1.  —  "  L.  Vis.   II  2,  5. 
^2  Vgl.  oben,  n.  6, 
'^  Entsprechend  L.  Vis.  X  2,  3.  —  '*  Entsprechend  L.   Vks.   V   o,  2. 
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„[quodaccepit,  sine  excusatione  exsolvere]  cogatur". 
Dem  Verkäufer  fremden  Gutes  geht  Eurich  in  Kap.  289, 
dem  L.  Bai.  16,  4  und  L.  Vis.  V,  4,  8  entspricht,  durch 
die  Strafbestimmung  zuleibe,  daß  er  dem  wahren  Eigentümer 

„[djuplum  cogatur  exsolvere". 
Wer  einen  Freien  in  Knechtschaft  verkaufte,  von  dem  be- 
sagt das  Gesetz  Eurichs  (Kap.  290  —  entsprechend  L.  Bai.  16, 
5,  L.  Vis.  V,  4,  11) : 

„Dup[lum  praejtium,  quod  accepit,  cogatur  exsol- 

ve[re]." 
Die  Fülle  von  Belegen,  welche  die  eurizianischen  Fragmente 
in  wenigen  Kapiteln  ergeben,  läßt  ersehen,  wie  sehr  diese 
Wendung  dem  Gesetzbuche  eigen  war.  Im  salischen  Volks- 
rechte sind  es  zwei  Stellen,  (36  und  42,3)  von  dem  Kerne 
nach  westgotischem  Gepräge  i^,  welche  die  Phrase  über- 
nommen haben.16  Auch  im  burgundischen  Volksrecht  zeigen 
viele  jener  Stellen,  welche  ein  „exsolvere  cogatur"  auf- 
weisen, unleugbar  eurizianische  Anklänge  i^,  wenn  schon 
nicht  zu  verkennen  ist,  daß  Gundobads  Gesetzessprache  sich 
die  Wendung  auch  in  den  selbständigen  Satzungen  völlig 
zu  eigen  gemacht  hat,  wie  dem  burgundischen  Recht  über- 
haupt die  eurizianische  Ausdrucksweise  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen  ist.^^ 

^^  Hierwegen  ist  auf  den  folg.  Paragraphen  und  unten  Abschnitt  II 
§  1  zu  verweisen. 

^^  Ob  auch  die  dritte  Stelle  (L.  Sal.  13,  1),  in  welcher  die  Worte 
wiederkehren,  euxizianisch  ist,  muß  bei  der  Umbildung  des  gotischen 
Rechtes  in  diesem  Abschnitte  (L.  Vis.  III  3  enthält  ebensoviele  No- 
vellen als  Antiquakapitel)   dahingestellt  bleiben. 

"  Inhaltlich  verwandt  sind  folgende  Stellen:  L.  Burg.  2,  2  mit 
L.  Vis.  VI  5,  5;  Burg.  4,  8  mit  Vis.  VIII  4,  1  und  9;  Burg.  6y  4  mit 
Vis.  IX  1,  1  und  2  sowie,  zum  Ausdrucke  „capillum  fecerit",  L.  Vis.  IX 
1,  5:  „detonderit  fugientem".  —  Bezüglich  des  Frauenraubes  (L.  Burg.  12, 
1  und  2  vgl.  mit  L.  Vis.  III  3,  1)  ist  für  eurizianische  Rechtsgedankein 
charakteristisch  die  Scheidung,  je  nachdem  die  Geraubte  „potuerit  raptore 
revocari"  bzw.,  nach  der  Gundobada  „incorrupta  redierit"  oder  nicht. 

"  Man  vgl.  etwa  die  Novelle  vom  28.  Mai  502,  L.  Burg.  45,  oder  das 
königliche  Erkenntnis  L.  Burg.  52,  4  und  5. 
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Gleich  den  bisher  erörterten  stilistischen  Momenten 
spricht  aber  auch  der  gedankliche  Inhalt  durchaus  dafür, 
daß  die  bayrische  Stelle  unverändert  den  eurizianischen 
Text  wiedergibt.  Die  Satzung  stellt  sich,  wie  die  Einleitung 
des  Zwischensatzes  zeigt,  als  eine  Anweisung  an  den  Urteils- 
sprecher und  Richter  dar.  Ihm  wird  aufgetragen,  zunächst 
durch  eigene  Nachforschung  den  Sachverhalt  aufzuklären, 
so  daß  es  gar  nicht  leicht  zum  Eid  komme.  Vielmehr  soll 
—  dies  der  Zwischensatz  —  bei  genügender  iVufklärung 
sofort  Urteil  auf  Zahlung  erlassen  und  dessen  Erfüllung  er- 
zwungen werden.  Nur  wenn  kein  hinreichender  Beweis  sich 
ergebe,  solle  der  Beklagte  zum  Eide  gelangen.  Wie  man 
sieht,  setzt  der  Schlußsatz  den  Zwischensatz  geradezu  voraus, 
bildet  zu  ihm  die  natürliche  Antithese.  Würde  er  bei  Eurich 
in  diesem  Zusammenhange  nicht  gestanden  haben,  so  müßte 
er  mindestens  an  anderer  Stelle  ausgesprochen  gewesen  sein. 
Da  aber  für  eine  solche  Annahme  keinerlei  Anlaß  vor- 
handen, muß,  wie  der  Eingangs-  und  Schlußsatz,  so  auch 
der  Mittelsatz  als  eurizianisch  angesehen  werden. 

Aus  dem  Voraufgegangenen  ergibt  sich  nun,  nachdem 
in  L.  Bai.  9,  18  der  Urtext  jener  eurizianischen  Neuerung 
erkannt  ist,  der  wichtige  Schluß,  daß  das  zweizüngige  Urteil, 
das  auf  Eid  oder  Bußzahlung  lautete,  auch  bei  den  Goten 
bis  auf  Eurich  im  Schwange  und  Rechtens  gewesen  war. 
War  durch  Zeumers  Untersuchungen ^^  bereits  das  allmäh- 
liche Absterben  der  Bedeutung  des  Reinigungseides  im 
späteren  Westgotenrechte  klargestellt,  so  liegt  nunmehr  auch 
der  erste  Stoß  gegen  seine  einstige  Alleinherrschaft  in  Eurichs 
Neuordnung  klar  zutage.  Wie  rasch  sich  —  wohl  unter 
dem  Einflüsse  des  römischen  Gerichtsgebrauchs  der  ein- 
gesessenen Bevölkerung  —  Eurichs  Neuerung  einbürgerte, 
dafür  könnte  es  kaum  eine  überzeugendere  Illustration  geben 
als  die  Tatsache,  daß  ein  Jahrhundert  später,  zu  Leovigilds 
Zeiten,  jener  Zwischensatz  bereits  inhaltlos,  wenn  nicht  un- 

*•  Geschichte  d.   westg.  Gesetzgebung    II,   N.   Arch.   24,   78 f. 
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verständlich  geworden  war  und  deshalb  in  der  x\ntiqua- 
fassung  einen  neuen  Inhalt  bekommen  mußte  durch  die  Be- 
tonung der  Urkunde  als  des  vornehmlichsten  Beweismittels. 

Die  Folgerichtigkeit,  mit  der  das  westgotische  Gesetzes- 
werk den  klägerischen  Beweisvorzug  in  all  seinen  Satzungen 
anerkannte  und  zur  Anwendung  brachte,  zeichnet  nicht 
auch  jene  Volksrechte  aus,  die  seine  allgemeine  Regel  über- 
nommen haben.  Häufig,  ja  im  alamannischen  Rechte  fast 
mit  einer  gewissen  Hartnäckigkeit,  und  gerade  in  den  unver- 
fälscht bodenständigen  Bestimmungen,  begegnet  die  bekannte 
Beweisformulierung  „componat  aut  iuret".  Eine  Formulie- 
rung, die,  kann  auch  ein  zwingender  Schluß  auf  das  Rei- 
nigungsrecht des  Beklagten  aus  ihr  nicht  hergeleitet  werden, 
doch  jedenfalls  soviel  ersehen  läßt,  daß  das  Gesetz  in  der 
Regel  mit  Zeugenangebot  nicht  rechnet.  Das  gilt  vom  bay- 
rischen ebenso  wie  vom  alamannischen  Volksrechte.^^ 

Anders  das  burgundische  Recht.  Nirgends  in  der  Gundo- 
bada  findet  sich  eine  Spur  von  jener  allgemeinen  Beweis- 
regel des  Codex  Euricianus.  Dennoch  unterliegt  es  gar 
keinem  Zweifel,  daß  die  Burgunder  den  klägerischen  Beweis 
kannten;  denn  zum  Reinigungseid  kam  es  nach  Titel  8,  1 
der  Gundobada  nur  dann,  wenn  einer  auf  bloßen  Verdacht 
hin,  „per  suspicionem"  belangt  wurde.  Auch  spricht  Titel  80,  2 
ausdrücklich  von  „festes,  qui  pro  quacumque  parte  se 
tulerint".2i  Aber  (die  Entwicklung  ist  hier  insofern  einen 
andern  Weg  gegangen,  als  sie  auch  den  Eidhelfereid  zu 
einem  Eide  Wissender  ausgestaltete,  aus  den  Eidhelfern 
Zeugen  machte.22  Und  damit  wurde  naturgemäß  die  An- 
wendung des  Reinigungseides  wesentlich  gestützt.  Es  konnte 

^  Vgl.  L.  AI.  23,  27,  29,  69,  70.    L.  Bai.  20,  1  und  2. 

^^  An  einer  andern  Stelle,  L.  Burg.  33,  1,  verlangt  das  Gesetz  von 
einer  Frau,  die  im  Haus  oder  auf  der  Straße  von  einem  Manne  grundlos 
mißhandelt  worden  sein  will,  sogar  ausdrücklich  klägerischen  Beweis,  ver- 
mutlich durch  Schreimannen. 

^^  Daraus  erklärt  sich  die  unterschiedslose  Behandlung  von  Eid- 
helfem  und  Zeugen  als  testes  im  vorerwähnten  Titel  80. 
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bei  der  prozessualen  Einrichtung  des  Eidhelferschwurs  ver- 
bleiben, weil  der  Schwur  sich  auf  Sachkenntnis  stützte  und 
wohl  auch  geradezu  von  einer  formlosen  Zeugnislegung  be- 
gleitet war.  Bezeichnend  ist  eine  Bestimmung  (L.  Burg.  45), 
die  sich  gegen  leichtsinniges  Schwören  der  Eidhelfer  richtet 
und  bei  Schelte  Zweikampf  eines  der  gescholtenen  Eidhelfer 
mit  dem  Gegner  vorschreibt  mit  der  Begründung,  daß  der 
sich  vor  dem  Kampfe  nicht  zu  scheuen  brauche,  der 

„veritatem  rei  incunctanter  scire  se  dixerit  et  ob- 

tulerit  sacramentum  .  .  .'* 
Kann  man  hiemach  kaum  im  Zweifel  sein,  daß  es  sich 
um  echtes  Zeugnis  handelt,  so  belehrt  anderseits  ein  Blick 
in  die  einleitenden  Sätze  des  Titels,  daß  diese  Zeugen  nach 
wie  vor  prozessual  als  Eidhelfer  behandelt  wurden,  d.  h.  daß 
sie  demjenigen  mit  ihrem  Eide  zu  "helfen  bestimmt  waren, 
der  als  Beklagter  eine  Schuld  bestritt  oder  eine  Tatsachen- 
behauptung ableugnete.23  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß 
gerade  die  Behandlung  der  Eidhelfer  als  Wissender  im  bur- 
gundischen  Rechte  dazu  führte,  beim  Unschuldseide  das 
Erfordernis  der  Verwandtschaft  der  Eidhelfer  dadurch  zu 
weiten,  daß  auch  Frauen  und  Kinder  am  Eide  teilhatten. 2* 
Als  Zeugen  standen  diese  Hausgenossen  ja  regelmäßig  mit 
ihrer  Kenntnis  dem  Hergange  näher  denn  die  männlichen 
Gesippen  getrennten  Haushaltes. 

Im  burgundischen  Rechte  galt  demgemäß  der  klägerische 
Beweisvorzug,   wie   bei   den  Westgoten.    Allein   durch  das 

^'  (L.  Burg.  45)  „Quotiens  iriter  honiines  nostros  causa  surrexerit 
et  is,  qui  pulsatus  fuerit,  non  deberi  a  se,  quod  roqoirilur,  aut  non 
factum,  quod  obicitur,  sacramentorum  oblatione  negaverit,  hac  ratione 
litigio  eorum  finem  oportebit  inponi,  ut,  si  pars  .  .  .  noluerit  sacramenta 
suscipere,  sed  adversarium  .  .  .  armis  dixerit  posso  convinci,  et  pars 
diversa  non  cesscrit,  ita  ut  unus  de  eisdcm  testibus  .  .  .  Deo  iudicjuite 
confligat." 

^*  Immerhin  tritt  das  Verwand tschaftserfordernis  nur  bei  echtem 
Unschuldseide  hervor  —  L.  Burg.  8,  1.  Der  Kläger  konnte  doch  wohl 
beliebige  testes  geslellen.     Vgl.  L.  Burg.  80,  2  oben  im  Texte. 
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Erfordernis,  daß  beim  Mangel  eines  Überführungsbeweises  ^^ 
der  Reinigungseid  des  Beklagten  nur  von  solchen  Eidhelfern 
gestützt  werden  sollte,  die  aus  eigener  Anschauung  oder 
Kenntnis  der  Sachlage  auszusagen  behaupteten,  wurde  der 
Eidhelferbeweis  dem  Zeugenbeweise  angenähert  und  damit 
fraglos  in  seiner  Anwendung  befestigt.  Wurde  im  west- 
gotischen Rechte  der  Wahrscheinlichkeitsbeweis  tunlichst 
durch  Zeugenbeweis  verdrängt,  so  trat  zwar  auch  im  bur- 
gundischen  Rechte  an  die  Stelle,  einseitiger  die  beiderseitige 
Beweisführung:  die  Beweisform  der  Eidhilfe  aber  v/urde 
beibehalten. 

§  2. 
Die  probatio  certa  des  burgundischen  Volksrechts  und  der  Lex  Salica. 

I.  Ausdrücklich  stellt  das  im  voraufgegangenen  erörterte 
Gesetz  Eurichs  die  probatio  den  sacramenta  gegenüber.  Aber 
selbstverständlich  sollte  den  letzteren  damit  nicht  jegliche 
Beweiskraft  abgesprochen  werden,  nur  stellten  sie  eben  im 
Sinne  Eurichs  einen  Beweis  zweiter  Ordnung  dar.  Das  ist 
derselbe  Standpunkt,  von  dem  aus  Leovigild  an  anderem 
Orte  den  direkten  Klagebeweis  eine  manifesta  probatio 
nennt.  1  Daneben  begegnet  —  für  die  nachfolgenden  Erörte- 
rungen ein  Umstand  größter  Bedeutung  —  auch  die  Be- 
zeichnung certa  probatio  als  Überführungsbeweis  gegen  einen 
Freien  oder  Knecht,  der  die  Entwendungsgelegenheit  von 
Vieh  u.  dgl.  dritten  verraten  hatte 


^^  Die  testes  des  Klägers  mußten,  da  sie  von  jenen  des  Beklagten 
nicht  unterschieden  werden,  ihren  Ausgang  ebenfalls  vom  Eidhelferbeweis 
genommen  haben;  vermutlich  auf  dem  Umweg  über  das  Nachbarn-  und 
Schreiraannenzeugnis. 

^  L.  Vis.  III  2,  2;  III  4,  9.  Daß  es  am  letztgenannten  Orte  sich 
um  Zeugenbeweis  handelt,  ergeben  die  unmittelbar  folgenden  §§  10 
und  11.  Noch  deutlicher  ist  L.  Vis.  VII  1,  5,  woselbst  die  Folterung 
des  Beklagten  erst  gestattet  wird,  wenn  er  „sub  presentia  iudicum  mani- 
festis  probationibus  arguatur"  oder  eine  inscriptio  eingereicht  werde. 
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„et  ex  hoc  certis   probationibus   publice  con- 

victus  inveniatur".2 
Daß  diese  Bezeichnung  etwa  erst  von  Leovigild  eingeführt 
worden  wäre,  ist  schon  an  sich  unwahrscheinlich,  nachdem 
sich  das  ihr  zugrunde  liegende  Prinzip  —  die  Beweisrege- 
lung —  als  eurizianisch  erwiesen  hat.  Daß  sie  vielmehr 
auch  auf  Eurich  zurückgeht,  das  wird  durch  eine  west- 
gotischer Vorlage  folgende  Stelle  der  Lex  Burgundionum  be- 
stätigt. Nach  vorausgeschickter  Regelung  des  Raubes  von 
Mädchen  und  Witwen^,  die  ebenfalls  im  bayrischen  wie 
burgundischen  Rechte  Schule  gemacht  hat^  folgt  in  der  Lex 
Visigotorum  der  Titel  vom  Ehebruch  (bzw.  außerehelichem 
Beischlaf),  dem  L.  Burg.  44:  „De  adulteriis  puellarum  et  vi- 
duarum"  entspricht,  und  von  welchem  L.  Bai.  8,  8  ein  leider 
gekürztes  Teilstück  bietet. 

Diese  Satzung  enthält  im  Burgunderrechte  drei  Bestand- 
teile :  den  Tatbestand,  die  Bußnorm  und  die  Aberkennung 
des  Heiratsanspruchs.  Deflorationsbuße  hat  nach  bayrischem 
und  burgundischem  Rechte  natürlich  nur  die  verführte  Jung- 
frau, nach  der  in  sittlichen  Dingen  bewußt  verschärften  west- 
gotischen Antiquarezension  weder  Jungfrau  noch  Witwe  an- 
zusprechen. Mit  der  Bußform  entfällt  hier  auch  die  Voraus- 
setzung der  erwähnten  Beweisregelung.  ^  Es  darf  also  nicht 
befremden,  daß  die  westgotische  Antiqua  die  Beweisfrage 
nicht  mehr  erwähnt.  Dagegen  zeigt  das  Bayernrecht  durch 
seine  übereinstimmende  Buße,  daß  diese,  wie  sie  vom  Bur- 
gunderrechte überliefert  ist,  auch  in  der  eurizianischen  Vor- 
lage gewährleistet  war.^ 

2  L.  Vis.  VIII  1,  11. 

'  L.   Vis.    III  2:   ,,De  raptii  virginum  vei   viduarum." 

*  L.  Bai.  8,  6:  ,,Si  quis  viri:^irieni  rapuerit"  .  .  .  L.  Burg.  12,  1  :  ,,Si 
quis  puellam  rapuerit."  Witwenraub  kennt  die  Gundobaria  nicht.  Da- 
gegen L.  Bai.  8,  7:  „Si  autem  viduam  rapuerit."  Wichtig  ist  die  dem 
burgund.  und  westgot.  Hecht  gemeinsame  Unterscheidung,  ob  die  Ge- 
raubte unversehrt  zurückkehrt  oder  nicht.    Vgl.  hierüber  oben  §  1,  n.  27. 

•''  Zu  einer  Beweianorm  hätte  hier  nurmclir  die  Ahcrkennting  des 
Heiratsanspruchs   Platz   gelassen. 

•  Dieselbe   hatte  den   wohl  eurizianischen   Betrag   von   12   ß.     Vgl. 
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Tatbestand  und  Versagung  des  Heiratsanspruches  ver- 
raten auch  stilistisch  die  gemeinsame  Vorlage,  wobei  zu  be- 
achten ist,  daß  das  Burgunderrecht  wegen  der  Bußgewährang 
an  Mädchen  diese  von  den  Witwen  sondert,  das  Bayernrecht 
letztere  überhaupt  nicht  erwähnt,  das  westgotische  Antiqua- 
gesetz nach  Wegfall  der  Bußnorm  beide  verbindet.  Da  hier 
also  die  Sonderstellung  der  Mädchen  fallen  gelassen  war, 
konnte  der  neue  Text  Leovigilds  sich  an  die  Satzung  vom 
Geschlechtsverkehr  der  Witwe  anlehnen.  Die  Übereinstim- 
mung zeigt  ein  flüchtiger  Vergleich  beider  Gesetzesstellen. 

L.  Burg.  44,  2  L.  Vis.  III  4,8,  Titel.  L.  Vis.  III,  4,8,  Text. 

.  .  .  .  si  mulier  vidua  Si  mulier  ingenua  sponte  Si  ingenua  mulier  cui- 

cuicumque  se  non  in-  adulterio   cuicumque  se  cumque   se   viro   adul- 

vita,  sed  libidine  victa  misceat  viro.  terio    volens   miscuisse 

sponte  miscuerit.  detegitur. 

Daß  der  Stil  durchaus  eurizianisch  ist,  wird  durch  einen 
Blick  in  die  Fragmente  des  Codex  Euricianus  (Kap.  319)  klar. 
„Sin  autem  pe[r  aduljterium  seu  inhonestam  con- 
iunctionem  s[e  misjcuisse  convincitur.*' 
Heißt  es  ferner  in  Abs.  I  des  burgundischen  Titels: 

„Si  qua  Burgundionis  ingenui  filia,  priusquam  mari- 
to  tradatur,  cuicumque  seu  barbaro  seu  Romano  occulte 
adulterii  se  foeditate  coniunxerit", 
so  lesen  wir  in  der  angeführten  Eurichstelle : 

„Si ...  [in  nuljlo  scelere  adulterii  fuerit  conversata", 
woneben  die  schon  zitierte  Wendung 

„pe[r  adul]terium  seu  inhonestam  coniunctionem*^ 
tritt.   Man  vergleiche  ferner  L.  Burg.  44,  1 : 

„.  .  .  Si  mulier  .  .  .  cuicumque  se  non  invita,  sed 
libidine  victa  sponte  miscuerit  .  .  .  nee  eum,  cui  se 
tali  dedecore  sociaverit,  coniugio  ipsius  reclamante  ea 
iubemus  addici  .  .  ." 
mit  L.  Bai.  8,  8 : 

etwa  L.  Bai.  8,  8,  L.   Burg.  44  (Variante).     Ferner  L.  Burg.   27,  3  vgl. 
mit  L.  Bai.  10,  19. 
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„Si  quis  cum  libera  per  consensu  ipsius  fornica- 

verit  et  nolet  eam  in  coniugio  sociari  .  .  .  quia  nondum 

sponsata  nee  a  parentibus  sociata,  sed  in  sua  libidine 

maculata." 

Nach   diesen   Textvergleichungen,   welche   die   gemeinsame 

Herkunft  klargestellt  haben  dürften,  sei  der  burgundischen 

Stelle  Raum  gegeben  (L.  Burg.  44) : 

„Si    qua    Burgundionis    ingenui    filia,    priusquam 

marito  tradatur,  cuicumque  seu  barbaro  seu  Romano 

occulte  adulterii  se  foeditate  coniunxerit,   .  .  .  is,   qui 

in  eius  corruptione  fuerit  accusatus  et,  ut  dictum  est, 

certa  probatione   convictus,   inlatis  XV  sol.  nullam 

calumniam  patiatur.   lila  vero  facinoris  sui  dehonestata 

flagitio  amissi  pudoris  sustinebit  infamiam." 

AVie  die  ganze  Stelle,  so  geht  auch  die  certa  probatio  auf 

Eurichs  Gesetz  zurück.  Ist  doch  in  der  westgotischen  Antiqua 

das    gesetzgeberische    Pendant   zur   Ehebruchs-    (und   Kon- 

kubinats)satzung  im  unmittelbar  anschließenden  Gesetz  (L. 

Vis.  III  4,  9)  erhalten.    Dort  wird  der  Frau,  die  mit  einem 

verheirateten  Manne  sich  vergeht,  die  Preisgabe  an  dessen 

Frau  zur  Racheübung  angedroht,  falls  die  Täterin 

„ex  hoc  manifesta  probatione  convincitur". 
Dazu  kommt  aber  weiter,  daß  dieser  Ausdruck  der  Antiqua 
geläufig  ist,  während  ihn  das  burgundische  Gesetzbuch  sonst 
nicht  kennt.  Schließlich  ist  auch  das  der  römischen  Rechts- 
sprache entlehnte  convincere  zur  Bezeichnung  des  Über- 
führungsbeweises gerade  in  den  Fragmenten  des  Codex  Euri- 
cianus  bezeugt. 

II.  Auf  gotische  Vorlage  geht  nun  aber  auch  die  certa 
probatio  des  salischen  Volksrechtes^  zurück.  Folgende 
Stellen  erwähnen  sie: 


'  Bei  den  hier  folgenden  toxtkritischen  Erörterungen  soll  der  Um- 
stand, daß  nur  die  beiden  bisher  l)e3tgeschälzten  Handschriften  Cod. 
Paris.  4404  und  Cod.  Wolf cnb.- Weißenburg  97  die  „probatio  certa" 
nennen,     während     die     freilich     noch     unabgeschlossenen     Forschungen 
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L.  Sal.  14,  2  und  3  (Wolfenbütteler  Text) :  Überfall 
auf  einen  Franken  bzw.  Romanus. 

L.  Sal.  16,  II  (Wolfenb.  Text) :  Zusatz  zur  Bestim- 
mung über  Brandlegung  eines  Viehstalls  (scheinbar,  vgl. 
unten  S.  31). 

L.  Sal.  39,  2:  Verknechtung  Freier. 

L.  Sal.  42,  5:  Ausplünderung  einer  Villa. 

Von  den  genannten  Stellen  hat  die  dritte,  L.  Sal.  39,  2, 
bereits  durch  Mario  Krammer  Beachtung  gefunden,  der 
die  Regelung  des  Plagiates  in  der  Lex  Salica  auf  Eurichs 
Vorlage  zurückführen  konnte.  ^  Daß  dort  die  probatio  certa 
aus  dem  Codex  Euricianus  übernommen  ist,  bedarf  dem- 
nach wohl  kaum  einer  besonderen  Beweisführung.  ^  Die 
Untersuchung  kann  sich  vielmehr  auf  die  verbleibenden 
Stellen  L.  Salica  16,  II,  14,  2  und  42,  5  beschränken. 

Keine  derselben  ist  in  Eurichs  Urtext  überliefert.  Die 
Antiquarezension  dürfte  hier  aber  die  ursprüngliche  Text- 
gestalt stark  verändert  haben:  das  zeigen  die  langen  und 


M.  Krammers,  Kril.  Unters,  z.  L.  Sal.,  N.  Arch.  30,  261ff.,  insbes.  317f.,. 
und  Zur  Entstehung  der  L.  Sal.  (Festschrift  für  Brunner),  insbes.  406, 
438,  gerade  dem  Texte  dieser  Hss.  eine  jüngere  Entstehungszeit  (8.  Jh.)  zu- 
sprechen, ohne  Erörterung  bleiben.  Es  kommt  für  das  Ziel  der  hier  ge- 
botenen Untersuchung  nur  darauf  an,  zu  dem  Zeugnis  des  salischen  Rechts 
über  klägerischen  Beweis,  gleichgültig  auf  welche  Handschriften  es  sich 
stützt,  Stellung  zu  nehmen.  Es  kann  deshalb  auch  dahingestellt  bleiben, 
ob  nicht  die  textkritischen  Beobachtungen  der  nachfolgenden  Untersuchung 
bei  Bewertung  der  verschiedenen  Handschriften  eine  von  Krammers  Er- 
gebnissen unabhängige,  selbständige  Würdigung  zu  fordern  scheinen. 

8  N.  Arch.  30,  314 ff. 

*  Damit  entfällt  auch  der  ohnedies  gezwungene  Versuch  Gef  fckens, 
Lex  Salica  (Erl.)  157,  die  probatio  certa  in  L.  Sal.  39,  5  aus 
dem  besondem  Fall  L.  Sal.  39,  2  zu  erklären.  Da  die  Stelle  west- 
gotischen Ursprungs  ist  und  dieses  schlechthin  klägerischen  Beweis  zu- 
läßt, liegt  nicht  der  leiseste  Grund  vor,  die  probatio  certa  hier  auf  den 
Fall,  daß  der  Knecht  zurückgekehrt  war:  den  Tatbestand  von  L.  Sal  39,  2^ 
zu  beschränken. 
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schwulstigen  Kapitel/^  Dennoch  wird  es  gelingen,  bestimmte 
Anhaltspunkte  für  das  Abhängigkeitsverhältnis  des  salischen 
vom  westgotischen  Rechte  zu  gewinnen.  Die  Erörterung 
möge  mit  L.  Sal.  42,  5  beginnen.  (Cod.  Paris.  4404.  — 
Hesseis,  Text  1,  Spalte  262): 

„Si   quis  villam   alienam  expugnaverit  et  res   ibi 

invaserit,  si  tarnen  probatio  certa  non  fuerit,  cum  XXV 

iuratores  medius  electus  exsolvat.   Si  iuratores  non  po- 

tuerit  invenire,  .  .  .  sol.  LXIII  culp.  ind.''^^ 

Zuerst   sei   auf   die   Verwandtschaft   der  Terminologie   mit 

dem  westgotischen  Rechte  hingewiesen.   „Invasio"  ist  auch 

dort  der  technische  Ausdruck  für  Plünderung ;  „De  invasioni- 

bus  et  direptionibus"  lautet  Titel  1  von  L.  Vis.  VIII.   Dem 

entspricht  mithin  das  invadere  des  salischen  Rechts. 

Auch  der  Aufbau  der  Tatbestände  stimmt  überein.  Sie 
sind  im  salischen  Volksrechte  in  den  Titel  14  und  42  zer- 
streut, welchen  zwei  der  hier  zu  betrachtenden  Stellen  (14,  2 
und  42,  5)  angehören.  Im  Westgotenrechte  handelt,  wie  er- 
wähnt. L.  Vis.  VIII  1  von  der  Sache.  Beide  Gesetzessamm- 


'"  Es  handelt  sich  um  L.  Vis.  VIII  1  und  2. 

11  Die  Stelle  ist,  gleich  L.  Sal.  14,  2/3,  16  II  sowie  39,  2,  von 
Waitz,  Das  alte  Recht  der  sal.  Franken,  170f.,  als  späterer  Zusatz  an- 
gesehen worden,  weil  hier  das  altsalische  Kesselordal  aus  seiner  un- 
beschränkten Herrschaft  verdrängt,  von  der  Rolle  primär  erzwingbaren 
Beweises  (L.  Sal.  53)  in  die  eines  subsidiären  Reinigungsmittels  ver- 
wiesen und  an  seine  Stelle  der  Eidhelfereid  als  primärer  Reinigungseid  ge- 
treten sei.  Allein  die  subsidiäre  Geltung  des  Ordals  schließt  doch  wohl 
nicht  aus,  daß  in  gewissen  Fällen  auch  sofort  auf  Kcsselfang  ange- 
sprochen werden  konnte.  Man  wird  auf  das  Verhältnis  der  genannten 
Stellen  zu  L.  Sal.  53  aus  dieser  Formulierung  also  kaum  schlioß<?n 
können.  Zudem  dürfte  —  auch  nach  den  neuesten  Forschungen 
(M.  Krammer  in  der  Festschrift  für  Brunner,  S.  423ff.)  —  gerade  um- 
gekehrt L.  Sal.  53  mit  der  primären  Ansprache  auf  Kesselfang  die 
jüngere  Bestimmung  repräsentieren,  so  daß  schon  die  Voraussetzung, 
von  der  Waitz  ausgegangen  war,  hinfällig  isl.  Vgl.  im  iihrigcn 
unten  n.  55  und  §  6,  n.  4. 
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luiigen  denken  an  Überfall  und  bewaffnete  Hilfe. ^^  Beide 
unterscheiden  weiterhin  den  Überfall  im  eigenen  Hause  ^^ 
vom  Überfall  auf  offener  Wegfahrt.  ^*  Beide  Rechte  behandeln 
den  blutigen  Überfall  strenger  als  den  ohne  Verwundung 
ausgeführten.!^  Und,  um  die  Vermutung  zur  Gewißheit  zu 
steigern,  ist  es  gerade  der  Titel  vom  Überfalle,  der  im 
Westgotenrechte  auch  den  Anführer  zur  Plünderung  durch 
sicheren  Beweis  überführen  läßt,  so  daß  er 

„certis  probationibus  publice  convictus" 
erscheine. 

Nicht  nur  die  gesetzgeberische  Anlage  der  Titel  ist  also 
den  beiden  Rechten  gemeinsam ;  auch  die  besondere  Hervor- 
hebung der  certa  probatio  verrät  die  gemeinsame  Vorlage, 
die  ja  nur  Eurichs  Kodifikation  gewesen  sein  kann.  Damit 
ist,  inhaltlich  wenigstens,  für  L.  Sal.  42,  5  und  14,  2  der 
eurizianische  Charakter  wohl  außer  Frage  gestellt.  Von  der 
letztgenannten  Stelle  allerdings  wird  unten  noch  in  größerem 
Zusammenhange  zu  handeln  sein. 

Aber  auch  die  Formulierung  des  salischen  Satzes  „si 
probatio  certa  non  fuerit,  cum  iuratores  (se)  exsolvat"  ist 
eurizianisch.  Ein  glücklicher  Zufall  hat  den  für  unsere  Frage 
wohl  entscheidenden  Beleg  bewahrt,  freilich  unter  verdeckter 
Autorschaft.  Indes  hat  schon  Zeumer  erkannt,  daß  das 
unter  Reckessvinds  Namen  überlieferte  Gesetz,  L.  Vis.  VH  2, 
23,  auf  eurizianische  Vorlage  zurückgeht^^;  ist  doch  sein 
erster  Teil  ins  bayrische  Volksrecht  übergegangen.^^  Reckes- 
svinds Titel  über  der  Satzung  verrät  allerdings,  daß  mit 
einer  stilistischen  Überarbeitung  des  Textes -gerechnet  werden 


12  ,L.  Vis.  VIII  1,   4  (Chindasv.)   imd  VIII   1,   6   (Ant.)   vgl.   mit  L. 
Sal.  14,  6. 

13  L.,  Vis.  VIII  1,  4,   6  und  7  vgl.  mit  L.   Sal.    14,  6  bzw.   42,   5. 
1^  L.  Vis.  VIII  1,  12  vgl.  mit  L.  Sal.  14,  5. 

1-^  L.  Vis.  VIII  1,  3  vgl.  mit  L.  Sal.  42,  1. 

1^  Vgl.  Zeumer,  Legg.  Vis.  antiqu.,  213,  n.  1. 

''  L.  Bai.  9,  9. 
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muß,  so  daß  die  geringe  Abweichung  der  Formulierung  von 
der   salischen  wohl  auf  Konto   der  Reckessvindschen  Re- 
zension geht.    Die  Stelle  (L.  Vis.  VII  2,  23)  lautet: 
„Si  furtive  alienus  quadrupes  occidatur.** 
„Si   quis  caballum  alienum  aut  bovem  vel  quod- 

libet  animalium  genus  nocte  aut  occulte  occidisse  con- 

vincitur,  novecupli  conpositionem  dare  cogatur.    Quod 

si  convinci  non  potuerit,  quod  talia  fecerit,  sacramenta 

evidentissime  dabit.*' 

Wenn  also  der  Täter  nicht  überführt  werden  konnte,  soll 
er  Eide  geben,  d.  h.  mit  Eidhelfern  sich  rein  schwören.  Das 
convinci  entspricht  dem  „certis  probationibus  publice  con- 
vinci" der  oben  angeführten  Antiquastelle  i«,  womit  sich 
die  probatio  certa  des  salischen  Volksrechtes  deckt.  Dann 
'st  aber  die  Bestimmung  L.  Sal.  42,  5 : 

„Si  certa  probatio  non  fuerit,  cum  XXV  iuratores 

.  .  .  se  exsolvat'*!^ 
nicht  nur,  wie  aus  dem  oben  (zu  L.  Vis.  II  1,  23  und  L. 
Bai.  9,  18,  vgl.  §  1  d.  Abschn.)  Gesagten  erhellt,  dem  Geiste 
nach,   sondern  auch  in  der  Formulierung  eurizianisch. 

Noch  harrt  der  letzte  der  Sätze,  die  von  der  probatio 
certa  sprechen,  L.  Sal.  16,  II  der  Erörterung.  Die  Stelle, 
welche  nur  von  einer  Handschrift,  dem  Wolfenbütteler  Codex 
(Hess eis,  Spalte  92)  überliefert  ist,  reiht  sich  an  die  Buß- 
satzungen für  Inbrandsetzung  eines  Schweinestalles  an. 

„Si  Romanus  hoc  [contra]  Romanum  admiserit  et 

certa  probacio  non  fuerit,  per  XX  se  iuratores  20  cx- 

solbat  ..." 


"  L.  Vis.  VIII  1,  11. 

^«  Exsolvere  als  „Zahlen"  ist  der  wcstgol.  Reclitssprache  eigen.  Vgl. 
die  oben,  §  1,  zur  Wendung  „cogatur  exsolvere"  gegebenen  üelcge. 
Se  exsolvere  würde  demgemäß  „sich  lösen"  bedeuten.  Entsprechend 
Ed.  Roth.  344  und  Grimv.  7 :  „Sit  exolutus  a  culpa". 

2«  In  der  Fortführung  der  Stelle  (s.  unten  im  Text,  S.  30)  ist  von 
der  Kesselprobe  als  subsidiärem  Reinigungsbeweis  die  Rede.  Da  diese 
dem  erhaltenen  westgotischen  Rechte  mibekannt  ist  (Brunnor,  RO.  II, 
Deutuchrechtllchc  Beitrüge.   X.    2.  86 
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Könnte  schon  die  Schreibweise  „exsolbat"  den  Gedanken 
an  die  westgotische  Herkunft  der  Stelle  nahelegen,  so  soll 
dem  doch  weiter  kein  Gewicht  beigelegt  werden.  Die  Unter- 
suchung wird  vielmehr  an  einem  anderen  Punkte  einzusetzen 
haben.  -  '    ' 

Die  gesonderte  Behandlung  des  Romanus,  sei  es  nun 
als  des  Täters,  sei  es  als  des  Verletzten,  im  salischen  Volks- 
rechte ist  ein  sicheres,  wenn  auch  bisher  nicht  erkanntes 
Kriterium  eurizianischer  Herkunft  der  betreffenden  Stelle. 
Das  gilt  es  darzulegen.  Wir  wissen,  daß  Eurich  in  seinem 
Gesetzbuche  die  Behandlung  der  römischen  Provinzialen 
(Romani)  und  jene  der  Goten  zu  scheiden  suchte,  ^i  Da  nun 
eine  besondere  nationale  Gesetzessammlung  für  die  im  West- 
gotenreiche gesessene  römische  Bevölkerung  noch  nicht  ver- 
anstaltet worden  war  (sie  erfolgte  506  unter  Alarich  n.)^^^ 
mochte  auch  die  Behandlung  von  Delikten  zwischen  Römern, 
namentlich  wenn  vom  römischen  Vulgarrecht  abgewichen 
werden  sollte,  in  Eurichs  Gesetzbuch  erfolgt  sein.^^a  Es  darf 
nicht  erstaunen,  daß  das  spätere  westgotische  Recht  hier- 
für keine  Belege  mehr  ergibt.  Bekannt  ist,  daß  Reckessvind 
alle  rechtliche  Scheidung  zwischen  Goten  und  Römern  auf- 
hob. ^3  Aber  bereits  Leovigild  hatte  dies  hinsichtlich  des 
connubium     ausdrücklich     ausgesprochen  2*,     in     anderen 

403),  muß  hier  vielleicht  mit  einem  Einschiebsel  gerechnet  werden.  Es 
ist  freihch  keineswegs  ausgeschlossen,  daß  sie  der  Cod.  Eur.  nicht  doch 
schon  zugelassen  haben  mochte. 

^^  Über  die  Verwendung  des  Ausdrucks  Romanus  in  der  westgot. 
Gesetzessprache  vgl.  man  die  Ausführungen  von  Zeumer,  Zwei  west- 
gotische Gesetze,   I,  N.  Arch.  23,  80. 

"  Brunner,   RG.   I,  511f. 

22'  Herrschende  Meinung  ist  allerdings,  daß  der  C.  Eur.  nur  die 
Verhältnisse  unter  Goten  bzw.  zwischen  Goten  und  Provinzialen  ge- 
regelt habe.  Vgl.  Zeumer,  Gesch.  d.  westg.  Gesetzgebung,  I,  N. 
Arch.  23,  471;  Brunner,  RG.  I,  489.  Doch  ergibt  das  Gesetzbuch 
hierfür  keinen  zwingenden  Schluß. 

23  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  505. 

**  L.  Vis.  III  1.  1. 
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Fällen,  wie  ein  Vergleich  des  eurizianischen  und  dem 
Antiquatexte   ergibt,   stillschweigend   durchgeführt.  ^^ 

Daraus  erklärt  sich,  daß  eine  direkte  Beweisführung 
nicht  möglich  ist.  An  die  Stelle  der  formalen  Textkritik 
muß  hier  die  materielle  treten.  Das  Ergebnis  ist  nichts- 
destoweniger schlüssig.  Denn  es  kann  unmöglich  ein  Zufall 
sein,  daß  gerade  jene  Stellen  des  salischen  Volksrechtes, 
in  denen  vom  Romanus  die  Rede  ist,  fast  sämtlich  als 
dem  eurizianischen  Recht  entliehen  nachgewiesen  werden 
können.  Zwei  derselben,  L.  Sal.  32  und  39,  sind  schon 
durch  K  rammers  textkritische  Studien  ihrer  westgotischen 
Herkunft  überführt. ^ß  Den  Zusammenhang  der  die  Plünde- 
rung behandelnden  Titel  14  (2  und  3)  und  42  (4)  aber 
mit  dem  westgotischen  Rechte  dürfte  die  voraufgegangene 
Untersuchung  klargestellt  haben.  Es  verblieben  mithin  nur 
mehr  zwei  Stellen:  jene  vom  Totschlag  (L.  Sal.  41)  und 
der  hier  zu  erörternde  Zusatz  II  des  Brandstiftungstitels  (16). 

Was  nun  den  Totschlagstitel  der  Lex  Salica  anbelangt, 
so  fehlt  ihm  im  späteren  westgotischen  Rechte  naturgemäß 
jede  Parallele.    Denn  nicht  nur  macht  sich  auch  hier,  und 


^^  Man  vgl.  folgende  Satzungen: 

Cod.  Eur.  312:  L.  Vis.  V  4,  20  (Ant.) 

,[Ro]manus,  qui  Gotho  donaverit  „Si    quis    rem,  que    est   per  iu- 


rem,  quae  [est  i]udicio  repetenda 
aut  tradederit  [occup]andam,  prius 
quam  adversarium  iu[dicio  s]uperarit 
si  etiam  eam  Gothus  inva[serit 
tum]    possessor    rem    suam     .    . 


dicium  repetenda,  priusquam  adver- 
sarium iudicialiter  superaret,  .  .  . 
donaverit  alicui  ...  ipse,  qui 
possedit,  .  .  .  rem  .  .  .  statim  re- 
cipiat. 


statim  [recipijat  .  .  .;  Ille  vero,  qui  hoc  vendidit  aut 

sed  Romanus  Gotho  donabit,  . . .    eiusdcm  merili  rem... 

eiusdem    meriti   [rem    aut    pretium  ei,   a   quo   victus   fuerit,  repensare 

repens.'ire  cogatur]."  cogalur." 

Vgl.  auch  einen  Texteingang,  wie  etwa  folgoiidcn  (L.  Vis.  VII  4,  2): 

„Quotiens   Gotus   sou   quilibet   .  .  .    accusatur   .      .    cum    iudex    inse- 
quatur". 

'«  Krammer,  Krit.  Unters,  zur  L.  Sal.,  N.  Arch.  ,^0.  208  und  .'niff. 

116» 
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hier  besonders  fühlbar,  die  Verwischung  des  Unters chiediS' 
zwischen  Goten  und  Römern  geltend.  Es  tritt  auch  noch 
die  strafrechtliche  Umwälzung  hinzu,  kraft  welcher  bei  den 
Westgoten  schon  unter  Leovigild  vermessentlicher  Totschlag 
regelmäßig  mit  öffentlicher  Todesstrafe  bedroht  war.  27  So 
ist  die  ehemalige  Geltung  der  Wergeidsühne  nur  noch 
darin  zu  erkennen,  daß  fahrlässige  Tötung  und  gewisse 
Ungefährfälle  mit  halbem  Wergeid  ^s  oder  dessen  dritten 
Teil^'j  und,  in  einem  Falle,  auch  noch  mit  voller  Mannbuße 
zu  sühnen  waren. ^o  Eine  positive  Beweisführung  ist  hier 
unmöglich.  31  Wohl  aber  läßt  sich  sagen,  daß  der  salische 
Totschlagstitel  keinerlei  Argument  erkennen  läßt,  das  gegen 
seine  Übernahme  aus  dem  eurizianischen  Gesetz  spräche.  ^^ 

Anders  liegt  die  Sache  bei  L.Sal.  16,  II  (Hess eis,  Sp.  92). 

„Si  Romanus  hoc  Romanum  admiserit  et  certa  pro- 
bacio  non  fuerit,  per  XX  se  iuratores  exsolbat,  medius 
tarnen  electus;  si  iuratoris  invenire  non  potuerit,  tunc 
ad  inium  ambulit  .  .  .  sol.  XXX  culp.  iud." 

Daß  der  ganze  Titel  16  von  westgotischen  Einflüssen  nicht 
frei  ist,  das  würde  ein  näherer  Vergleich  der  beiderseitigen 


"  L.  Vis.  VI  5,  6  und  11. 

2»  L.  Vis.   VI  5,  4  und  14. 

"  L.  Vis.   VI  5,  3.  5  und  7.     Vgl.  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.,  428f. 

'"  L.  Vis.  VIII  4,  16  (Antiqua).  Chindasvind  ersetzt  die  abgestufte 
ältere  Wergeidskala  durch  ein  allgemeines  Freienwergeld  von  300  ß, 
L.  Vis.  VI  5,  14. 

31  Doch  ist  das  halbe  Wergeid  für  Romani  auch  in  der  westgot. 
Lehnstelle  L.  Sal.  42,  4  bezeugt. 

'^  Nimmt  man  insbesondere  mit  Krammer,  Zur  Entstehung  der 
Lex  SaHca  (Festschrift  für  Brunn  er),  431,  an,  daß  das  salische  Volks- 
recht nur  zwischen  Loire  und  Kohlenwald  gegolten  habe,  so  wird  die 
Anlehnung  des  Gesetzes  an  das  benachbarte  Westgotenrecht  noch  wahr- 
scheinlicher. 
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Gesetzesstellen  bald  erweisen.  ^3  Doch  wäre  es  verkehrt,  von 
diesem  Punkte  aus  die  Lösung  der  Frage  versuchen  zu 
wollen.  Denn  in  Wirklichlceit  gehört  die  Vorschrift  L. 
Sal.  16,  II  überhaupt  nicht  in  diesen  Titel.  Dazu  muß  einmal 
die  Zusammenhangslosigkeit  führen,  in  welche  der  Text  bei 
dieser  Anordnung  gerät.  Es  ist  vorher  mit  keinem  Worte 
unterschieden,  ob  die  Tat  von  einem  Freien  oder  Unfreien, 
Franken  oder  Romanus  geschieht.  Daraus  folgt  natürlich 
nicht,  daß  diese  Unterscheidung  dem  westgotischen  Rechte 
gefehlt  hätte.  Das  Gegenteil  wird  durch  einen  Blick  aufs 
bayrische  Recht  (Si  .  .  .  incenderit  liberi  vel  servi  domum; 
De  scuria  vero  liberis;  De  servorum  firstfalli)  wahrschein- 
lich gemacht.  Aber  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  salische 
Gesetzgeber  so  sinnlos  aus  dem  Zusammenhange  heraus 
gerade  nur  die  eine  Einzelvorschrift  —  für  die  Tat  zwischen 
Romani  —  entnommen  hätte,  wo  er  im  übrigen  die  Schei- 
dung  ignorierte. 

Dazu  kommt,  daß  die  Stelle  nur  im  Wolfenbütteler  Codex 


"  Man    vergleiche 

L.  Bai.  10,  1. 
,iDe  incendio  domo- 
rum.  Si  quis  per  ali- 
quam  invidiam  vel 
odium  in  nocte  ig- 
nem  imposuerit  et 
incenderit  .  .  . 
domum:  inprimis  aedi- 
ficia  componat  at- 
que  restituat,  et 
quicquid  ibi  arserit, 
restituat ...  Et  quanti 
libori  nudi  evaser- 
int,   ...   romp." 


etwa: 

L.  Sal.  16 
(Her.  und  Em.). 
„De  incendiis. 
Si  quis  casam  quamlibet 
.  .  .  .    dormientibus 
hominibus        incen- 
derit, ei,  cui  casa   est, 
,  .  .  .    culp.    iud.    (Hss. 
Hesseis  1 — 4): 
Et     si     nliquid     intus 
arserint  .  .  . 
(H.  u.  Em):    Uli    vero, 
qui  ex  in  de  cvaserint 
.  .  .  mailaro  debent  .  .  . 
Et  quicquid  ibi    pcrdi- 
d  er  int,   .   .    .    restiiua- 
tur." 


L.  Vis  VIII  2  (De  in- 
cendiis   et   incensor- 

ibus),  1. 
Qui  in  alienam  domu- 
mum  ...  ignemsup- 
posuerit .  .  .  ignibus 
deputetur  et . .  domino, 
...  si  .  .  .  aliquid 
darani  pertulerit,  con- 
ponatur  (h)ac  pre- 
tium  domus  reddatur 
incense  .  .  .  inter  eos, 
.  .  ,  qui  domos  vel  res 
suas  incendio  perdi- 
derant,  eius  sub.stan- 
tia  dividatur  .  .  .* 
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erhalten  ist,  dessen  Überlieferung  an  sich  durchaus  beacht- 
lich, in  der  Aufeinanderfolge  und  dem  Zusammenhange  der 
einzelnen  Satzungen  aber  bekannt  ungenau  und  geradezu 
verwirrt  ist.^*  Der  nächstliegende  Titel  nun,  in  dem  sonst 
noch  von  Beweisfragen  die  Rede  ist,  und  in  welchem  die 
Romani  genannt  werden,  ist  der  beinahe  unmittelbar  voraus- 
gehende Titel  14  „De  supervenientibus  et  expoliatis".  Hier 
regeln  die  andern  Handschriften  zunächst  den  Überfall  eines 
Freien  (durch  einen  Freien),  dann  den  eines  Saliers  durch 
einen  Romanus,  dann  den  eines  Romanus  durch  einen 
Franken.  Dem  Wolfenbütteler  Codex  fehlt  für  diesen  letzt- 
genannten Fall  der  Tatbestand.  Er  ist  aus  den  anderen  Hand- 
schriften zu  ergänzen,  was  durch  die  gemeinsame  Buße 
von  30  ß  (§  3  der  übrigen  Handschriften  und  der  dem  §  2 
angehängte  Torso  im  Wolfenbütteler  Text)  gesichert  ist.  An 
dritter  Stelle  sodann  ist  der  Wolfenbütteler  Text  von  14,  2 
und  3  durch  den  unveränderten  Paragraphen  16,  II  zu  er- 
gänzen.   Die  Stelle  lautet  dann: 

1.  „Si  quis  hominem  ingenuum  in  superventum  ex- 
poliaverit,  cui  fuerit  adprobatum  . . .  sol.  LXIII  culp.  iud." 

2.  (Wolfenb.  Fassung)  „Si  vero  Romanus ^^  Franco 
Saligo  expoliaverit  et  certa  [probatio]  non  fuerit,  per 
XXV  iuratores  se  exsolbat  medius  tamen  electus;  se 
iuratores  non  potuerit  invenire  —  malb.  murdo  — ,  aut 
ad  inium  ambulit  aut  .  .  .  sol.  LXII  culp.  iud." 


^*  Vgl.  die  Übersicht  über  die  Titel-  und  Paragraphenfolge  der  Hss. 
bei  Hesseis,  L.  Sal.  p.  XXX ss.;  Behrend,  L.  Sal.  S.   184 ff. 

Auf  westgot.  Einfluß  scheinen  mir  auch  die  Bußsätze  für  Brand- 
setzung ländlicher  Wirtschaftsgebäude  im  salischen  (16,  3  und  4)  und 
bayrischen  (10,  2  und  3)  Volksrechte  hinzuweisen,  deren  Herkunft  im 
letztern  Recht  die  sonst  unbekannte  ducalis  disciplina  verraten  dürfte. 
Sicher  westgotisch  ist  die  salische  Schlußbestimmung  über  Beschädigung 
fremder  Gehege:  L.  Sal.  16,  5  vgl.  mit  L.  Vis.  VIII,  3,  6.  Vgl.  Ed.  Roth. 
206,  L.  Burg.  41. 

^•'  Der  Wolfenb.  Text  hat  Romanum,  was  indes  aus  den  anderen 
Hss    in  Romanus  zu  bessern  ist. 
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3.  (Wolfenb.  Fassung)  „Si  vero  (nach  den  übrigen 
Hss.  §  3:  Francus  Romano  expoliaverit  —  musido  — ) 
[et]  certa  probacio  non  fuerit,  [per]  XX  se  iuratores 
exsolvat  medius  tarnen  elictus;  se  iuratores  non  po- 
tuerit  invenire  —  malb.  musdo  —  ...  sol.  XXX,  si  ad- 
probatus  fuerit,  culp.  iud." 

4.  (Wolfenb.  Text,  16,  II)  „Si  Romanus  hoc  [contra] 
Romanum  admiserit  et  certa  probatio  non  fuerit,  per 
XX  se  iuratores  exsolbat  medius  tamen  electus;  se  iura- 
toris  invenire  non  potuerit,  tunc  ad  inium  ambulit  —  hoc 
dicunt  malb.  leode  cal  —  [aut]  .  .  .  sol.  XXX  culp.  iud." 

Und   da  die  gesamte  Regelung   dieses  Titels   mit  Titel  42 

zusammengehört,   und  zwar,   entsprechend  der  Überschrift 

von  Titel  14  und  der  Anordnung  im  westgotischen  Rechte, 

unter  Voranstellung  des  blutigen  Überfalls,  gehen  der  hier 

zusammengefaßten  Textgruppe  unmittelbar  die  Sätze  vorauf: 

(42,  1)  „Si  quis  colecto  contubernio  hominem  in- 

genuo  in  domo  sua  adsalierit  et  ibi  eum  occiderit,  si  in 

truste  dominica  fuit  .  .  .  occisus  .  .  .  (etc.)." 

(2)  „Si  vero  in  truste  dominica  non  fuit  .  .  .  (etc.)." 

(3)  „Si  vero  corpus  occisi  hominis  tres  vel  amplius 
habuerit  piagas  .  .  .  (etc.,  Buße  der  Mittäter  und  Ge- 
hilfen)." 

(4)  „De  Romanis  vero  vel  letis  (Wolfenb.  T., 
Hesseis  Sp.  263,  ähnlich  das.  Hss.  Gruppe  7 — 10, 
Em.:  qui  in  tale  contubernio  interfecti  fuerent)  haec 
lex  superius  compraehensa  ex  medietate  solvatur." 

Damit  ist  auch  für  den  blutigen  Überfall  das  gleiche  Bußen- 
verhältnis gegeben,  wie  es  nach  dem  oben  angeführten  Text 
bei  Plünderungen  galt  (62/63  ß  bei  Franken,  30  ß  bei  Ro- 
ma ni).  Und  an  jene  Satzungen  schließt  dann  der  Überfall 
auf  offener  Straße  und  weiterhin  42,  5  (entsprechend  14,  6) 
an.    (Cod.  Paris  4404.  —  Hesscis  T.  1,  Spalte  262): 

„Si  quis  villam  alienam  expugnaverii  .  .  .  si  I.'jhkmi 
probatio  certa  non  fuerit,  cum  XXV  iuratores  medius 
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electus  [se]  exsolvat.  Si  iuratores  iion  potuerit  in- 
venire,  .  .  .  sol.  LXIII  culp.  iud." 
Überblickt  man  diesen  Textteil  der  Lex  Salica,  so  zeichnet 
er  sich  durch  eine  ganz  auffallende  Geschlossenheit  des 
Aufbaues  aus.  In  konsequenter  Durchführung  eignet  ihm 
die  Halbierung  der  Freienbuße  beim  Romanus.  Sie  erklärt 
sich  aus  dem  Fehlen  der  Magsühne  (Brunn er,  RG.  II 
614  und  n.  7  das.),  entspricht  übrigens  der  geringeren 
Standesqualität  des  Romanus  gegenüber  dem  germanischen 
Vollfreien  nach  ältestem  Westgotenrechte,  wie  solche  im 
Verbot  der  Ehe  zwischen  Romani  und  Goten  ausgeprägt 
war. 36  Eine  Regelung,  die  erst  durch  die  Antiquarezension 
(L.  Vis.  III 1,  1)  zugunsten  der  ersteren  aufgegeben  worden  ist. 
Ebenso  charakteristisch  ist  aber,  daß  gerade  in  den 
hier  zusammengefaßten  Stellen  der  Lex  Salica  die  probatio 
certa  wiederkehrt.  Ein  eng  zusammenhängendes,  in  sich 
geschlossenes  Stück  des  salischen  Gesetzes  liegt  vor,  das 
sich  in  seiner  Anlage  von  den  übrigen  Titein  des  Volks- 
rechtes sondert.  Insbesondere  vom  verwandten  Titel  der 
Wundbußen,  wo  in  der  Tat,  handelte  es  sich  um  eine  einheit- 
liche Redaktion,  die  Voraussetzungen  für  einen  entsprechen- 
den Aufbau  gegeben  wären.  Nur  zu  jenem  schon  erwähnten 
Titel  vom  Sklavenraub  (L.  Sal.  39),  dessen  westgotische 
Herkunft  feststeht,  läßt  sich  eine  sichtbare  Verwandtschaft 
nachweisen.  Auch  dort  nämlich  die  beiden  Merkmale:  Be- 
weisregel und  geminderter  Bußsatz  für  Romani.  Und  zwar 
ist  die  Buße  hier  das  Wergeid  (Cod.  Paris.  4404.  —  Hesseis 
T.  1,  Sp.  226): 

(39,2)  „Si  quis  hominem  ingenuo  plagiaverit  et  pro- 
batio   certa    non    fuit,    sicut    pro   occiso"    iuratore[s] 

'^  Das  muß  gegenüber  Brunn  er,  a.  a.  0.,  n.  7,  der  die  Standes- 
zurücksetzung  der  Romani  bestreitet,  doch  hervorgehoben  werden.  Bei 
der  Bedeutung  des  Wergeids  als  Manngeld  war  eine  Rückwirkung  der 
Bußhöhe  auf  die  Standesqualität  schlechthin  unvermeidlich. 

37  Auch  der  Hinweis  auf  den  occisus  spricht  für  die  unveränderte 
Entlehnung  dieser  Stelle  aus  dem  westgot.  Recht;  denn  das  Totschlags- 
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donet^'*  si  iuratores   non  potuerit  invenire,  .  .  .   sol.  cc 

culp.  iud." 
Hieran  reiht  sich  die  nur  in  den  Codices  Paris.  4404  und 
Wolfenb.-Weißenb.  97  (Hesseis  codd.  1  und  2)  überlieferte 
Satzung  von  der  Verknechtung  des  Romanus,  wobei  der 
erstgenannte  Codex  augenscheinlich  die  richtige  Fassung 
bewahrt  hat: 

(39,     3)    „Si     Romano     plagiaverit,    sol.     LXHI 

culp.  iud.** 
Sollte  man  auf  den  ersten  Blick,  der  Totschlagsskala  ent- 
sprechend, hier  die  100  ß  -Buße  als  Wergeid  des  römischen 
Provinzialen  erwarten,  so  klärt  sich  die  Sache  alsbald,  wenn 
man  bedenkt,  daß  es  sich  hier  offenbar  um  Angehörige  der 
arbeitenden  Klasse  handelt.  Der  Romanus  kann  dann  aber 
nur  der  römische  Zinsbauer^^  sein,  von  dem  es  im  Tot- 
schlagstitel L.  Sal.  41,  7  heißt  (Cod.  Paris.  4404.  —  Hess  eis 
T.  1,  Sp.  253): 

„Si    vero    Romanum    tributarium    occiderit,    sol. 

LXHI  culp.  iud.** 

Nun  hat  aber  allerdings  bereits  Behrendts  bezüglich 
der  Stellen  L.  Sal.  14,  2  und  3  sowie  16,  H  die  textliche 
Sonderstellung  bemerkt.  Allein,  verführt  durch  eine  Be- 
merkung Müllenhoffs*^  glaubte  er  hier  Bestandteile  alt- 
fränkischer Königsgesetze  vor  sich  zu  haben.    Die  vorauf- 

kapitel  des  sal.  Rechts  erwähnt  die  Eidhelferzahl  mit  keinem  Worte. 
Löning,  Reinigungseid,  100,  n.  6,  bezieht  die  Wendung  auf  L.  Sal.  36: 
„Si  .  .  .  per  testibus  fuerit  adfirobatus".  Hierüber  vgl.  aber  unten 
Abschn.  II,  §  1. 

3'a  Vgl.  noch  L.  Vis.  VI  1,  2  (Chindasv.),  für  Klagen  geringeren 
Streitwerts. 

'**  Hinsichtlich  der  tributarii  vgl.  die  westgot.  Fragmente  v.  Gau- 
denzi,  §§  10,  13  und  14.  S.  auch  Geffcken,  Lex  Salica  (Krl.),  Iü3, 
und  die  dort  angeführte  Literatur. 

3»  Die  Textentwicklung  der  I>ex  Salic^i,  Z.  -'  f.  HCl.  13,  S.  11  f.  vcrb. 
mit  18  ff. 

*"  Die  Sprache  der  Lex  Salica  (bei  Waitz,  Das  alte  Recht  der  sal. 
Franken),  27ö. 
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gegangenen  Untersuchungen  sind  hoffentlich  über  diese  An- 
nahme hinaus  zu  klarerem  Bilde  gelangt.  Soviel  sie,  unter 
Ausdehnung  des  hierher  gehörigen  Textbereichs,  ergeben 
haben,  darf  als  Quelle  dieser  Satzungen  allerdings  ein 
Königsgesetz  genannt  werden,  nur  freilich  kein  fränkisches, 
sondern  der  Codex  Euricianus. 

Die  Folgerung  ist  wichtig  genug.  Soweit  der  behauptete 
klägerische  Beweisvorzug  der  Lex  Salica  auf  die  certa  pro- 
batio  der  Titel  14,  16,  39  und  42  gestützt  wird,  wird  er 
nicht  auf  ursalisches  Recht,  sondern  auf  westgotische  Lehn- 
stellen zurückgeführt,  auf  Eurichs  Gesetzbuch,  das  —  wie 
gezeigt  —  bewußt  das  bisherige  Verfahren  im  Sinne  richter- 
licher Sachkognition  umzugestalten  und  das  Abstellen  des 
Urteils  auf  den  Eid  des  Beklagten  zurückzudrängen  suchte.*^  ^* 

*^  über  vvestgotische  Beweisgrundsätze  vgl.  man  die  von  Bmnner, 
Forschungen  117  ff.,  gegebene  Skizze.  S.  auch  Zeumer,  Geschichte 
der  westgot.  Gesetzgebung,  N.  Arch.  24,  78 f.;  Dahn,  Westgot.  Stu- 
dien, 272  ff. 

*^  Einen  Sonderfall  desselben  Prinzips  bildet  die  im  westgotischen 
Rechte  zugelassene  Verwendung  des  Zeugnisses  (Geständnisses)  eines 
Knechts  gegen  den  Herrn.  Vgl.  zu  L.  Vis.  (Ant.)  III  4,  10;  V  4,  14; 
VI  1,  4;  VII  6,  1;  (Recc.)  II  4,  10.  Zeumer,  Gesch.  d.  westgot.  Gesetz- 
gebung, N.  Arch.  23,  98;  zu  L.  Vis.  (Chindasv.)  II  4,  4  denselben,  a.  a.  0., 
101  f.  Verwandt  ist  die  Behandlung  der  Aussage  eines  gestohlenen  Knechts 
über  seinen  plagiator  nach  L.  Sal.  39  I  und  II;  die  dreimahge  gericht- 
liche Aussage  wird  jeweils  durch  drei  gezogene  Zeugen  dem  Gericht 
der  erhobenen  Klage  gestätigt.  Bei  dem  bestimmenden  Einfluß,  den 
das  eurizianische  Recht  auf  die  sahschen  Sätze  über  Menschenraub  geübt 
hat  (vgl.  M.  Krammer,  Krit.  Unters,  z.  L.  Sal.,  N.  Arch.  30,  314—17), 
dürfte  die  Frage,  ob  hier  überhaupt  bodenständiges  salisches  Recht  vor- 
liegt, mit  Wahrscheinlichkeit  zu  verneinen  sein.  Rechnet  doch  gerade 
der  Cod.  Eur.  (288)  ausdrücklich  mit  der  belastenden  Aussage  eines  ver- 
kauften Knechts  gegen  seinen  Verkäufer,  welcher  er  nur  da  entgegen- 
zuwirken sucht,  wo  der  rechtmäßige  Herr  verkauft  hatte.  Vgl. 
Dahn,  Westgotische  Studien,  14.  Daß  übrigens  die  Bestimmung 
L.  Sal.  39,  I  und  II,  auch  wenn  sie  wirklich  salischen  Ur- 
sprungs ist,  jedenfalls  kein  altes  Recht  darstellt,  das  kann  wohl 
kaum  zweifelhaft  erscheinen.  Ich  möchte  auch  den  Ausgangspunkt  der- 
selben überhaupt  nicht  im  Sühneprozeß,   sondern  im  Anefangsverfaliren 
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§3. 

Die  Bedeutung  des  Wortes  adprobare  im  salischen  Volksrechte. 
Mit  den  von  der  probatio  certa  handelnden  Stellen  sind 
die  für  den  Beweisvorzug  des  Klägers  im  salischen  Rechte 


suchen.  Da  der  Knecht  „trans  mare"  geführt  ist,  kommt  es  nicht  zum 
Gewährenzuge.  Der  Herr  kauft  vielmehr  den  Knecht  dort,  wo  er  ihn 
findet,  aus  und  führt  ihn  zurück.  Das  nunmehr  zugelassene  Verfahren 
—  L.  Sal.  39  I  und  II  —  dient  dazu,  den  Gewährenzug  auf  den  plagiator 
durch  die  Aussage  des  Knechtes  zu  ersetzen.  A.  M.  Geffcken,  Lex 
Salica  (Erl.),  157. 

Viel  einschneidender  als  durch  jene  Spezialnorm,  würde  unsere  Auf- 
fassung vom  salischen  Beweisrechte  durch  die  salischen  Bestimmungen 
über  die  Folterung  Unfreier  (L.  Sal.  40,  3 — 5)  berührt,  wenn  daselbst 
wirklich  an  ein  Zeugnis  des  Knechts  gegen  den  Herrn  gedacht  wäre,. 
(so  neuestens  Mayer-Homberg,  Die  fränk.  Volksrechte  im  Mittelalter  I, 
74 ff.).  Die  Stelle  gibt  indes  hierzu  keine  Handhabe.  Sie  lautet,  wo  von  der 
Folterung  des  Knechts  über  eine  gesetzliche  Grenze  hinaus  die  Rede 
ist  (§  4): 

„Si  servus  postea  ad  suppliciis  maioribus  subditur  et  si  con- 
fessus  fuerit,  nihil  ille  [lies:  Uli]  super  domino  credatur;  ipsc 
illo  servo  in  potestatem  habiturus  est,  qui  eum  torsit;  dominus 
servi,  unde  iam  pignus  accepit,  praecium  pro  suo  servo  accipiat.'* 
Den  Gegensatz  zu  der  hier  bezeichneten  Folge  des  Geständnisses 
nach  Überschreitung  der  Folterungsgrenze  (120  Hiebe)  bildet  der  unmittel- 
bar folgende  Satz: 

„Si  vero  inter  priora  supplicia  id  est  infra  cxx  culapus  fuerit 
confessus,  aut  castretur  aut  sex  solidos  reddat.  Dominus  vero  servi 
capitale  requirenti  restituat." 

Hier  sehen  wir  deutlich,  inwieweit  innerhalb  der  120  Hiebe  dem 
Knecht  super  domino,  „zu  Lasten  seines  Herrn"  geglaubt  wird :  der  Herr 
muß  den  Wert  der  gestohlenen  Sache  dem  Kläger  erstatten  und  außerdem 
die  Entmannung  des  Knechtes  zulassen,  wenn  er  sie  nicht  mit  6  ß. 
ablösen  will.  Ersteren  Falls  aber,  wenn  der  Knecht  innerlialb  der 
123  Hiebe  nicht  gesteht,  wird  ihm  nachher  zu  Lasten  seines  Herrn  über- 
haupt nicht  mehr  geglaubt.  Der  Kläger  mag  den  Knecht  dem  Herrn 
abkaufen  (für  den  Herrn  besteht  übrigens  die  Verpflichtung,  ihn  gegen 
Ersatz  des  Wertes  herzugeben,  auch  nur,  wonn  dor  Knecht  bei  weiterer 
Folterung  gesteht).  Jedenfalls  hat  der  Herr  keinerlei  Scliaden  und  es  fällt 
keine  Erstattungspflicht  auf  ihn.  Das  Geständnis  des  Knechts  innerhalb 
der  Folterungsgrenze  begründet  nur  eine  Erstattongspflicht  des  Herrn  hin- 
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etwa  in  Anspruch  zu  nehmenden  Argumente  keineswegs 
erschöpft.  Noch  gibt  es  eine  große  Zahl  von  Gcsetzesstellen, 
die  auf  den  ersten  Blick  für  klägerischen  Beweis  zu  sprechen 
scheinen  und  auch  schon  dafür  angerufen  worden  sind.i 
Es  heißt  nämlich  bei  der  Bußnorm  häufig  vom  Beklagten: 

„si  ei  (cui)  fuerit  ad  probatum", 
gelegentlich  auch  vom  Kläger 

„si  probaverit"  u.  äJ 
Nun  hat  schon  Brunner^  treffend  bemerkt,  daß  dieser  farb- 
lose Ausdruck  ebensowohl  klägerischen  Überführungsbeweis 
wie  das  Fehlschlagen  der  Reinigung  des  Beklagten  be- 
zeichnen kann.  Dazu  mußte  schon  die  schlichte  Erwägung 
führen,  daß  es  widersinnig  wäre,  in  den  Fällen,  in  welchen 
das  Volksrecht  vom  „adprobare"  der  Tat  spricht,  den  Buß- 
anspruch an  die  Bedingung  des  klägerischen  Beweises  zu 
knüpfen.*  Die  ganz  willkürliche  Verwendung  des  Ausdrucks 
schließt  es  vielmehr  aus,  ihn  als  Bezeichnung  einer  be- 
stimmten Beweisform  aufzufassen;  auch  der  Beklagte,  dem 


sichtlich  des  Sachwerts  (capitale);  von  einer  Überführung  des  Herrn 
durch  die  Aussage  seines  Knechtes  spricht  das  Gesetz  mit 
keinem  Worte.  So  auch  G.  Meyer,  Z.  2  f.  RG.  2  (1881),  1021, 
Schreuer,  Verbrechenskonkurrenz   (Unters.  50),  205. 

1  Vgl.  Löning,  Reinigungseid,  99.  Thonissen,  Loi  salique,  499. 
Auch  Mayer-Homberg,  Die  fränk.  Volksrechte  im  Mittelalter,  212 ff. 
und  n.  17  daselbst,  verfällt  trotz  Brunners  von  ihm  angeführter  War- 
nung  (s.  unten  n.  3)  in  denselben  Irrtum. 

2  L.  Sal.  8,  1;  48  II;  92  (Eidschelte  mit  Zweikampf);  93  (Zeugen- 
schelte mit  Ordal). 

'    RG.  II,  371  f. 

*  Man  vgl.  nur  Titel  2.  Beweisbedürftig  wäre  demnach  die  Klage 
wegen  Diebstahls  eines  Frischlings,  eines  Mutterschweins  ohne  Junge, 
eines  einjährigen  Ferkels,  einer  Herde  von  25  Schweinen,  während 
der  Dieb  eines  Ferkels,  das  in  der  Hürde  verwahrt  ist,  eines  Mutter- 
schweins mit  Jungen,  eines  zweijährigen  Ferkels  oder  zweier  solcher, 
dreier  o^er  mehr,  eines  in  der  Herde  lebenden  Ferkels,  eines  Ebers, 
oder  Leitschweins,  einer  Herde  von  15  oder  20  Schweinen  bereits  durch 
fehlgeschlagenen  Reinigungseid  überführt  worden  wäre. 
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ein  Reinigungseid  oder  Ordal  fehlgeschlagen  war,  konnte 
mit  gutem  Rechte  als  der  Tat  überführt  gelten.  Er  wird 
vom  Gesetze  selbst  an  anderer  Stelle,  wie  ebenfalls  Brunner 
(a.  a.  0.)  hervorgehoben  hat,  geradezu  so  bezeichnet.  In 
Titel  53  wird  nämlich,  wenn  einer  seine  Hand  von  der 
Kesselprobe  löst,  die  prozessuale  Lösungsbuße  und  der 
Fredus  danach  berechnet,  wie  viel  verfallen  wäre,  wenn 
er  bei  dieser  Probe  unterlegen  wäre: 

„si  adprobatus  fuerit"  (51,  1,  3  und  II)  oder 
„si  convictus  fuisset"  (53,  2  und  4). 
Da  Kesselprobe  unbestrittenermaßen  Reinigungsordal  ist,  ist 
also  die  Bezeichnung  „adprobatus",  „convictus"  für  fehl- 
geschlagene Reinigung  bezeugt  und  damit  erwiesen,  daß 
sie  ganz  allgemein  den  erfolgreichen  Ausgang  des  Rechts- 
streites bezeichnet. 

Diese  allgemeine  Bedeutung  hat  aber  das  Wort  adprobare 
und  daneben  convincere,  conprobare  auch  in  der  west- 
gotischen Gesetzessprache.  Den  Grundsatz,  daß  dort  mangels 
Zeugenbeweis  das  Urteil  auf  Reinigungseid  zu  stellen  war^, 
lernten  wir  oben  (§  1)  schon  kennen.  Unbekümmert  um  die 
Frage  aber,  auf  welche  Weise  der  Beklagte  überführt  werde, 
spricht  das  Gesetz  von  adprobari,  convinci  im  prozessualen 
Sinne  des  Unterliegens.  So  schon  in  Cod.  Eur.  319,  dann 
in  manchen  Antiquastellen,  wie  L.  Vis.  III  3,  4  (Konspiration 
der  Brüder  eines  geraubten  Mädchens  mit  dem  Entführer), 
III  4,  15  (Unzucht  eines  Freien  mit  seiner  Magd),  III  4,  16 
(Notzucht  an  einer  Magd),  VIII  4,  8  (Tötung  eines  fremden 
Tieres).  Eine  Verwendung  des  Wortes,  die  dem  ebenso 
häufigen  „si  detegitur"  völlig  entspricht  und  schlechthin 
das  prozessuale  Unterliegen  im  Auge  hat. 

Daneben  kennt  allerdings  das  westgotische  Recht  auch 
eine  Verwertung  des  Ausdrucks  im  Sinne  klägerischen  Be- 
weises; allein  hier  spricht  es  entweder  ausdrücklich  von 

ß  L.   Vis.    II    1,  23  (Antiqua),   II,  2.  5  und   VI   I,  2  (Chindasvind). 
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„certis,  manifestis  probationibus  convincere**,  von  „ad- 
probare  per  testes".  Und  in  dieser  Form  ist  die  Bezeich- 
nung des  klägerischen  Beweises  auch  dem  salischen  Rechte 
bekannt  (s.  unten  Abschn.  II  §  1).  Oder  aber  die  Natur  des 
Beweisthemas  (Einredebeweis)  läßt  erkennen,  daß  nach  west- 
gotischem Rechte  nur  direkter  (Zeugen-)Beweis  gemeint 
sein  kann. 

Eine  Sonderstellung  im  Aufbau  des  salischen  Bußentarifs 
nehmen  endlich  gewisse  Fälle  ein,  in  welchen  bei  Geständ- 
nis einfache  Erstattungspflicht  besteht,  zu  der  erst  im 
Leugnungsfalle  eine  Buße  hinzutritt.  Es  handelt  sich  um 
gewisse  Akte  immerhin  verbotener  Eigenmacht,  die  aber, 
wenn  offen  zugegeben,  des  deliktischen  Moments  entbehrten. 
Die  Formulierung ß  lautet  hier: 

„Si  confessus  fuerit  .  .  ." 

„Si  vero  negaverit  (negare  voluerit,  confessus  non 

fuerit)  et  ei  fuerit  adprobatum  .  .  .** 

Auch  diese  Formulierung  ist  als  Stütze  zur  Auslegung 
des  Wortes  adprobare  im  Sinne  klägerischen  Überführungs- 
beweises angerufen  worden.'  Allein  das  oben  Gesagte  gilt 
auch  hier.  Denn  nachdem  der  Standpunkt  des  eurizia- 
nischen  Rechts  im  Voraufgegangenen  zweifelsfrei  dahin  aus- 
gelegt wurde,  daß  —  subsidiär  wenigstens  —  der  Beklagte 
stets  zur  Reinigung  verpflichtet  war,  genügt  es  darauf  hin- 

*  L.  Sal.  9,  1  u.  3  (Die  Wendung  in  9,  4:  „et  illum  negantem  ei 
fuerit  adprobatum"  gehört  überhaupt  nicht  in  diesen  Zusammenhang,  da 
dort  die  Buße  in  jedem  Falle  Platz  griff.  Die  Wendung  ist  dort  genau  so 
farblos,  wie  in  den  oben  erörterten  Fällen  die  Phrase  „si  ei  fuerit  ad- 
probatum"). Ferner  L.  Sal.  65,  1  und  2.  Am  letzteren  Orte  ist  es  m.  E. 
ungewiß,  ob  es  sich  um  ein  zugelaufenes  Pferd,  das  bei  der  Schüttung 
getötet  wurde,  oder  um  ein  tot  aufgefundenes  handelte.  Letzteres  ist, 
im  Hinblicke  auf  L.  Rib.  86,  die  herrschende  Auslegung  (vgl.  Brunner, 
RG.  II,  625  n.  15),  vermag  aber  die  hohe  Buße  kaum  zu  erklären.  Vgl. 
Geffcken,  L.  Sal.  (Erl.),  233.  In  beiden  Fällen  mußte  Verklarung 
jedenfalls  die  Buße  ausschließen. 

"  So  von  Loening,  Reinigungseid,  99;  Mayer-Homberg,  a.  a.  0., 
212  f. 
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zuweisen,  daß  diese  Formulierung  im  salischen  Volksrechte 
ebenfalls  eurizianischen  Ursprungs  ist.  Es  handelt  sich  in 
einer  eurizianischen  Stelle  des  Bayernrechts  (L.  Bai.  9,  9 
und  10)  darum,  wie  man  für  die  Tötung  eines  Tieres  ein- 
zustehen habe.  Geschah  einem  versehentlich,  daß  man  ein 
Stück  Vieh  tötete,  so  war  man  zu  einfachem  Ersätze  ver- 
pflichtet, wenn  man  die  Tötung  offen  zugab  (§  10).  ^  Tötete 
man  aber  ein  Tier  ohne  Beisein  dritter  bei  Tag  oder  Nacht 
und  leugnete  es  nachher,  so  daß  man  im  Prozeßweg  über- 
führt werden  mußte,  so  hatte  man  es  wie  Diebstahl  zu 
büßen  (§9).^  Der  Zusammenhang  dieser  Stellen  wird  durch 
Krammers  Feststellung'^,  daß  gerade  L.  Sal.  65  (Enthäutung 
eines  Kadavers)  und  9  (Tierschädigung)  in  den  Kreis  eurizia- 
nischer  Rechtsentlehnung  gehört,  vollends  klar,  wozu  dann 
noch  die  vom  gleichen  Forscher  angeführte  Stelle  des  lango- 
bardischen  Edikts  (Rothari  355)  gehört.  Aber  auch  L. 
Burg.  23,  4  und  55,  49  ist  hinsichtlich  des  gesetzgeberischen 
Gedankens  hierher  zu  zählen. 

Doch  der  Ring  ist  damit  noch  nicht  geschlossen.  Denn 
auch  der  vom  Reraub  handelnde  Titel  L.  Rib.  54  bringt 
dieselbe  Formulierung  und  wird  denn  auch  wohl  als  ein 
Fall  klägerischen  Überführungsbeweises  in  Anspruch  ge- 
nommen ^i: 

„Si  quis  autem  hominem  mortuum,  antequam 
humitur,  expoliaverit,  si  interrogatus  confessus  fuerit, 
bis  trigenus  sol.  multetur.  *  Si  autem  negaverit  et 
postea  convictus  fuerit,  bis  quinquagcnus  sol.  cum 
dilatura  multetur,  *  aut  cum  sex  iurit."^^ 

*  „Si  quis  casui  facienti  occiderit  alienum  animal  et  non  ne«aveiit: 
consimilem  dare  non  tardet  et  cadaver  mortiium  accipiat." 

•  „Si  quis  occulte  .  .  .  aliquid  anirnai  occiderit  et  negaverit  et 
postea  exinde  probatus  fuerit:  taniquam  furtivum  con|K)nat."  Vgl.  hier- 
zu L.  Vis.  VII  2,  23. 

'«  Krit.  Untersuchungen  zur  L.  Sal.,  N.  Arch.  30,  301  ff. 
"   Vgl.  Locning,  Roinigungseid,  110. 

"  Die  in  *  *  cingeschlossciion  Worte  werden  nicht  von  ;Ulen 
Codices  überliefert. 
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Auch  dieser  Stelle  liegt  nun  aber  lediglich  derselbe  Rechts- 
gedanke zugrunde,  daß  offene  Verklarung  Buße  ausschließt. 
Bezeichnenderweise  sagt  L.  Sal.  55,  1,  auf  welche  Stelle 
die  ribuarische  Bußnorm  zurückgeht: 

„Si  quis  corpus  occisi  hominis,  antequam  in  terra 
mittatur,   expoliaverit  in  furtum  .  .  .*' 
Von  einem  expoliare  in  furtum  kann  natürlich  bei  offener 
Verklarung  keine  Rede  sein.    So  zeigt  erst  Pact.  AI.  II  44 
(Blutraub)   den  vollen  Zusammenhang,  wenn  es  heißt: 

„Si   quis  ingenuus  ingenuum  interficiet  et  ei  ali- 
quid de  res  suas  sangulentas  tullerit,  aut  [zu  bessern 
in  ut  oder  et]  hoc  auferit  [=  offerrit]  ad  parentes,  nihil  est 
ad  requirendum.  Si  enim  vero  non  offerit,  40sol.  solvat.*'!^ 
Den  westgotischen  Ursprung   der  ganzen  Antithese  dürfte 
Ed.  Roth.  16,  vom  Reraube  handelnd,  erweisen;  denn  daß 
hier  das  alamannische  Recht  nicht  nachgeahmt  ist,  bedarf 
wohl  keiner  Erörterung. 

„De  rairaub.   Si  quis  hominem  mortuum  in  flumine 
aut  foris  invenerit  aut  expoliaverit  et  öelaverit,  conponat 
parentibus  mortui  sol.  octoginta.    Et  si  eum  invenerit 
et  expoliaverit  et  mox  vicinibus  patefecerit  et  cognusci- 
tur,  quod  pro  mercedis  causa,  nam  non  furtandi  animo 
fecit,  reddat  spolia,  quas  super  eum  invenit,  et  amplius 
ei  calumnia  non  generetur/* 
Endlich  gehört  in  diesen  Kreis  der  gesetzgeberischen  Be- 
handlung gemäß  noch  eine  Stelle  der  Gaudenzischen  Frag- 
mente (Fragm.   18) :  Wenn  einer  Gut  geliehen  erhielt  und 
es  durch  seine  Unachtsamkeit  abhanden  kam,  schuldete  er 
Ersatz;   leugnete   er   den   Empfang   des   Gutes,   so   daß   es 
zum  Prozesse  kam,  so  haftete  er  aufs  duplum.^* 

^^  über  die  Bedeutung  des  „offerre  ad  parentes"  vgl.  das  unten, 
II.  Teil  §  2,  IV  Gesagte.  —  Beim  Ausgraben  und  Plündern  einer  schon 
beigesetzten  Leiche  verfällt  nach  Pact.  AI.  II  43  wie  nach  L.  Rib.  54,  2 
doppelt  so  hohe  Buße. 

"  „Si  quis  ingenuus  absconse  peculium  ad  custodiendum  acceperit 
et    hoc    se   postea   accepisse    ipse   negaverit,    conprobetur    ei,    et    reddat 
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Nunmehr  liegt  der  eurizianische  Gesamtaufbau  klar  vor 
uns.  Wer  seinen  Gegner  erschlägt,  und  die  ihm  abgenommenein 
„res  sangulentas"  dessen  Gesippen  ausbietet,  bleibt  bußlos, 
da  er  die  Sachen  nur  zum  Verklarungszwecke  nahm.  Wer  die 
Beute  verheimlicht,  büßt  Blutraub.  W^er  einen  Toten  findet  und 
ihm  seine  etwaigen  W^ertstücke  abnimmt,  den  Fund  übrigens 
alsbald  verklart,  bleibt  bußlos  ^^  muß  aber  den  Fund  auf 
Verlangen  herausgeben.  Wer  die  Beute  verheimlicht,  büßt 
Beraub.  Wer  fremde  Tiere  in  eigener  Saat  trifft  und  aus 
Bache  tötet  und  behält,  oder  wer  fremde  Tiere  aus  Un- 
gefähr tötet,  die  Tat  aber  nicht  verhehlt,  schuldet  Sachwert- 
ersatz. Wer  die  Tat  verhehlt,  wird  bußfällig.  Wer  fremde 
Tiere  (Pferde)  findet  und  ihres  Wertstücks,  des  Felles  be- 
raubt, den  Fund  aber  nicht  verhehlt,  schuldet  Sachwert- 
ersatz. Wer  die  Tat  verheimlicht,  wird  bußfällig.  Wer 
fremdes  Gut  geliehen  erhält  und  dessen  Verlust  fahrlässig 
verschuldet,  haftet  für  Erstattung.  Wer  den  Empfang  des 
Gutes  leugnet,  fürs  Duplum.^^ 

duplum.  Si  autem  commendatum  sibi  ad  custodiendum  peculium  per 
sua  neglegentia  perdiderit  quolibet  furto,  restituat,  quod  accepit."  Letzterer 
Regelung  liegt  der  Handwahnmgsgedanke  zugrunde:  die  Diebstahlsbuße 
erhält  hier  nicht  der  Herr,  sondern  der  bestohlene  Treuhänder.  Vgl. 
dazu  Rauch,   Spurfolge  und  Anefang,  40 ff. 

'^  So  nach  der  lango bardischen  Überlieferung.  Ed.  Roth.  16  (s. 
oben  im  Text).  Im  salischen  Rechte  bleibt  das  Verhältnis  auf  den  ersten 
Blick  zweifelhaft;  doch  zeigt  sich,  wenn  man  das  „expoliaverit  in  fur- 
tum" (heimlich)  von  L.  Sal.  55,  1  und  entsprechend  das  „expoliaverit 
violenter"  von  L.  Sal.  61  beachtet,  daß  auch  hier  gehörig  vcrkl.'utc 
Beutenahme  bußlos  blieb.  Vgl.  Mayer-Homberg,  Die  fränk.  Volks- 
rechte  im  Mittelalter,  59.  L.  Rib.  54  läßt  auch  hier  Buße  eintreten,  viel- 
leicht infolge  mißverständlicher  Deutung  von  L.  Sal.  55,  1,  indem  man 
übersah,  daß  durch  die  Worte  „in  furtum'  der  Gegensatz  von  offener  und 
heimlicher  Tat  schon  ausgedrückt  war.  A.  M.  Mayer-Homberg,  a.  a.  0. 
'*  Die  Stelle  ist  von  höchstem  Interesse,  weil  gera<Ic  hier,  wo  die 
Übergabe  der  Sache  „absconsc"  erfolgt  und  diese  selbst  verschwunden 
war,  an  klägerischen  ZengcnJK'wcis  g.ir  nicht  gedacht  werden  kann.  — 
Verwandt  ist  der  Rechtsgedanke  in  Cod.  Kur.  281.  lii--  Haftung  auf.-? 
Duplum  geht  augenscheinlich  auf  Anwendung  des  röniisf  hcn  GrundHatzrs 
zurück:  „Lis  infitiando  crescit  in  dii|durn*'.    (Clai.   IV  *.).) 

Deut«hn:chtlich<    RriiräKc.  X    2.  27 
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Mit  der  Beweisverteilung  hat  diese  Antithese,  wie  ge- 
zeigt, nichts  zu  tun.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  die 
materiellrechtlichen  Folgen  der  offenen  und  heimlichen  Tat. 

§4. 

Der  fränkische  Gerichtsgebrauch. 

Eine  Nachprüfung  der  Frage,  wie  der  fränkische  Ge- 
richtsgebrauch sich  zum  Zeugenbeweis  im  Sühneprozeß 
gestellt  habe,  darf  nach  dem  Ergebnis,  daß  die  denselben 
zulassenden  Gesetzesstellen  auf  westgotischen  Einfluß 
zurückgehen,  nicht  umgangen  werden.  Die  allerdings  be- 
scheidene Zahl  fränkischer  Gerichtsurkunden  über  Sühne- 
prozesse, die  in  den  Formelsammlungen  der  Merowinger- 
zeit  auf  uns  gekommen  ist,  zeigt,  daß  im  Sühneprozeß  auch 
nach  der  Praxis  der  Gerichte  der  Zeugenbeweis  keine  Rolle 
spielte.  Er  hat  sich  hier  allem  Anscheine  nach  überhaupt 
nicht  eingebürgert. 

Betrachtet  man  zunächst  jene  Gruppe  von  Urkunden, 
welche  das  Urteil  selbst  wiedergeben,  die  Urteilsbriefe  im 
Sinne  des  späteren  Mittelalters,  so  macht  man  die  Ent- 
deckung, daß  in  sämtlichen  Fällen  das  Gericht,  wenn  der 
Beklagte  bestreitet,  ohne  weiteres  auf  Reinigungseid  erkennt. 
So  gleich  in  Form.  And.  IIa  (Viehdiebstahl) i: 

„Sic  visum  fuit  ipsi  agente  [vel]  qui  cum  eo  ad- 

herunt,  ut  genitor  suos  .  .  .  pro  filio  suo  .  .  .  aput  ho- 

mines  tantus  ...  in  basileca  ...  in  noctis  tantus  .  .  . 

excusare  deberit.   Se  hoc  facere  potebat,  ipsi  .  .  .  contra 

ipso  .  .  .  conpascere  deberit,  sin  autem  non  potuerit, 

.  .  .  emendare  stodiat." 
Ausführlicher  ist  die  Totschlagssühne  Form.  And.  50  a;  sie 
spielt  vor  Graf  und  Rachinburgen  zu  Angers.    Der  Kläger 
trägt  seine  Beschuldigung  vor: 

„Quasi  ante  os  annis  parentis  (quorum)  illo  (quo- 

modo)  interfecissit.  Interrogatum  est  sepedicto  illo,  quid 

*  Vgl.  zu  den  folgenden  Ausführungen  Brunner,  RG.  II  395  und 
n.  22  daselbst.     S.   auch   Dahn,   Könige  der  Germ.  VII  3,   S.   67f. 
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ad  hec  causa  darit  in  respunsis;  sed  hoc  ad  integra 

fortiter  denecabat.   Sic  iuxta  aptificantes  sepedictis  ger- 

manus  visum  est  ad  ipsis  personas  decrevisse  iudicio, 

ut  .  .  .  Kalendas  illas  aput  homines  12  mano  siia  13 

vicinus  circamanentis  sibi  simmelus  in  ecclesia  seniore 

loci  in  ipsa  civitate  hoc  debiat  coniurare,  quod  ad  morte 

sepedicto  numquam  consentissit  nee  eum  occessisset 

nee    consciens    nee    consentanius    ad   hoc    faciendum 

numquam  fuissit.    Se  hoc  facere  potest,  diebus  vite 

suae  de  ipsa  causa  securus  permaneat,  sin  autem  non 

potuerit,  .  .  .  emendare  stodeat." 

Nicht  anders  geht  es  in  Form.  And.  24   (Viehabtrift  und 

Enthäutung   der  getöteten  Tiere)   und   in  Form.   And.   28 

(Einbruch  in  fremdes  Land). 

Aber  selbst  bei  gemischten  Klagen  (im  Sinne  des  Richt- 
steigs) trifft  man  regelmäßig  auf  den  gleichen  Hergang :  Form. 
And.  10a,  Form.  Sal.  Merk.  28,  Form.  Sen.  Rec.  4  und  5 
(Klage  um  Eigenschaft),  Form.  And.  30  und,  mit  Urteil  auf 
Kreuzprobe,  Form.  Sal.  Bign.  13,  Form.  Sal.  Merk.  42  (Besitz- 
streit). Und  wenn  letzterenfalls  wirklich  einmal,  den  Grund- 
sätzen des  reipersekutorischen  Verfahrens  entst)rechend2,  der 
Kläger  zum  Beweise  kommt,  so  sind  es  entweder  Geschäfts- 
zeugen^  oder  es  ist  Nachbarnzeugnis  über  eine  bestimmte 
Tatfrage*  vertragsrechtlicher  Art.  Diese  Fälle  kommen  für 
den  Überführungsbeweis  im  Bußprozeß  natürlich  nicht  in 
Betracht. 

Eine  zweite  Gruppe  von  Urkunden  bezeugt  die  erfolgte 
eidliche  Reinigung.  Es  sind  Formulare  wie  Form.  And.  10b, 
Hb,  15,  50b;  Form.  Tur.  31;  Gart.  Sen.  21  und  22.    Sie 


2  Dessen   Erörterung   bleibt  späterer  Dar.stellimg  vorbebalten. 

*  So  in  der  Form.  Sen.  Rec.  3:  „testimonia  .  .  .  qiii  hir.  adslabant, 
quod  ipse  colonus  ipso   [seil,  servum]   rx)mparaverat,,   .  .  . 

*  Form.  And.  2^):  „homines  .  .  beno  fideni  habontes  vicinis  rirra 
manentis,  qui  do  |:)resenli  fijiss(uit  et  vidisscnt  [(ju.ukIo]  siip<'rscriplo  ilio 
condam   ipsa  rauba  ipsi   illi   conniandassit." 
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dienten  als  Ausweis  des  Beklagten,  wenn  der  Rechtsstreit 
zu  Unrecht  erneuert  wurde. ^ 

Demselben  Zwecke  verdanken  die  als  Securitas  be- 
zeichneten Urkunden  ihre  Entstehung,  in  welchen  der  Kläger 
entweder  bekennt,  von  der  Unbegründetheit  seiner  Klage 
überzeugt^,  oder  aber  —  der  Regelfall  —  durch  Buß- 
zahlung befriedigt  zu  sein.''  Da  auch  die  Securitates  häufig 
das  Ergebnis  eines  Prozesses  sind,  sollte  man  gerade  hier, 
wofern  das  Verfahren  zugunsten  des  Klägers  ausgeschlagen 
war,  die  Erwähnung  einer  Überführung  mit  Zeugen  erwarten. 
Allein  keine  derselben,  so  zahlreich  sie  auch  sind,  beruft 
sich  mit  einem  Worte  auf  stattgehabte  Überführung  des 
Beklagten  durch  Zeugenbeweis.  Einzig  die  Form.  Tur.  38, 
Securitas  de  homicidio,  könnte  ein  Bedenken  an  der  Ge- 
schlossenheit dieses  Ergebnisses  aufsteigen  lassen. 

„Dum   et   Omnibus   habetur  percognitum,   qualiter 
tu  ante  hos  dies  instigante  adversario  germano  meo . . . 
interfecisti,    unde   et   postea   ex   hoc   conprobatus 
apparuisti  et  ante  me  apud  illum  iudicem  exinde  in 
rationes  fuisti  et  .  .  .  argentum  soledos  tantos  dedisti: 
ideo  hanc  epistolam  securitatis  tibi  ex  hoc  emittendam 
decrevi." 
Allein  im  Hinblick  auf  die  ganz  farblose  Bedeutung,  die  das 
Wort  adprobare  (comprobare),  wie  gezeigt,  in  der  Rechts- 
sprache  dieser  Zeit  regelmäßig  hat,  läßt  die  Stelle  einen 
Schluß  auf  die  Art  der  Beweisführung  überhaupt  nicht  zu: 
der   Totschläger    war   auch   comprobatus,    wenn   ihm    der 
Reinigungseid  fehlschlug,  ja  selbst  dann,  wenn  er  aus  irgend- 
welchen Motiven  die  Tat  gestand. 

Wir  sehen  also:  es  finden  sich  Urteilsbriefe,  die  auf 
Reinigungseid  erkennen,  Notitiae  über  erfolgte  Eidesleistuhg, 

*  Vgl.  Form.  Tur.  41. 

6  Zu  diesen  gehören  Form.  And.  5,  39  und  43.  Das  Gegenstück 
bildet  der  Fall,  daß  der  Beklagte  sich  von  seiner  Schuld  überzeugte. 
Form.  Sal.  Merk.  32. 

'  Über  die  Bedeutung  der  Securitas  vgl.  Gal,  Prozeßbeilegung,  16ff. 
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Securitates  auf  Grund  Klageverzichts  wie  auf  Grund  Buß- 
zahlung;  nirgends  aber  wird  des  klägerischen  Zeugenbeweises 
gedacht.  Dabei  gibt  es  zahlreiche  Urkundformulare,  in 
welchen  Urteil  oder  Bußzahlung  sich  auf  Geständnis  gründen. 
So  Gart.  Sen.  11  und  51  (Totschlagsklage);  Form.  Sal. 
Bign.  8  und  9  (desgl.) ;  Form.  Sal.  Merk.  29,  38  und  39 
(desgl.);  Form.  Sal.  Lindenbr.  19  (desgl.).  Wie  nahe  mußte 
es  hier  für  den  Fall,  daß  das  Geständnis  sich  auf  Über- 
führungsbeweis gründete,  liegen,  des  Zeugenbeweises  zu  ge- 
denken! Daß  er  nirgends  begegnet,  ergibt  immerhin  einen 
schlüssigen  Beweis  dafür,  daß  seine  Verwendung  dem  Sühne- 
verfahren unbekannt  war. 

Hierzu  treten  die  Berichte  des  zeitgenössischen  Chro- 
nisten Gregors  v.  Tours,  der  mit  seinen  Erzählungen  aus 
dem  fränkischen  Rechtsleben  dem  Bilde  der  Rechtsdenk- 
mäler die  erwünschte  Plastik  verleiht.  Natürlich  kann  hier, 
nicht  der  Ort  sein,  all  seine  Schilderungen  fränkischer  Ge- 
richtsverhandlungen in  den  Kreis  dieser  Betrachtung  zu 
ziehen.  Vielmehr  muß  der  Hinweis  genügen,  daß  im 
Volksgerichte  ihm  eine  Überführung  des  Gegners  mit  Zeugen 
gerade  so  unbekannt  ist,  wie  den  merowingischen  Urkunds- 
formularen. Einzelne  Fälle,  die  dies  Verhältnis  besonders 
drastisch  beleuchten,  seien  hier  jedoch  kurz  angeführt.  In 
seiner  Historia  Francorum  (8,  16)  erzählt  Gregor  von  einem 
gewohnheitsmäßigen  Dieb  und  Verbrecher,  der  sich  immer 
wieder  durch  einen  Meineid  frei  zu  schwören  wußte.  Da 
er  einmal  —  so  hören  wir  —  von  einigen  des  Diebstahls 
beschuldigt  wurde,  sagt  er:  „Ich  werde  zur  Kirche  des 
hl.  Martin  gehen  und  durch  Reinigungseid  mich  schuldfrei 
machen."  Kaum  betrat  er  aber  diese,  so  ließ  er  zumal  die 
Streitaxt  fallen  und  stürzte  selbst,  von  heftigem  Herzweh 
befallen,  am  Eingange  hin.  Nun  gesteht  der  Armselige  mit 
eigenen  Worten,  was  er  eben  im  Begriffe  stund,  durch  Mein- 
eid von  sich  zu  weisen.  Ein  anderer,  der  auf  ähnliche 
Weise    der    Brandstiftung    am    Hause   seines   Nachbarn    be- 
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zichtigt  wurde,  erklärte:  „Ich  will  zum  Heiligtum  des  hl. 
Martin  gehen  und  durch  Treuwort  meine  Unschuld  an  diesem 
Verbrechen  stätigen."  Es  war  aber  ganz  offenkundig,  daß 
er  der  Brandstifter  war.  Wie  er  nun  zum  Eidschwur  schritt 
—  so  fährt  Gregor  zu  erzählen  fort  — ,  da  sprach  ich,  zu 
ihm  gewandt:  „Soviel  die  Versicherung  deiner  Nachbarn 
verrät,  bist  du  dieser  Tat  nicht  unschuldig.  Doch  Gott  ist 
überall  und  seine  Macht  gleichgroß  in  und  außer  uns.  Wenn 
du  also  des  freveln  Vertrauens  bist,  daß  Gott  und  seine 
Heiligen  den  Meineidigen  nicht  strafen,  wohlan,  das  Heilig- 
tum ist  vor  dir,  schwöre,  wie  du  es  willst.  Denn  die  heilige 
Schwelle  zu  überschreiten  sei  dir  nicht  gestattet."  Er  aber 
streckte  die  Hände  empor  und  sprach:  „Bei  Gott  dem  All- 
mächtigen und  der  Macht  des  h\,  Martin,  seines  Stell- 
vertreters, diese  Brandstiftung  habe  ich  nicht  begangen." 
Aber  wie  er  nun  von  der  Eidesleistung  weg  entschritt,  er- 
schien er  wie  von  Feuer  umflammt.  Und  plötzlich  stürzte 
er  zu  Boden  und  bekannte  jammernd,  daß  er  vom  hl.  Bischof 
mit  heftiger  Feuersq[ual  gepeinigt  werde.  Der  Elende  sagte 
also :  „Bei  Gott,  ich  sah  Feuer  vom  Himmel  fallen,  das 
nun  mit  furchtbarer  Glut  auf  mich  eindringt."  Und  unter 
diesen  Worten  gab  er  seinen  Geist  auf.  Vielen  aber  war 
dies  ein  Zeichen,  auf  daß  sie  an  dieser  Stätte  künftighin 
keinen  Meineid  mehr  zu  leisten  sich  vermäßen. 

Soweit  der  Bericht  Gregors.  Trotz  der  bestimmtesten 
Inzicht  der  Nachbarn^  gelangt  der  Beschuldigte  zum  Rei- 
nigungseide,  weil   eine  Überführung   durch  Zeugenbeweis, 


8  Zutreffend  bemerkt  Löning,  Reinigungseid,  103,  n.  13:  es 
handle  sich  hier  noch  gar  nicht  um  ein  auf  Wahrnehmung  beruhendes 
Zeugnis,  sondern  um  bloße  diffamatio.  Aber  daß  weder  der  Bischof 
noch  der  Kläger  auf  den  Gedanken  kommt,  nach  Indizien  oder  Zeugen 
Umfrage  zu  halten,  daß  es  bei  einer  Beschuldigung  stets  ohne  weiteres 
zur  Einleitung  des  Reinigungsverfahrens  kommt,  das  zeugt  doch  unver- 
kennbar dafür,  daß  die  Reinigung  der  einzige  Beweis  war,  den  man  zur 
Verfügung  hatte. 
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wie  sie  das  westgotische  Recht  mit  seiner  investigatio  iudicis 
ermöglichte,  dem  fränkischen  Volksgerichte  unbekannt  war. 
Nur  daraus  ist  ein  so  unverhüllt  frivoles  Spiel  mit  Recht 
und  Gerechtigkeit  verständlich,  wie  es  Gregors  angeführter 
Bericht  schildert  und  wie  es  der  Chronist  ein  andermal 
am  eigenen  Leibe  verspüren  sollte. 

Er  hatte  nämlich  einen  Feind  namens  Pelagius,  von 
dem  der  Bischof  in  seiner  Geschichte  der  Franken  (8,  40) 
berichtet:  „So  groß  war  des  Unseligen  Haß  gegen  mich, 
daß  er  öfters  die  Leute  der  hl.  Kirche  beraubte,  tötete 
und  entseelt  liegen  ließ  und  überhaupt  nach  Anlässen  fahndete 
der  Kirche  des  hl.  Martin  Schaden  zu  stiften.  So  geschah 
es,  daß  er  einmal  unsere  Leute,  als  sie  mit  Gefäßen  des 
Weges  kamen,  erschlug  und  die  Gefäße  ihnen  entriß.  Da 
ich  —  fährt  Gregor  fort  —  dies  erfuhr,  schloß  ich  ihn  von 
der  kirchlichen  Gemeinschaft  aus,  nicht  um  meine  Kränkung 
zu  rächen,  sondern  um  ihn  eher  von  seiner  Vermessenheit 
zur  Besserung  zurückzuführen.  Er  aber  brachte  12  Männer 
auf  und  erschien,  um  sich  dieser  Missetat  mit  Meineid  zu 
entreden.  Aber  wie  ich  nun  keinen  Eid  entgegennehmen 
wollte,  wurde  ich  von  ihm  oder  (besser)  unseren  Bürgern 
dazu  gezwungen.  Ich  hieß  also  die  anderen  wegtreten  und 
nahm  nur  seinen  Eid  entgegen;  dann  ließ  ich  ihn  wiederum 
in  die  Gemeinschaft  aufnehmen.  Das  war  im  Januar.  Im 
Mai  dann,  als  man  die  Wiesen  mähte,  besetzte  er  die  ihm 
angrenzende  Wiese  der  Nonnen.  Im  Augenblicke  aber,  da 
er  die  Sense  schwang,  wurde  er  von  einem  Fieber  befallen 
und  gab  am  dritten  Tage  seinen  Geist  auf.  Er  hatte  sich 
eine  Grabstätte  in  der  St.  Martinskirche  eines  benachbarten 
Dorfes  errichten  lassen.  Als  die  Seinen  diese  öffneten,  fanden 
sie  dieselbe  in  Trümmer  zusammengestürzt.  So  wurde  er 
alsdann  im  Kreuzgang  der  Kirche  beigesetzt.  Die  Gefäße 
aber,  um  die  er  den  Meineid  geschworen  hatte,  wurden 
nach  seinem  Ableben  von  seinem  Vorwalter  ausgeliefert. 
So  ist  —  schließt  Gregor  seinen  Bericht  —  die  Macht  der 


410  [216 

hl.   Maria   offenkundig,  in  deren  Kirche  der  Unselige  den 
Meineid  geleistet. 

Man  kann  sich  eine  treffendere  Illustration  des  Beweis- 
rechts der  Volksrechte  in  seiner  ungünstigen  Kehrseite  kaum 
denken.  Daß  der  Bischof  keinen  Zeugen,  kein  Indiz  für 
so  offenbare  Täterschaft  gefunden  haben  sollte,  ist  kaum 
anzunehmen.  Aber  nein :  der  Täter  erscheint  mit  Eidhelfern 
und  zwingt  den  Bischof,  seinen  Unschuldseid  entgegen- 
zunehmen, eben,  weil  das  Volksgericht^  ein  anderes  Be- 
weisverfahren  im   Bußprozeß   schlechterdings   nicht  kennt. 

Nur  für  Raub-  und  Diebstahlsfälle  war  durch  Spurfolge 
und  Anefang  eine  objektive  Überführung  möglich.  Gerade 
auf  dieser  eminent  praktischen  Bedeutung  des  Anefangs  be- 
ruht das  lebhafte  Interesse,  das  die  Volksrechte  ihm  zu- 
wenden. Aber  der  Ausgangspunkt  jenes  Verfahrens  lag,  wie 
anderorts  darzutun  sein  wird,  im  Zugriffsakt  und  nicht  im 
Fehdewesen  und  seiner  Gegenbildung,  der  Sühne.  Inso- 
fern bleibt  der  Satz  unbeschränkt  bestehen,  daß  der  frän- 
kische Gerichtsgebrauch  als  einzigen  Beweis  in  Bußsachen 
den  Reinigungsbeweis  kennt. 

Eine  Erkenntnis,  welche  —  wie  Brunner lo  treffend 
hervorhebt  —  erst  die  Voraussetzungslosigkeit  verständlich 
macht,  mit  welcher  die  salischen  Novellen  74  und  104  den 
Reinigungseid  als  die  normale  und  —  neben  dem  Ordal  — 
einzige  Beweisform  erwähnen." 

9  Der  von  Löning,  Reinigungseid,  103,  angeführte  Fall  kläge- 
rischen Zeugenangebots  —  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  5,  50  —  spielt  vor 
dem  Königsgericht.  Über  dessen  freieren  Beweisgang  vgl.  aber  Brun- 
ner, Forschungen,  133  f.  S.  auch  Schröder,  RG.  115  f.  Zudem 
handelt  es  sich  a.  a.  0.  um  eine  Kapitalklage. 

1»  BG.  II  395  und  n.  21  daselbst. 

**  Besonders  bezeichnend  ist  wohl  die  erstgen.  Novelle  74:  Der 
Graf  betreibt  bei  Ausbleiben  eines  Klägers  von  Amts  wegen  die  Ver- 
folgung wegen  des  zwischen  zwei  Dörfern  verübten  Totschlags.  Er 
forscht  aber  keineswegs  etwa  nach  Indizion  oder  Zeugen  der  Tat,  sondern 
leitet  unverzüglich  ein  mit  dem  Reinigungseide  der  benachbarten  Dorf- 
sassen endendes  Verklanmgsverfahrcn  ein. 
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Das  Gottesurteil. 

Der  Verpflichtung  des  Beklagten  zur  eidlichen  Reinigung 
steht  es  gleich,  daß  er  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
zum  Ordale  zu  schreiten  hat.  Sei  es  nun,  daß  er  aus  Mangel 
an  Eidhelfern  keinen  Reinigungseid  antreten  konnte i,  sei 
es,  daß  er  vom  Kläger  von  vornherein  etwa  auf  Kessel- 
fang angesprochen  wurde.  2  Stets  aber  war  das  Ordal,  mit 
dem  im  westgotischen  ^  bayrischen*,  burgundischen^, 
salischen^  und  angelsächsischen'  Rechte  die  Folter  kon- 
kurrierte, die  Reinigungsform  des  Unfreien.  ^  Hinsichtlich 
der  einseitigen  Ordalien  ist  demgemäß  ihre  Rolle  als 
Reinigungsbeweis  und  ihre  prozessuale  Gleichordnung  mit 
dem  Reinigungseide  von  keiner  Seite  bestritten. 

x^nders  das  Verhältnis  des  Zweikampfs  zur  Beweis- 
rollenverteilung. Während  die  herrschende  Ansicht^  im 
Zweikampf  ungeachtet  seiner  beiderseitigen  Andingung^^ 
für  die  Frühzeit  ein  Reinigungsmittel  des  Beklagten  er- 
blickt, rechnet  Löning^^  die  Kampf  klage  schlechthin  zu 
den  Klagen  mit  klägerischem  Beweisangebot.  Andere  For- 
scher^2    endlich    sehen    im    Zweikampf    überhaupt    kein 

1  L.   Sal.   14,   2,   16    II   (s.   oben  §  2);   L.   Rib.   31,   5.     Vgl.   Ed 
Chilp.  §  6. 

2  L.  Sal.  53.  —  3  L.  Vis.  VI  1,  4  und  5. 
*   L.  Bai.  9,  19  (euriz.).   —    *  L.  Burg.  7. 

8  L.  Sal.  40;  Pactus  p.  t.  pac.  Child.  et  Chlot.  11;  Ed.  Chilp.  7. 
Mne  48;  54,  2. 

^  Sofem  er  nicht  von  seinem  Herrn  freigeschworen  wurde.  Vgl. 
Brunner,  RG.  II,  278. 

»  Brunner,  RG.  II,  174.  Schröder,  Lehrb.  d.  D.  RG.  ^  37G. 
Vgl.  auch  Siegel,  GV.  I,  177,  202f.  Unscharf,  wie  die  ganze  Dar- 
stellung, ist  auch  die  Formulierung  der  ßcwcisfimklion  des  Z\vcilta!ii{)fes 
bei  Sachße,  Das  Beweisverfahren  nach  deutschem  mit  Berücksichtigung 
verw.  Rechte  d.  MA.,  191  f.,  230,  vgl.  mit  232 f.,  235. 

»MJrunncr,  RG.   II,  .307.     Siegel,  GV.  I,  2inff. 
"    Reinigungseid,  25  ff. 

*2   Wilda,    Ordalien,    in    Krsch    u.    Grubors    Allg.    Enzyklnj).    d. 
Wiss.  und  Künste,  Sekt.  3,  Bd.  4,  S.  400;  v.   Maurer,  Das  Bewcisvcr- 
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Gottesurteil,  sondern  die  ins  Gericht  verpflanzte,  durch  be- 
stimmte Schranken  begrenzte  Fehde. 

Der  Auffassung  Lönings  kann  für  die  Zeit  der  Volks- 
rechte nicht  beigetreten  werden.  Die  Gründe,  die  dies  klar 
heraustreten  lassen,  sind  zahlreich  genug.  So,  wenn  die 
Gundobada  dem  Kläger  verstattet,  an  Stelle  angebotenen 
Reinigungseides  Zweikampf  zu  verlangen  i^;  wenn  um- 
gekehrt nach  Langobardenrecht  da,  wo  der  Zweikampf  be- 
seitigt wird,  nicht  etwa  Zeugenbeweis  des  Klägers,  sondern 
der  Reinigungseid  des  Reklagten  an  seine  Stelle  tritt i*,  ohne 
daß  doch  diese.  Stellen  irgendwie  die  Absicht  verrieten,  eine 
Änderung  in  der  Reweisverteilung  herbeizuführen.  Nur  als 
Reinigungsbeweis  konnte  der  Zweikampf  von  der  Leistung 
des  Voreides  abhängig  gemacht  werden.  ^^  Resonders  cha- 
rakteristisch ist  aber  eine  Stelle  des  alamannischen  Volks- 
rechtes deshalb,  weil  hier  in  Nachbildung  der  westgotisch- 
bayrischen  Vorlage  für  den  herzogsgerichtlichen  Prozeß  dem 
klägerischen  Zeugenbeweis  der  Reinigungseid  des  Reklagten 
(L.  AI.  42),  bei  todeswürdiger  Klage  aber  der  Zweikampf 
gegenüber  gestellt  wird,  und  zwar  ausdrücklich  als  Rei- 
nigungsbeweis des  Beklagten.  16  Die  Stelle  lautet  (L.  AI.  43): 

fahren  nach  deutschen  Rechten,  Krit.  Überschau  V,  222  ff.  Unger,  Der 
gerichtl.  Zweikampf  (Gott.  Studien  1847,  II),  361.  —  S.  auch  unten  n.  23 
dieses  §.  —  Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang,  121ff.  v.  Amira, 
Grundriß.  167,  und  in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1888,  I,  S.  54f.  Gäl,  Der 
Zweikampf  im  fränkischen  Prozeß,  ZSavSt.  28,  236  ff.,  und  Coulin, 
Der  gerichtl.  Zweikampf  im  altfranzös.  Prozeß  (etc.)  I,  2,  vertreten  diese 
Auffassung  wenigstens  für  die  Urzeit,  worüber  das  unten  im  Text  Aus- 
geführte zu  vergleichen  ist. 

1«  L.  Burg.  45. 

**  Für  das  Sühneverfahren  sind  Ed.  Roth.  166  und  Liutpr.  72 
zu  nennen. 

lä  Liutpr.  71;  vgl.  auch  Liutpr.  118.  Die  hierwegen  von  Löning, 
Reinigungseid,  304,  als  Grund  angenommene  Analogie  zwischen  Kampf- 
pflicht und  Reinigungspflicht  scheint  mir  an  der  unten  Abschnitt  II  §  3 
gegebenen  Erklärung  des  Voreides  zu  scheitern. 

^^  In  derselben  Konkurrenz  mit  dem  Reinigungseid  steht  der  Zwei- 
kampf als  Reinigungsbeweis  auch  im  bayrischen  Recht,  wie  L.  Bai.  Add.  4 
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„Si  quis  über  liberum  crimen  aliquod,  quod  mor- 
tale est,  inposuerit  et  ad  rege  aut  ad  duce  eum  accusa- 
verit  et  exinde  probata  res  non  est  nisi  quod  ipse  dicit, 
liceat  illum  alium,  cui  crimen  inposuit,  cum  tracta  spata 
exidoniare  se  contra  illum  alium." 
Es  ist  also  geradezu  so,  daß  der  Kläger  für  sich  keinen  Be- 
weis  ha^^    als   lediglich   seine   Behauptung.     Aus   welchem 
Grunde  hier  (im  herzogsgerichtlichen  Verfahren)   eine  Be- 
weisantretung überhaupt  erwartet  wird,  ist  oben  (§  1)  bereits 
erörtert,  die  ganze  Regelung  ist  dem  Westgotenrechte  nach- 
gebildet.   Aber   deutlich   geht  aus   ihr  jedenfalls   das   eine 
hervor,  daß  der  Zweikampf  nicht  klägerisches,  sondern  des 
Beklagten  Beweismittel  ist. 

Daß  übrigens  der  Beklagte  vom  Kläger  auch  sofort  auf 
Kampf  angesprochen  werden  konnte  ^^  das  beweist  so  wenig 
für  die  Beweislastverteilung  wie  die  Eigentümlichkeit  des 
salischen,  angelsächsischen  und  friesischen  Rechtes,  kraft 
welcher  eine  Ansprache  auf  Kcsselfang  zulässig  war.^^ 
Wohl  aber  läßt  es  den  Kampf  als  Reinigungsbeweis  er- 
scheinen, wenn  kampfunfähige  Freie  und  stets  Knechte 
statt  zum  Kampfe  zu  einseitigem  Ordal  getrieben  wurden.  ^^ 
Wird   also   durch   die   Zeugnisse   der   Volksrechte    die 

zeigt:  „Si  causa  fuit  inter  illos  pugne,  ...  sin  autem,  cum  sacramcnto 
se  defendat."  Von  seinem  Standpunkte  aus  gelangt  Löning,  Reinigungs- 
eid, 118,  zu  der  Auslegung,  in  derselben  Sache  sei  mangels  Zweikampfs 
der  Reinigungseid  zur  Anwendung  gelangt,  was  beweise,  daß  der  Kampf 
den  Beweisvorzug  vor  dem  Eid  genossen  habe.  Das  Gesetz  unterscheidet 
aber  ausdrücklich :  wenn  es  eine  kampfwürdige  Sache  ist,  kämpfe  man, 
wenn  nicht,  schwöre  man.     Eid  und  Kampf  stehen  also  auf  einer  Stufe. 

"  Hierüber  vgl.  Siegel,  GV.  I,  123ff.  Brunner,  RG.  II,  418, 
dürfte  mit  der  Deutung  der  Kami)feskla{5'e  als  antezipierler  Eidesscheltc  eine 
voll  befriedigende  historische   Erklärung  gegi'bon   haben. 

'»  L.  Sal.  53;  Ine  62;  L.  Fris.  14,  3. 

*"  Brunn  er,  RG.  II,  374,  401  f.  Über  die  „persönlichen  Voraus- 
setzungen des  Kampfrechtvcrhältnisses"  im  altfranzös.  R<;clit  vgl.  Coulin, 
Der  gerichtl.  Zweikampf  (etc.)  I,  Kap.  2,  und  dazu  Hauch,  Z.Sav.St.  32 
(1911),  550. 
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Funktion  des  Zweikampfs  als  einer  dem  Beklagten  ver- 
statteten Reinigungsmöglichkeit  außer  Zweifel  gesetzt,  so 
ist  er  doch  zugleich  unter  Umständen  eine  schwerlastende 
Reinigungspflicht.  Auch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  diese 
Erklärung  die  Bedeutung  des  Kampfes  nicht  erschöpft.  Die 
Entscheidung  über  Liegenschaftsstreite ^o,  über  einen  be- 
haupteten, vom  Vormanne  aber  abgelehnten  Gewährenzug 
(nach  karolingischem  Amtsrecht) ^\  die  Anfechtung  von  Voll- 
streckungshandlungen gegen  kontumazierte  Beklagte^^  durch 
Zweikampf  wie  überhaupt  seine  umfassende  Verwendung 
bei  Schelte  jeglicher  Art  zeigt,  daß  ursprünglich  diese  Ein- 
richtung in  der  Tat  eine  Form  legalisierter  Fehde  verkörperte, 
welche  die  Fähigkeit  und  Geneigtheit  erweist,  überall  dort 
einzugreifen,  wo  der  noch  unentwickelte  Prozeß  keinen  Aus- 
weg mehr  gestattet. 23  Ja,  man  wird  Bahn 2*  darin  Recht 
geben  müssen,  daß  der  Kampf,  selbst  wo  er  als  Beweismittel 
im  Sühneprozeß  begegnet,  sich  wesentlich  von  den  anderen 
Ordalien  unterscheidet.  Vv^eder  wird  er,  wie  diese,  als  letzte 
Auskunft  des  Beklagten  verwendet,  noch  kommt  er,  wie 
gerade  die  einseitigen  Ordalien,  dem  Manne  gemindertien 
Rechtes  statt  des  ihm  versagten  Eides  zu.  Im  Gegenteil:  es 
gibt  zwar  eidesfähige  Leute,  die  (wegen  körperlicher  Ge- 
brechen) nicht  kampffähig  sind,  aber  es  gibt  keinen  Eides- 
unfähigen, der  nicht  auch  kampfunfähig  wäre. 

Dennoch  wohnt  dem  Zweikampfe,  wo  er  im  Sühneprozeß 


20  L.  Bai.  12,  8.   L.  AI.  81.    Vgl.  Siegel,  GV.  I,  124ff. 

^*  S.  Rauch,  Spurfolge  und  Anefang,  31. 

^^  L.  Rib.  32,  4.  Zur  Bedeutung  dieser  Bestimmung  vgl.  Gäl, 
Der  Zweikampf  im  fränk.  Proz.  (ZSavSt.  28),  276  ff. 

^^  Vgl.  auch  die  Charakterisierung  des  Zweil^^mpfs  durch  v.  Amira, 
a.  a.  0.  Treffend  für  den  ursprünglichen  Charakter  des  Kampfes  sagt 
schon  Unger,  Der  gerichtl.  Zweik.  bei  den  germ.  Völkern  (Gott.  Stud.  1847, 
II),  361 ;  „Der  Zweikampf  war  also  ein  unter  des  Gerichts  Aufsicht  vor- 
genommenes Gefecht  um  eine  streifige  Sache,  welche  durch  Beweise 
nicht  entschieden  werden  konnte". 

'*  Fehdegang  imd  Rechtsgang,  121  ff. 
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Platz  gefunden  hat,  die  Vorstellung  eines  Gottesurteils  zur 
Zeit  der  Volksrechte  bereits  in  solch  ausgeprägtem  Maße 
inne,  daß  an  dieser  seiner  Funktion  auch  nicht  einen  Augen- 
blick gezweifelt  werden  kann.  25  Die  Fülle  von  Argumenten, 
welche  Brunner 26  hierfür  vorgebracht  hat,  bedarf  wohl 
keiner  weiteren  Stütze.  Nur  das  eine  ist  im  Hinblick  auf 
die  Auffassung  Wildas  und  v.  Maurers,  aber  auch  gegen- 
über den  Ausführungen  D  ahns ,  hervorzuheben,  daß  es  näm- 
lich etwas  schlechthin  Selbstverständliches  war,  wenn  mit 
dem  Zweikampf  noch  lange  2?  sich  fehdeartige  Gedanken 
verknüpften  wie  etwa  das  Tötungsrecht  des  obsiegenden 
Teiles.  Denn  war  einmal  den  Waffen  die  Entscheidung  der 
Sache  übertragen,  so  lag  es  wohl  selten  in  der  Macht  dritter, 
den  obsiegenden  Teil  vom  tödlichen  Hiebe  zurückzuhalten, 
zu  dem  er  notwendig  befugt  sein  mußte,  wenn  dadurch  das 
Ringen  erst  entschieden  wurde  ^s,  zu  dem  er  aber  nach 
dem  Gesetze  auch  stets  berechtigt  war^^,  weil  sich  dies 
durch  die  Natur  des  Kampfes  als  eines  blutigen  Ordals  von 
selbst  nahe  legte. 

Als  eine  Form  legalisierter  Fehde  erwachsen,  hat  also 
das  Kampfrecht  in  der  volksrechtlichen  Periode  sich  bereits 
enge  in  das  bestehende  Beweisverfahren  des  Sühnegangs 
eingefügt  und  ist  zu  ordalartiger  Stellung  gelangt^«,  dazu 
bestimmt,  dem  Beklagten  in  größerem  oder  geringerem  Um- 


25  Dies  führt  dahin,  daß  selbst  der  offenen  Feldschlacht  hior- 
wegen  gelegentlich  eine  ordalartige  Bedeutung  beigelegt  wurde.  Vgl. 
Schultz,  Das  höfische  Leben,  II,  232,  und  die  folg.  Anm.  S.  auch 
Siegel,  GV.   I,  204,  n.  6. 

2»  RG.   II,  415  ff. 

"  Ja,  vielleicht  erfolgte  später  sogar  ein  Rückschlag.  Vgl.  Unger, 
a.  a.  0.,  395f. 

"  Vgl.  Coulin,  a.   a.   O.,   137f. 

•■'»  Schröder,   Lchrh.   d.   D.    RG.  ^   89. 

"  Ebenso  Gäl,  a.  a.  ().,  286 ff.  Auch  Fehr,  Der  Zweikampf 
(Berlin  1908),  S.  7  f.  und  42,  n.  17,  teilt,  namonllich  gegenüber  Da  Im, 
die   hier   gegebene,   von   Gal    vcrtreteno    Aiiffassting. 
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fangest  die  Reinigung  mit  dem  Schwerte  offen  zu  halten 
und  zugleich  aufzubürden. 

§6- 

Die  Bedeutung  des  Reinigungsbeweises  an  erster  Stelle 
und  die  Beweiskraft  des  Eidhelfereides. 

I.  In  dem  auf  den  vorausgegangenen  Seiten  gezeich- 
neten Aufbau  des  Beweisrechts  der  Volksrechte  tritt  der 
Reinigungsbeweis  in  der  Tat  von  Hause  aus  als  Beweis  an 
erster  Stelle  entgegen.  Es  war  wohl,  wie  die  Neuerung  Eu- 
richs  zeigt,  auch  bei  den  Westgoten  vordem  Rechtens  ge- 
wesen, das  Urteil  zweizüngjg  auf  Reijiigungseid  oder  Buße  zu 
stellen.  Und  diese  Maxime  tritt  in  den  übrigen  Stammes- 
rechten nicht  minder  klar,  und  in  jenen  gerade  am  unver- 
fälschtesten zutage,  die  von  der  Umgestaltung  des  germani- 
schen Beweisrechts  unter  römischem  Einfluß  durch  die 
Gesetzeswerke  Eurichs  und  Leovigilds  unberührt  geblieben 
sind.  Betrachtet  man  nun  jenes  älteste  Beweisrecht,  das 
man  ein  Recht  der  Verdachtsausräumung  nennen  möchte, 
vom  modernen  Standpunkte,  so  wird  man  geneigt  sein, 
Loenings  Verdikt  beizupflichten,  womit  er  die  hier  als  richtig 
erkannte  herrschende  Lehre  für  „eminent  irrationell"  be^ 
zeichnete.  Kann  man  aber  bei  einem  so  unbefriedigenden 
Urteil  über  das  altgermanische  Beweisrecht  nicht  stehen 
bleiben,  so  muß  der  Versuch  gemacht  werden,  jene  Beweis- 
verteilung zu  Lasten  und  Gunsten  des  Beklagten  aus  dem 
Sinne  und  der  Anschauung  ihrer  Zeit  heraus  zu  verstehen 
und  zu  erklären. 

Hierbei  mag  es  gestattet  sein,  dort  wieder  anzuknüpfen, 
von  wo  die  bisherige  Erörterung  des  germanischen  Beweis- 
rechts ihren  Ausgangspunkt  genommen  hatte:  bei  der 
Erkenntnis  des  älteren  volksrechtlichen  Bußprozesses 
als   eines    Sühneverfahrens,    das   der   Fehdelösung    diente 

31  Bezüglich  des  Anwendungsgebiets  des  Zweikampfes  sei  auf  die 
Ausführungen  bei  Brunner,  RG.  II,  402,  404,  4l4ff.,  verwiesen.  S. 
auch  Siegel,  GV.   I,  206ff. 
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(s.  oben  Einleitung).  War,  wie  der  Kompositionsprozeß  über- 
haupt, so  auch  sein  Beweisrecht  von  dem  Gedanken  der 
Fehdelösung  beseelt,  so  mußte  die  Pflicht  des  Beklagten, 
sich  vom  erhobenen  Vorwurf  zu  reinigen  oder  Buße  zu 
leisten,  naturgemäß  der  Auffassung  entstammen,  daß  das 
ganze  Verfahren  dem  Beklagten  als  Wohltat  zustatten  kam. 
Und  so  ist  es  denn  charakteristisch,  daß  just  in  diesem  Sinne 
die  eidliche  Reinigung  auch  schon  bei  privater  Sühne  be- 
gegnet, i  Angesichts  dieses  Zusammenhanges  muß  man  sich 
allerdings  von  dem  Vorurteil  freimachen,  als  habe  der  Sühne- 
prozeß der  Volksrechte  der  Erforschung  einer  Schuld  ge- 
dient. Denn  wie  er  in  seiner  Grundlage  aus  der  privaten 
Taidigung  übernommen  war,  so  konnte  er  auch  so  wenig 
wie  jene  als  Ziel  ein  souveränes  Richten  über  Schuld,  mußte 
er  vielmehr  gleich  jener  die  Beseitigung  der  Fehde,  die 
Aussöhnung  der  Parteien  zum  Gegenstande  haben.i^ 

1  So  in  einer  Erzählung  Gregors  v.  Tours  zum  Jahre  579  (Hist.  Fr.  5, 
32).  In  Paris  war  eine  Frau  in  den  Verdacht  des  Ehebruchs  gekommen 
und  das  Gerede  war  in  vieler  Munde.  Darauf  spielt  sich  folgendes 
private  Rechtfertigungsverfahren  ab;  „Igitur  parentes  illius  [viri]  accesse- 
runt  ad  patrem  [mulieris]  dicentes:  «Aut  idoneam  redde  filiam  tuam  aut 
certe  moriatur,   ne  stuprum  hoc   generi  nostro  notam  üifligat».     «Novi», 

incfuit   pater,    «ego    filiam   meam    'bene   idoneam Tarnen,    ne 

crimen  consurgat  ulterius,  innocentem  eam  faciam  sacramento.»  Et  illi : 
«Si»,  inquiunt,  «est  innoxia,  super  tumulum  hoc  beati  Dionysii  martyris 
sacramentis  adfirma.»  «Faciam»,  inquit  pater.  Tunc  inito  placito  ad 
basilicam  martyris  sancti  conveniunt,  elevatisque  pater  manibus  super 
altarium  iuravit(que)  filiam  non  esse  culpabilem."  Ein  Teil  der  gegne- 
rischen Sippe  erhebt  nun  die  Eidscliclte  und  es  konunt  in  der  Kirche  zu 
Streit  und  Totschlag,  worauf  der  König  selbst  und  der  Bischof  der  Kirche 
einschreiten.  „Mulier  vero  non  post  multis  diebus,  cum  ad  iudicium 
vocaretur,  laquoo  vitam  finivit." 

Der  Rcinigungseid  ist  hier  also  das  Beweismittel  privater  Taidigung, 
die  zwar  nicht  der  Fehde,  sondern  einem  Akte  der  Sippegerichtsbarkeit 
zuvorkommt,  die  aber  dadurch,  daß  ein  Sippefremder  —  der  Vater  der 
Frau  —  die  Reinigung  übernimmt,  <lijrrhaus  den  Cbaraktcr  einer  Fchde- 
sühno  erhält,  wie  ja  auch  die  lleclitfertigung  fei(;rlith  ange<lingt  (iriit<.) 
placito)  wird.    —       Vgl.  auch  den  unten  n.  8  n»it+5<?teilt<ai  Fall. 

**  So  auch  Brunnen,   RG.  I,  253. 
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Der  Fehde  führende  oder  zur  Fehde  für  berechtigt  ge- 
lialtene  Teil  hatte  sein  gutes  Kriegsrecht  für  sich.  Schon 
die  Tatsache,  daß  er  zur  Waffe  griff,  mußte  ihm  in  der 
Auffassung  der  Zeit  den  Schein  eines  Rechtes  verschaff en.  2 
Wer  von  der  Fehde  frei  sein  wollte,  weil  er  sich  für  un- 
schuldig hielt  oder  es  war,  mußte  dem  Fehder  in  irgend- 
einer Form  Gewähr  bieten,  daß  dieser  nicht  getäuscht  und 
so  durch  Betrug  die  Aussöhnung  erschlichen  werde.  ^  Diese 
Form  aber  bot  sich  in  Gestalt  des  Eides  mit  Eidhelfern  oder, 
als  letzter  Rettung*,  im  Gottesurteile  dar. 

Freilich  stehen  Eid,  Kampf  und  einseitiges  Ordal  in 
dieser  Zeit  sich  nicht  mehr  völlig  gleich.  Während  die 
Glaubwürdigkeit  der  einseitigen  Gottesurteile  dank  der  außer- 
gewöhnlichen Bedingungen  ihres  Erfolges  an  die  religiöse 
Auffassung  des  Volkes  sich  wendet,  der  Zweikampf  nach 
voraufgegangenem  feierlichem  Schwur  doch  wenigstens  für 
den  naiven  Sinn  der  breiten  Masse  als  Offenbarung  der 
Wahrheit  durch  Parteinahme  der  Gottheit  erscheinen 
konnte 5,  ist  die  Beweiskraft  des  Eidhelfereides  in  der 
volksrechtlichen  Zeit  dem  metaphysischen  Gebiete  am  meisten 
entrückt.  Mag  es  sein,  daß  der  Eid  von  Hause  aus  Ordal- 
charakter  hatte  und  diese  Vorstellung  auch  später  gelegent- 
lich noch  mitklangt :  in  den  Volksrechten  selbst  ist  seine 
Bedeutung  nüchterner  erfaßt. 


^  Unschwer  ließe  diese  Auifassnng  sich  aus  Beispielen  des  Fehde- 
wesens der  Völker  bis   herein  in  die  neueste   Kriegsgeschichte  belegen. 

3  Über  die  psychologischen  Wurzeln  der  Reinigungsbereitschaft 
des   Beklagten   vgl.    Siegel,    GV.    I,    169f. 

*  Dies  Verhältnis  von  Ordal  und  Eid  ist  durch  Wilda,  v.  Maurer 
und  Dahn  (vgl.  oben  §  5,  n.  12)  klar  herausgestellt  worden. 

^  Trefflich  beleuchtet  das  die  bekannte  Äußerung  Liutprands  (118) : 
„quia  incerti  sumus  de  iudicio  Dei  et  multos  audivimus  per  pugnam 
sine  iustitia  causam  suam  perdere:  sod  propter  consuitutinem  gentis 
nostrae  Langobardoruni  legem  ipsam  vetare  non  possumus." 

^  Vgl.  Brunn  er,  RG.  I,  260f.,  und  die  oben  S.  47  f.  angeführte 
Erzählung  Gregors  v.  Tours,  Hist.  Franc.  8,  16. 
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Der  Eidhelfereid  ist  hier  vielmehr  eine  Überzeugung 
des  Gegners  von  der  eigenen  Unschuld  auf  Grund  eigener 
feierlicher  Versicherung  und  auf  Grund  der  Eidesverstärkung 
durch  unbescholtene  Freie,  in  welcher  zugleich  die  Hilfs- 
bereitschaft der  Sippe  zum  Ausdruck  gelangen  konnte.^ 
Der  Eidhelferbeweis  erträgt  deshalb  nicht  nur  eine  Er- 
klärung aus  dem  unmittelbaren  Beweisgedanken  heraus, 
sondern  er  verlangt  geradezu  eine  solche,  da  er  für  die 
hier  behandelte  Epoche  als  Ordal  allein  nicht  erklärt  werden 
kann.  Seine  Erbringung  muß  als  unmittelbare  Überzeugung 
des  Gegners  erscheinen.  Man  ist  freilich  zunächst  erstaunt, 
daß  das  älteste  Beweisrecht  des  Bußprozesses  hier  nicht  zum 
näherliegenden  Überzeugungsmittel  des  Zeugenbeweises  ge- 


■^  Diese  Auffassung,  erstmals  von  Rogge,  Gerichtswesen,  142  ff. 
vorgetragen,  dann  von  Siegel,  GV.  I,  176ff.  richtiger  formuliert,  wird 
von  Sohm,  Fr.R.u.GV.,  577  ff.,  m.  E.  zu  Unrecht  bekämpft.  Vgl.  die 
Ausführungen  Morpurgos,  Sui  coniurabores  del  diritto  Germanico,  Arch. 
Giurid.  13  (1874),  222  ff. 

Es  muß  im  Rahmen  dieser  Darstellung,  die  sich  auf  die  Be- 
weisverteilung und  die  dadurch  bedingte  Wahl  der  Beweismittel  be- 
schränkt, darauf  verzichtet  werden,  die  irreführende  Abhandlung  Cosacks 
über  „Die  Eidhelfer  des  Beklagten  nach  ältestem  deutschem  Recht"  (Stutt- 
gart 1885)  in  den  Kreis  eingehenderer  Erörterung  zu  ziehen.  Ihm  ist 
der  Eidhelferschwur  ein  Urteil,  die  Schwurmannenscliar  eine  Jury  (vgl. 
namentlich  die  Ausführungen  a.  a.  0.  72 ff.).  Wobei  Urteil  im  logischen 
Sinne  mit  solchem  im  prozessualen  gleichgesetzt  wird.  Die  Beweispflicht 
des  Klägers  wird  als  naturrechtliches  Axiom  (S.  77,  n.  7)  vorausgesetzt. 
Die  schiedsrichterUche  Wurzel  des  Volksgerichts  im  Sühneprözeß  ist  gegen- 
über der  einseitigen  Gestellung  der  Eidhelfer  durch  eine  der  Parteien  über- 
sehen, so  daß  beide  auf  einer  Stufe  unparteiischer  Urtoiler  erscheinen. 
(Hierüber  vgl.  noch  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte,  49.)  Das 
Erfordernis,  daß  die  Eidhelfer  Sippegenossen  des  Beklagten  seien,  hält 
Cosack  für  Spezialvorschrift  oder  Neuerung  (S.  20ff.).  Obgleich  er  die 
Frage  nach  der  Bedeutung  der  Eidhelfer  mit  jener  nach  dem  Ursprung 
der  Reinigungspflicht  des  Beklagten  verflochten  hat  (S.  82  ff.),  erhält 
letztere  dadurch  mit  nichtcn  eine  einleuchtende  Erklärimg.  .So  daß  um- 
gekehrt die  Ungelöstheit  des  einen  Problems  die  Unrichtigkeit  der  scheifi- 
har  gefundenen  Deutung  des  anderen  beweist. 

DeritÄChrechtllcho  Belträgo  X    2.  J8 
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griffen  hat.  Allein  dabei  war  die  Beweislastverteilung 
schlechthin  bestimmend.  War  es  Sache  des  Beklagten,  auf 
die  allgemeinste  Beschuldigung  hin  sich  zu  reinigen,  so 
war  für  Zeugenbeweis  überhaupt  kein  Raum.  Für  eine  Ne- 
gation allgemeinster  Art,  für  die  Beteuerung,  an  einer  Tat 
in  keiner  Weise  schuld  oder  beteiligt  zu  sein,  kann  es 
keine  Zeugen  geben.  Man  vergegenwärtige  sich,  wie  etwa 
ein  des  Pferdediebstahls  beschuldigter  Franke  schwört  (Form. 
And.  15): 

„quod  caballo   suo,   quem  mihi    [quasi   furatum] 

reputabat,    nunquam    furavi    nee    consciens    ad    ipso 

furandum  numquam  fui(sset)  nee  post  me  in  taxata 

[=  texaga]  ipso  caballo  nunquam  habui". 

Blieb  aber   dem   Beklagten  nur  Wahrscheinlichkeitsbeweis 

übrig,   was   lag  näher,   als   den  eigenen  Unschuldseid  des 

Beklagten  —  das   Ehrenwort  der  Frühzeit  —  durch  eine 

kleinere  oder  größere  Schar  angesehener  und  unbescholtener 

Volksgenossen  beglaubigen  zu  lassen!    Erschien  jetzt  doch 

der   Belangte   mit   seiner  Ableugnung   nicht    alleinstehend, 

vielmehr  von  den  Gesippen  als  Eidhelfern  gestützt. 

Zwei  Grosichtspunkte  sind  hier  freilich  zu  berück- 
sichtigen. Der  erste  wurde  schon  angedeutet:  nicht  um  die 
Untersuchung  einer  Schuld,  sondern  um  die  Überzeugung 
eines  andern,  mit  dem  man  sich  auszusöhnen  wünschte, 
von  der  eigenen  Unschuld  handelte  es  sich  ursprünglich. 
Nicht  um  die  Verfolgung  eines  Anspruchs,  sondern  um  die 
Hemmung  der  Fehde  durch  Überzeugung  des  Gegners 
von  der  Unbegründetheit  seines  Verdachts,  durch  ein  be- 
weisartiges  Verfahren  von  Partei  zu  Partei. 

Aber  es  handelte  sich  um  mehr:  um  eine  Ehrengenug- 
tuung. War  dem  fehdeberechtigten  Teil  eine  bestimmte 
Person  verdächtig,  so  brauchte  er  bei  Abstandnahme  von 
der  Fehde  den  Vorwurf  der  Feigheit  dann  nicht  zu  fürchten, 
wenn  diese  in  solch  feierlicher  Weise  ihre  Unschuld  be- 
teuerte.  Durch  den  Unschuldseid  wurde  dem  Empfinden  des 
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Verletzten,  wo  eine  bestimmte  Täterschaft  nicht  offen  zutage 
lag,  in  ähnlicher  Weise  Genüge  getan ^  wie  durch  Buß- 
zahlung bei  gestandener  Tat,  durch  den  Verklarungseid  bei 
Ungefährw^erk  und  in  den  verwandten  Fällen.  Und  das 
scheint  mir  denn  auch  die  Auffassung  zu  sein,  die  die  Aus- 
drucke weise  des  langobardischen  Edikts  geprägt  hat,  wo- 
nach der  Eid  ein  „satisfacere  ad  evangelia,  —  per  sacra- 
mentum'*^  ist. 

Von  hier  aus  konnten  dann  einzelne  Volksrechte  auch 
dazu  gelangen,  dem  feierlichen  Eineide  des  Beklagten  gleiche 
Wirkung  zuzuerkennen,  wie  sie  sonst  dem  Eidhelfereide  zu- 
kam: sei  es  nun  im  Hinblicke  auf  die  leichtere  Natur  des 
betreffenden  Falles  ^^^  sei  es  wegen  des  erhöhten  Gewichts 
der  schwörenden  Persönlichkeit.  ^^  Doch  jedenfalls  so,  daß 
es  sich  dabei  stets  um  eine  Ausnahme  von  der  Regel  und, 
zum  größten  Teile  jedenfalls,  um  eine  jüngere  Bildung 
handelt.  12 


^  Beachtenswert  ist  folgender  Bericht  Gregors  v.  Tours  (Hist. 
Franc.  9,  20):  König  Guntram,  von  Childebert  um  Zustimmung  zur  Ver- 
lobung seiner  Schwester,  Guntrams  Nichte,  Chlodosvända  mit  Reckared 
dem  Gotenfürsten  ersucht,  wendet  ein,  daß  Chlodosvinda  besser  nicht 
dahin  gehe,  wo  ihre  Schwester  vordem  ermordet  worden  sei.  Auch  sei 
der  Tod  5ener,  Ingunds,  bisher  noch  nicht  einmal  gerächt.  Der  Gesandte 
Childeberts  antwortet  (für  die  Westgoten  als  Beschuldigte):  „Multum  se 
exinde  excusare  volunt  aat  sacramentis,  aut  quibuslibet  aliis  condicioni- 
bus  iusseritis:  tantuin  vos  consensum  ijrebete,  ut  ei  Chlod.,  sicut  postulat, 
disponsetur".  Der  Eid  steht  hier  außerhalb  irgendeines  Verfahrens;  er 
dient  einzig  als  Ehrengenugtuung,  um  die  Verlobung  zu  erreichen. 

»   Ed.  Roth.  36G/368.     Liut])r.  43,  87,  109.     Aistulf  19. 
*•*    So  nach   späterem  fries.   Volksrecht  b<M  leichteren  Verletzungen 
der  Mannheiligkeit  auf  offener  Straße  —  L.  Fris.  Add.  Sap.  lila  —  und 
nach  L.  Bai.  9,  2  bei  kleinem  Diebstahl  bis  zu  3  ^f  Wert. 

"     So  nach  angelsächs.  Re^^hto  bei  Irizidit  eines  Pri<'slers  (Wihtr.  18). 
Vgl.  auch  Wihtr.  16  (König  und  Bischof  sciiworen  überhaupt  nicht). 

"  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  390.  Selbst  im  langobardischen  Rechte, 
woselbst  der  Eineid  eine  verhältnismäßig  breite  Anwendimg  gtmoß.  be- 
schränkt er  sich  gewrihtilieji  auf  typische  Verklarnngsfälle  zur  Beteuerung 

2H* 
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Die  Folgen  und  Schutzmittel  bei  Eidesmißbrauch :  Eid- 
schelte und  Meineidsbuße  und,  als  ethische  Macht,  die  re- 
ligiöse Überzeugung  von  der  Strafe  der  Gottheit,  sind  be- 
kannt und  zu  oft  hervorgehoben,  als  daß  es  ihrer  noch- 
maligen Erörterung  bedürfte.  ^^  Nur  darauf  mag  auch  hier 
hingewiesen  werden,  daß  schon  bei  der  Auswahl  der  Eid- 
helfer keinesw^egs  die  Willkür  des  Beklagten  entschied.  Wo 
die  Eidhelfer  aus  der  eigenen  Magschaft  des  Eidführers 
genommen  werden  mußten,  wie  dies  für  die  Frühzeit  mit 
Recht  als  die  allgemeine  Regel  angesehen  wird^*,  da  mußten 
es  die  nächsten  Verwandten  des  Eidführers  sein,  so  daß 
ferner  Stehende  abgelehnt  werden  konnten.  ^^  Oder  aber 
es  wurde  dem  Beklagten  die  eine  Hälfte  der  erforderlichen 
Eidhelfer  ernannt.  ^^   Verweigerte  einer  derselben  die  Eid- 


der  Ungefähr  bei  unbestrittener  Täterschaft.  Vgl.  Zorn,  Das  Beweis- 
verfahren  nach  langobardischem  Recht  (Münchener  Diss.,  1872),  S.  16ff. 
Es  ist  doch  wohl  ein  Verkennen  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Unschuldseides,  wenn  Loening,  Reinigungseid,  17,  vom  Eineid  als  Grund- 
form des  Reinigungseides  ausgehen  zu  sollen  glaubt. 

13  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  373f.,  434  und  681. 

1*  Ebendas.,  379  ff. 

15  L.  Sal.  Extrav.  B  2:  „Adhibeat  .  .  .  festes  [Eidhelfer]  qui 
proximiores  sunt  .  .  .  .  si  autem  tal[es  non  projduxerit,  dicat,  qui  eum 
ammalavit:  non  recipio  istos  festes,  qu[ia  proximiores]  habes,  qui  tibi 
dicant  testimonium",  et  si  ille  dixerit,  „quia  non  [habeo  proximiores] 
quam  istos",  tunc  ille  .  ,  .  det  contra  illam  [testimo]nia  qui  sapiant  eum 
propinquiores  habere,  quos  ad  testimonium  [dicendum  adducat.  Et  si 
ille,]  qui  toallatus  est,  non  vult  se  concredere,  .  .  .  per  pugnam  conten- 
da[tur]  .  .  . 

Iß  Ganz  regelmäßig  z.  B.  nach  alamannischem  Recht,  aber  auch 
nach  den  eurizianischen  Stellen  der  L.  Salica  (oben  §  2)  sowie  nach 
Ed.  Roth.  359.  S.  hierzu  Cosack,  a.  a.  0.,  40ff.  Die  Quellen  sprechen 
das  Erfordernis  der  Verwandtschaft  gelegentlich  auch  geradezu  aus, 
wenn  L.  Bai.  8,  15  bestimmt,  man  solle  mit  „sacramentales  de  suo 
genere  nominatos"  schwören.  Vgl.  auch  Brunner,  RG.  II  383 f.  Co- 
sack, a.  a.  0.,  17  ff.,  läßt  die  eraannten  Eidhelfer  nui*  im  bayrischen 
und  langobardischen,  nicht  auch  im  salischen  und  alamanischen  Rechte 
als  Gesippen  gelten. 
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hilfe,  so  war  die  Reinigung  fehlgeschlagen.  Mag  man  also 
zugeben,  daß  der  Eineid  des  Beklagten  keine  volle  und 
sichere  Gewähr  für  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  er- 
gab :  schwer  dürfte  es  ihm  auf  jeden  Fall  geworden  sein, 
die  nach  Gradnähe  oder  zur  Hälfte  durch  des  Klägers  Wahl 
bestimmte  Eidhelferzahl  für  einen  Meineid  zur  Eidhilfe  zu 
bewegen.  So  wird  denn  erklärlich,  daß  auch  außerhalb  der 
Gerichtsstatt  der  durch  angesehene  Eidhelfer  gestützte  Eid 
als  ein  durchaus  befriedigender  Beweis  für  eine  in  Z\veifel 
gezogene   Behauptung  gelten  konnte.  ^^ 

Zusammenfassend  ergibt  sich  aus  dem  Gesagten:  Der 
Eidhelferbeweis  setzt  die  Zuweisung  der  Beweis- 
rolle an  den  Beklagten  voraus.  Da  dieser  die  Tat 
in  Bausch  und  Bogen  leugnet,  kann  er  kei;nen 
Zeugenbeweis  antreten,  weil  es  für  eine  allge- 
meine Negation  kein  Zeugnis  gibt.  Es  bleibt  mithin 
nur  der  Weg  mittelbaren  oder  Wahrscheinlich- 
keit sbeweises  offen.  Für  eine  solche  Prozeßlage  aber 
erscheint  der  Eidhelferbeweis  als  durchaus  ange- 
messene und  natürliche  Beweisform.  Durch  die  Stä- 
tigung  der  Eidhelfer  erhält  der  Eid  des  Beklagten  erhöhtes 
Gewicht,  erscheint  dieser  selbst  zugleich  im  Schutz  und 
Beistand  seiner  Gesippen  und  Schwurgenossen. 


*^  Das  wird  durch  folgenden  Bericht  bei  Gregor  v.  Tours,  Hist. 
Franc.  8,  9,  beleuchtet:  Chilperich  sollte  einen  Sohn  (Chlotar  II)  hinter- 
lassen haben,  dessen  Patenschaft  Gimtrani  übernommen  hatte.  Nachdem 
dieser  dreimal  vergeblich  zum  festgesetzten  Tauftage  erschienen  war,  be- 
gann er  an  der  königlichen  Abkunft  des  Kindes  zu  zweifeln  und  ver- 
weigerte die  Patenschaft,  wenn  ihm  nicht  bestimmte  Beweise  (certa 
indicia)  erbracht  würden.  Hierauf  beschwört  Fredei^uude  n)il  drei  Bi- 
schöfen und  300  Edcln  die  Vaterschaft  Cliiiperichs :  „EL  sie  suspicio  ab 
animo  regio  ablata  est". 
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2.   Abschnitt. 
Der  kiägerische  Beweis. 

Einleitung. 
Die  Bedeutung  des  klägerischen  Überführungsbeweises. 

Es  hat  sich  in  den  bisherigen  Erörterungen  ergeben, 
daß  der  Vorzug  des  Zeugenbeweises  für  die  Tat-  und  Schuld- 
frage vom  westgotischen  Rechte,  woselbst  er  durch  Eurich 
eingeführt  wurde,  seinen  Weg  (als  theoretische  Beweisregel 
wenigstens)  in  die  Volksrechte  der  Bayern  und,  für  den 
herzogsgerichtlichen  Prozeß,  der  Alamannen,  ferner  durch 
westgotische  Lehnstellen  auch  in  jene  der  Burgunder  und 
Salier  genommen  hat.  Unstreitig  sind  hier  Rechtsgedanken 
der  römischen  Kulturwelt  mit  am  Werke,  den  primitiven 
Rechtsgang  der  jungen  germanischen  Staatswesen  dem  über- 
legenen römischen  Prozeß  mit  seiner  wohldurchdachten 
Sachkognition  anzugleichen.  ^ 

Indes  diese  fremdrechtlichen  Einflüsse  allein  vermögen 
die  Umformung  nicht  zu  erklären.  Diese  ist  vielmehr  nur 
denkbar  bei  einer  gleichzeitigen  Wandelung  im  Geiste  des 
Kompositionsverfahrens  selbst.  Und  diese  Wandelung  war 
mit  dem  Erstarken  der  Staatsgewalt  in  den  jungen  ger- 
manischen Staatsgebilden  unvermeidlich.  Diente  die  private 
Taidigung  dauernd  dem  Bedürfnis  nach  Fehdebeilegung,  so 
wurde  der  Kompositionsprozeß,  von  der  öffentlichen  Gewalt 
mit  ihren  Zwangsmitteln  ausgestattet,  immer  mehr  auch 
zu  einem  einfachen  Wege,  auf  dem  der  Kläger  sich  Geld- 
ersatz verschaffte.  Ursprünglich  gegen  den  fehde- 
führenden Verletzten  ausgebildet,  wird  das  Ver- 
fahren nun  zu  seiner  eignen  Waffe,  durch  die  er  ohne 
die  Gefahi^  des  Fehdegangs  sich  materielle  Genugtuung  ver- 
schafft. 


*  Vgl.   Morpurgo  a.  a.  0.  191  f. 
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Umgekehrt  beginnt  das  Sühneverfahren,  in  der  privaten 
Taidigung  zugunsten  des  Befehdeten  wirksam,  im  Buli- 
prozeß  der  Volksrechte  sich  merklich  gegen  den  Beklagten 
zu  kehren.  In  wachsendem  Maße  werden  dem  Kläger,  ins- 
besondere durch  Erleichterung  der  Prozeßeinleitung  2  und 
üngehorsamszwang  gegen  den  Beklagten 3,  wirksame  Mittel 
an  die  Hand  gegeben,  die  Durchführmig  des  Prozesses  an 
Stelle  der  Fehde,  und  damit  Buße  oder  Reinigungsbeweis  sich 
zu  erzwingen. 

Von  hier  aus  setzt  dann  auch  die  Umbildung  des  Be- 
weisverfahrens  ein.  Hatte  man  sich  daran  gewöhnt,  gegen 
Bußzahlung  auf  Fehdeübung  zu  verzichten,  so  mußte  es 
ganz  naturgemäß  das  Ziel  des  Verletzten  werden,  denjenigen, 
den  er  für  schuldig  hielt,  nun  auch  seiner  Schuld  vor  Ge- 
richt zu  überführen,  sich  die  Genugtuung  der  Buße  auf 
jede  Weise  zu  sichern.  Das  geschah,  indem  man  dem  Be- 
klagten die  Reinigungsmöglichkeit  durch  klägerisches  Be- 
weisangebot verlegte.  Nur  aus  dieser  Wandlung  der  An- 
schauungen ist  es  erklärlich,  daß  Eurichs  Neuerung  nicht 
nur  im  Westgotenrechte  so  rasch  und  völlig  eingebürgert 
sein  konnte,  sondern  auch  von  anderen  Volksrechten  unter 
Umstoßung  der  hergebrachten  Beweisgrundsätze  übernommen 
wurde.*  Inwieweit  hierbei  Anknüpfungspunkte  vorhanden 
waren,  und  in  welcher  Weise  der  klägerische  Beweis  sich 
durchgesetzt  hat,  das  soll  im  folgenden  untersucht  werden. 


2  Vgl.  das  oben,  Kap.  II,  §  1,  gezeichnete  Rntwicklungsbild. 

»  Vgl.  Brunner,  RG.   II,  461ff. 

*  Vgl.  oben  Abschn.  I,  §  1  und  2.  Hierher  gehört  au<;h  noch  die 
—  ebenfalls  den  westgotisch-bayrischen  Sätzen  des  Liegenschaftsstreitrs 
nachgebildete  —  Neuerung  in  L.  Uib.  60,  3/5:  Einbruch  in  durch  Königs- 
urkunde  geschütztes  Land  ist  Bnich  des  Königsfriedons.  Kr  wird,  wenn 
Spuren  des  Täters  (Haunizeichen.  Modungen)  vorli^'gcn,  unter  Ausschluß 
des  Reinigungseides  dargetan,  (ileiches  gilt  vom  Einhrucli  in  frem- 
der Mark. 
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§^- 

Der  Schätzereid  bei  Schadensfällen,  die  Wundschau  und  das  Zeugnis 

über  besondere  Tatumstände. 

I.    Der    Schätzereid    bei    Schadensfällen    ist   im    west- 
gotischen Rechte  vorgebildet  und  kehrt  im  salischen,  bur- 
gundischen  und  langobardischen,  außerdem  im  bayrischen 
und  alamannischen  Rechte  wieder.    Wenn  durch  ein  Tier 
oder  einen  Menschen  einem  dritten  Schaden  zugefügt  war, 
so  konnte  dieser  natürlich  den  Beklagten  hierwegen  zum 
Reinigungseide  treiben.    Allein  das   Fehlschlagen  der  Rei- 
nigung  entschied  den  Rechtsstreit  nur  dem  Grunde  nach 
und  bewirkte,  wo  die  Buße  von  der  Höhe  des  Sachwerts  un- 
abhängig  war,   wie    im   fränkischen  Rechte,   Bußfälligkeit. 
Keineswegs  aber  war  damit  auch  die  Höhe  des  etwaigen 
Schadenersatzes  bereits  entschieden.  Hier  mußte  der  Kläger 
seinerseits   den   Schaden,    wie   er  ihn  angab,   beschwören 
bzw.  beschwören  lassen,  sei  es  durch  Eineid,  sei  es  durch 
Nachbamzeugnis,  dessen  Ursprung  in  der  Eidhilfe  zu  suchen 
ist.    Um   dies   unter   dem   Gesichtspunkte   der  bisher    ent- 
wickelten Beweisregeln  begreifen  zu  können,  wird  es  nötig 
sein   hervorzuheben,   daß  die   Klage  in  diesem  Falle  eine 
gemischte    ist,   insofern   sie   Buße  und   Schadenersatz   um- 
schließt.  Es  muß  demgemäß  für  die  Schadenersatzseite  das- 
jenige   Verfahren    berücksichtigt    werden,    das    sonst    bei 
Schadenersatz    galt:    Schüttung    oder     gewöhnliche    Voll- 
streckung.  Hier  aber  war  für  die  Rechtmäßigkeit  des  Aktes^ 
der   sich  als   Zugriffshandlung   darstellt,   Eineid   oder  Eid- 
helferbeweis   die  gewöhnliche   Form  der  Rechtfertigung.  ^ 
Wenn  schon  nun  die   Volksrechte  diesen  Zusammenhang 
nicht   mehr   unverändert   bewahrt  haben,   sondern    bereits 
einen   eigenen   Schätzereid   kennen,    so    dürfte   doch   seinJe 
Herleitung    aus   dem   Verklarungseid    berechtigten  Zugriffs 
kaum  zweifelhaft  sein.    Nur  daß  hier  —  zufolge  der  Ver- 
bindung mit  der  Bußklage  —  die  Zugriffsnatur  des  Schaden- 
1  Das  Nähere  behalte  ich  späterer  Darstellimg  vor. 
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ersatzbegehrens  nicht  mehr  erkennbar,  an  die  Stelle  des 
exekutorischen  das  petitorische  Verfahren  getreten  ist. 

Für  Brandschaden  läßt  das  westgotische  Recht  Eineid 
des  Beschädigten  zu,  der  natürlich  mit  Meineidsklage  zu 
entkräften  war.^  Das  Bayernrecht  spricht  sich  zwar  über 
den  Schadensbeweis  nicht  aus,  setzt  ihn  aber  durch  Auf- 
stellung der  Schadenshaftung  (quicquid  ibi  arserit,  restituat) 
stillschweigend  voraus.  ^  Und  gleiches  gilt  vom  alaman- 
nischen  Volksrechte*  und  der  Heroldschen  und  Emendata- 
Version  der  Lex  Salica^,  welchen  durch  Gewährung  des 
Anspruchs  auf  Capitale  im  Erfolg  die  übrigen  Handschriften 
gleichkommen.  Der  Beweis  war  wohl  auch  hier  durch 
Schätzereid  des  Beschädigten  zu  führen,  dem  Eidhilfe  zur 
Seite  treten  mochte.  Das  langobardische  Edikt^  endlich 
läßt  den  Fahmisschaden  durch  die  Nachbarn  abschätzen 
und,  falls  diese  sich  nicht  einigen,  den  Eineid  des  Geschä- 
digten entscheiden. 

Schadensschätzung  trat  auch  dann  ein,  wenn  mit  oder 
ohne  Anlaß  ein  fremdes  Tier  unrechtmäßigerweise  beschä- 
digt oder  getötet  worden  war.'  Das  westgotische  Recht  läß-t 
zwar  an  einer  dieser  Stellen  den  Richter  selbst  die  Ab- 
schätzung vornehmen^,  aber  ebensogut  konnte  jedenfalls 
auch  —  nach  seinen  sonstigen  Grundsätzen  —  die  Schätzung, 
falls  der  Richter  selbst  nicht  zur  Stelle  war,  durch  Zeugen 
dem  Gerichte  reproduziert  werden.  In  der  Regel  kam  es 
dann  zur  Erstattung  eines  gleichwertigen  Tieres. ^  Natural- 
restitution und  Schadensvergütung  griff  ferner  bei  der  Bc- 

2  L.  Vis.  VIII  2,   1.  —  3  L.   Bai.   10,  8.  —  *  L.   AI.   76/77. 

5  L.  Sal.  16,  1.  —  6  Ed.  Roth.  146. 

7  Vgl.  L.  Vis.  VIII  4,  2;  4  uml  13.     L.  Rufr.  73. 

«  L.  Vis.  VIII  4,  12.  Die  Stello  geht  auf  römisches  Rocht  zu- 
rück (L.  Rom.  Vis.,  Paul.  I  15,  1.  Interprctatio),  ohne  daß  <lort  froilirh 
der  Richter  als  Schätzer  genannt  würde.  Dagegen  kennt  die  rirhtcriicho 
Schätzung  noch  die  (ourizian.)  Stelle  L.  Hai.  IG,  4  sowie,  iK'im  ge- 
töteten Sklavenkind,  Kd.  Roth.  137. 

9  L.  Vis.  VIII  4,  1—3.  5—11.   13.  15. 
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Schädigung  fremder  Pflanzen  und  Anlagen  Platz i*^:  auch 
hier  mußte  für  den  Schätzereid  Raum  sein. 

Insbesondere  aber  setzt  die  Erstattung  des  Stück- 
werts, des  Capitale  der  fränkischen  Bußtarife,  ebenso  wie 
die  Bußberechnung  durch  ein  Mehrfaches  des  Sachwerts 
mindestens  die  Möglichkeit  voraus,  den  Wert  der  Sache, 
deren  Ersatz  verlangt  wurde,  auch  zu  beweisen.  Und  wenn 
auch  für  Marktware  feste  Sätze  sich  herausbilden  konnten ^^ 
so  war  man  bei  zahlreichen  Sondererzeugnissen  doch  stets 
auf  eine  Abschätzung  im  Einzelfalle  angewiesen.  12 

Zur  Erhärtung  des  oben  behaupteten  Zusammenhangs 
des  Schätzereides  mit  dem  exekutorischen  Verfahren  sei  hier 
die  Beweislage  im  Schüttungsrechte  noch  kurz  gestreift.  ^^ 
Nach  Leovigilds  Antiqua  wird  der  von  Tieren  angerichtete 
Schaden  in  der  Weise  berechnet,  daß  von  dem  verwüsteten 
Teile  ein  gleichgroßes  Stück  wie  von  der  unberührten  Saat 
abgesteckt  und  zur  Erntezeit  der  Unterschied  im  Ertrage 
gemessen  wird.^*  Die  Absteckung  geschieht  in  Gegenwart 
der  Parteien  und  (bei  Unstimmigkeit  wohl  stets)  der  Nach- 


10  JL.  Vis.  VIII  3,  1.  5.  7. 

"  L.   Burg.   4,   1  und  3. 

12  L.  Bai.  21  läßt  eine  Reihe  von  Tieren,  wenn  sie  getötet  wur- 
den, nach  ihrem  Wert  unter  Eidhilfe  erstatten.  Eidführer  scheint  hier 
der  Beklagte  gewesen  zu  sein.  Hierzu  vgl.  noch  L.  Bai.  14,  8.  L.  Ta- 
ring.  44:  „In  omni  re  furtu  ablata,  si  is,  cui  res  conponenda  est,  dixerit 
capitale  peius  esse  quam  quod  ablatum  est,  iuret  de  debito  solus,  peius 
non  esse,  quod  offert,  illo,  quod  abstulit,  et  ita  solvat  secundum  legem." 
Die  ursprüngliche  Bedeutung  dieses  Eides  des  Beklagten  als  Rechtferli- 
gungseid  gegenüber  unberechtigter  Mehrforderung  dürfte  auch  in  L. 
Sal.  30  I  hervortreten:  „Si  quis  compari  suo  pittum  excusserit,  aut 
similem  reddat  vel  cum  duodecim  iurel,  quod  similem  illi  restituisset". 
Zweifelsfrei  läßt  dagegen  das  alam.  Volksrecht  den  Wert  des  corpus 
delicti  durch  den  Kläger  beschwören:  L.  AI.  61,  62  und  65.  Wonach 
wohl  auch  Pact.  AI.  V,  7  im  Sinne  klägerischen  Schätzereids  aus- 
zulegen ist.     So  auch  L.  Fris.  1,  11  und  12. 

13  Vgl.  oben  n.   1. 

14  L.  Vis.  VIT!  3,  13.     Entsprechend  L.  Bai.  14,  17. 
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barn,  vermutlich  durch  einen  Treuhänder.  Die  Ernteberech- 
nung erfolgt  dann  vor  Zeugen,  die  so  im  Prozeß  über  die 
Schadenshöhe  auszusagen  vermögen.  ^^  Dem  zur  Besichti- 
gung des  Schadens  nicht  erschienenen  Tierhalter  wird  die 
Schadenshöhe  stets  durch  das  Nachbarnzeugnis,  der  ur- 
sächliche Zusammenhang  des  Schadens  mit  dem  Einbruch 
seiner  Tiere  in  die  Saat  aber  durch  Zeugnis  oder  Eineid 
des  Geschädigten  bewiesen.  ^^  Hierher  gehört  ferner  die 
Regelung  im  langobardischen  Edikt:  der  Nachweis  des 
Schadens  erfolgt  danach  durch  Schätzereid  oder  nach  der 
,,fabula,  quae  inter  vicinos  est"^^  der  an  einer  andern 
Stelle  des  Gesetzes  die  ,,loci  consuetudo**i8  entspricht. 

In  den  Bestimmungen  des  burgundischen  und  sa- 
lischen  Rechtes  ist  eine  Anlehnung  an  das  verlorene 
Schüttungsrecht  des  Codex  Euricianus  deutlich  erkennbar, 
da  nur  so  die  Übereinstimmung  mit  den  erwähnten  Satzungen 
des  späteren  westgotischen  und  des  langobardischen  Rechtes 
verständlich  wird.^^  Demgemäß  setzt  auch  L.  Sal.  9,  II 
eine  Schadensschätzung  voraus,  auf  Grund  welcher  der  Tier- 
halter den  Ersatz  zu  leisten  habe:  „damnum  aestimatum 
reddat".  In  den  gleichen  Kreis  von  Schüttungsnormen  herein 
gehört  endlich  L.  Rib.  82,  wonach  der  Tierhalter  „aestima- 
tione  damni  culpabilis  iudicetur". 

Kehrt  das  Interesse  der  Darstellung  von  hier  zu  den 
oben  erörterten,  dem  Sühneprozeß  angehörenden  Fällen  von 
Schadensschätzung  zurück,  so  darf  in  ihnen  ein  nicht  zu 
übersehender  Ansatz  einer  kiägerischen  Beweisantretung  er- 

'•■^  L.  Vis.  VIII  3,  15:  „iuxta  .estimationem  tcstium**  wird  der 
Schade  festgestellt. 

'«  L.  Vis.  VIII  3,  15. 

'7  Ed.  Roth.  346. 

"»  Ed.  Roth.  344. 

'»  Vgl.:  L.  Burg.  27,  L.  Sal.  9  II,  L.  Vis.  VIII  3.  10.  VA.  Roth.  34  f 
Über  andere  ZusammcTihänqe.  durch  welche  der  Einfluß  des  Cod.  Eurir. 
bestätigt  wird,  vgl.  Kraitimer,  Krit.  Unters,  z.  L.  Sal.,  N.  Arch.  30, 
285  ff. 
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blickt  werden.  Denn  wenn  auch  diese  Schätzungszeugen 
nur  für  den  Fall  des  Unterliegens  des  Beklagten  —  sei  es 
auf  Grund  eines  Geständnisses,  fehlgeschlagenen  Eides  oder 
einer  Überführung  im  Sinne  des  westgotischen  Rechts  — 
zu  Bedeutung  kamen,  so  bildeten  sie  doch  schon  als  kläge- 
rische Beweisform  einen  Ansatz,  an  den  ein  Tatbeweis  des 
Klägers  anknüpfen  koimte. 

IL  Die  Wundschau  ist  von  mehreren  Volksrechten 
in  der  Weise  ausgebildet,  daß  bei  Glieder-,  besonders  bei 
Schädehvimden  der  etwa  ausgesprengte  Knochensplitter  über 
die  Straße  oder  eine  bestimmte  Distanz  hinweg  in  einen 
Schild  geworfen  ein  hörbares  Geräusch  erzeugen  mußte,  ^o 
Das  war  in  der  Regel  ein  gerichtlicher  Augenschein  über 
einen  biißerhöhenden  Umstand.  Nur  das  alamannische  Volks- 
recht knüpft  hier  an  und  gestattet  zum  Beweis  für  das 
Durchtrennen  der  Schädelschwarte,  so  daß  die  Stirnhöhle 
freiliegt,  Eid  des  Arztes  21  auf  seine  Instrumente  oder  die 
Angabe  dreier  Zeugen  nach  dem  Pactus,  während  nach  der 
Lex  sogar  zwei  Zeugen  genügten.  In  Ermangelung  des  Arzt- 
zeugnisses oder  dieser  beiden  Zeugen  oblag  es  dem  Be- 
klagten —  wie  stets  nach  ribuarischem^^  —  auch  nach 
älterem  alamannischem  Rechte,  den  bußerhöhenden  Umstand 
mit  Eidhelfern  zu  verneinen.  ^3  Hier  traten  also  geradezu 
Zeugen-  und  Eidhelferbeweis  in  Wettbewerb  derart,  daß, 
wie  nach  Eurichs  allgemeiner  Norm,  das  Zeugnis  den  Beweis- 
vorzug genoß.  I    i 

20  Vgl.  L.   Rib.   68;   L.   AI.   57;  L.   Fris.  Add.   sap.   III   24. 

^*  Nach  L.  Fris.  3,  49  gilt  für  den  Nachweis,  daß  mehrere 
Wunden  von  einem  (unbestrittenen)  Schlage  herrühren,  Eineid  des  Klägers. 

"  L.  Rib.  68,  3. 

^'  Pact.  AI.  I,  1:  „Si  quis  alteri  caput  frigerit  sie,  ut  cervella 
pareat,  solvat  sol.  12,  et  si  inter  se  de  hoc  intencione  hab[uerint],  ut 
non  Sit  sie  granda  plaga,  ut  medicum  ille  querat  or  .  .  .  [si?]  medicus 
fuerit,  in  ferramenta  sua  praeviat  sacramentum  aut  tres  testes  invenian[tur 
qui]  dicant.  Si  enim  vero  nee  testes  [dicunt]  nee  medicus  iurat,  solvat 
[sei.]  sex  aut  cum  sex  medi(c)us  electus  iuret,  quod  ei  amplius  non 
reddebet."    Entsprechend  L.  AI.  57,  4  mit  der  oben  geschilderten  Maßgabe. 
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III.  Hierzu  tritt  noch  das  Zeugnis  über  besondere 
Tatumstände. 24  Vom  Schätzereide  unterscheidet  es  sich 
dadurch,  daß  hier  nicht  allgemein  der  Sachwert  eines  Gegen- 
standes abzuschätzen,  sondern  ganz  bestimmte  Eigentümlich- 
keiten desselben  oder  auch  sonstige  Begleitumstände  der 
Tat  zu  beweisen  sind.^^  Wahrscheinlich  war  auch  diese 
Beweisform  bereits  im  westgotischen  Rechte  ausgebildet. 
Die  uns  erhaltene  Gestalt  des  Gesetzes  läßt  freilich  keine 
Spur  davon  erkennen;  wohl  aber  spielt  das  genannte  Zeug- 
nis im  salischen  Volksrechte  eine  erhebliche  Rolle,  ^ß 

Zunächst  beim  Diebstahl.  Wir  wissen,  daß  bestimmte 
Eigentümlichkeiten  durch  Zeugen  besonders  bewiesen  werden 
mußten.  So  die  Weihe  des  Votivschweins,  durch  welche 
seine  besondere  Buße  bedingt  war  (L.  Sal.  2,  12).  Ferner 
die  Abrichtung  des  gezähmten  Hirschen  zu  Jagdzwecken 
(L.  Sal.  33,  2).  27  Der  textliche  Aufbau  ist  ganz  gleichartig 
und  unzweideutig: 

(2,  12)  „Si  quis  maiale  votivo  furaverit  et  hoc 
testibus,  quod  votivus  fuit,  potuerit  adprobare  .  .  ." 

(33,  2)  „Si  quis  cervo  domestico  Signum  habentem 
furaverit  aut  occiderit,  qui  de  venatione  mansuetus  est, 
et  hoc  per  testibus  potuerit  a,dprobare  (Var. :  fuerit  ad- 
probatum),  quod  eum  dominus  suus  in  venationem 
habuisset  aut  cum  ipsum  duas  aut  tres  feras  occi- 
disset  .  .  ." 


2*  Die  hier  im  Folgenden  erörterten  Stellen  L.  Sal.  2,  13  ;  33,  2  ; 
9  II  und  36  sind  auch  von  Thonissen,  Loi  saüquc,  499f.,  als  Beleg 
für  den  klägerischen  Beweisvorzug  in  der  L.  Sal.  angeführt. 

"  Der  Schätzereid  ist  stets  sachverständiges  Zeugnis,  das  Zeug- 
nis über  bes.  Tatumstände  kann  ein  solches  sein. 

"  Vgl.  zum  folgenden  Brunner,  RG.  II  394f.,  bes.  395,  n.  19. 

"  Es  soll  nicht  ausgeschlossen  worden,  daß  awh  an  der  einen 
oder  anderen  sonstigen  Stelle  d<'S  Volksrcchls  hinter  dem  farblosen  „si 
ei  fuerit  adprobatum"  ein  derartiges  Zeugnis  über  besondere  Tatumatäiide 
verborgen  sein  mag. 
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Das  Zeugnis  dient  ganz  bestimmten  Tatfragen,  durch  welche 
der  Wert  des  gestohlenen  Tieres  erhöht  wird.^s 

Anders  liegt  die  Sache  in  den  beiden  weiteren  Fällen, 
in  denen  die  Lex  Salica  noch  Zeugenbeweis  in  Bußsachen 
zuläßt:  bei  der  Tötung  eines  Menschen  durch  ein  Tier,  L. 
Sal.  3629,  und  bei  böswilliger  Herbeiführung  von  Flur- 
schaden durch  Tiere,  L.  Sal.  9,  IL  Da  hier  schlechthin 
Zeugenbewies  verlangt  wird,  so  scheint  es  zunächst,  als 
sei  mangels  Überführung  durch  Zeugen  der  verdächtige  Vieh- 
bestizer  frei  ausgegangen,  ohne  daß  man  ihn  zum  Reinigungs- 
eide zwingen  konnte.  Eine  Folgerung,  die  aber  allem,  was 
wir  sonst  vom  Beweisrechte  der  Lex  Salica  wissen,  wider- 
sprechen und  selbst  über  den  Standpunkt  des  westgotischen 
Rechts  hinausgehen  würde.  Da  indes  nicht  anzunehmen 
ist,  daß  das  Gesetz  den  Tod  eines  Menschen  (L.  Sal.  36) 
so  sehr  als  geringfügige  Sache  behandelte,  daß  dem  Tier- 
halter der  Unschuldseid  erlassen  worden  wäre,  so  muß  dem 
verlangten.  Zeugenbeweis  eine  andere  Bedeutung  zukommen. 
Zunächst  sei  dies  bezüglich  L.  Sah  36  erörtert. 

Im  westgotischen  Rechte  war  die  strenge  Haftung  des 
Tierhalters  von  der  Gefährlichkeit  des  Tieres  abhängig.  Aus- 
drücklich ist  immer  vom  animal  vitiosum,  vom  quadrupes 
damnosum,  noxium  die  Rede.  War  dem  Tierhalter  infolge 
Warnung  seitens  der  Nachbarn  die  Gefährlichkeit  des  Haus- 
tieres bekannt  und  hatte  er  es  trotzdem  bei  sich  behalten, 
so  haftete  er,  weil  er  die  sofortige  Tötungs-  oder  Preisgabe- 
pflicht verletzte,  für  die  vom  Tiere  verursachte  Tötung  eines 
Menschen.  Nach  der  Antiqua  hatte  er  dann  bei  erwachsenen 
Menschen  das  volle,  bei  jugendlichen  das  halbe  Wergeid 
zu  entrichten.  Im  übrigen  bestand  eine  detailierte  Abstufung 
nach  Alter  und  Geschlecht. 


^*  Ein  derartiges  Zeugnis  setzen  m.  E.  auch  die  abgestuften  Buß- 
sätze für  Jagdhirsche  nach  Pact.   AI.   V,  6  voraus. 

^^  Vgl.    hierzu   noch   Thonissen,   Loi    salique,   364. 
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Daß  auch  das  salische  Volksrecht  mit  einem  gefähr- 
lichen Haustier  rechnet ^«^  das  tritt  nur  in  der  Heroldschen 
Textgestaltung  zutage,  wonach  der  Tierhalter  sich  durch 
einen  Eid  aus  der  Haftung  ziehen  kann,  daß  er  die  Gefährlich- 
keit (vitium)  des  Tieres  nicht  gekannt  habe.  L.  Sah  36 
(Hesseis  Sp.  214): 

„Si   vero   pecoris   dominus   vitium  in  eo   non  in- 

tellexerit,  secundum  legem  exinde  se  potest  defendere, 

et  de  ipso  pecore  nihil  solvat." 
Für  die  Kenntnis  des  Mangels  entschied  also  nach  salischem 
Rechte  zunächst  die  Rechtsvermutung.  Sie  mußte  durch 
den  Verklarungseid  beseitigt  werden.  Zu  diesem  Ergebnis 
war  schon  Brunner ^i  gelangt,  indem  er  die  voraufgehende 
Wendung  „dum  ante  legem  non  adimplevit"  und  den  hierfür 
vorgesehenen  Zeugenbeweis  eben  auf  diesen  Verklarimgs- 
eid  des  Herrn  beziehen  zu  sollen  glaubte. 

Allein  hierin  scheint  mir  das  Gesetz  in  engerem  An- 
schluß ans  westgotische  Recht  einerseits,  die  Parallele  L. 
Sal.  9,  H  anderseits  erklärt  werden  zu  sollen.  Nun  setzt 
aber  das  westgotische  Recht  voraus,  daß  der  Tierhalter 
„ex  vicinorum  contestatione"  die  Gefährlichkeit  des  Tieres 
gekannt  habe32,  und  fordert  von  ihm  alsdann  unverzüg- 
lich ein  positives  Handeln:  Tötung^^  q^qj-  Preisgabe  des 
gefahrlichen  Tieres.  ^^    Hatte  er  vor  dem  Schadensfall  das 

"^  Die  Vermutung  darf  wohl  gewagt  werden,  daß  in  der  westgot. 
Vorlage  von  einem  quadrupcs  damnosum  die  Rede  war,  wofür  L.  Vis.  VIII 
4,  12  -und  20  spricht.  Da  nun  weiter  die  Hauslicreigenschaft  (qui  ii\)iu\ 
dominum,  domesticus  fucrit)  hervorgehoben  wird,  konnte  das  Unver- 
ständnis der  Abschreiber  bei  dem  damnosum  neben  domesticuin  wohl  in 
Verwirrung  geraten  "land  so  das  erstem  als  vermeintlich  fehlerhaft  aus- 
fallen lassen.  Auch  das  langob.  Recht  untcrscheiflel  übrig^'ns  ausdrüc  k- 
lieh    zwischen   rabiosen   und   nicht   rabiosen   Tieren,      lid.    Roth.   324/2fi. 

"   Über  absichtslose  Missetat,  Bürl.  SB.  1890 »,  826f. 

"  L.  Vis.  VIII  4,  16  (Antiqua). 

"  Ebendas. 

'*  L.  Vis.  VIII  4,  17  (Antiqua):  „ita  ut  vicinis  omriihus  noliim 
faciat,   quia   puim   a  se   proiecit". 
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eine  oder  andere  nicht  getan  trotz  Kenntnis  der  Gefährlich- 
keit, so  haftete  er.    Im  selben  Sinne  möchte  ich  auch  L. 
Sal.  36  interpretieren   (nach  Herold,  Hesseis,  Sp.  214): 
„Si    aliquis    homo    ex   quolibet    qnadrupede,    qui 
domesticus  fuerit,  occidatur  et  hoc  cum  testibus  potuerit 
adprobari  (Variante :  parentes  illius  possint  comprobare), 
dum  illius  dominus  (Var. :  quod),  cuius  pecus  erat,  ante 
legem  non  adimplevit  .  .  .  conponat/* 
Besteht  das  legem  non  adimplere  in  einer  positiven  Tatsache, 
nämlich  dem  Verbleiben  des  gefährlichen  Tieres  als  domesti- 
cus im  Hausbereiche  des  Herrn,  so  liegt  auch  hier  Zeugen- 
beweis —  nach  westgotischem  Rechte  Nachbarnzeugnis  — 
für  einen  besonderen  Tatumstand  vor.    Diese  Deutung  hat 
vor  allem  das  eine  für  sich,  daß  die  Wendung:  „dum  ante 
legem  non  adimplevit"  nicht  auf  den  Zeitpunkt  vor  Klag- 
erhebung bezogen  zu  werden  braucht,  sondern,  was  das 
Natürliche    ist,  auf  den  Zeitpunkt    vor    der  Tat  zu    be- 
ziehen ist.  35 

Hierher  gehört  endlich  noch  der  Zeugenbeweis,  den 
das  salische  Recht  bei  böswilligem  Tierschaden  (L.  Sal.  9,  II) 
vorsieht  (Wolfenb.  T.  9  §  8;  Hes'sels  Sp.  56): 

„Si  vero  per  inimicitiam  aut  per  superbia  sepem 
alienam  aperuerit,  et  in  messe,  in  prato,  in  vinia  vel 
qualibet  laborem  pecora  miserit,   cuius  labor  esty;  ^i 
convinctus  eum  fuerit  ad  testibus,  stematum  damnum 
reddat  malb.  leodardi  —  et  insuper  .  .  .  sol.  XXX  culp. 
iud." 
Für  die  Frage,  auf  welche  Tatsache  der  hier  genannte  Zeugen- 
beweis  zu  beziehen  ist,   darf  auf  die  früher  entwickelten 
Beweisgrundsätze  des  Schüttungsrechts  verwiesen  werden. 
Wie  bei  der  Tötung  eines  Menschen  durch  Tiere  mußte  er 

35  Gegenüber  der  Brunners  eben  Deutung  (oben  n.  31)  ist  vor 
allem  darauf  hinzuweisen,  daß  danach  der  Beweis  einer  Negation  —  des 
Unterbleibs  der  Verklarung  —  durch  Zeugen  geführt  worden  wäre,  was 
kauni  denkbar  ist  und  auch  den  sonstigen  Beweisregeln  widerspricht. 
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aucli  bei  diesem  Schadensfall  sich  auf  solche  besondere 
Tatumstände  beziehen,  welche  die  Haftbarkeit  des  Tier- 
halters begründeten  —  in  erster  Linie  auf  das  gewaltsame 
Erbrechen  des  Zaunes,  wodurch  Ungefähr  ausgeschlossen 
wurde.  Hierfür  aber  hatte  dasselbe  Nachbarnzeugnis  ein- 
zutreten, das  allgemein  der  Schadensfeststellung  bei  Tier- 
schaden diente.  So  wird  man  Brunner  hier  unbedingt  zu- 
stimmen, wenn  er  an  Zeugen  (Nachbarn)  denkt,  „die  zur 
Viehpfändung  und  zur  Stätigung  der  Tatsache  des  er- 
brochenen Zaunes  gezogen  wurden",  ^e 

§  2. 

Der  Zeugenbeweis  über  die  Täterschaft  und   seine    praktische  Be- 
deutung im  Sühneprozeß.    Das  Nachbarnzeugnis. 

I.  Das  Ergebnis  der  Untersuchungen  des  ersten  Ab- 
schnitts, wonach  der  klägerische  Überführungsbeweis  mit 
Zeugen  seinen  Ausgangspunkt  vom  westgotischen  Rechte  ge- 
nommen zu  haben  schien,  und  von  hier,  teils  als  Maxime, 
teils  in  vereinzelten  Anwendungsfällen  auch  in  andere  Volks- 
rechte übernommen  woirde,  verlangt  noch  eine  .kurze  Beach- 
tung unter  dem  Gesichtspunkte  des  Zeugenbeweises. 

Wo  einerseits  die  strenge  Form  des  volksrechtlichen 
Verfahrens  in  Klage  und  Antwort  bewahrt,  anderseits  dem 
Beweiserbieten  des  Klägers  der  Vorrang  eingeräumt  wurde, 
da  war  die  Beweislage  im  Prozesse  so,  wie  sie  die  eurizia- 
nisch-salische  Formel  zum  Ausdrucke  bringt: 

„Si  certis  probationibus  convictus  fuerit,  conponat 

—   si  probatio   certa  non  fuerit,   per   iuratores  se  ex- 

solvat  — 

si  iuratores  invenirc  non  potuerit,  culpabilis  iudi- 

cetur  (aut  ad  ineum  ambulct)".^ 
Noch  immer  wurde  also  der  Reinigungseid  geschuldet,  noch 


2ß  RG.   II,  395,  n.  19. 

^  Vgl.   hierzu  das  ol>cri   Abschii.    I,   §  2   Ausgcfülirte. 
Dcutschrechtliche  Bellräge.   X.   2.  W 


436  [242 

immer  blieb  er  aber  auch  ein  Recht  des  Beklagten,  das  nur 
durch  Angebot  besseren,  nämlich  klägerischen  Zeugen- 
beweises überboten  werden  konnte.  Wofern  freilich  der 
Kläger  Zeugen  hatte,  da  war  das  Schicksal  des  Beklagten 
besiegelt.  Kein  Alibibeweis,  kein  Gegenbeweis  mit  Zeugen 
konnte  ihm  helfen,  solange  seine  Antwort  auf  die  Klage 
nur  in  einem  Ja  oder  Nein  bestehen  konnte.  Doch  bei  dieser 
Stufe  der  Entwicklung  sind  jene  beiden  Volksrechte,  bei 
welchen  der  klägerische  Schuldbeweis  im  Sühneprozeß  über- 
haupt zu  erheblicher  praktischer  Bedeutung  gelangt  ist,  das 
westgotische  und  burgundische  Recht,  nicht  stehen  geblieben. 
Sie  mußten  vielmehr  auch  im  Sühneprozeß  Einredebeweis 
zulassen,  und  so  ergab  sich  dann  auch  jene  Lage,  welche 
bereits  in  der  westgotischen  Antiqua  erreicht  ist,  daß,  wie 
der  Beweis  hier  spätestens  seit  Chindasvind  nicht  mehr 
der  Partei,  sondern  dem  Richter  erbracht  wurde  2,  so  auch 
dem  Richter  von  beiden  Seiten  Zeugenbeweis,  also  Beweis 
über  bestimmte  Tatsachen  angeboten  w^erden  konnte,  so  daß 
es  nur  mehr  ganz  ausnahmsweise  zum  Reinigungseide  kam. 
Und  das  westgotische  Recht  überließ  dann  die  Wahl,  welche 
der  beiden  Parteien  zum  Beweis  kommen  sollte,  dem 
Richter 3,  wobei  dieser  bei  inotiviertem  Bestreiten  wohl  regel- 
mäßig der  spezielleren  Einrede,  durch'  welche  die  allge- 
meinere Behauptung  entkräftet  wurde,  den  Vorzug  gegeben 
haben  dürfte. 

Auch  das  burgundische  Recht  ist,  indem  es  den  Eid- 
helfer wie  einen  Zeugen  behandelte,  dazu  gelangt,  daß  nun 
von  beiden  Seiten,  für  Behauptung  und  (motiviertes)  Leugnen, 
Zeugnis  angeboten  werden  konnte.* 


2  L.  Vis.  II  1,  25.  Über  die  Analogie  des  lajigobardischen 
Rechtes  hinsichtlich  des  Vertragszeugnisses  vgl.  Brunner,  Forschun- 
gen, 98  ff. 

3  L.  Vis.  II  4,  2  (Antiqua).  Hierzu  L.  Vis.  II  2,  5  (Chindasv.): 
„Quod  ab  "utraque  causantium  parte  sit  probatio  requirenda  .  .". 

*  Vgl.  L.  Burg.  80,  2  und  das  oben,  Abschn.   I,  §  1,  Vorgetragene. 
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Klägerischen  Zeugenbeweis  mindestens  dürfte  auch  das 
langobardische  Recht  gekarmt  haben;  bei  der  umfassenden 
Verwendung  des  Zeugnisses  zufolge  des  Edikts,  der  Ur- 
kunden und  Kapitularien^  darf  dies  angenommen  werden, 
wiewohl  gerade  für  den  Bußprozeß  Belege  fehlen.  Der 
Zeugenbeweis  wird  auch  hier  dem  Richter  erbracht ;  der  Be- 
weis als  solcher  aber  ist  noch  Parteiensache,  weshalb  der 
Zeugenführer  die  Aussagen  dem  Gegner  eidlich  stätigt.^ 
Woraus  sich  wiederum  ergibt,  daß  der  Richter  zwar  den 
Zeugen  gegenüber  freies  Befragungsrecht  hat,  daß  aber  für 
die  Beweisverteilung  formale  Grundsätze  gelten,  so  daß 
prinzipiell  nur  eine  Partei  zum  Beweise  kommt. ^  Ähnlich 
lag  die  Sache  wohl  auch  im  bayrischen^,  entsprechend  im 
alamannischen  Rechte,  das  vor  dem  Herzogsgerichte  Über- 
führung mit  Zeugen  zuläßt.'^ 

Weiter  ist  die  Entwicklung  des  Bußverfahrens  nach 
Volksrecht  nicht  gekommen.  Weder  das  ribuarische, 
sächsische,  friesische,  thüringische,  noch  das  angelsächsische 
Recht  kennen  hier  Zeugenbeweis.  Und  wenn  zwar  die  Lex 
Salica  mit  der  probatio  certa  prunkt,  so  zeigte  doch  ein 
Blick   in   die  praktische  Handhabung   des  Rechts   bei  den 


5  Vgl.  die  Darstellung  Brunners,  Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis, 
Forsch.,  97  ff.,   108  f.,  113  ff.,  215  ff. 

*  S.  Brunner,   a.  a.  0.,  99. 
'    L.  c,  113  ff. 

'  Abgesehen  von  der  eingangs  dieses  Kapitels  besprochenen  eurizia- 
nischen  Stelle  L.  Bai.  9,  18  kann  hierfür  auf  L.  Bai.  1,  3  verwiesen 
werden :  „Si  quis  res  ecclesiae  furaverit  et  exinde  probatus  fuerit,  . 
solvat  .  .  Et  si  negare  voluerit,  .  .  iuret."  Der  Gegensatz  von  probari 
und  iurare  entspricht  hier  genau  dem  eurizianischen  zwischen  der  pro- 
batio certa  und  den  sacramenta.  Er  kehrt  auch  in  L.  Bai.  1,  6  wieder. 
Vgl.  auch   L.   Bai.  Add.    17  (Decr.   syn.),   I,   1  u.  2. 

*  Daß  dieser  Satz  (L.  AI.  42)  ernst  gmoinmen  wurde,  ergibt  sich 
aus  L.  AI.  28,  wonach  der  Herzog  (nach  einer  Variante  auch  der  Biscliof 
und  vicedoniinus)  es  in  seiner  Hand  hatte,  vom  Verächter  seiner  Befehle 
Reini^ng  anzunehmen  oder  al>er  ihn  zu  überfuhren;  denn  von  diesem 
heißt  es:   „iuret,   si    eum   sacramenlum   dominus   praeberc   voluerit". 

29» 
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Franken  (oben  Abscluiitt  I,  §  4),  daß  im  ordentlichen  Sühne- 
prozeß tatsächlich  nach  wie  vor  der  Reinigungseid  des  Be- 
klagten den  Ausgang  des  Verfahrens  entschied,  es  also  in 
der  Regel  wenigstens  zu  Zeugeneinvernahmen  überhaupt 
nicht  kam.  Der  Grund,  weshalb  diese  Volksrechte  dem 
Zeugenbeweis  gegenüber  sich  so  spröde  verhalten,  ist  wohl 
ein  doppelter: 

Waren  bei  einer  Meintat  überhaupt  dritte  zugegen,  so 
dürfte  es  kaum  je  zum  ordentlichen  Bußprozeß  gekommen 
sein.  Vielmehr  schleppte  man  den  Täter,  wenn  er  nicht  schon 
in  handhafter  Tat  erschlagen  worden  war,  gebunden  vor 
Gericht  und  überführte  ihn  nunmehr  nicht  durch  Zeugen- 
beweis, sondern  kraft  handhafter  Festnahme  mit  Eidhelfer- 
eid.^<^  Die  Stellung  des  Verletzten  oder  Geschädigten  war 
aber  überdies  dem  Täter  gegenüber  hier  eine  weit  günstigere. 
Auf  das  Zetergeschrei  eilten  die  Nachbarn  herbei,  um  dem 
Verletzten  beizustehen.  In  dieser  Lage  war  ihm  ihre  pro- 
zessuale Unterstützung  sicher.  Dagegen  dürfte  es  dem  primi- 
tiven Rechtsleben  überhaupt  widersprochen  haben,  sich  im 
ruhigen,  lang  vorbereiteten  Bußprozeß  vom  Kläger  als  Zeugen 
gegen  einen  anderen  vor  Gericht  ziehen  zu  lassen.  Daher 
verpflichtet  man  sogar  den  Geschäftszeugen  ausdrücklich, 
über  den  betreffenden  Vorgang  dem  Vertragsgegner  vor  Ge- 
richt Zeugenschaft  zu  leisten ^i,  und  das  gilt  entsprechend 
(zu  seinen  eigenen  Gunsten)  vom  prozessualen  Solennitäts- 
zeugnis.  Erscheinen  alsdann  solche  Zeugen  nicht  vor  Gericht, 
so  können  sie,  weil  gezogen,  bei  Verzugsbuße  von  1.5  ß  man- 
niert  werden,  wie  um  gelobte  Schuld.  Sind  sie  im  Gerichte 
anwesend,  weigern  aber  die  Aussage,  so  greift  die  Bann- 
gewalt des  Richters  ein.^^ 

*"  Darüber  vgl.  unten,  III.  Teil. 

^^  Über  die  umfassende  Verwendung  des  Geschäftszeugnisses  und 
seines  prozessualen  Sprossen,  der  Urkunde,  siehe  vornehmlich  L.  Burg.  99, 
L.  Vis.  II  1,  23,  L.  Rib.  59,  1—4  und  7;  60,  1—7,  L.  AI.  43,  L.  Bai.  15, 
2  und  13.     Vgl.  auch  Brunner,  RG.  II,  393. 

^2   L.   Sal.   49.     Vgl.   Brunner,   Forschungen,   214. 
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Auch  die  Umgestaltungen  des  Beweisganges  durch 
das  karolingische  Amtsrecht  berühren  die  Bußklage  kaum; 
überwiegend  gehören  sie  der  Verfolgung  privatrechtlicher 
Ansprüche  an.  Von  Bedeutung  mochten  allenfalls  noch  jene 
Vorschriften  sein,  die  den  Zeugenbeweis  seiner  Formen- 
strenge entkleideten  und  die  in  der  Voranstellung  richter- 
licher Befragung  vor  der  Eidesleistung,  zuerst  durch  das 
Diedenhofer  Kapitular  von  805,  gipfeln.^^  Ein  Standpunkt, 
auf  dem  ja  das  westgotische  und  langobardische  Volksrecht, 
wahrscheinlich  aber  auch  das  burgundische  ohnehin  längst 
angelangt  waren.  Es  ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß  diese 
Regelung  zur  Voraussetzung  hat,  daß  der  Zeugenbeweis 
nicht  mehr  von  Partei  zu  Partei,  sondern  dem  Gerichte  ge- 
leistet wurde.  Immer  noch  werden  aber  die  Zeugen  wenig- 
stens von  der  Partei  beigebracht,  ist  ihre  Auswahl 
Parteisache. 1* 

Den  nächstweiteren  Schritt,  welcher  die  richterliche  An- 
dingung  auch  im  Beweisgang  durch  die  Gebotsgewalt  er- 
setzte, haben  die  Kapitularien  wohl  inl  Inquisitionsbeweise 
getan.  Allein  damit  ist  auch  bereits  wieder  der  Bereich  der 
Bußklage  verlassen.  Dort  allerdings  ist  der  Richter  vom 
Angebot  des  Beweises  durch  die  Partei  unabhängig  und  ist 
damit  auch  der  Partei  die  Auswahl  der  Beweismittel  ent- 
zogen. Der  Richter  wählt  sich  selbst  seine  Zeugen  aus; 
ihre  Aussage  beruht  nicht  auf  vorheriger  Zeugenziehung, 
noch  auf  ihrer  gutwilhgen  Bereitschaft:  durch  Königsbann 
werden  sie  zur  Zeugnislegung  veranlaßt.  Und  wie  das 
prozessuale  Gebot  überhaupt,  so  entwächst  auch  die  In- 
quisitionsgewalt dem  Königsgerichte  und  entfaltet  sich  zu- 
gleich in  dessen  Sproß,  dem  missatischen  Gerichte,  wälirend 

"  Vgl.  die  Darsk'lluDg  Ix-i  Hruniior,  Z«ni^j''n-  u  Inquisitionsbewois, 
Forsch.  110. 

'*  Vgl.  die  ausführliche  Beweisantretung  Bruiiners,  a.  a,  ü.  101  ff. 
(gegen  Biener,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Inquisifionsproz.,  124  ff.),  fcrnor  dcn- 
selljen,   1.   c.    121  ff.,   243  f. 


440  [240 

sie  im  ordentlichem  Violksgerichte  des  Grafen  nur  zu  be- 
schränkter Geltung  kommt.  1^  Wo  sie  gilt,  ist  auch  das 
volksrechtliche  Prozeßgefüge  gesprengt.  Kein  zweizüngiges 
Urteil  ordnet  mehr  das  Zeugenverhör  an:  der  Richter 
schreitet  aus  eigener  Machtvollkommenheit  zur  Inquisition 
und  legt  das  Ergebnis  dem  Gerichte  vor,  um  nun  auf 
Grund  desselben  das  Urteil  fällen  zu  lassen. ^^ 

II.  Volksrechtliche  Schöpfung  dagegen  ist  das  Nach- 
barnzeugnis,  welches  namentlich  im  Besitzstreit  und  ähn- 
lichen Fragen  zu  erbringen  war  1^,  und  auf  welches  deshalb  im 
Rahmen  dieser  Erörterung;  nur  vergleichsweise  hingewiesen 
werden  kann.^^  Hier  handelte  es  sich  nicht  um  Geschäfts- 
zeugen :  die  Nachbarn  waren  zum  Zeugnis  der  Tatsache,  über 
welche  sie  aussagen  sollten,  nicht  zuvor  gezogen  worden. 
Ihre  Heranziehung  scheint  vielmehr  auf  jener  für  das  burgun- 
dische  Recht  bereits  erörterten  (s.  oben  Ahschn.  I,  §  1  a.  E.) 
Umbildung  und  Ausgleichung  der  Eidhilfe  an  den  Zeügen- 
beweis  zu  beruhen. 

Spuren  einer  Erweiterung  der  Eidhilfe  auch  zur  Stützung 
positiver  Behauptungen,  welchen  eine  Anspruchsnegierung 
zugrunde  liegt  (motiviertes  Bestreiten)  oder  eine  die  Fahre 
ausschließende  Verklarung  innewohnt,  müssen  diesen  Um- 
bildungsprozeß verständlich  erscheinen  lassen.  Diese  Spuren 
aber  finden  sich  mehrfach  in  den  Volksrechten.  Nach  bay- 
rischem wie  alamannischem  Rechte  schXvört  beispielsweise 
der  Mann,  der  das  ihm  anverlobte  und  angetraute  Mädchen 
wieder  entläßt,  mit  Eidhelfern :  daß  er  sie  nicht  wegen  Fehl, 


'5  Ebondas.,   191  ff.,  insbes.  209  ff. 

"  Ebendas.,  242  f. 

i'Vgl.  Brunner,  Forschungen,  95ff.;  Siegel,  GV.,  I,  195f.  Für 
das  langobard.  Recht  auch  Zorn,  Das  Beweisverfahren  nach  langobard. 
Rechte,  72  ff. 

^^  Eine  eingehendere  Erörterung  des  Nachbarnzeugnisses  und  seiner 
Entwicklung  kann  fruchtbar  nlur  im  Zusammenhang  niit  einer  ünber- 
suchung  über  den  Zivilprozeß  erfolgen.  Sie  muß  deshalb  einer  späteren 
Behandlung   jener  Verfahrensarten  vorbehalten  bleiben. 
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die  er  an  ihr  erfahren,  sondern  aus  Liebe  zu  einer  andern; 
entlassen  habe.^^  Außerdem  büßt  er  mit  40  ß.  Die  Negation 
ist  hier  nur  eine  teilweise:  sie  bleibt  auf  eine  über  die 
unmittelbare  Klagetatsache  hinausgehende  Folgerung  be- 
schränkt. Und  mit  ihr  verbindet  sich,  gleichsam  zu  ihrer 
Stätigung,  eine  positive  Gegenüberstellung,  die  mit  in  das 
Schwurthema  einbezogen  wird.  Das  gleiche  begegnet  im 
langobardischen  Edikt  bei  dem  Falle,  daß  einer  eine  freie 
Langobardin  Hure  oder  Hexe  schalt.  Gibt  er  seine  Vor- 
eiligkeit zu,  sagt  das  Gesetz,  so  schwöre  er  mit  Eidhelfernl, 
daß  er  im  Zorn  gesprochen  und  keinerlei  sichere  Kunde 
davon  habe,  und  zahle  20  ß.^o  In  gleicher  Weise  mischt 
sich  Negation  mit  Behauptung,  wenn  der  Ehemann,  dem 
seine  Muntgewalt  über  die  Frau  bestritten  wird,  schwört: 
er  brauche  diese  keinem  dritten  einzuräumen,  sondern  habe 
sie  von  sicherem  Mtintherrn  erworben. ^i  Auch  das  salische 
Volksrecht  kennt  einen  verwandten  Fall,  wonach  Eidhelfer 
eine  auf  bestimmte  anspruchsvernichtende  Umstände  be- 
gründete peremptorische  Einrede  beschwören.  Es  handelt 
sich  dort  um  den  Entsippten,  von  dem  der  Heroldsche  Text 
besagt,  daß  sein  Tod  für  die  ehemalige  Sippe  weder  Wergeld- 
noch  Erbschaftsanspruch  begründe.  Wird  er  erschlagen,  so 
kann  der  Täter  gegenüber  den  ehemaligen  Gesippen  sich 
durch  12  Eidhelfer-Schwur  reinigen. 22  Da  der  Beklagte  hier 
seine  Verteidigung  darauf  stützt,  daß  der  Kläger  zufolge 
der  Entsippung  des  Erschlagenen  keinen  Bußanspruch  habe, 
liegt  wiederum  der  Fall  eines  motivierten  Bestreitens,  einer 

"  L.  Bai.  8,  15.  L.  AI.  52 :  „Ut  per  nullo  vitio  nee  temptalam  eam 
habuisset  nee  vitium  in  illa  invcnisset,  sed  amor  de  alia  eum  adduxit,  ut 
illam  dimisisset  et  aliam   habuisset  uxorem.*' 

2°  Ed.  Roth.  198.     Vgl.  liierzu  L.  Rom.  Cur.   IX  1,  3. 

"  Ed.  Roth.  165. 

"  L.  Sal.  60  (Herold  —  Hesseis,  Sp.  385),  a.  E.:  „Simiii  rkkIo  si 
ille  moriatur,  ad  suos  parentcs  non  pcriineat  causa  nee  haereditas 
eius,  sed  amodo  cum  duodecim  iuratoribus  sc  exiude  educat  (seil,  ad- 
mallatus).'*  Ähnlich  liegt  der  Eidhelferschwur  des  insolventen  VVcrgeld- 
schuldners,  keine  weitere  Habe  mehr  zu  besitzen  —  L.  Sal.  58,  Eingang. 
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Einwendung  (mangelnder  Aktivlegitimation)  vor.  Diese  schloß 
eine  positive  Tatsachenbehauptung  (der  stattgehabten  Ent- 
sippung)  in  sich,  war  im  übrigen  aber  Anspruchsnegierung. 
Die  prozessuale  Lage  entschied!  für  den  Eidhelfereid,  mochte 
dieser  auch  Tatfragen  positiver  Art  umspannen.  Man  wird 
bei  dieser  Form  des  Eides  in  Anlehnung  an  die  Bezeich- 
nung des  geltenden  Rechts  von  einer  motivierten  Reini- 
gung sprechen  können. 23 

Wo  nun,  wie  im  Liegenschaftsstreit,  sowohl  der  Kläger 
zur  Rechtfertigung  seines  Angriffs  auf  des  Beklagten  Besitz- 
tum, wie  auch  der  Beklagte  zur  Reinigung  vom  Vorwurf 
fehlerhaften  Besitzes  Eidhelfer  erbringen  konnte,  da  lag  es 
in  der  Tat  nahe,  den  Eidhelferschwur  zum  Zeugeneid  zu 
gestalten.  Daß  dies  der  Weg  der  Entwicklung  wurde,  das 
konnte  um  so  eher  geschehen,  weil  Nachbarn  auch  für  den 
schlichten  Reinigungseid  gefordert  werden  konnten. 2*  Gerade 
diese  gleichmäßige  Entwicklung  eines  Nachbarnzeugnisses 
auf  beiden  Seiten,  des  Klägers  wie  Beklagten,  mußte  dann 

^^  Insofern  duldet  der  Satz,  daß  dem  altdeutschen  Verfahren  eine 
ehiredeweise  Klagebehauptung  fremd  gewesen  sei  (vgl.  Siegel,  GV.  I, 
140f.,  179;  Brunner,  Entsteh,  d.  Schwuxg.,  44 f.;  Sohm,  Frank.  R.  u. 
GV.,  139),  eine  gewisse  Einschränkung.  Vgl.  auch  Siegel,  a.  a.  0.,  138 ff. 
Hierher  gehört  noch  der  Eidhelferschwur  der  irrtümUch  mit 
einem  Liten  verbundenen  Freien,  nach  Entdeckung  des  Irrtums  über 
seine  Unebenburt  ihm  nicht  mehr  beigewohnt  zu  haben  —  L.  Fris.  6. 
Im  angelsächsischen  Rechte  vgl.  Ine  56,  wonach  der  Verkäufer  kranken 
Viehes  schwört:  „daß  er  kein  Fehl  daran  kannte,  als  er  es  ihm  ver- 
kaufte" (Übers.  Lieberm.  I,  115),  dazu  Swerian  9  (ca.  920—1050):  „Im 
Namen  des  allm.  Gottes,  nicht  kannte  ich  an  den  Sachen  .  ,  .  Schlecht- 
heit oder  Trug,  nicht  Schwäche  noch  Fehl  zu  jener  Zeit,  da  ich  es  dir 
verkaufte,  sondern  es  war  sowohl  heil  als  rein  ohne  jeden  Trug" 
(ebenda,  399). 

2*  Form.  And.  28  (Gewerebruch)  und  insbes.  50a:  „Sic  iuxta 
aptificantes  sepe  dictis  germanum  visum  est  ad  ipsis  personas  decrevisse 
iudicio,  ut  .  .  .  aput  homines  12  mano  sua  13  vicinus  circamanentis 
sibi  simmelus  in  ecclesia  .  .  .  hoc  debiat  coniurare:  quod  ad  morte  sepe 
diclo  numquam  consentissit  nee  eum  occessisset  nee  consciens  nee  con- 
sentanius  ad  hoc  faciendum  numquam  fuissit." 
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in  jenen  Satzungen  des  karolingischen  Amtsrechts  zum  Aus- 
drucke kommen,  welche  —  wie  das  Weistum  zur  Lex  Salica 
von  819  in  seinem  12.  Kapitel  —  den  Streit  um  Erbe  und 
Eigen  betrafen.^^ 

Ja,  als  eine  Rückwirkung  dieser  beiderseitigen  Zulassung 
des  Nachbarnzeugnisses  will  es  fast  erscheinen,  wenn  gegen 
Ende  der  volksrechtlichen  Zeit  auch  ein  Überbieten  des 
Eidhelfereides  durch  stärkeren  Gegeneid^e,  ein  Überbieten 
der  Urkundszeugen  durch  Gregenzeugen^'^  sich  durchzusetzen 
vermag :  eine  Beweisregelung,  welche  dem  einseitigen  Beweis- 
gang  des  alten  volksrechtlichen  Prozesses  straks  zuwider- 
läuft, indes  offensichtlich  der  Neigung  entspringt,  das 
Schelterecht  aus  dem  Banne  des  Kampfordais  herauszuführen. 

§3. 

Der  Voreid. 

Zum  Notorietätsbeweis  des  peinlichen  Verfahrens  bildet 
der  Voreid  in  seiner  ausgereiften  Erscheinung^  den 
schärfsten  Gegensatz.  Wurde  dort  bereits  auf  das  Gewicht 
seines  Leumundes  hin  der  Beklagte  für  schuldig  erkannt, 
so  sollte  hier  der  Beklagte  erst  dann  überhaupt  zur  Reinigung 
verpflichtet  sein,  wenn  der  Kläger  durch  einen  Eid  die  Ernst- 
haftigkeit seiner  Klage  wahrscheinlich  und  glaubhaft  gemacht 
hatte.    Es  sind  beinahe  zwei  Pole,  zwischen  welchen  das 

*5  Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  Brunn ers,  Forschungen,  110 f. 

"  Eadw.  3.:  „Eac  we  cwaedon  be  |)am  mannurn,  de  mänsworan 
waeran,  gif  daet  geswulelod  waere,  odde  him  ad  . . .  ofercyded  waere,  |)at 
hy  siddan  adwyrde  naeran  ac  ordales  wyrde."  Übers.  Liebermann  I..  141: 
, Ferner  bestimmen  wir  über  die  Männer,  welche  meineidig  sind,  wenn  dies 
erwiesen  isl  oder  ihnen  ein  Eid  .  .  .  überschworen  wird,  daß  sie  hin- 
fort nicht  [mehr]  eideswnrdig  seien,  sondern  [nur]  Ordales  teilhaftig.". 

»'  L.  Sal.  ExLrav.  B  4. 

1  Vgl.  zur  Frage  Brunner,  RG.  II,  343  ff.  Ober  die  SUillung 
des  Voreides  in  den  Quollen  des  hohen  und  ausgehenden  Mittelalters 
darf  hier  auf  die  reiches  Material  hioUtmla  Darstellung  hn  L<)«*ning, 
Reinigimgseid,  302  ff.,  verwiesen  werden. 
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Übrige  Beweisrecht  gelegen  ist:  ein  Extrem  der  Vertrauens- 
seligkeit zum  Kläger  und  ein  Extrem  des  Mißtrauens  zu 
ihm.  Bedingt  aber  sind  beide  —  das  mag  hier  ihre  Neben- 
einanderstellung rechtfertigen  —  durch  verwandte  Ent- 
wicklungstendenzen. Denn  erst  dann,  wenn  der  Kläger 
von  vornherein  nur  mehr  auf  Buße  und  Strafe  drängte  und 
alle  Fehdelust  verloren  hatte,  erst  dann,  wenn  es  ander- 
seits nicht  mehr  die  vornehmlichste  Aufgabe  des  Gerichtes 
war,  eine  Sühne  zustande  zu  bringen,  sondern  zu  strafen 
und  zu  büßen,  und  deshalb  die  Prüfung  der  Schuld  immer 
ausgesprochener  den  Schwerpunkt  des  gerichtlichen  Aktes 
ausmachte,  erst  dann  konnte  man  dazu  gelangen,  den  Rei- 
nigungseid des  Beklagten  als  eine  Last  zu  empfinden,  die 
einer  Rechtfertigung  durch  klägerischen  Voreid  zu  bedürfen 
schien.  Erst  jetzt  konnte  aber  auch  die  öffentliche  Gewalt 
sich  stark  genug  fühlen,  gegen  todeiswürdige  Verbrechen 
unter  völliger  Umkehrung  der  Beweisgrundsätze  der  Bußklage 
mit  erleichtertem  Klagebeweis  einzuschreiten,  wobei  wieder- 
um die  Umgestaltung  des  Handhaftverfahrens  von  hand- 
hafter Tötung  zu  handhafter  Festnahme  erfolgt  sein  mußte 2, 
ehe  der  dort  entwickelte  Überführungsbeweis  mit  Eidhelfern 
dem  Überzwölten,  Übersiebnen  und  Überfünfen  der  mero- 
wingischen  Königsgesetze  als  Ausgangspunkt  dienen  konnte. 
Der  Voreid  taucht  als  wedredum,  Widereid,  im  An- 
trustionenprozeß  des  zweiten  salischen  Kapitulars  auf  und 
wird  hier  mit  der  halben  Eidhelferzahl,  als  zum  Reinigungs- 
eid erforderlich  war,  geschworen.  Um  Wergeid  aber  treibt 
man  den  Belangten  mit  12  Eidhelfem  zum  Kesselfang.  Die 
peinliche  Frage  des  westgotischen  Ungerichtsverfahrens  ver- 
langte spätestens  seit  Chindasvind  einen  Gefährdeeid  3;  aber 
auch  nach  angelsächsischem  Rechte  kann  man  den  Unfreien 
und  Strafknecht  nur  mit  Voreid  zur  Duldung  der  Tortur 
(Peitschenhiebe)  zwingen.*    Später  dient  er  hier  der  Ein- 

2  S.  Brunner,  RG.  II,  483  ü.  das  unten,  II.  Teil  §  1  Ausgeführbe. 

3  L.  Vis.  VI  1,  5  (Chindasv.). 
*  Ine  48  und  54. 
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leitung  der  Schuldklage ^  und  des  Pfändungsverfahrens.  ^ 
Daneben  bedarf  aber  jede  Ansprache  auf  Ordal^  des  Vor- 
eides und  auch  die  Anefangsklage^  verbindet  sich  mit  dem- 
selben. Schließlich  verlangte  selbst  einfache  Reinigung 
voraufgegangenen  Voreid»;  nur  der  blickende  Schein^o  und 
die  Spurfolge  11  ersetzten  ihn. 

Das  langobardische  Recht  Liutprands  führte  den  Voreid 
bei  gewissen  Kampfklagen  ein:  von  da  ab  sollte  der  Be- 
langte erst  durch  den  Eid  zum  Kampfe  gezwungen  werden,  i- 
Die  Bedeutung  des  Voreides  im  fränkischen  Amtsrechte 
beleuchtet  das  Edikt  Chilperichs  (§  9).  War  in  §  7  vom  in- 
solventen Bußschuldner,  der  bereits  Leistungsgewette  ge- 
geben hatte,  die  Rede,  so  handelt  §  9,  Satz  3  vom  Verfahren 
gegen  den  ebenfalls  insolventen,  gerade  deshalb  aber  von 
vornherein  flüchtig  gewordenen  Übeltäter,  i^  Hierzu  leiten 
§  8  und  von  §  9  Satz  1  und  2  über.  Die  letztgenaante 
Stelle  lautet: 

„Si  quis  causam  mallare  debet  et  sie  ante  vicinas 
causam  suam  notam  faciat  et  sie  ante  rachymburgiis  vi- 
deredum  donet;  et  si  ipsi  hoc  dubitant,  ut  malletur 
causam.  Nam  antea  mallare  non  presummat  et  si  ante 
mallare  presumpserit,  causam  perdat." 
Der  Kläger  soll  zunächst  vor  seinen  Nachbarn  seine  Be- 
schuldigung  bekannt  geben,   also  eine   Art  öffentlicher   In- 

5  Aelfr.  33.  —    6  1  Eadw.  1,  5.  —  '  II  Aethelst.  23,  2. 

8  Swerian  4;  aber  noch  nicht  in  II  Aethelst.  9. 

9  II  Aethelst.   11.     Inst.  Cnuti   II  22,  1  a. 

1^  So    wenigstens   nach   anglonorm.    Rechte,    Leges   Henrici    94,    5; 

s.  auch  n.  226. 

11  V  Aethelst.  2.     Vgl.  Rauch,   Spurfolgo  und  Anefang.   75. 

12  Liutpr.  71,  118. 

'^  Die  Brücke  bildet  §  8,  was  dann  vollends  klar  wird,  wenn  nrnn 
die  Besserung  von  marias  (der  Text  ist  nur  in  einer  Hs.  erhallen)  in 
warjas  =  wargas  für  zulässig  erachtet  und  demgemäß  iilas  auf  die  un- 
n)ittell>ar  zuvor  erwähnten  insolventen  ßußschuldner,  wargas  aber  auf 
die  im  FoIgend<'n  iK-handoiten  flüchtigen  Übeltäter  bezieht.  Vgl.  alnr 
die  unten  n.  2L  zitierten  Autf>ren. 
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zieht  erheben,  und  dann  vor  den  Rachinburgen  den  Wider- 
eid leisten.  Tragen  jene  aber  Bedenken,  daß  die  Sache  klage- 
hängig  gemacht  werde  .  .  .  (Hier  liegt  ein  Anakoluth  vor. 
Der  Text  fährt  fort):  denn  vorher  darf  er  die  Klage  nicht 
erheben,  bei  Strafe  der  Sachfälligkeit. 

Wenige  Gesetzestexte  haben  eine  so  mannigfache  Inter- 
pretation erfaJiren.  Gegen  Sohms^*  Auffassung,  als  handle 
die  Stelle  vom  Exekutionsverfahren,  spricht  nicht  nur  gerade 
der  Zusammenhang,  auf  den  er  sich  beruft,  sondern  auch' 
das  Erfordernis  des  Widereids,  das  der  Klageerhebung 
typisch  ist,  beim  Vollstreckungsverfahren  aber  im  frän- 
kischen Rechte  sonst  nicht  vorkommt.  Aber  auch'  der  herr- 
schenden Meinung,  als  handle  die  Stelle  von  einem  mallare 
vor  dem  König,  der  Anhängigmachung  beim  obersten  Ge- 
richfi^,  kann  ich  mich  nicht  anschließen;  denn  ungeklärt 
bliebe  nach  dieser  Auffassung,  wieso  der  Kläger  dazu  kommt, 
den  Widereid  vor  dem  Untergerichte  zu  leisten.  Man  müßte 
denn  dem  Texte  die  Gewalt  antun,  die  Eingangsworte  „Si 
quis  causam  mallare  debet"  auf  die  Instanzklage,  das  „ut 
malletur  causam"  aber  auf  den  Zug  ans  Königsgericht  zu 
beziehen,  loa  Endlich:  scheint  mir  auch  die  Auffassung  v.  Beth- 
mann-Hollwegs^^,  als  diene  die  Kundmachung  an  die 
Nachbarn  der  Vorbereitung  eines  klägerischen  Überführungs- 
beweises, unhaltbar  zu  sein;  denn  die  Überführung  mit  Eid- 
helfem,  ohne  daß  handhafte  Tat  vorliegt,  begegnet  als  offen- 
sichtliche Neuerung  in  Childeberts  II.  Gesetz  von  596  zum 
erstenmal;  das  Edikt  Chilperichs  aber  fällt  in  die  Zeit  von 
561  bis  584.17  Ebenso  unmöglich  ist  es  natürlich,  im  Vor- 
eid mit  Geffcken^s  bereits  einen  Überführungseid  zu  er- 
blicken. 

"  Prozeß  d.  L.  Sal.,  206  f. 

1^  Vgl.  Löning,  Reinigungseid,  303;  Brunn  er,  RG.  II,  139  und 
n.  34  das.;  Dahn,  Könige,  VII  3,  53,  n.  2;  Seelmann,  Rechtszug,  83. 
15a  So  anscheinend  Brunn'er,  RG.  II,  139;  Setelmann,  a.  a.  0.,  83 f. 
'«  Zivilprz.,  IV,  511. 
''  Vgl.  Brunner,  RG.  I,  441.     —    '"^  Lex  Salica  (Erl.),  278f. 
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Einen  vernünftigen  Sinn  scheint  die  Stelle  nur  geben 
zu  können,  wenn  man  das  Anakoluth  am  Schlüsse  des  ersten 
Satzes  gelten  läßt  und  etwa  ein  weggefallenes  „mallare  non 
praesumat"  oder  „mallare  desistat"  ergänzt.  Diese  Deutung 
ist  bisher  unterblieben,  weil  augenscheinlich  alle  Forscher 
das  „si  ipsi  hoc  dubitant"  auf  die  Rachinburgen  bezogen, 
obwohl  diese  nur  ganz  nebenbei  ^^  erwähnt  werden.  In 
Wahrheit  ist  es  auf  die  Nachbarn  zu  beziehen;  denn  das 
ist  ja  der  Zweck  jener  Bekanntmachung :  den  Voreid  zu- 
stande zu  bringen.  Und  demgemäß  scheint  mir  die  Stelle 
zu  besagen: 

Der  Kläger  eröffne  den  Nachbarn  seinen  Verdacht,  wenn 
er  zu  klagen  beabsichtigt.  Dann  mag  er  mit  ihrer  Eidhilfe  vor 
den  Rachinburgen  (erst)  den  Widereid  leisten.  Tragen  die 
Nachbarn  aber  Zweifel,  daß  die  Klage  (mit  Recht)  erhoben 
werde  19*  [so  soll  die  Klageerhebung  tmterbleiben].  Aber  ohne 
Widereid  soll  unter  keinen  Umständen  geklagt  werden,  bei 
Strafe  der  Sachfälligkeit. 

Faßt  man  die  Stelle  so  auf,  so  muß  man  in  ihr  die 
Einführung  des  Widereides  als  Klage  Voraussetzung  als 
Voreid  im  fränkischen  Recht  erblicken,  ^o   Denn  die  ganze 


^^  Ich  kann  insbesondere  Geff  cken,  a.  a.  0.,  278,  nicht  beipflichten, 
als  werde  der  Widereid  den  Rachinburgen  geleistet.  Es  heißt  gerade 
ausdrücklich  „ante  rachymburgiis  videredum  donet",  also  doch  offenbar 
dem  Gegner. 

19a  Eine  dem  nahestehende  Bestimmung  enthält  Liutpr.  61 :  Weigert 
einer  der  ernannten  Eidhelfer  die  Hilfe,  so  daß  dem  Beweisführer  Bruch 
am  Eide  würde,  so  soll  dieser  schwören  „quod  cum  eo  mimditer  iurent". 
Daraufhin  muß  der  weigernde  Ernannte  seine  Bedenken  kund  tun,  so  daß 
er  damit  unter  Umständen  den  Beweis  verunmöglichen  kann.  Fehlt  es 
ihm  an  greifbaren  Gründen,  so  schwört  er  einen  Verklarungsei<l  und  der 
Eidführer  sucht  sich  einen  andern   Eidhelfer. 

2»  Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die  vom  Antrustionen- 
prozeß  handelnde  Novelle  106  zur  L.  Sal.,  in  wclclier  der  Widereid 
schon  bodenständig  erscheint,  jünger  ist  als  das  Edikt  Chilpcrichs. 
I>op[>elt,  falls  die  ietzton  Teile  d(^  eigentlichen  Volksrochls  —  so  die 
neuesten  textkrilischen  Forschungen  M.  Kram  mors  (Zur  Ent3t<'liiin!'  der 
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Regelung  mit  der  ausdrücklichen  Betonung  der  Strafe  der 
Sachfälligkeit  zeigt  die  Einrichtung  als  neu  und  ungewohnt. 
Dazu  stimmt  auch  die  Anweisung  an  die  Partei,  erst  die 
Nachbarn  vom  Klagevorhaben  zu  unterrichten,  damit  der 
Widereid  zustande  kommen  könne.  Und  demgemäß  springt 
auch  Ed.  Chilp.  9  erst  im  dritten  Satze  zum  Ausbleiben 
des  flüchtigen  Missetäters  über,  was  durch  die  umständ- 
liche Einleitung  völlig  deutlich  herausgehoben  wird: 

„Nam   certe   si   fuerit  malus   homo,   qui   male   in 
pago  faciat  et  non  habeat  ubi  consistat  nee  res  unde 
conponat  et  per  silvas  vadit  et  in  presentia  nee  agens 
nee  parentes  ipsum  adducere  possunt  .  .  ." 
Erst  jetzt,  wo  die  Möglichkeit  erörtert  wird,  daß  das  Instanz- 
verfahren an  der  Landflucht  des  Übeltäters  scheitert,  geht 
der  König  dazu  über,  das  Achtverfahren  vor  dem  Königs- 
gericht zuzulassen. 

Den  Anlaß  aber  zur  Regelung  jener  Prozeßeinleitungs- 
formalität gibt  die  unmittelbar  voraufgehende  Bestimmung, 
wonach  künftig  alles  öffentliche  Aufgebot  und  alle  öffent- 
liche Ladung  statt  in  der  Kirche  auf  dem  Dingplatz  zu  er- 
folgen habe.  21 

Der  Voreid  war  also  seit  Chilperich  ein  Bestandteil  des 
volksrechtlichen  Sühneprozesses  der  Franken  geworden.  Bei 
den  Friesen  war  in  einem  Teile  des  Landes  vom  Kläger 
wenigstens  dann  ein  Voreid  zu  leisten,  wenn  in  einer 
Schlägerei  ein  Mensch  getötet  wurde  und  aus  der  Schar  der 
Beteiligten  keine  bestimmte  Person  als  Täter  ermittelt  wurde. 
Hier  konnte  der  Kläger  sieben  ihm  verdächtige  Personea 
durch  Voreid  zum  Unschuldseid  mit  anschließendem  Kessel- 
fang treiben.  22 


Lex  Salica,   Festschrift  für  Brunner,   405  ff .,   hier  bes.  424,   428  f.)  — 
erst  von  Childebert  und  Chlotar  stammen  sollten. 

21  Vgl.    hierzu   Brunner,    RG.    II,   334,   n.    13,    und   Geffcken, 
a.  a.   0. 

22  L    Fris.  14,  3. 
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Was  ist  nun  aber  die  ursprüngliche  Bedeutung  dieser 
prozessualen  Form?  Ganz  allgemein  und  ausnahmslos  ist 
ihr  Inhalt  die  Versicherung,  daß  die  Klage  aus  ernsthaften 
Beweggründen  und  nicht  leichtfertig  oder  gehässigerweise 
erhoben  werde.  So  schwört  nach  Chindasvinds  erwähntem 
Gesetz  der  Kläger,  welcher  einen  Knecht  oder  Freien  der 
peinlichen  Frage  überantwortet: 

„Quod  nuUo  dolo  vel  fraude  aut  malitia  innocentem 

faciat  questionem  subire". 
Bei  den  Langobarden  lautet  der  Schwur  zur  Erhebung  der 
Kampfklage  (Liutpr.  17,  118): 

„Quod  non  asto  animo  causam  ipsam  querat,  nisi 

quod  certa  ei  sit  suspectio." 
Und  in  den  angelsächsischen  Schwörformeln  heißt  der  Eides- 
tenor : 

„On  done  Drihten,  ne  teo  ic  „Bei  dem  Herrn,  nicht  bezichtige  ich 

N.  ne  for  hete  ne  for  hole  ne  N.  aus  Haß  oder  zur  Verleumdung 
for  unrihtre  feohgyrnesse,  ne  ic  oder  aus  ungerechter  Geldgier,  und  ich 
nan  sodre  nat,  hüte  swa  min  weiß  nichts  Wahreres,  als  wie  mein 
secga  me  saede  p  ic  sylf  to  sode  Melder  mir  gesagt  hat,  und  ich  selbst 
talige,  daet  he  mines  orfes  I)eof  als  Wahrheit  erachte:  daß  er  der  Dieb 
waere."  meines  Viehs  gewesen  sei." 

(Swerian  4.    Übers.  Liebermann  I.  39  f.) 

An  diesem  Eide^^  ist  nur  der  Schluß:  „daß  er  der  Dieb 
meines  Viehes  gewesen  sei"  Klagebehauptung,  das  Voraus- 
gehende, wie  der  Vergleich  mit  den  anderen  Rechten  zeigt, 
Voreid. 

Die  Berufung  auf  den  Melder  lenkt  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  Lage,  in  welche  der  Kläger  durch  eine  falsche  An- 
zeige versetzt  wurde.  War  dem  Beklagten  die  Reinigung] 
geglückt,  so  war  es  nunmehr  am  Kläger,  sich  wegen  falscher 
Anklage  zu  rechtfertigen.  Die  Volksrochte  drohen  für  die- 
selbe erhebliche  Buße,  ja  selbst  öffentliche  Strafe  an.-*  Und 

"  Vgl.  auch  Leis  Willelme  14,  3. 

2*  Vgl.   L.   Vis.    II   2,   5   (Ant.);    L.    Bai.   9,    19;   L.    Sal.    18;   Ed. 
Roth.  9;  L.  Rib.  38.     Siehe  auch   Prima  Const.   L.   Burg.   (P:inlcitung)  9. 


450  [256 

das  westgotische  Recht,  hierin  der  Animosität  des  Codex 
Theodosianus  gegen  die  delatores  folgend,  verlangt  noch 
überdies,  daß  der  Kläger  seinen  Melder  benenne  und  der 
Richter  diesen  zur  Verantwortung  ziehe.  ^^ 

Aber  diese  Haftung  des  Klägers  scheint  sich,  wenn  auch 
nicht  stets,  so  doch  jedenfalls  schon  recht  frühe  auf  bös- 
willige Anklage  beschränkt  zu  haben.  Denn  es  ist  schlecht- 
hin undenkbar,  daß  etwa  ein  Recht  wie  das  burgundische, 
das  straflos  die  Festnahme  von  des  Diebstahls  verdächtigen 
Personen  und  ihre  Gestellung  vor  Gericht  gestattete  ^ß,  die 
gewissenhaft  erwogene,  wenn  auch  irrige  Beschuldigung 
wegen  einer  solchen  Tat  gebüßt  hätte.  Es  muß  vielmehr 
hier,  wie  regelmäßig,  die  Berufung  auf  den  guten  Glauben 
durch  einen  feierlichen  Verklarungseid  der  Ungefähr  als 
Reinigungseid  zugelassen  worden  sein.  ^^  Ein  Beispiel  dieses 
Eides  läßt  sich,  wie  er  im  Gebiet  der  Zugriffsakte  nach- 
weisbar ist^s,  auch  im  Bereich  der  Sühnefälle  anführen* 
Daß,  der  Natur  primitiver  Rechtsdenkmäler  entsprechend, 
in  seiner  vereinzelten  Erwähnung  lediglich  ein  allgemeines 
Rechtsprinzip  verborgen  ist,  bedarf  wohl  kaum  des  Be- 
weises.   Die  Stelle  findet  sich  bei  Grimvald  1^^: 

„Si  quis  uxorem  suam  incriminaverit  asto  sine 
causa  legitima,  cfuasi  adulterassit  aut  in  animam  mariti 
sui  tractassit,  liceat  illi  mulieri  per  sacramentum  paren- 
tum  aut  per  pugnam  se  mundare.  Et  si  purificata  fuerit, 
tunc  maritus  eins  praebeat  sacramentum  cum  parenti- 


2"  L.  Vis.  VII  1,  1  (Antiqua). 

2^^  Const.  Extravag.  19,   1.     S.  oben  §  2,   III. 

2^  Indirekt  mag  dies  wohl  auch  aus  dem  analogen  Fall  falschen 
Urteils  erschlossen  werden.  Dort  aber  war  nach  mehreren  Volksrechten 
Ungefähreid  zugelassen  :  L.  Vis.  II  1,  19  ;  Liutpr.  28  III  Eadg.  3  und 
Dunsaete  Recht  3,  3.  Vgl.  auch  L.  Burg.  Praef.  §  11.  Reinigung  mit  Kessel- 
fang vom  Verdacht  falscher  Anschuldigung  verstattet  L.  Fris.  3,  8  tind  9. 
28  Das  Nähere  bleibt  späterer  Darstellung  vorbehalten.  Vgl.  vor- 
läufig Ed.  Roth.  348. 

29  Vgl.  Ed.  Roth.  166. 
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bus   suis   legitimis   sibi   duodecimus,   quia  non   asto 
animo  nee  dolose  ei  crimen  iniecit,  ut  eam  deberet 
dimittere,  nisi  per  certam  suspectionem  auditum 
habuisset  haec  verba;  et  si  haec  fecerit,  sie  exolutus 
a  culpa.   Et  si  non  ausus  fiierit  iurare,  conponatvirgild 
ipsius   mulieris,    tamcfiiam   si   fratrem   eins   occidisset, 
medietatem  regi  et  medietatem  parentibus  mulieris." 
So  das  Langobardenrecht  im  Jahre  668.    Der  beweis-  und 
sachfällige   Kläger  hatte   hinterher  einen   Ungefähreid  zu 
leisten,  der  ihn  von  der  Haftung  aus  falscher  iVnschuldi- 
gimg  löste,  und  welcher  so  ziemlich  Wort  für  Wort  dem  Vor- 
eid der  Volksrechte  entspricht.  Etwas  über  ein  halbes  Jahr- 
hundert später,  726,  ward  auch  im  Langobardenrecht  der 
Ungefähreid   als   Voreid   vor   Anhebung   des   betreifenden 
Prozesses   gefordert,  nach  dessen   Verlust  er  ehedem  zu 
leisten  war.    Liutpr.   71: 

,,Si  quis  alio  asto  conpellaverit  de  pugna,  quod 
solet  fieri  per  pravas  personas,  preveat  sagramentum 
ipse,  qui  conpellat,  solus  et  dicat  iuratus,  quia  non 
asto  animo  eum  per  pugna  faticare  qnerat,  nisi 
quod  certam  habeat  suspitione,  sive  de  furto  fuerit 
sive  de  incendio  aut  unde  ipsaconpellatio  agitur.  Et 
si  hoc  iuraverit,  postea  vadat  exinde  pugna;  si  autem 
menime  iurare  presumpserit,  non  fiat  ipsa  causa  per 
pugna  iudicata  aut  finita."  ^^ 

Es  darf  nunmehr  die  Feststellung  gewagt  werden,  daß 
der  Voreid  von  Hause  aus  ein  Reinigungsbeweis,  ein  Ver- 
klarungseid des  Klägers  (mit  Eidhilfe)  wegen  Ungefähr  ist, 
erbracht  nach  mißlungener  Anklage,  und  daß  es  erst  eine 
spälere  Entwicklungsstufe  darstellt,  wenn  er  vor  das  Rei- 
nigungsverfahren des  Beklagten  vorweg  genommen  und  so 
an  den  Beginn  des  Prozesses  gerückt  erscheint.  Daß  dieser 
Entwicklungsgang,  wie  wohl  unmittelbar  nur  im  langobar 

'"  Vd.  auch  <]nt  oben  angeführte,   fast   |^loi(;hlauleii«lf  Voreidfonnel 
bei  Totscblagsklnge  nach  Liutpr.   118. 

DeutKchreohtUohe  Koltrig^.    X.   V»  *> 
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discheri  Rechte  erkennbar,  auch  den  anderen  Volksrechten 
zugrunde  liegt,  dafür  zeugt  der  Inhalt  ihres  Voreides:  auch 
dort  ist  es  ein  Verklarungseid  der  Ungefähr,  getragen  von 
der  Beteuerung,  daß  ernsthafter  Verdacht  den  Schwörenden 
zur  Klage  bringe  und  daß  er  nicht  aus  Haß,  Leichtsinn 
u.  dgl.  klage;  eine  Beteuerung,  die  wohl  auch  —  wie  bei 
den  Franken  und  Angelsachsen  —  durch  Eidhilfe  geslützt 
wurde. 31  Versetzt  man  nun  die  Zeitworte  wieder  in  die 
Vergangenheit  zurück,  so  liegt  der  Schulfall  eines  Ungefähr- 
eides vor  uns.  Aber  auch  die  fränkische  Bezeichnung  als 
Widereid  wird  erst  recht  verständlich,  wenn  man  den  Her- 
gang nach  Grimvald  7  sich  vor  Augen  hält.  Als  ein  nach 
dem  Unschuldseide  des  Beklagten,  zur  Genugtuung  des 
letzteren  und  zum  Schutz  des  Klägers  vor  Buße  von  diesem 
geleisteter  Gegeneid  um  Ungefähr  und  nur  als  solcher,  nicht 
als  Voreid  konnte  dieser  Schwur  seinen  fränkischen  Namen 
erhalten  haben,  der  ihm  dann  freilich  zunächst  auch  noch 
verblieb,  nachdem  der  Eid  an  den  Beginn  des  Prozesses 
gerückt  war. 

Für  die  beweisrechtliche  Eingliederung  dürfte  diese  Er- 
kenntnis vom  Ursprung  des  Voreides  von  wesentlicher  Be- 
deutung sein.  Obwohl  vom  Kläger  geschworen,  macht  so 
auch  der  Voreid  keine  Ausnahme  von  der  (oben  Abschn.  I, 
§  6)  erkannten  Grundregel,  daß  Eidhelferbeweis  stets  von 
Hause  aus  Beweis  einer  Negation  ist.  Denn  eine  solche 
—  die  Verneinung  des  Mutwillens  —  liegt  auch  dem  Voreid 
zugrunde. 

Als  Ursache  der  beobachteten  Umgestaltung  aber  kann 
wiederum  nichts  anderes  treffender  angeführt  werden  als 
die  innere  Umwandlung  des  Kompositionsprozesses  selbst, 
derzufolge  aus  einem  Sühneverfahren  eine  rein  petitorische 
Bußklage  wurde.  Wie  hieraus  das  vorgehende  Beweis  recht 
des  Klägers  erwuchs,  so  auch  das  Empfinden,  daß  für  die 


Vgl.  die  oben  zit.  fränkischen  Stellen,  ferner  II  Aethelßt.  11. 


I 


^5«!  453 

Reinigungsp flicht  des  Beklagten  kein  rechter  Grund  mehr 
vorhanden  war.  Was  man  nunmehr  verlangte,  war,  daß 
der  Kläger  seinerseits  zu  allererst  wenigstens  jene  Stäti- 
gung  erbringe,  die  er  nach  erfolgreicher  Reinigung  des  Be- 
klagten zur  Vermeidung  der  Bußfälligkeit  doch  erbringen 
mußte:  daß  er  nicht  fahrlässig,  noch  schikanös  klage. 
Konnte  er  nicht  einmal  diese  erbringen,  so  sollte  dann 
wenigstens  dem  Beschuldigten  die  Last  der  Reinigung  er- 
spart werden. 


Ergebnisse, 

Was  im  zweiten  Kapitel  über  Herkunft  und  Entwicklung 
des  Bußverfahrens  festgestellt  werden  konnte,  hat  sich  nun- 
mehr bei  Durchsicht  des  Beweisrechtes  erprobt  und  be- 
stätigt. Wie  die  Bindungselemente  des  Verfahrens,  so  geht 
auch  die  Beweislast  von  einer  älteren,  der  Privatsühne  ent- 
nommenen Stufe  aus,  in  der  der  Beweis  Sache  des  Be- 
schuldigten und  daher  Reinigungsbeweis  ist.  Nicht  mehr 
klar  erkennbar  ist  diese  Stufe  nur  im  Edikte  Theoderichs  d.  Gr, 
Dagegen  läßt  sich  dieselbe  für  das  älteste  Westgotenrecht 
noch  erschließen,  indem  die  Neuerung  einer  als  eurizianisch 
ermittelten  westgotisch-bayrischen  Satzung  darin  besteht, 
daß  der  Gesetzgeber  —  von  der  stillschweigenden  Voraus- 
setzung primären  Reinigungsbeweises  ausgehend  —  diesen 
für  die  Zukunft  dann  ausschließt,  wenn  direkter,  d.  i.  Über- 
führungsbeweis zu  Gebote  steht.  Eine  Regelung,  die  außer 
ins  bayrische  Volksrecht  für  den  herzogsgerichtlichen  Prozeß 
ins  alamannische,  in  Einzelnormen  auch  ins  burgundische 
und  salische  Volksrecht  übergegangen  ist,  aber  auch  für 
das  jüngere  langobardische  Recht  als  bestehend  anzunehmen 
ist.  Der  Nachweis  der  Übernahme  jener  Sätze  des  west- 
gotischen Rechtes  über  direkten  Beweis  in  deutsche  Volks- 
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rechte  verlangte  eine  Nachprüfung  ihier  praktischen  Ein- 
bürgerung, die  ergab,  daß  nach  wie  vor  im  Volksgerichte 
der  Reinigungsbeweis  primäres  Bußmittel  Avar.  Endlich  war 
der  Reinigungscharakter  des  Ordals,  insbesondere  des  Zwei- 
kampfs außer  Zweifel  zu  stellen. 

Mit  der  Umbildung  des  Bußverfahrens  überhaupt  geht 
diejenige  des  Beweisrechts  Hand  in  Hand.  Für  das  West- 
gotenrecht und  die  burgundische  Gesetzgebung  steht  sie  am 
frühesten  fest.  Da  der  Beweis  dem  Richter,  nicht  mehr  dem 
Gegner  geleistet  wird,  kann  er  hier  nun  auch  beiderseits  an- 
geboten werden.  Im  übrigen  gilt  der  schon  besprochene 
Grundsatz  des  Vorzugs  direkten  Beweises  vor  dem 
Reinigungsbeweise.  Bei  den  deutschen  Stämmen  lassen  sich 
zunächst  weinigstens  in  Einzelerscheinungen  Ansätze  zu: 
direktem  Beweis  beobachten:  beim  Schätzereid,  der  Wund- 
schau, dem  Zeugnis  über  besondere  Tatumstände.  Noch 
weiter  führt  das  Nachbarnzeugnis,  das  freilich  für  den  Buß- 
prozeß kaum  in  Frage  kommt.  Zu  einer  ausgedehnteren  Ver- 
wendung des  eigentlichen  Überführungsbeweises  mit  Zeugen 
dürfte  es  aber  in  der  Praxis  der  fränkischen  Volksgerichte 
nicht  gekommen  sein.  Die  Gründe  dafür  schienen  einer- 
seits in  der  Bedeutungi  des  Handhaftverfah'rens  zu  liegen, 
anderseits  in  einem  inneren  Widerstände  des  Volkes  da- 
gegen, als  Unbeteiligter  den  Belastungszeugen  zu   spielen. 

Die  rechtliche  Wurzel  der  älteren  Beweis  Verteilung 
wurde  in  der  Pflicht  des  Beklagten  erkannt,  sich  vom  Klage- 
vorwurf zu  reinigen.  Da,  wie  früher  festgestellt,  das  ältere 
Bußverfahren  sich  aufs  engste  an  die  Privatsühne  anschließt, 
konnte  dieses  Beweisprinzip,  unter  das  Ziel  des  Verfahrens 
als  Fehdelösung  eingestellt,  in  zwangloser  'Weise  erklärt 
werden.  Denn  da  der  Befehdete  es  war,  zu  dessen  Gunsten 
das  Verfahren  eingeleitet  wurde,  mußte  er,  wenn  unschuldig, 
sich  zur  Reinigung  leicht  bereit  finden.  Durch  die  Beweis- 
verteilung war  aber  zugleich  die  Wahl  der  Beweismittel 
gegeben.     Da  der  Unschuldsbeweis  Beweis  einer  Negation 
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ist,  konnte  direkter  Beweis  nicht  in  Frage  kommen.  Als 
Indizien-  oder  Wahrscheinlichkeitsbeweis  aber  waren  der 
Reinigungseid,  durch  Eidhilfe  verstärkt,  und  das  Ordal  im 
Geiste  der  Zeit  durchaus  adäquate  Beweisformen. 

Diese  Erkenntnis  vorausgesetzt,  konnte  der  meist  mit 
Eidhilfe  geleistete  Voreid  ebenfalls  nurBeAveis  einer  Negation 
sein,  wie  dies  auch  sein  Tenor  ergibt.  Der  Beweis  nämlich, 
daß  nicht  gmndlos  und  vermessentlich  geklagt  werde.  Da 
eine  derartige  Klagebestäikung  mit  dem  Wesen  der  Fehde- 
sühne in  Widerspruch  stünde,  in  der  Tat  auch  nirgends  bei 
Privatsühne  bezeugt  ist,  war  es  für  die  Bestätigung  der  ent- 
wickelten Grundauffassung  wesentlich,  festzustellen,  daß  der 
Voreid  —  ursprünglich  die  nach  geschehener  Reinigung 
des  Bezichtigten  geleistete  Läuterung  des  Klägers  vom  Ver- 
dachte freventlicher  Anklage  —  erst  nachträglich  an  den 
Beginn  des  Verfahrens  gerückt  wurde.  W^obei  Voraus- 
setzung, daß  die  Bußklage  inzwischen  rein  petitorischen 
Charakter  erhalten  hatte,  so  daß  die  Reinigungspflicht  nach 
Wegfall  des  Fehdemoments  einer  vom  Kläger  ausgehenden 
Begründung  bedürftig  erschien,  die  im  Voreide  gefunden 
wurde. 


-V— 
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Zweiter  Teil. 
Rache  und  Handhaftverfahren. 
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Einleitung. 

Ausgangspunkt  des  Handhaftverfahrens  ist  die  Rache, 
welche  —  dem  zugefügten  Unrecht  auf  dem  Fuße  folgend  — 
seinen  Urheber  zu  einer  Zeit  ereilt,  in  der  er  die  Spuren 
der  Tat  noch  handhaft  weist.  Eine  Vergeltungsform,  die 
auch  dem  primitiven  Rechtsleben  anderer  Völker  durch- 
aus geläufig  ist  und  sich  allenthalben  mit  großer  Zähig- 
keit über  die  Schwelle  der  Staatenbildung  und  damit  des 
erwachenden  staatlichen  Rechtsschutzes  hinweg  noch 
lange  lebenskräftig  erhalten  hat.  Wobei  sie  sich  frei- 
lich eine  bedeutsame  Umgestaltung  gefallen  lassen 
mußte.  Wie  jeder  Akt  von  Selbsthilfe  nämlich,  so 
verlangt  auch  'die  handhafte  Rache  seit  der  Herrschuft 
staatlicher  Rechtsnormen  eine  Rechtfertigung,  welche,  in 
prozessuale  Formen  gekleidet,  sich  zum  Verfahren  bei 
handhafter  Tat  gestaltet.  Auch  hier  wird  es  sich  —  dem 
Ziele  dieser  Untersuchung  gemäß  —  darum  handeln 
festzustellen,  inwiew^eit  die  durch  die  Tatsache  handhafter 
Rache  geschaffene  Situation  für  die  Gestaltung  des  Ver- 
fahrens bestimmend  geworden  ist,  in  welcher  Weise  mit- 
hin der  Prozeß  auf  die  primitivere  Form  der  Rechtsverwirk- 
lichung, die  Selbsthilfe,  zurückzuführen  ist.  Wie  im  Buß- 
verfahren so  ist  dabei  auch  hier  das  Beweisrecht  geeignet, 
zum  Prüfstein  für  die  gefundene  Deutung  zu  werden.  Wieder- 
um sei  betont,  daß  es  sich  nicht  um  eine  Schilderung  des 
Verfahrens  handeln  kannS  daß  vielmehr  die  besondere 
Fragestellung  Schritt  für  Schritt  unsere  Wege  leiten  muß. 


1  Diese  ist  in  den  üarstjöUiingon  Siegels,  GV.  I,  78  ff.,  Brun- 
ners, RG.  II,  481  ff.,  SchröderH  IUI  80,  385,  ferner  (für  daa  deutsche 
MiUeialter)  dens^'Un-ii,  a.  a.  (J.  792,  Planr.ks,  GV.  I,  7 «5  ff.,  u  a. 
ß«*gebcn. 
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§  1.  Rechtsnatur  und  Gestaltung  des  Handhaftverfahrens. 

Unter  den  Argumenten,  die  für  eine  vordem  aus- 
gedehnte Geltung!  der  Friedlosigkeit  im  Rechte  auch  der 
südgermanischen  Stämme  ins  Gewicht  zu  fallen  scheinen, 
steht  die  Deutung  der  Rechtsnatur  des  Handhaftverfahrens 
als  Friedlosigkeit  vor  dem  Urteil  an  erster  Stelle. ^  In 
der  Tat,  wenn  die  Bezeichnung  der  handhaften  Rache  als 
Vollstreckung  der  durch  die  Tat  begründeten  Friedlosig- 
keit den  ursprünglichen  Charakter  des  Verfahrens  zum 
Ausdruck  brächte,  so  ließe  sich  gegen  die  Wildasohe  Vor- 
stellung einer  ursprünglich  ausgedehntesten  Verwendung  der 
allgemeinen,  strengen  Friedlosigkeit  kaum  etwas  Stich- 
haltiges einwenden.  Schon  die  Frage  selbst,  inwieweit  sich 
ias  Handhaftverfahren  aus  dem  Racheakte  als  solchem  her- 
leiten läßt,  wäre  verfehlt;  als  nachgeholte  Friedloslegung ^ 
müßte  es  vielmehr  unter  den  sonst  so  spärlichen  Zeugnissen 
von  Achtprozessen  den  vornehmsten  Platz  einnehmen. 

Von  verschiedenen  Seiten  her  ergeben  sich  aber  ge- 
wichtige Anhaltspunkte  dafür,  daß  die  Achtwürdigkeit 
der  betreffenden  Tat  nicht  als  Ausgangspunkt  hand- 
hafter Rache  gedient  haben  kann.  Ganz  abgesehen  von 
Gründen  der  vergleichenden  Rechtsgeschichte,  wlelche  ge- 
wiß in  solchen  Fragen  die  größte  Beachtung  verdienen,  die 
aber  hier  nur  im  Vorbeigehen  erwähnt  werden  sollen*,  er- 
weisen sich  sowohl  das  Anwendungsgebiet  der  handhaften 
Rache  als  auch  die  Abgrenzung  des  Kreises  der  Rache- 
berechtigten mit  der  herrschenden  Deutung  des  Verfahrens 
als  unvereinbar. 


1  über  die  Bedeutung  der  Friedlosigkeit  als  rechtliche  Formu- 
lierung für  die  Zulässigfceit  handhafter  Rache  vgl.  das  unten  Gesagte. 

2  Vgl.  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.  162ff.;  Brunner,  RG.  I,  238, 
V.   Amira,  Grundriß   239f.;   Schröder,  RG.   80. 

3  So  etwa  V.  Maurer,  Vorles.  V,  59  u.  67. 

*  Die  rechtliche  Erlaubtheit  sofortiger  Rache  bei  Privatdelikten  ist 
keine  Best>nderheit  des  germanischen  Rechts.  Auch  bei  den  Griechen  z.  B. 
begegnet  sie  (Glotz,  La  solidarite  de  la  famille  dans  le  droit  crimiüel 
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Über  das  Anwendungsgebiet  handhafter  Rache  wird 
noch  des  Näheren  zu  handeln  sein.  Vorwegnehmend  ist 
nur  darauf  hinzuweisen,  daß  gerade  hier  unstreitige  Fehde- 
fälle wiederkehren,  wie  Totschlag,  Verwundung,  Frauen- 
raub, Ehebruch  und  Raub.  Dem  stehen  zwar  von  Neidings- 
werken  Mord,  Diebstahl  und  Brandstiftung  gegenüber,  wo- 
von jedoch  Mord  und  Diebstahl  für  südgermanische  Rechte 
gleichfalls  mit  Bestinmitheit  als  Fehdefälle  erwiesen  wur- 
den. ^  Seltsam  genug,  sind  es  ausschließlich  Fälle  privater 
Rechtsgutsverletzung.  Erst  spät  beginnt  nach  dem  Vorbilde 
handhafter  Rache  ein  handhaftes  Tötungsrecht  bei  öffent- 
lichen Delikten  die  Gesetzgebung  zu  beschäftigen,  das  aber 
schon  durch  die  jedermann  gewährte  Tötungsbefugnis  sich 
scharf  vom   eigentlichen   Handhaitverfah'ren   sondert.  ^ 

Gerade  die  streng  individuelle  Gestaltung  der  Rache- 
befugnis bei  den  echten  Handhaftfällen  aber  ist  es,  die 
entscheidend  gegen  die  Herleitung  derselben  aus  der  all- 
gemeinen Friedlosigkeit  in  die  Wagschale  fällt.  Um  auch 
hier  ganz  zu  schweigen  von  dem  handhafter  Vergeltung 
doch  engverwandten  Notwehrrechte,  wo  stets  nur  der  Be- 
drohte und  seine  Fehdegenossen  als  notwehrberechtigt  er- 
scheinen', findet  sich  auch  bei  Aufzählung  der  Handhaft- 
en Grece,  56;  Gilbert,  Beiträge  z.  Entwicklungs'gesch.  d.  griech.  Gerichts- 
verf.  etc.,  Jahrbücher  für  klass.  Phil.,  Suppl.  23,  449ff.,  453f.,  513; 
Part  seh,  Griech.  Bürgschaftsrecht,  15).  Dabei  steht  fest,  daß  die  Griechen 
Friedlosigkeit  nur  bei  öffentlichen  Delikten  kannten  (vgl.  oben  I.  Teil, 
Kap.  I,  §  1  n.  22). 

5  Vgl.  oben  I.  Teil,  Kap.  I,  §  1. 

«  Vgl.  die  Ausführungen  am  Ende  dieses  Paragr.,  dazu  Brunn  er, 
RG.   I,  223. 

'  Aelfrod  42„  5  u.  6  ergibt,  daß  im  Gegensatze  zum  heutigen  Rechte 
aAißer  dem  Bedrohten  nur  seine  Magschaft  und  der  Mann  dem  Herrn,  der 
Herr  dem  Mann  gegenüber  notwchrbcreclitigt  war: 

[5J  ,Eac  we   cwedad,    J)aet    mon  Auch  bestimmen    wir,    duQ    mau 

motemidhishlaforde  feohtanorwige,  bei  seinem  Herrn  fechten  darf,  ohne 
gif  mon  ori  done  hiaford  fiohte.  swn  Fehde  [auf  sjrli  zu  ImWn],  voraus- 
möt  se  hiaford  mid  J)y  men  feohlan«       gesetzt,    daß   jemand    j,'egen   diesen 
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fälle  in  den  Volksrechten  —  abgesehen  von  der  öffent- 
lichen Verfolgung  der  latrones  —  nirgends  eine  Andeu- 
tung, als  habe  außer  dem  Verletzten  auch  noch  einem  Dritten 
ein  Tötungsrecht  zugestanden.  Vielmehr  ist  wiederholt  be- 
zeugt, daß  nur  der  verletzte  Teil,  d.  h.  wer  fehde-  und  klage- 
berechtigt gewesen  wäre,  zur  Rache  befugt  sei.  Bei  Ein- 
räumung des  Rechtes  etwa,  den  ertappten  Dieb  zu  töten, 
geht  L.  Rib.  77  ausdrücklich  von  dem  Fälle  aus: 

„Si   quis  hominem  super  res   suas  comprehen- 

derit  .  .  .". 

ÄhnUch  gewähren  die  Neuchinger  Dekrete  (3)  Buß- 
losigkeit : 

„Si  .  .  .  subpellectilia  abstulerit  de  eadem  domo  et 
!        eo  fugiente  .  .  .  hie,,  cfui  damnum  inferebat,  conse- 

queretur  et  interfecerit**. 

Wenn  das  vom  Diebstahle  gilt,  so  ist  leicht  abzusehen, 
daß  bei  so  ausgesprochenen  Fehdefällen,  wie  Tötung »  und 
Ehebruch ^   die  Rachebefugnis   nur  um   so  gewisser   dem 


Herrn  ficht;   ebenso  darf  der  Herr 
bei  dem  Manne  fechten. 
[6]  Aefler  I)aere  ilcan  wisan  mon  Nach  derselben  Weise  darf  man 

mot  feohtan  mid  his  geborene  maegc,  bei  seinem  angeborenen  Verwandten 
gif  hine  mon  on  woh  onfeohted,  fechten,  wenn  jemand  diesen  unrecht 
buton  wid  his  hlaforde :  I)aet  we  ne  angreift,  ausgenommen  gegen  den 
liefad. "  eigenen  Herrn ;  letzteres  erlauben  wir 

nicht  (Übers.  Lieberm.  I,  77). 
Vgl.  ferner  Leges  Henrici  I,  c.  82,  §§  3,  4,  7  (dazu  Levita,  Das 
Recht  der  Notwehr,   75  f.)  und  das  unten  in  §  2  sub  III  Ausgeführbe. 

8  Vgl.  etwa  Pact.  AI.  V,  3,  wonach  der  Hauslfriede  hei  Buße  von 
jedermann  respektiert  werden  muß,  „nisi  humicida  suus  ei  in  curte 
aut  in  casa  fuerit  .  .  si  sequenter  ipsum  currit,  hoc  non  est  ad  reqnii- 
rendum".  Ebenso  eindeutig  L.  Burg.  II,  7:  „ut  interfecti  parontes 
nullum   nisi  homicidam  persequendum  lesse  oognoscant". 

9  Aelfred  42,  7: 

„7    mon  mot  feohtan  örwige,  gif  Und   jemand    darf  fechten,  ohne 

he  gemeted  oJ)erne  aet  his  aewum  Fehde  [auf  sich  zu  laden],  wenn  er 
wifc,  betyneduin  durum  odde  under      einen  anderen  trifft  bei  seinem  ehe- 


Verletzten  und  seiner  Sippe  allein  zuerkannt  wurde.  Und 
selbst  als  seit  dem  6.  Jahrhundert  die  öffentliche  Gewalt 
die  Verfolgung  der  latrones  und  ihrer  Spießgesellen  von 
Amts  wegen  übernimmt,  da  wird  zuerst  das  Tötungsrecht 
noch  keineswegs  auf  jedermann  ausgedehnt;  nur  die  Nach- 
eile, die  nach  Volksrecht  den  Gesippen  des  Verletzten  ob- 
lag lo,  wird  für  gewisse  Delikte  zur  allgemeinen  Pflicht  er- 
hoben, i^ 

Doch  noch  mehr:  es  scheint,  daß  in  frühester  Zeit 
selbst  ein  so  ureigener  Wesenszug  der  strengen  Acht,  wie 
die  Lösung  des  Sippebandes,  den  Handhaftfällen 
gänzlich  fremd  war,  so  daß  von  Hause  aus  die  hand- 
hafte Tötung,  wie  jede  andere  Fehdetat,  die  G^genfehde 
der  schuldigen  Seite  erzeug te.^^  ]>jtQr  so  ist  doch  wohl  zu 
verstehen,  daß  zwei  voneinander  so  unabhängige  Quellen 
wie  das  angelsächsische  und  bayrische  Recht  es  notwendig 
finden,  die  Fehde  wegen  handhafter  Tötung  ausdrücklich 
zu  verbieten.  Aelfred  (42,  7)  sagt,  daß  man  die  Entehrung 
seiner  Ehefrau,  Mutter,  Tochter  und  Schwester  örwige, 
d.  h.  „ohne  Fehde  [auf  sich  zu  laden]"  rächen  dürfe.  Und 
die  Neuchinger  Dekrete  (14)  bestimmen: 


anre  r6on,  odde  aet  his  dehter  ae-  liehen  Weibe,  bei  verschlossenen 
wumborenie  odde  aet  his  swistaer  Türen  oder  unter  einer  Decke,  oder 
[aewum]  borenre,  odde  aet  his  raedder,  bei  seiner  ehelich  geborenen  Tochter 
de  waere  to  aewum  vvife  forgifen  oder  bei  seiner  ehelich  geborenen 
his  faeder."  Schwester   oder   bei  seiner  Mutter, 

die  seinem  Vater  zum  ehelichen 
Weibe  angetraut  worden  war  (Übers. 
Li  eher m.  I,  77). 

Gegenteilig  wird  man  auch  aus  L.  Fris.  5,  1  ein  allgemeines 
Tötungarecht  dem  Ehebrecher  gegenüber  nicht  folgern  können,  da  die 
Stelle  darüber  nichts  aussagt,  die  Voraussetzungen  des  Tötungsrechts 
vielmehr  als  bekannt  voraussetzt. 

JO  Arg.  Pact.  AI.  44,  l  u.  2.     Vgl.  dazu  Brunner,  RG.  I,  224. 

"  Das  Nähere  unten  sub  III. 

12  Ebenso  im  altghecliisclion  Hechte.  Vgl.  Gilbert,  a.  o.  (n.  4) 
a.  ().  .504,  Glotz,  a.  o.  a.  0.  50. 
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„De  his,  qai  supra  dictis  bomicidiis  debita  morte 
in  furto  reperti  sunt,  ut,   si  quis  huius  interfecti  pa- 
rentelae  eum,  qui  in  suo  scelere  captus  est,  vindicare 
temptaverit,  a  propria  alode  alienus  efficiatur". 
Dai3  diese  Zeugnisse   nicht  etwa  Selbstverständliches 
besagen,  ergibt  sich  daraus,  daß  das  älteste  Angelsachsen- 
recht das  Handhaftverfahren  geradezu  mit  einem  Urfehde- 
eid abschließen  läßt   (Ine   35): 

„Se  de   deof   slihd,    he   mot  ade  Wer  einen  Dieb  erschlägt,  der  darf 

gecy6an,  J)aet  he  hine  fleondne  for  durch  Eid  beweisen,  daß  er  ihn,  den 
deof  sloge,  7  |)aes  deadan  maegas  fliehenden,  als  Dieb  erschlug;  und 
him  swerian  unceases  ad."  die   Verwandten    des   Erschlagenen 

sollen  ihm  Urfehde  schwören. 
(Lieberm.  I,  105). 

Man  könnte  vielleicht  an  eine  Besonderheit  handhafter 
Tötung  denken  und  damit  geneigt  sein,  das  Gewicht  der 
Stelle  einzfuschränken.  Allein  genau  dieselbe  Vorschrift 
kehrt  auch  für  die  handhafte  Festnahme  wieder  (Ine  28) : 

„Se  deof  gefehd,  ah  X  scill.  7  se  Wer    einen    Dieb    [bei    der    Tat] 

cyning  done  deof;  7  |)a  maegas  fängt,  [der]  erhält  10  Schill,  und  der 
him  swerian  adas  unfaehda."  König  den  Dieb ;  und  die  Verwandten 

[des  Diebes]  sollen  jenem  [Einfänger] 
Urfehde-Eide  schwören  (Lieberm. 
I,  101). 

Zweck  der  Urfehde  ist  nun  nichts  anderes  als  die  Be- 
seitigtung  eines  bestehenden  oder  die  Verhinderung  eines 
drohenden  Fehdezustandes i^;  ohne  einen  solchen  Eid  war 
es  also  offenbar  in  ältester  Zeit  nicht  möglich,  die  Fehde- 
losigkeit  handhafter  Tötung  durchzusetzen.  ^^  Entwicklungs- 
geschichtlich betrachtet  bedeuten  diese  Erscheinungen  im 


13  Vgl.  oben  I.  Teil,  Kap.  II,  §  4. 

1*  Vgl.  auch  die  unten  S.  4751  [281  f.  d.  Abb.]  aufgeführten  Kapitu- 
larienstellen.  —  Umgekehrt  schließt  Wilda,  Strafr.  d.  Grerm.,  195:  da  trotz 
der  Legalisierung  handhafter  Tötung  mit  Fehde  gerechnet  werde,  könne 
diese  nicht  als  Maßstab  rechtlicher  Beurteilung  dienen.  Es  ist  aber  klar, 
daß  man  sich  mit  derartigen  Argumentationen  jeden  Ausblick  aui  Entwick- 
lungsvorgänge verdeckt,   da  Spuren  einer  älteren  Rechtsauffassung   sich 
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Bereich  handhafter  Vergeltung  nichts  anderes  als  die  letzten 
Spuren  des  Kampfes  zwischen  der  sich  festigenden  staat- 
lichen Rechtsordnung  mit  den  primitiveren  Gesetzen  von 
Blutrache  und  Fehde.  Aus  diesen  heraus,  nicht  aus  der 
Acht  muß  also  das  Handhaftverfahren  seine  früheste  Ge- 
staltung erfahren  haben.  Denn  wie  die  Rache  überhaupt ^^ 
so  ist  auch  die  handhaft  erfolgte  eine  Erscheinung,  deren 
Sein  über  die  Geburtsstunde  des  Staates  weit  zurückreicht. 
Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  zwischen  Acht  und 
handhafter  Rache  kann  demnach  unter  geschichtlichem 
Gesichtswinkel  nur  dahin  gestellt  werden,  ob  und  wie 
die  Rechtsordnung  des  werdenden  Staates  sich  mit 
der  Weiter  geltung  dieser  Selb  sthilfeform  ab  gefunden 
hat.  Legt  man  die  oben  (I.  Teil,  Kap.  I,  §  1)  wiedergegebene 
Anschauung  über  das  Verhältnis  von  Fehde  und  Acht  zu- 
grunde, so  ist  klar,  daß  die  beiden  dort  betrachteten  Mög- 
lichkeiten des  Gemeinwesens  Privatdelikten  gegenüber,  ent- 
weder der  Fehde  wegen  des  begangenen  Unrechts  beizutreten 
(Acht)  oder  sie  zum  Stillstand  zu  bringen  (Sühnezwang), 
auf  die  Lage  bei  handhafter  Rache  unanwendbar  sind.  Die 
ünrechtsvergeltung  in  flagranti  liat  der  Allgemeinheit  zu 
einer  derartigen  Wahl  die  Zeit  nicht  gelassen.  Was  offen 
bleibt,  ist  entweder  die  Entscheidung,  daß  beide  Handlungen, 
das  Unrecht  und  seine  Vergeltung,  rechtswidrig  seien  und 
Sühne  oder  Strafe  erheischen,  oder  aber,  daß  Schlag  und 
Gegenschlag  sich  aufheben  sollen.  Es  ist  nun  für  die  primi- 
tive Rechtsordnung  charakteristisch,  daß  sie  die  einmal  ge- 
schaffene Lage  als  gegeben  hinnimmt^«  und  daher  bei  ein  und 
demselben  Delikte  gegenüber  vollzogener  Rache  eine  andere 
Stellung  einnimmt,  wie  gegenüber  der  erst  drohenden  Ver- 


häufig in  dem  zeigen  werden,  was  eino  fortgeschrittene  Ordnung  der 
Dinge  zu  bekämpfen  sich  gezwungen  sieht. 

15  Vgl.  ol>en   I.  T«m1,  Kap.   I,  §   1,  n.  3.  u.  4. 

1«  Vergleichsweise  »ei  es  gestaltet,  auf  die  Respektierung  hinzu 
weisen,   welch«  noch   heute  das   Völkerrecht  und  seine  Träger  dem  jo- 
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gellung,  der  Fehde.  Der  junge  und  noch  ungefestigte  Staat, 
der  es  nicht  wa^en  kann,  den  auf  frischer  Tat  ereilten  Übel- 
täter vor  der  zur  Rache  ausholenden  Hand  des  Verletzten 
zu  decken,  beschränkt  sich  darauf,  Schutzmaßregeln  gegen 
Mißbrauch  zu  treffen.  -Er  verlangt,  daß.  der  Rächer  zu 
seiner  Rechtfertigung  zunächst  hinterher,  bald  aber  in  vor- 
weggenommenem Verfahren  bestimmte  Voraussetzungen  er- 
fülle ;  im  übrigen  hat  die  Rache  freien  Latif .  Im  Gegensatze 
zur  Fehde  also  wurde  hier  die  Selbsthilfe  als  ünrechls- 
abwehr  vom  Rechte  legalisiert,  ursprünglich  jedoch,  ohne  daß 
sich  das  Gemeinwesen  dieser  angeschlossen  und  damit  den 
Schuldigen  der  allgemeinen  Friedlosigkeit  ausgesetzt  hätte.i' 

Den  Quellen  der  volksrechtlichen  Zeit  gilt  demgemäß 
der  Übeltäter  als  ein  „vertaner"  Mann  (forfactus)  in  dem 
Sinne,  daß  er  durch  seine  Tat  gerechte  Rache  auf  sich 
geladen,  sich  zum  Verderben  gehandelt  hat.^^  In  jüngeren 
Quellen,  die  den  Achtgedanken  in  breiterem  Umfange  ver- 
werten, ergibt  dann  freilich  auch  die  Friedlosigkeit  die 
rechtliche  Formulierung.  Man  unterstellte  hier,  der 
Täter  habe  durch  die  Tat  selbst  sich  aus  dem  Frieden  ge- 
setzt.!^  Dann  hatte  der  Rächer  seinen  Feind  als  friedlosen 


weiligen  Status  quo  angedeihen  lassen,   wie  sich  dies  z.  B.  im  ersten 
Balkankriege  vor  und  nach  der  türkischen  Niederlage  gezeigt  hat. 

^"^  Die  der  Acht  begrifflich  innewohnende  Voiksfeindschaft  ist 
den  Bestimmungen  gerade  der  älteren  Volksrechte  über  handhafte  Tö- 
tung noch  unbekannt.  Damit  fällt  auch  die  Sonderstellung,  welche  das 
germanische  Handhaftrecht  nach  seiner  heute  herrschenden  Deutung  ver- 
wandten Rechten,  wie  dem  altgriechischen  (s.  oben  n.  4)  gegenüber  ein- 
nehmen würde,  dahin, 

18  Die  Nachweise  siehe  unten  S.  501  [307  d.  Abh.].  Es  soll  nicht 
bestritten  werden,  daß  dieser  Gedankengang  im  Ergebnis  sich  mit  der 
modernen  Denkform  der  relativen  Friedlosigkeit  (vgl.  darüber  oben 
Teil  1,  Kap.  I  §  1)  nahe  berührt.  Diese  selbst  aber  findet  sich  auch  hier 
nirgends  quellenmäßig  ausgesprochen. 

19  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  482f.  Mit  Recht  hebt  aber  Heusiler, 
Strafr.    d.    Isländers.,    118  ff.,    hervor,   daß    man   eine    Formulierung    des 
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Mann  erschlagen;  wobei  man  sich  (freihch  klar  darüber 
bleiben  muß,  daß  die  Acht  der  Rache  nicht  erst  freie  Bahn 
schuf,  sondern  nur  die  Formel  ergab,  in  welche  die  nach- 
trägliche Anerkennung  eigenmächtig  geübter  handhafter 
Rache  vom  Rechte  gekleidet  wurde. 

Und  führte  das  Verrechnungsprinzip  der  Fehdesühne 

im  homicidium   se  defendendo  zur   geminderten  Buße,   so 

führte  es  hier  zur  Aufhebung  beider  Fälle  —  des  Unrechts 

und  seiner  handhaften  Vergeltung  —  gegeneinander,  d.  h. 

zur  Bußlosigkeit  handhabter  Rache.  Von  dem  in  flagranti 

ertappten  und  getöteten  Ehebrecher  sagt  deshalb  L.  Bai  8 : 

[1]  „Si  quis  cum  uxore  alterius  concubuerit  libera, 

si  repertus  fuerit,  cum  werageldo  illius  uxoris  contra 

maritum  oonponat.    Et  si  in  lecto  cum  illa  interfectus 

fuerit,  pro  ipsam  conpositionem,  quod  debuit  stol- 

veremarito  eins,  insuo  scelere  iaceat  sine  vindicta.** 


[2]  „Si  servus  hoc  fecerit  et  interfectus  cum  libera 
in  extranea  fuerit  thoroi,  20  sol.  in  suo  damno  mi- 
nuetur  ipsius  coniugis  weragelti;  cetera  vero,  quae 
remanent,   dominus  eins   cogatur   solvere,   usque  dum 
repletus  fuerit  numerus  sceleris  conpositionis." 
Späterhin  mochte  dann  die  Friedlosigkeit  des  Erschlagenen 
auch  hierfür  die  willkommene  rechtliche  Begründung  bieten. 
II.  Verhältnismäßig  klar  liegen  Gestaltung  und  Gel- 
tungsbereich   des    Handhaftverfahrens    zutage.     In   vor- 
staatlicher (Zeit  ist  handhafte  Rache  stets  handhafte  Tötung 
in  flagranti.  Der  Gedanke,  den  Täter  zunächst  festzunehmen 
und  an  ihm  erst  nachträglich  unter  Zustimnmng  der  Gerichts- 
gemeinde die  tödliche  Vergeltung  zu  üben,  setzt  bereits  die 
Einmischung   einer   Gerichtsgewalt   voraus.    Auch    wo  die- 
selbe dann  aber  einsetzt,  erfolgt  sie  nicht  etwa  einheitlich; 
vielmehr  ergreift  sie  naturgemäß  zunächst  nur  von  minder 

Achtgedankens  in  der  nonlischon  Bezeichnung  des  handhaft  Erschlagenen 
als  oheilagr  noch  nicht  zu  erblicken   hat. 

Deutech rechtliche  Bcltr»«e.    X.    2  •' 
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schweren  Fällen  Besitz.  In  den  leichtesten  derselben  drängt 
die  Entwicklung  sogar  auf  eine  gänzliche  Beseitigung  der 
Tötungsbefugnis  hin 20,  während  in  den  schwersten  Fällen 
das  alte  Racherecht,  in  anderen  ein  Festnahmerecht  mit 
nachträglicher  Hinrichtung  des  Überführten  bestehen  bleibt. 
Demgemäß  gibt  es  auch  in  volksrechtlicher  Zeit  bei  den 
Germanen  noch  eine  Reihe  von  Fällen,  in  denen  handhafte 
Tötung  zulässig  war,  während  im  allgemeinen  bereits  vor- 
gehende Festnahme  und  Gestellung  vor  Gericht  verlangt 
wurde.  Eine  Prüfung  des  Geltungsbereichs  der  handhaften 
Rache  wird  von  den  Fällen  unveränderten  Tö tu ngs rechtes 
auszugehen  haben;  um  so  mehr,  als  nur  bei  jenen  er- 
schöpfende Äußerung  der  Quellen  erwartet  werden  darf. 
Hierbei  kehren  die  schwersten  Fehdefälle  auch  als  Hand- 
haftfälle  wieder. 21 

An  der  Spitze  steht  wiederum  die  Blutrache.  Nach 
älterem  alamannischem  Rechte  schützte  auch  der  Hausfriede 
den  handhaft  verfolgten  Totschläger  nicht,  wenn  nicht  etwa 
eine  dritte  Person  seine  Gestellung  verbürgte  und  ihm  da- 
mit fürs  erste  Schutz  sicherte ^^^  und  die  Gundobada  er- 
mahnt die  Bluträcher  ausdrücklich,  nur  den  Mörder  selbst 
zu  verfolgen. 23    Seine  Tötung  war  daher  bußlos.  2* 

Verwundungen  rechtfertigten  wenigstens  nach  west- 
gotischem Rechte  sofortige  Tötung  auf  dem  Platze.  25   Auch 

20  Für  leichtere  Fälle  galt  wohl  allgemein  auch  schon  in  volks- 
rechtlicher Zeit  das  Wort  Eikes  v.  Repgow  (Ssp.  Ldr.  III,  37,  §  1): 
„Sv<e  so  den  anderen  sleit  ane  vleisch wunden  oder  roft,  wert  he 
gevangen  mit  gerüchte  unde  vor  gerichte  gebracht,  it  gat  ime  an  den 
hals  noch  an  sin  gesunt  nicht,  wende  wedde  unde  bute  verboret  he 
dar  an".  Ohne  Frage  aber  wird  man  diese  Erscheinung  als  eine  Rück- 
wirkung des  Sühnezwangs  im  Fehdewesen  auf  die  Gestaltung  der  Hand- 
haftsfälle aufzufassen  haben. 

21  Vgl.  die  Aufzählung  der  Fehdefälle  oben  I.  Teil,  Kap.  I,  §  2,  und 
zum  folgenden  Briunner,  RG.  II,  4831,  Levita,  Das  Recht  der  Not- 
wehr, 70  ff. 

22  Pact.  AI.  V.  3.     Vgl.  n.  8  oben.  —  23  L.  Burg.   II,  7.    Ebendas. 
2*  Vgl.  auch  Brunner,  a.  a.  0.  —  25  Arg.  F..  Vis.  VI  5,  19. 
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die  merowingischen  Forruulae  über  Notwehrverklarung  be- 
rufen sich  ausdrücklich  auf  Hieb  und  Stich  des  Angreifers ^e, 
so  daß  man  den  Eindruck  gewinnt,  daß  solche  Akte  zur  Be- 
gründung .der  Notwehrlage  dienen.  In  der  Tat  entspricht  es 
durchaus  dem  Geiste  des  älteren  Rechtes,  aus  blutigem 
Angriff  auf  Tötungsabsicht  zu  schließen,  woraus  sich  die 
Erlaubtheit  handhafter  Tötung   hier  ohne   weiteres  ergibt. 

Auch  Menschenraub  in  Gestalt  der  Verknechtung  ge- 
stattete nach  bayrischem 27,  vielleicht  schon  nach  west- 
gotischem Rechtens  handhaite  Tötung  des  plagiator. 

Unter  den  Muntbrüchen  steht  der  Frauenraub  nach 
westgotischem  Rechte  als  rachewürdig  fest. 29  Daß  er  es 
aucli  nach  altfränkischem  Rechte  war,  wird  man  aus  dem 
Umstände  erschließen  dürfen,  daß  schon  durch  Childe- 
berts  II.  Dekret  von  596  die  amtliche  Verfolgung  und  Tötung 
des  Entführers  dem  Richter  zur  Pflicht  gemacht  wird.^o 

Der  klassische  Rachefall  in  dieser  Deliktgruppe  aber 
ist  der  Ehebruch.  Übereinstimmend  gestatten  das  ribu- 
arische,    bayrische   und    langobardische^i,    wohl   auch   das 

26  F.  Tur.  30:  „super  ipsum  evaginato  gladio  venit,  unde  livores 
vel  capulaturas  atque  colaphis  manifeste  apparent".  F.  Tut.  31:  „illo 
mihi  malo  ordine  adsallivit  vel  livoravit  et  colaphis  super  me  poauit'*. 
Cart.   Sen.  17  :   „apud  arma  sua  super  me  venit  et  colappus  super  me  misit". 

27  Neuchinger  Dekrete  3  (Abs.  3):  „Similitcr  qui  liberum  vel  man 
cipium  suum  furaverit  et  eum  conpreheridere,  mininie  quiverit  et  ibidem 
interfecerit  reum :  superior  permaneat  sententia"  [i.  e.  „sine  eonposi- 
tione  in  sua  damnatione  permaneat"]. 

28  Arg.  L.  Vis.  VII  3,  3,  zumal  im  Hinblick  auf  die  Behandlung 
des  Frauenraubes,  unten  n.  29. 

29  L.  Vis.  III  3,  6:  „Si  quis  de  raptoribus  fuerit  occisus,  homi- 
cidium    non    teneatur,    quod    pro    defendenda    castitate    commissum    (»st". 

30  §  4:  „iudex  collectum  solatium  ipsum  raptorem  occidat;  et 
iaceat  forbatutus". 

31  L.   Rib.   77:   „Si   quis   hominem conprohenderit  — 

sup<^r  uxorem  laut  super  filiam  — et  non  praovaluerit  legare 

et  eum  intcrficerit  —  —  —  — ,  coniurit,  quod  eum  de  vita  forfactum 
intcrfecisset".  —  L.  Bai.  8,  1 :  s.  oben  S.  476  [273  d.  Abh.].  —  Rd, 
Roth.    212:    „Si    quis    cum    uxorem    suam    alium    fornicantcm    invcneril. 

81» 
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friesische 32  Recht  die  Tötung  des  in  flagranti  ertappten  Ehe- 
brechers. Dagegen  verlangen  nach  römisch-griechischem 
Grundsatze  das  burgundische^^  und  —  dem  Antiquatitel 
nach  zu  schließen  —  auch  das  westgotische  Recht »^  die 
Tötung  beider  Teile  oder  aber  keines  von  beiden. 

Die  Unzucht  gab  demjenigen  ein  Racherecht,  mit 
dessen  eigener  Tochter  oder  sonstigen  weiblichen  Ver- 
wandten nahen  Grades  sie  verübt  wurde.  Auch  hierfür 
stehen  die  Zeugnisse  sowohl  des  angelsächsischen^^  als 
auch  des  ribuarischen^ß  und  westgotischen  Rechtes  "^^  zu 
Gebote. 

Von  den  Gewerebrüchen  gehören  die  beiden  Hauptfälle 
hierher:  Diebstahl  und  Raub.  Für  den  Diebstahl  bieten  die 
Volksrechte  sogar  die  meisten  Zeugnisse.  Nach  angelsäch- 
sischem 3»  und  thüringischem  Rechte ^^  konnte  jeder  hand- 

liberum  aut  senrum,  potestatem  habeat  eos  ambos  occidendi;  et  si  eos 
occiderit,  non  requirantur". 

32  L.  Fris.  5,  1.  Auch  Brunner  (RG.  II,  663)  bezieht  die  Stelle 
auf  hand  haften  Ehebruch. 

33  L.  Burg.  68:  [1]  „Si  adulterantes  inventi  fuerint,  et  vir  ille  occi- 
detur  let  femina.  [2]  Nam  hoc  observandum  est,  ut  aut  utrumqu©  occidat, 
aut  si  unum  occiderit,  pretium  ipsius  solvat  .  .  ."  Entsprechend  L. 
Rom.  Burg.  25,  unter  Bezugnahme  auf  Maioriani  Nov.  tit.  9  De  adulteriis, 
„quae  ...  ad  ius  vetus  cuncta  revocavit". 

34  L.  Vis.  III  4,  4:  „Si  adulter  cum  adultera  occidatur.  Si 
adulterum  cum  adultera  maritus  occiderit,  pro  homicidio  non  teneatur". 
Daß  die  hier  gebotene  Regelung,  gleich  der  burgundischen,  auf  römisch- 
griechische Vorlage  zurückgeht,  hat  Briunner,  RG.  I,  99  n.  42  nach- 
gewiesen, 

35  Aelfr.  42,  7  —  oben  n.  9.  —  36  L.  Rib.  77  —  oben  n.31. 

37  L.  Vis.  III  4,  5  (Antiqua):  „Si  fiÜam  in  adulterium  pater  in 
domo  sua  occiderit,  nullam  penam  aut  calumniam  incuxrat.  —  —  —  — 
Similiter  et  fratres  sive  patrui  post  obitum  patris  faciendi  habeant  liber- 
tatem."  Wie  sich  aus  L.  Vis.  III  4,  7  ergibt,  bedeutet  adulterium  in 
der  w€stgotischen  Rechtssprache  nicht  nur  Ehebruch,  sondern  auch, 
von  unverheirateten  Frauen  gebraucht,  Unzucht. 

38  Wihtr.  25: 

_„Gif  man   leud  ofslea  an  {)eofde,  Wenn    man   einen  Menschen  bei 

liege  buton  wyrgelde."  [dessen]  Diebstahl  erschlägt,  so  liege 

dieser  [tot]   ohne  Wergeid.    (Übers. 
Lieb  er m.  I,  14.) 
*3  L.  Thur,  39:  „Homo  in  furto  occisus  non  solvatur". 
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haft  ertappte  Dieb  erschlagen  werden.  Dagegen  machen  die 
meisten  anderen  Leges  hier  eine  Einschränkung.  Regelmäßig 
durfte  der  Einbrecher  oder  der  nächtliche  Dieb  getötet 
werden*o,  am  hellen  Tage  aber  setzte  sich  im  allgemeinen 
nur  derjenige  der  sofortigen  Rache  aus,  der  Widerstand 
leistete.*^ 

Eine  Unterscheidung,  die  beim  Raube  als  begrifflich 
gewaltsamer  Ausplünderung  naturgemäß  wegfällt.  Hier  war 
vermutlich  schon  im  eurizianischen  Gesetzbuche,  jeden- 
falls übereinstimmend  im  späteren  westgotischen*^  und 
Burgunder  Volksrecht*^   ein   Fall  handhafter  Tötung  aner- 


*o  So  schon  eine  von  Zeumer  (Leges  I,  1,  p.  29)  restituierte 
eurizianische  Satzung :  „Für  noctum[us]  captus  in  furto,  dum  res  furti- 
vas  secum  portat,  si  fuerit  occisus,  nulLa  ex  hoc  homicidii  querela 
nascatur".  Entsprechend  L.  Bai.  9,  5;  L.  Vis.  VII  2,  16.  Nach  Ed. 
Roth.  32  war  Tötung  des  nächtlichen  Eindringlings  —  wohl  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Einbruchs  —  gestattet,  wenn  er  die  Hände  nicht  zuj 
Fesselung  bot:  „De  homine  libero,  si  nocte  in  curte  alterius  inventus 
fuerit  et  non  dans  manus  ad  legandum  occidatur:  a  parentibus  non 
recpiiratur  et  si  —  —  —  legatus  fuerit,  dit  pro  se  80  sol.;  ({uia  non 
convenit  rationi,  ut  homo  noctis  tempore  in  curtem  alienam  Silentium 
aut  absconse  ingrediatur;  sed  si  qualecumque  utilitatem  habet,  ante- 
quam  ingrediatur,  damit".  Endlich  gehört  hierher  L.  Burg.  27,  8: 
„Si  quis  vineam  fructum  habentem  noctu  ingressus  fuerit  et  a  custode 
vineae  intra  vineam  fuerit  interemptus,  ab  occisi  domino  aut  parentibus 
non  queratur";  sowie  L.  Sax.  32:  „Qui  noctu  domiim  alterius  cffodiens 
vel  effringens  intraverit  et  2  sol.  pretium  abstulerit,  capite  puniatur. 
Si  ibi  occisus  fuerit,  non  solvatur."  Allgemein  gestattet  L.  Fris.  5,  1 
die  Tötung  des  Diebes,  „si  in  fossa,  qua  domum  alterius  effodcre 
conatur,  fuerit  repertus". 

*i  L.  Vis.  VII  2,  15  (Antiqua):  „Für,  qui  per  diem  gladio  sc 
defensare  voluerit,  si  fuerit  occisus,  mors  eius  nullatenus  requiratur". 
Allgemein  wird  WidersUnd  gefordert  im  jüngeren  angelsächsischen  Rechte 
—  unten  n.  51. 

"  L.  Vis.  VIII  1,  13  (Antiqua):  „Qui  aliena  pervasit,  ai  in  ips;i 
direptione  percussus  aut  occisus  fuerit,  ille,  qui  percussit,  nullain  rahim 
niam  patiatur". 

*3  L.  Burg.  29,  2:  „si  [quisj  superventum  inferc^ns  ab  his.  quos 
latrocinio  suo  crediderat  expetendos,  fuerit  interfectus,  nulla  interfectori- 
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kannt;  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Notwehr  kennt  ihn 
anscheinend  auch  das  langobardische  Edikt.** 

Endhch  ist  noch  der  Brandstiftung  zu  gedenken,  die 
nach  Friesenrecht  Tötung  rechtfertigte,  wenn  der  Brand- 
stifter noch  mit  brennender  Fackel  betroffen  wurde.*^ 

Wie  schon  angedeutet  und  diese  Aufzählung  wohl  er- 
kennen läßt,  war  die  Anerkennung  des  handhaften  Tötungs- 
rechtes bereits  in  den  Volksrechten  keine  völlig  gleichmäßige 
mehr.  Einige  Leges  sprechen  dieses  Tötungsrecht  in  den 
vorgemerkten  Fällen  zwar  noch  bedingungslos  aus.  Da- 
gegen knüpfen  es  andere  an  Voraussetzungen,  die  mit  dem 
Verhalten  des  Täters  bei  der  Ertappung  zusammenhängen*^. 
Nur  wo  dies  erschwerend  wog,  griff  auch  noch  das  Tötungs- 
recht Platz.  Findet  das  angelsächsische*'  und  das  bayrische 


bus  ab  occisi  domiiiis  aut  parentibus  moveatur  ex  hac  parte  causatio". 
Wenn  hier  schon  beim  Versuch  der  Beraubung  ein  Tötungsrecht  zu- 
gestanden wird,  so  muß  es  um  so  mehr  der  ausgeführten  Tat  gegenüber 
bestanden  haben. 

**  Ed.  Roth.  280,  wenigstens  von  dem  besonderen  Falle,  daß  auf- 
rührerische Hörige  die  ihrem  Herrn  geschuldeten  Leistungen  diesem 
wieder  entreißen  wollen:  „si  aliquis  ex  ipsis  rusticis  occisus  fuerit,  non 
requiratur,  quia  ille,  qui  eum  occisit,  se  defendendum  et  res  suas 
vindicandum  hoc  egit". 

*5  L.  Fris.  5,  1  (Do  hominibus,  qui  sine  compositione  occidi  pos- 
sunt):  „qui  domum  alterius  incendere  volens  facem  manu  tenet  ita, 
ut  ignis  tectum  vel  parietem  domus  tangat'*. 

*6  Nicht  zu  verwechseln  damit  sind  die  sinnenfälligen  Voraus- 
setzungen, welche  manche  Rechte  für  den  Begriff  handhaften  Betreffens 
überhaupt  festsetzen,  wie  L,  Fris.  5,  1;  Aelfr.  42,  7.  Vgl.  darüber 
Brunner,  RG.  II,  481. 

*'  II  Aethelst.  1: 
^Aerest,    I)aet    mon   ne    sparige  Erstens,    daß    man   keinen    Dieb 

naenne    |)eof,    J)e    aet    haebbendre      schone,   der  bei  handhafter  Tat  ge- 

honda  gefongen  sy. fangen  wird. 

[i,  "I]  Gif  he  hine  I)onne  werian  Wenn  jener  [Ertappte]   sich  aber 

wllle  odde  odfleo,  |)onne  ne  sparige  wehren  will  oder  entflieht,  schona 
hine  mon  aar  dam  oder  aefler."  man  ihn   nicht  vor  dem  [12.  Jahre] 

oder  später.  (Übers.  Lieberm. 1,151.) 


1 
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Recht*»  solch  ein  Erschwerungsnioment  in  der  Flucht  des 
Täters,  so  erscheint  dem  langobardischen  Edikte*^  ^[q 
Tötung  gerechtfertigt,  wenn  der  zur  Nachtzeit  lautlos  in 
ein  fremdes  Haus  Eingedrungene  nicht  sofort  seine  Hände 
zur  Fesselung  darbot.  Daneben  räumt  das  westgotische s° 
und  wiederum  das  angelsächsische  Recht^^i  bei  gewaltsamem 
Widerstände  des  ertappten  Diebes  dem  Bestohlenen  die 
Rachebefugnis  ein.  Andere  Rechte  setzen  das  eine  oder 
andere  stillschweigend  voraus,  indem  sie  Bußloßigkeit  dann 
gewähren,  wenn  der  verletzte  Teil  den  Täter  zwar  zunächst 
nur  festnehmen  wollte,  hierbei  aber  von  der  AVaffe  Gebrauch 
machen  mußte  und  dann  etwa  einen  tödlichen  Schlag  führte.^^ 
Alle  diese  Bestimmungen  führen  hinüber  zur  hand- 
haften  Festnahme  ohne  sofortige  Tötung. ^^  Denn  über- 
all da,  wo  das  Tötungsrecht  an  jene  Erschwerungsmomente 
geknüpft  war,  blieb  es  dem  verletzten  Teile  bei  ihrem  Nicht- 
vorliegen  unbenommen,  den  Gegner  wenigstens  zu  ergreifen 
und  vor  Gericht  zur   Aburteilung   zu   stellen.^*    Gelang  es 


*8  Neuchinger  Dekrete  3 :  „Si  .  .  .  subpellectilia  abstulerit  de  eadeni 
domo  [seil,  alterius]  et  eo  fugiente  in  curtem  vel  extra  curtem  hie, 
cui  damnum  inferebat,  consequeretur  et  interfecerit :  pari  sentenlia  sub- 
iacebit  [seil,   sine   compositione   in  sua  damnatione  permaneatj". 

*9  Ed.  Roth.  32  —  oben  n.  40. 

50  L.  Vis.  VII  2,  15  —  oben  n.  41. 

51  II  Aethelst.  1  —  oben  n.  47  — ;  vgl.  femer  VI  Aethelst.  1,  3 
und  III  Eadm.  2. 

52  L.  Rib.   77:  „Si  quis  hominem [handhaft]  conprehenderit 

et  eum  ligare  voluerit et  non  praovaluerit  legare,  sed  colcbus 

ei    excesserit    et    eum    interficerit    —    — ".      Vgl.    auch    Neuchingcr 
Dekrete  3,  oben  n.   27. 

53  Indirekt  bedeuten  sie  zugleich  das  Krw'achcn  des  Notwehrrechtes, 
das  Levita,  Das  Recht  der  Notwehr,  72  ff.,  in  ihnen  erblickt:  insoferne 
nämlich  das  private  Tötungsrecht  nur  bei  Notwehr  des  Handhafträchers 
bestehen  bleibt,  sich   aber  sonst  in   Festnahme  und   Hinrichtung   wandelt. 

5*  Die  Möglichkeit  besteht,  daß  beim  llborgang  von  handhafter 
Tötung  zu  handhaftcr  Festnahme  Einflüsse  des  römischen  Hechts  för- 
dernd mit  im  Spiele  waren.  Vgl.  C.  Thood.  IX  2,  5  (409),  wonach  die 
Organe   der   Rechtspflege    zwar   im   allgemeinen    die    Beschuldigten   nicht 
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dem  Verletzten,  den  Überführangseid  mit  Eidhelfern  zu 
schwören,  so  entging  der  Täter  auch  jetzt  in  den  schwereren 
Fällen  seinem  Schicksale  nicht.  So,  wenn  etwa  L.  Rib.  79 
den  Fall  setzt,  daß  einer: 

„propter  furtum  comprehensus  fuerit,  et  legitime 

superiuratus,    et    [in]    iudicio    principis    penditius 

fuerit  vel  in  quocumque  übet  patibulo  vitam  fini- 

verit  .  .  r. 
Auch  jetzi  noch  erkennt  man  aber  den  Charakter  des  Ver- 
fahrens als  einer  Verwirklichung  der  |  Privatlrache,  Avenn 
das  langobardische  Edikt  dem  Festgenommenen  und  seiner 
Sippe  die  Möglichkeit  offen  läßt,  vom  Rächer  gegen  Er- 
legung einer  Losungsbuße  die  Freigabe  zu  erwirken. ^^  Da- 
gegen bedeutet  es  bereits  das  Hereinströmen  staatlicher 
Unrechtsverfolgungsziele,  wenn  entweder  die  Losung  des 
Diebes,  wie  in  mehreren  Volksrechten,  überhaupt  ver- 
verhaften sollen,  „sed  in  ipso  latrocinio  vel  conjgiregsu  vio- 
lentiae  aut  perpetrato  homicidio,  stupro  vel  raptu  vel  adulterio  de- 
prehensos  et  actis  municipalibus  sibi  tradifcos  expresso  crimine  pro- 
secutionibus  arguentium  cum  bis,  a  quibus  fuerint  accnsati,  mox  sub 
idonea   prosecutione   ad   iludicium    dirig!ant". 

^^  Schon  die  oben  erwähnte  Stelle  Ed.  Roth.  32  gestattet  dem  zur 
Nachtzeit  im  fremden  Hofe  Betroffenen,  der  sein  Leben  verwirkt  hatte, 
durch  Darbieten  der  Hände  Izur  Fesselung  seine  Bußbereitschaft  aus- 
zudrücken: „dit  pro  se  80  sol.";  ebenso  dem  Unfreien  nach  Ed.  Roth.  33: 
„Uberet  se  cum  40  sol.".  Auch  beim  Diebstahl  findet  sich  für  den 
handhaft  Festgenommenen  die  Losungsmöglichkeit  ausdrücklich  bezeugt. 
Ed.  Roth.  253 :  „De  furtis.  Si  quis  über  homo  furtum  fecerit  et  in 
ipsum  furtum  temptus  fuerit  i.  e.  fegangit,  usque  ad  decem  silequas 
furtum  ipsum  sibi  nonum  reddat,  et  conponat  pro  tali  culpa  sol.  80 
aut  animae  suae  incurrat  periculum".  Entsprechend  für  unfreie  Diebe 
Ed.  Roth.  254.  Vgl.  hierher  W^ilda,  Strafr.  d.  Germ.,  872  f.,  Osen- 
brüggen,  Strafr.  d.  Lang.,  119;  und  bez.  der  Bedeutung  des  Wortes 
fegangit  noch  Bruniner,  RG.  I,  241  n.  47.  Doch  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  auch  bei  der  von  Brunner  vorgeschlagenen  sprachlichen  Deutung 
der  unmittelbare  Wortsinn  verfeindet,  verfehdet,  nicht  aber  friedlos  ist,  so 
daß  sowohl  von  Brunner  wie  von  Osenbrüggen  1er  Achtgedanke  erst 
im  Interpretafcionswege  mit  der  Rechtslage  des  handhaft  Betroffenen  in 
Berührung  gebracht  ist. 
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boten 5^  oder  aber,  wie  schon  in  einem  angelsächsischen 
Gesetz  der  Frühzeit,  in  die  Entscheidung  des  Königs  ge- 
stellt wird." 

Schließlich    haben    angelsächsische  Gesetze    und    vor 
ihnen    schon   vereinzelt   fränkisches   Kapitularienrecht   der 
handhaften  Tötung  eine  besondere  Ausgestaltung  ver- 
liehen, indem  sie  neben  volksrechtliche  amtsrechtliche,  fast 
möchte   man   sagen   polizeirechtliche   Tatbestände    stellten 
Es  ist  insbesondere  der  Widerstand  gegen  öffentliche  Be 
fehle  und  Gewalten,   der  sich  hier  in  das  Gewand  band 
hafter  Missetat  kleidet.    Und  da  es  sich  hierbei  um  öffent 
liehe  Delikte  handelt,  so  mußte  auch  das  Tötungsrecht  ent 
weder  jedermann  oder  doch  den  Repräsentanten  der  öffent 
liehen  Gewalt  zustehen. 

Bußlose  Tötung  gestattet  zunächst  das  karolingische 
Kapitularienrecht  den  latrones  und  ihren  Helfershelfern 
gegenüber,  soferne  diese  sich  der  Festnahme  durch  den 
öffentlichen  Beamten  (oder  die  von  ihm  aufgebotene  trustis) 
widersetzen.  So  schon  ein  vom  Liber  Papiensis  Karl  d.  Gr. 
zugeschriebenes  Kapitular^',  sodann  Ludwigs  II.  Kapitular 
von  Pavia  (850)  cap.  3: 

^6  Die  Nachweise  hierzu  siehe  oben  im  I.  Teil,  Kap.  II,  Einleitung. 

"  Wihtr.  26: 
,Gif  man   frigne   man   aet    haeb-  ^Wenn    man   einen   freien   Mann 

bendre  handa  gefo,  I)anne  wealde  se  bei  handhaftem  [Diebstahl]  fängt, 
cyning  dreora  anes:  odde  liine  man  dann  bestimme  der  König  von  dreien 
cwelle  oI)J)e  ofer  sae  seile  oJ)|)e  hine  eines:  entweder  töte  man  ihn  oder 
bis  wergelde  alese."  verkaufe  ihn  über  See  oder  löse  ihn 

aus  durch  dessen  Wergeid. "  (Übers. 
Lieberm.  I,  14.) 

*'  Capitula  Ital.  c.  7  (MG.  Capp.  1,  p.  217):  „De  bis  vero  personis, 
quae  longe  a  palatio  quasi  in  via  remaneant  expectantes  seniorem  auum 
et  dcpraedationes  feccrint,  comes  aut  minister  eius,  quicquid  contra 
legem  fecerint,  absque  ulla  excusatione  emendare  faciant.  —  —  —  Si 
vero  quisquam  in  sua  auperbia  adeo  oontenderit.  ut  ibidem  interfectus 
Sit,  incompositus  iaceat;  et  neque  senior  neque  propinquus  eius  pro 
hoc  nullam  faidam  portet  aut  commotionem  faciat;  et  si  fccerit,  nobis 
et  populo  nostro  inimicus  annotetur." 
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„Ubicumque  vero  sive  manentes  seu  vagarites  la- 
trones  cornprehendere  public!  muneris  administrator 
voluerit  et  ille  se  defensare  conatus  fuerit,  si  inter  haec 
forte  eundem  latronem  occidi  oontigerit,  nulla  is,  qui 
eam  occidit,  damnatione  multetur  neque  ullas  inimicicias 
a  parentibus  aut  persecutionem  ab  uUo  eius  amico  vel 
propinquo  sustineat**. 

Ein  Grundsatz,  den  spätere  Kapitularien  in  zum  Teil 
noch  allgemeinerer  Fassung  wiederholen-^^ 

Von  den  angelsächsischen  Bestimmungen  ist  die  früheste 

Eadwards  Gesetz  nach  Erwerbung  von  Guthrums  Gebiet.  Es 

bestimmt : 

(6,4)  ,Gif  hwä  aenigra  godcundra  Wenn  jemand  irgend  welche  kirch- 

gerichto  forwyrne^  gylde  lahslit  niid  liehen  Gerechtsame  verweigert,  zahle 
Denum,  wite  mid  Englum.  er  Rechtsbruchbuße  bei  den  Dänen, 

Strafgeld  bei  den  Engländern. 
(6,  7)  7  gif  he  gewyrce,  |)aet  hine  (6,  7)  Und   wenn  er  bewirkt,  daß 

man  atylla,  {)urh  J)aet  he  ongean  man  ihn  erschlägt,  weil  er  gegen  die 
godesryht,  odde  J)aes  cynges  geon-  Gerechtsame  der  Kirche  oder  des 
byrde,  gif  man  I)aet  gesodige,  liege  Königs  ankämpfte,  wenn  dies  er- 
äegylde.*  wiesen  wird,   liege   er  ohne   [seiner 

Sippe  durch  den  Totschläger]  ent- 
golten zu  werden.  (Übers.  L i  eb e  r m. 
I,  133.) 

Auch  II  Aethelst.  20  gehört  hierher.   Im  Gerichte,  heißt 

es  da,  werde  bei  Strafe  Friede  geboten  für  alle,  die  des 

Königs  Friede  schützt,  und  Diebstahl  verboten.    Wer  sich 

dem  nicht  fügt,  dem  werde  durch  die  Burgältesten  all  sein 

Besitztum  genommen  und  er  selbst  unter  Bürgschaft  gestellt. 

Hat  er  keinen  Bürgen,  so  verhafte  man  ihn. 

,Gif  he  nylle  hit  ge|)afian,    leton  „Wenn  er  das  sich  nicht  gefallen 

hine  licgan,  bulon  he  oI)vvinde.''  lassen  will,  lassen  sie  ihn,  wenn  er 

nicht  entflieht,  [straflos]  getötet  wer- 
den." (Übers.  Lieberm.  I,  161.) 


58  Capit.    miss.    Silvac.    (853)    c.    5;    Capit.    Carisiac.    (873)    c.    2; 
Widos.  Capit.    Pap.  leg.  add.  v.  891,  c.  1. 
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Allgemeiner  wird  das  Gebot  bei  V  Aethelred  31  gefaßt : 

^7  gyf  hwa  forsteal  oddon  openne  „Und  wenn  einer  [den  Rechtsgang] 

wij)ercvvyde  ongean  lahriht  Ghristes      sperrenden     Angriff     oder    offenen 

odde      cyninges      ahwar     gewyrce,       Widerstand    gegen    das    gesetzliche 

gylde.  .  .  .  Recht  der  Kirche   oder  des  Königs 

irgendwo  verübt,  zahle  er.  .  .  . 

7  gyf  he  ongean  riht  I)urh  aehlyp  Und    wenn    er   gegen    das  Recht 

geonbyrde  7  swa  gewyrce,  J)aet  hine      durch  Gewalt  ankämpft  und  so  ver- 

man  afylle,  liege  aegylde  eallan  his      anlaßt,  daß  er  erschlagen  wird,  liege 

freondan."  er  tot,  allen  seinen  Freunden  nicht 

[durch  Wergeid]  entgolten."  (Übers. 
Li  eher rn.  I,  245.) 

Hier  freilich  möchte  man  versucht  sein,  an  die  Her- 
kunft der  handhaften  Rache  aus  der  allgemeinen  Fried- 
losigkeit  zu  glauben.  Allein  gerade  hier  handelt  es  sich, 
wie  schon  der  rein  amtsrechtliche  Charakter  der  erwähnten 
Quellen  zeigt,  unverkennbar  um  eine  Besonderheit  polizei- 
lichen Charakters,  die  —  im  Gegensatz  zur  handhaften 
Rache  des  Verletzten  bei  Privatdelikten  —  eine  bewußte 
Schöpfung  kriminalpolitischer  Tendenz  ist.  Schlüsse  aus 
ihr  auf  die  ursprüngliche  Rechtsnatur  des  Handhaftver- 
fahrens zu  ziehen,  ist  methodisch  ebenso  unzulässig,  wie 
es  etwa  der  Versuch  wäre,  den  Anefang  nach  dem  Ge- 
währenzug auf  den  Falschmünzer  zu  beurteilen. 

§  2.  Das  Beweisrecht. 

Die  Deutung,  welche  dem  Beweisgang  im  Handhait- 
verfahren  hier  gegeben  werden  soll,  macht  eine  Erörterung 
der  Aufgabe  unerläßlich,  welche  die  Verklarung  überhaupt 
im  germanischen  Prozesse  erfüllt. 

Das  Recht,  mag  ihm  auch  begrifflich  die  Vorstelhing 
des  Ausgerichteten,  Geraden  innewohnen^  vermag  die  sich 
hundertfach  durchkreuzendenErschcinungen  desLebens  nicht 
restlos  zu  entwirren.  Zwar  entgeht  das  primitive  Recht  dem 


1  Vgl.   Brunnor,   RG.    I,   151  f.;  v.   Amira,  Grundriß    10;   Schrö- 
der,  RG.   15. 
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Interesseukonflikte  in  vielen  Fällen  dadurch,  daß  es  seine 
Schlüsse  auf  eine  typische  Auslegung  alles  Handelns  und 
Geschehens  aufbaut.  Aber  schon  frühe  erwacht  das  Ver- 
ständnis dafür,  daß  alle  Norm  durch  Gegennormen  durch- 
brochen wird,  und  individualisiert  sich  demgemäß  das 
Rechtsgefühl,  so  daß  immer  zahlreichere  Ausnahmefälle 
rechtliche  Anerkennung  finden.  Die  Geschichte  des  Ptozesses 
ist  zum  guten  Teile  eine  Geschichte  dieses  Werdegangs.  Den 
strengen  Sätzen  des  altrömischen  ius  civile  gegenüber  schafft 
der  Praetor  moderneres  Ausnahmerecht,  das  er  —  dem'  Be- 
klagten vornehmlich  in  Gestalt  der  exceptio  —  als  Rechts- 
behelf zur  Verfügung  stellt.  Anders  der  germanische  Prozeß. 
Ausnahmesätze  solcher  Art  haben  hier  zu  einer  Zeit  bereits 
sich  rechtlich  durchgesetzt,  in  der  noch  keine  Herrsch'er- 
gewalt  sie  in  die  Form  amtsrechtlicher  Weisungen  zu  kleiden 
vermochte.  Als  Volksrecht  entstanden,  tragen  sie  das  pro- 
zessuale Gewand  nicht  von  Gesetzeskunst  geschaffener,  son- 
dern im  Verkehr  von  selbst  gewachsener  Rechtsformen.  Es 
mochte  wohl  Situationen  geben,  deren  Ausnahmecharakter 
so  klar  zutage  lag,  daß  es  einer  besonderen  Geltendmachung 
nicht  bedurfte.  Allein  in  der  Regel  mußte  für  das  primitive 
Rechtsgefühl  eine  ausdrückliche  Beteuerung  jener  beson- 
deren Lage  des  Falles  doch  notwendig  erscheinen.  Und  so 
hebt  die  Geschichte  der  Einrede  im  germanischen 
Rechte  mit  der  Verklarung  an.^ 

Hatte  aber  der  Verklärende  den  Erfolg,  für  den  er 
Ausnahmerecht  beanspruchte,  selbst  verursacht  und  ge- 
wollt, so  tritt  zum  Erfordernis  der  Verklarung  das  der 
offenen  Handlungsweise  hinzu,  das  zur  Voraussetzung  der 
Verklarbarkeit  wird.  Denn  die  Scheidung  zwischen  offener 
und  heimlicher  Tat,  mag  sie  nun  in  der  Gegenüberstellung 
von  Totschlag  und  Mord,  oder  in  jener  von  Raub  und  Dieb- 

2  Auf  einen  anderen,  sekundären  Ansatz  zum  Einredebeweis  habe 
ich  oben  im  I.  Teil,  Kap.  III,  2.  Abschn.,  §  2,  insbes.  n.  14  bereits 
in  der  motivierten  Reinigung  hingewiesen. 
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stahl  sich  äußern,  beruht  —  andere  Gesichtspunkte  nicht 
ausgeschlossen  —  doch  wesentlich  auf  der  typisch  formu- 
lierten Erkenntnis,  daß  der  heimliche  Täter  unmöglich 
in  ehrlicher  Überzeuglung  von  einem  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Rechte  ha^ndeln  könne.  Daher  ist  die 
Pfändung  zwar  bei  den  Ribuariern  strudis  legitima,  gerechter 
Raub,  weil  man  sein  gutes  Recht  sich  mit  Gewalt  holen 
kann;  niemals  aber  Diebstahl,  da  derjenige,  der  sich  sein 
Recht  verschafit,  nicht  stiehlt.  Und  aus  dem  gleichen  Grunde 
heißt  das  isländische  Fronungsverfahren  feränsdomr,  Ver- 
mögensraubgericht. Ähnlich  mag  die  gerechte  Rache  zwar 
die  Form  des  Totschlags  wählen,  aber  nimmermehr  die  des 
Mordes.  Gewiß,  auch  die  offene  Tat  braucht  noch  lange 
nicht  rechtmäßig  zu  sein;  aber  die  heimliche  trägt  ihr 
schlechtes  Gewissen  sozusagen  auf  der  Stirne.  Wer  sich 
auf  sein  Recht  berufen  wollte,  mußte  auch  den  Schein  des 
Unrechts  meiden;  nur  bei  offenem  Visier  konnte  er  hoffen, 
für  seine  Rechtsbeteuerung  Gehör  zu  finden. 

Nicht  immer  freilich  stand  die  Offenkundigkeit  einer 
Handlung  oder  eines  Geschehens  im  Belieben  des  Urhebers, 
mochte  sein  Verhalten  auch  keineswegs  lichtscheu  sein. 
Hier  war  es  Aufgabe  einer  fortschreitenden  Rechtsentwick- 
lung, Mittel  und  Wege  zu  finden  zur  Herstellung  einer 
künstlichen  Öffentlichkeit  der  Handlung  oder  des  betreffenden 
Vorfalls,  wodurch  diese  erst  den  Charakter  einer  offenen 
Tat  erlangten.  Sie  wurden  gefunden  in  der  nachträglichen 
Kundbarmachung.  Als  der  gerade  Gegensatz  zur  Verheim- 
lichung der  Tat,  wie  sie  Mord  oder  Diebstahl  innewohnt, 
war  die  Kundbarmachung  geeignet,  das  betreffende  Fak- 
tum seines  Charakters  als  eines  heimlichen  unbedingt  zu 
entkleiden. 

Auf  Grund  tatsächlicher  oder  dergestalt  künstlich  her- 
gestellter Offenheit  einer  Tat  bestand  also  die  Möglichkeit, 
durch  Verklarung  die  straf-  oder  privatrochtlirho  Haftung 
auszuschließen.    Damit  erfüllt    hier    die    der   Klage   zuvor- 
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kommende  Erklärung  dieselbe  Aufgabe,  die  im  Prozeß  einer 
jüngeren  Rechtsstufe  die  Einrede  übernimmt. 

Der  Schwur  des  Rächers  mit  Helfern  bei  hand- 
hafter Tötung  ist  nun  nichts  anderes  als  ein  der- 
artiger Verklarungseid  gerechter  Rache.  Eine  Deu- 
tung, die  vielleicht  auf  den  ersten  Blick  überraschen  mag. 
Indes  wenn  Brunner^  in  der  Verklarung  von  Ungefähr- 
werk den  Gegensatz  zur  Verheimlichung  der  Tat  beim  Morde 
herausfühlt,  so  liegt  doch  wohl  die  Gegenüberstellung  von 
Mord  und  Tötung  in  gerechter  Rache,  der  Verheim- 
lichung des  einen,  der  Verklarung  der  andern  um  vieles 
näher.  Die  Berechtigung  dieser  Deutung  wird  die  nach- 
folgende Darstellung  im  einzelnen  nachzuweisen  haben.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  es  sich  darum  handeln,  die  Stellung 
des  Handhaftverfahrens  im  weiteren  Rahmen  rechtlich  an- 
erkannter Ausnahmefälle  zu  beleuchten. 

Dreierlei  Fälle  sind  es  aber  vornehmlich,  in  denen 
sich  die  strenge  Erfolgshaftung  des  primitiven  Rechts 
durchbrochen  zeigt.  Ein  Geschehnis  konnte  auf  höherer 
Gewalt,  auf  „echter  Not"  beruhen,  dann  war  es  vom 
Menschenwillen  überhaupt  unabhäaigig,  daher  unzurechen- 
bar. Es  konnte  ferner  eine  Handlung  oder  ein  Ge- 
schehen zwar  verhütbar  gewesen  sein,  war  aber  ohne 
Willen  oder  selbst  Wissen  des  nach  strengem  Rechte  Haf- 
tenden geschehen.  Dann  lag  üngefährwerk  vor  und  auch 
hier  sollte  jedenfalls  von  strenger  Haftung  keine  Rede  sein. 
Schließlich  konnte  eine  Tat  zwar  auf  dem  Willen  des 
Haftenden  beruhen,  der  Wille  aber  von  der  Rechtsordnung 
in  dem  betreffenden  Falle  anerkannt  und  geschützt  sein: 
eine  äußerlich  betrachtet  rechtswidrige  Handlung  wurde 
damit  zur  rechtmäßigen. 

I.  Die  Verklarung  echter  Not  bildet  die  Form,  in 
welcher  das  germanische  Recht  die  höhere  Gewalt  zur  An- 
erkennung gebracht  hat,  insoferne  dadurch  entweder  eine 

3  Üb^r   absichtslose    Missetat,    Forschungen   500   n.    5. 
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Unterlassung,  zumal  die  prozessuale  Versäumnis,  ihrer 
Rechtsnachteile  entkleidet*  oder  aber  eine  sonst  rechts- 
unwirksame Handlung  von  der  Rechtsordnung  anerkannt 
wurde. 5  Dem  jugendlichen  Wesen  des  germanischen  Rechts 
entsprechend  ist  der  Begriff  der  echten  Not  noch  typisch 
gestaltet:  er  wird  in  ganz  bestimmten  Tatbeständen  ge- 
funden, denen  er  erfahrungsgemäß  innewohnt. ^  Als  solche 
kennt  schon  die  Zeit  der  Volksrechte  Bedürftigkeit',  Krank- 
heit^,  Tod  eines  gesippten  Hausgenossen^,  Feuersbrunst^^, 
Überschwemmung  11,  Unwetter  und  Schneefall  ^^^  endlich  den 
Königsdienst.13  Nur  das  jüngere  i*  westgotische  Recht  scheint, 
wohl  unter  dem  Einflüsse  der  römischen  Jurisprudenz,  den 

*  Vgl.  A.  B.  Schmidt,  Echte  Not,   19  ff. 

*  Dies  ist,  genauer  formuliert,  die  rechtliche  Bedeutung  des  Gegen- 
satzes, den  die  von  Schmidt,  a.  a.  0.  53  ff.,  erörterten  Fälle  materieller 
Not  zu  den  persönlichen  Hinderungsgründen  bilden.  Nicht  so  sehr  die 
persönliche  oder  die  sachliche  Seite,  als  das  durch  Notlage  Verhindert- 
oder Ged.rängt\verden  bildet  meines  Erachtens  die  Alternative.  Allerdings 
scheint  die  echte  Not  als  Rechtfertigung  sonst  unwirksamen  Handelns  sich 
mit  dem  Notstand  des  germ.  Strafrechts  als  Schuldausschließungsgrund 
(vgl.  namentlich  v.  Amira«',  Altn.  Obl.-R.  I,  729  n.  3  und  die  das.  zit. 
Literatur II,  400 f.,  863 f.)  nahe  zu  berühren. 

6  Vgl.  Schmidt,  a.  a.   0.  2. 

'  Als  Exkusation  eines  an  sich  widerrechtlichen  Handelns  nach 
L.  Sax.  62  u.  64:  Befreiung  von  der  Gebundenheit  des  Grundeigentums. 
Vgl.  dazu  Schmidt,  a.  a.  0.  53  f. 

8  L.  Sal.  96;  L.  Rib.  65,  1;  Cap.  Miss.  v.  786/92,  c.  5;  L.  Burg.  8, 
4;  L.  Vis.  II  1,  18  u.  33,  V  7,  20;  Fragm.  Gaudenz.  11;  vgl.  dazu  und 
zu  dem  Folgenden  Schmidt,  a.  a.   0.  20  ff . 

9  L.Sal.  96.—  10  Ebendas.— 11  L.  Vis.  II  l,18u.33.  —  "  Ebendas. 

"  L.  Sal.  1,  4;  60,  4;  96;  Capit.  Miss.  v.  786/92,  c.  5;  L.  Burg.  8, 
4    (pubüca  occupatio);    L.    Vis.    V    7,    20;    Fragm.    Gaudenz.    11. 

1*  Noch  cap.  11  der  Gaudenzischcn  Fragmente  (ülH'r  diese  Brun- 
neT,  RG.  I,  494  ff.  und  die  das.  n.  55  aufgeführte  Literatur)  kennt 
nur  die  formalen  Gründe  der  Krankheit  und  des  Königsdienstes;  die 
daneben  erwähnte  Abwesenheit  des  zu  Ladenden  ist  lediglich  ein  Form- 
mangel der  Ladung  und  beweist  nur,  daß  diese  ihre  Herkunft  von» 
Terminsgedinge  noch  nicht  ganz  verleugnet  hatte.  Vgl.  darüber  oben 
I.  Teil,   Kap     II,   §  1. 
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allgemeinen  Begriff  einer  höheren  Gewalt  als 

„quid  inevitabile  noxiae  rei**^^, 

„quorundam  impedimentum*'!^ 
zu  kennen.  Das  Mittelalter  hat  dann  neben  anderem  nament- 
lich die  zu  größerer  Bedeutung  gelangte  Personalhaft  und 
unter  kirchlichem  Einfluß  als  „Grottes  Dienst*'  die  Wallfahrt 
außer  Landes,  zumal  im  Kreuzzuge,  hinzugefügt.^^ 

In  jedem  Falle  aber  war  die  Berücksichtigung  der  echten 
Not  nicht  der  richterlichen  Würdigung  überlassen,  sondern 
mtißte  von  demjenigen,  der  sich  auf  sie  berief,  geltend  ge- 
macht werden.  Und  zwar  geschah  dies  gerade  bei  den  ur- 
sprünglichen Rechten  nicht  einrede  weise,  sondern  durch 
den  Präventivakt  der  Verklarung.  Es  liegt  freilich  bei  den 
Unterlassungsfällen  in  der  Natur  der  Sache,  daß  der  durch 
höhere  Gewalt  an  einer  Handlung  Verhinderte  ^^  auch  die 
Verklarung  nicht  persönlich  vornehmen  konnte.  Wollte  also 
das  Recht  hier  die  echte  Not  nicht  unberücksichtigt  lassen, 
so  mußte  die  Geltendmachung  auch  durch  dritte  zugelassen 

15  L.  Vis.  11,   1,  33.  —  16  L.  Vis.   V  7,  20. 

1'  Vgl.  Schmidt,  a.  a.  0.  25,  63  ff.,  75  ff.  Von  Singularitäten 
abgesehen  (s.  Schmidt,  a,  a.  0.  99  f.)  kommt  schließlich  noch  die  An- 
erkennmig  der  jüdischen  Feiertage  zugunsten  der  Juden  hinzu.  Ders., 
a.  a.  0.  96 ff.  Weitere  Fälle  des  nordischen  Rechts  s.  bei  v.  Amira, 
Nordg.  Obl.-R.  I,  412;  II  442f. 

18  Anders  natürlich,  wo  die  Not  (Bedürftigkeit:  als  NotstandsfaJl  im 
Sinne  des  heutigen  Rechts)  zu  einer  Handlung  zwang.  Der  Handelnde 
konnte  hier  die  Verklarung  selbst  vornehmen.  Dies«  erfolgte  in  Gestalt 
eines  Verklarungseides,  welchen  wir  allerdings  erst  aus  den  Quellen 
des  deutschen  Mittelalters  kennen.  So  wird  die  Verfangenschaft  des  Grund- 
eigens  im  lateinischen  Freiburger  Stadtrechte  des  13.  Jahrhunderts,  wo- 
selbst sie  mit  Auflösung  der  Ehe  eintrat,  für  den  Fall  der  Bedürftigkeit 
der  überlebenden  Ehegatten,  ähnlich  wie  schon  im  sächsischen  Volks- 
rechte, ausdrücklich  aufgehoben:  „Si  vero  legitima  causa  pro  eo  inter- 
pellaverit,  et  hoc  iuramen:;to  cum  proprjiia  manu  probaverit, 
licet  ei  vendere".  Freib.  Tennenb.  20.  Entsprechend  —  für  den  Fall  der 
„famis  necessitas"  —  l.  c.  44.  Vgl.  dazu  Schmidt,  a.  a.  0.  54; 
F.  Beyerle,  Unters,  z.  Gesch.  d.  alt.  Stadtr.  v.  Freiburg  i.  B.  und 
Villingen  a.  Schw.  (Deutschr.  Beitr.  V,  1)  150. 
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werden.  So  ist  die  Verklarung  echter  Not  einer  der  frühesten 
Fälle  von  Stellvertretung  geworden.!^  Durch  einen  Boten^o 
wurde  dem  Gegner  und,  wo  die  Pflicht  des  Erscheinens 
etwa  dem  Gerichte  gegenüber  bestand^i,  dem  Richter  die 
Tatsache  der  Verhinderung  und  ihr  Grund  kundgetan  und 
dadurch  die  Säumnis  als  rechtlich  unnachteilig  verklart.22 

Hinzu  tritt  als  Glaubhaftmachung  der  Eid  des  Boten 
oder  seines  Entsenders,  wie  ihn  für  die  fränkische  Zeit 
ausdrücklich  das  westgotische  Recht  erwähnt^^^  wie  er  aber 
auch  in  den  Quellen  des  deutschen  Mittelalters  eine  so  all- 
gemeine Erscheinung  bildet^*,  daß  an  seiner  Ursprünglich- 
keit kein  Zweifel  bestehen  bleibt.  Wahrscheinlich  war  der 
Eid  des  Sunneboten  selbst  die  ältere  Beweisform.  Ein 
solcher  läßt  sich  bereits  fürs  salische  Recht  erschließen. 
Bei  Aufzählung  der  Fälle  echter  Not  sagt  nämlich  L.  Sal.  96 : 
„Per  ista  sunnis  se  homo,  si  provasione  [=  pro- 

batione]  dederit,  excusare  se  [poterit]**. 
Mehrfach  lassen  nun  fränkische  Quellen  die  echte  Not  durch 
Entsendung    des    Sunneboten   geltend  machen.^^    Da   aber 
dessen  Beweismittel  nach  jüngeren  Quellen  stets  der  Eid 
war  und  bei  der  Natur  des  germanischen  Beweisrechts  seit 


1^  Nämlich  einer  Vertretung  in  der  Verklarung.  Daß  der  Bote  in  der 
Sache  selbst  keine  Vertretungsmacht  hat,  ist  schon  von  Planck,  GV.  I, 
190,  und  Schmidt,  a.  a.   0.    122,   zutreffend  ausgesprochen. 

20  Vgl.  Schmidt,  a.  a.  0.  120ff.,  und  die  Stelle  L.  Burg.  8,  4, 
woselbst  es  von  der  zur  Eidesleistung  (bzw.  bei  Eidschelte  zum  Kampfordal) 
terminfälligen  Partei  heißt:  „Quod  si  iniirmitate  aut  occupatione  detenti 
fuerint,  faciant  hoc  Lpsum  iudicem  scire  aut  loco  suo  tales  personas 
dirigant,   qnorum  fide   possint  in  loco  sacramenta  praestare". 

21  Über  diese  Frage  vgl.  das  oben  iml  I.  Teil,  Kap.  II,  §  1  Ausgeführte. 

22  Vgl.  Schmidt,  a.  a.  0.  122  ff. 

23  L.  Vis.  II  1,  18:  „Quae  necossitas  iitrum  evidenter  cvencrit 
an  per  excusationem  videalur  opponi,  aut  idoneis  testibus  aut  suo  iura- 
mento   firmabitur".     Vgl.   dazu  Schmdldt,  a.   a.  0.    135. 

2*  Derselbe,  a.  a.  0.  135  f. 
25  Derselbe,  a.  a.  0.  122. 
Deutechrechtliche  BelträK«-  X.  2.  W 
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je  sein  miißte^ß,  so  dürfte  auch  die  in  L.  Sal.  96  verlangte 
probatio,  wo  sie  vom  Boten  selbst  erbracht  wurde,  im  Eid 
bestanden  haben.  In  der  Tat  bezeichnet  denn  auch,  worauf 
Sohm^'  zuerst  hingewiesen  hat,  Hincmar  in  seinen  Annalen 
(ad  868)  es  in  einem  \  konkreten  Falle  als  schuldhafte 
Säumnis, 

„quia  personam  praefatus  episoopus  non  misit, 

qui  iuraret,  quod  illuc  veni-Te  non  posset**. 

Dem  gegenüber  bedeutet  es  sicherlich  bereits  eine 
jüngere  Bildung,  wenn  nach  späteren  Quellen  auch  die 
Partei  selbst  in  einem  nachträglichen  Termine  zum  Ver- 
klarungseide zugelassen  wird.^» 

Neben  dem  Verklarungseide  kennt  das  westgotische 
Recht  bereits  auch  Zeugenbeweis^»,  der  sonst  erst  spät 
und  nur  vereinzelt  begegnet.^o  Für  ihn  konnte  nur  da  Raum 
sein,  wo  an  die  Stelle  der  Verklarung  die  Einrede  getreten 
war.3i  Wahrscheinlich  wa<r  diese,  wie  nach  manchen  Rechten 
des  deutschen  Mittelalters  ^2  und  —  ^soviel  es  scheint  — 
bei  den  Nordgermanen ^^^  so  bereits  auch  im  jüngeren  west- 
gotischen Rechte  neben  der  Verklarung  zulässig,  so  daß 
der  Betroffene  entweder  im  Verklarungswege  die  echte  Not 
beschwören  lassen,  oder  aber  im  Einredewege  sie  unter 
Zeugenbeweis  stellen  konnte.  ^^ 

26  Die  Notverklarung  ist  Unschuldsbeteuerung  gegenüber  einem  sonst 
zurechenbaren  Tatbestande,  daher  Beweis  einer  Negation.  Hierwegen 
vgl.  das  oben  im  I.  Teil,  Kap.  III,  §  6  Gesagte. 

27  Die  geistl.  Gerichtsbarkeit  im  fränk.  Reich,  Z.  f.  Kirch. R.  9, 
229  n.  90;  vgl.  Schmidt,  a.  a.  0.  130  n.  368. 

28  Vgl.  Schmidt,  a.  n.   24  a.   0.  —  2»  Siehe  oben  n.  23. 
80  Vgl.   Schmidt,  a.  a.   0.   135  ff. 

31  Daher  begegnet  er  später  regelmäßig  bei  Überschwemmung,  wo 
die  echte  Not  auch  dem  Sunneboten  gegenüber  bestand,  und  eine  Ver- 
klarung daher  regelmäßig  nicht  möglich  war.  Hier  tritt  aber  dann 
auch  die  Geltendmachung  der  echten  Not  notwendig  sofort  als  Ein- 
rede auf, 

32  Vgl.   Schmidt,  a.   a.   0.    132  ff.  -  »3  Derselbe,  a.  a.  0.  138f. 
34  D^s  ergibt  die  Alternative  der  oben  in  n.  23  ansjeführten  Stelle 
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II.  Die  Verklarung  der  Ungefähr  ist  zuerst  für  das 
Gebiet  der  absichtslosen  Missetat  durch  v.  Amiras^^  und 
Brunners^^  grundlegende  Forschungen  erschlossen  worden. 
Sie  geht  von  der  Tatsache  aus,  daß,  wie  die  alte  Erfolgs- 
haftung, so  nun  auch  die  Anerkennung  der  Ungefähr 
an  typische  Tatbestände  anknüpfte.  Diesen  mußte  trotz 
ihres  typischen  Zuschnitts  der  Charakter  eines  Ausnahme- 
falls gewahrt  bleiben.  „Um  zu  verhüten,  daß  böse  Absicht 
durch  den  Typus  des  Ungefährs  gedeckt  werde,  nahm  das 
ältere  Recht  in  den  Tatbestand  des  Ungefährwerkes  oder 
doch  gewisser  Ungefährwerke  das  Erfordernis  der  Ver- 
klarung auf,  d.  h.  einer  Handlung,  durch  welche  der  Täter 
den  Unfall  als  Ungefähr  bezeichnete." ^7  Als  ursprünglich 
außerprozessualer  Gefährdeeid  war  er  z'u  leisten,  „ehe  die 
Sache  klagbar  wurde",  meist  verknüpft  mit  dem  Angebot 
alsbaldiger  Ersatzleistung  oder  Ungefährbuße. ^^  Wie  bei 
eigenem  Ungefährwerke ^^  konnte  man  auch  bei  Knechtes- 
tat oder  Tierschaden^o^  ebenso  bei  Verletzung  durch  totes 
Gerät,  zumal  Waffen  und  Jagdvorrichtungen *i,  sich  durch 
Verklarungseid  vor  den  strengen  Folgen  der  Fahre  schützen. 
Mit  der  Leistung  des  Eides  war  hier  aber  zugleich  die 
schuldige  Person  oder  Sache  —  Knecht,  Tier,  Geräte  — 
auszuliefern. *2   Eine  Erscheinung,  welche  endlich  auch  den 

L.  Vis.  II  1,  18.  Ein  Nachklingen  des  Verklarungscids  im  Ein- 
redeverfahren ist  es,  wenn  nordische  Quellen  Zeugenbeweis  und  Helfer- 
eid kombinieren. 

35  Nordgerm.    Obl.R.    I,   376  ff.,   insbes.    378-391. 

36  über  absichtslose  Missetat  im  altdeutschen  Slrafrccht.  Berl.  S.B. 
1890,    815  ff.   =    Forschungen    487  ff.      Vgl.    auch   RG.    II,    546  t 

3'  Brunner,  RG.   II,  546. 

38  Ebendas.;  vgl.  auch  v.   Amira,  a.  a.   0.  380. 

39  L.  Vis.  VI  5,  2.  4/5.   7. 

*o  Knechtestat:  Ed.  Chilp.  5;  L.  Sax.  18  (s.  auch  52);  L.  Fris.  1,  13. 
Vgl.  noch  Liutpr.  21;  L.  Burg.  93,  3.  Tierschaden:  L.  Sal.  36  (s.  oben 
I.  Teil,  Kap.  III,  2.  Abschn.,  §  1). 

"  L.  Vis.  VI  5,  2  vgl.  mit  7. 

*2  Hierüber   vgl.    Brunncr,    Absichtslose    Missetat,    Forsch.    507 ff. 

33  • 
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Ausschluß  eines  Missetäters  aus  seiner  Sippe  unter  den 
Gesichtspunkt  des  Ungefährverfahrens  rückt,  insoferne  da- 
durch die  Sippe  der  auf  ihr  lastenden  Gesamthaftung  be- 
gegnete. *3 

Seinem  Wesen  nach  ist  der  Verklarung  seid  Zugeständnis 
und  Verneinung  zugleich:  Eingestehen  der  Tat  oder  des 
Geschehnisses,  welches  an  sich  haftbar  machte,  aber  Ver- 
neinung der  Gefährde,  des  Schuldmoments.  Da  naturgemäß 
nur  diese  schuldvernein,ende  Seite  des  Eides  Be- 
weischarakter hatte  —  der  Tatbestand  war  ja  unbe- 
stritten — ,  mußte  er,  als  Beweis  einer  Negation,  Eid- 
helfer- oder  Eineid,  jedenfalls  Reinigungsbeweis  sein.  Bei 
Knechtestat  des  Inhalts,  daß  das  Gewissen  des  Herrn  rein 
sei  und  die  Tat  weder  mit  seinem  Rat  noch  Willen  voll- 
bracht^*; bei  Tierschaden  Beteuerung,  die  Gefährlichkeit 
des  Tieres  nicht  gekannt  zu  haben.*^  Oder  endlich  die  all- 
gemeine Versicherung,  wie  im  altschwedischen  Gefährde- 
eid: „daß  dieses  war  mit  Ungefähr  (vadi)  und  nicht  mit 
Willen  (viH)".46 

Daß  die  Verklarung  der  Ungefähr  ursprünglich  nicht 
nur  außerprozessual,  sondern  auch  außergerichtlich  erfolgte. 


über  etwaige  Unmöglichkeit  der  Grestellung  ist  ebenfalls  zu  schwören. 
Ed.  Chilp.  5;  Hlot.  7  Eadr.  2  und  4;  Grimv.  3;  Capp.  quae  in  lege 
Rib.  mitienda  sunt,  c.  5. 

*'  Ohne  Zweifel  war  auch  der  Sippeausschuß  in  solchen  Fällen 
mit  irgendwelchem  Verklarungsformalismus  ausgestattet,  von  dem  es 
allerdings  bei  der  Spärlichkeit  der  Quellenzeugnisse  unmöglich  ist,  ein 
klares  Bild  zu  gewinnen.  Nahe  liegt  es,  an  eine  L.  Sal.  60  (Brechen 
einer  Haselgerte)  entsprechende  Symbolik  zu  denken.  Jüngere  Quellen, 
auf  die  Brunner,  RGl  I  130  hinweist,  kennen  ein  als  Ungefährverkla- 
rung zu  deutendes  Sich-Abschwören  der  Sippe  vom  schuldigen  Ma- 
gen. —  Näheres  über  die  rechtliche  Bedeutung  des  Sippeausschlusses 
s.  unten  im  III.  Teil,  §  2. 

4*  Ed.  Chilp.  5. 

*5  L.   Sal.  36,  Heroldscher  Text. 

*6  Vgl.  v.  Amira,  a.  a.  0.  379. 
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unterliegt  wohl  keinem  Zweifel.  In  dieser  ältesten  Gestalt 
verliert  sie  selbst  ihren  rein  rechtlichen  Charakter  und 
erscheint  als  Ausfluß  menschlicher  Umgangsgepflogenheit. 
Insoferne  nämlich  die  Tat  den  Ungefährcharakter  nicht 
schon  auf  der  Stirne  trug,  erschien  sie  als  böswillige  Hand- 
lung und  m'ußte  dem  Urheber  die  Fehde  zuziehen.  Wenn  die 
Volksrechte  ausdrücklich  hervorheben,  daß  um  absichts- 
lose Tat  keine  Fehde  entstehen  solle *^,  anderseits  dem 
Haftenden  Verklarung  seiner  Ungefähr  vorschreiben,  so  ist 
der  Zusammenhang  beider  völlig  klar.  Da  man  allen  Grund 
hatte,  nicht  erst  die  Rache  des  Verletzten  abzuwarten,  er- 
schien man  alsbald,  offenbarte  das  Geschehene,  beteuerte 
seine  Ungefähr  und  bot  dem  Geschädigten  —  in  gewissen 
Fällen  wenigstens  —  ganzen  oder  teilweisen  Schadenersatz. *s 
Soweit  man  dabei  die  eigentliche  Ursache  der  Tat  aus- 
lieferte oder  preisgab,  lag  darin  zugleich  ein  Zugeständnis 
an  das  Rachegefühl  des  Verletzten. 

Sicherlich  ist  es  bereits  eine  jüngere  Form  der  Un- 
gefährverklarung, daß  sie  vor  Gericht  erfolgte.  Charakte- 
ristisch ist  ihr  aber  auch  jetzt  noch,  daß  der  verantwort- 
liche Teil  nicht,  wie  im  ordentlichen  Bußverfahren,  die  pas- 
sive, sondern  die  aktive  Rolle  spielt.  „Se  obmallare"  heißt 
sein  Verhalten  bei  den  Franken*^ :  sich  (vor  Gericht)  zur 
Rechtfertigung  erbieten. 


*7  Vgl.  die  von  Brunner,  a.  a.  0.  505  n.  4  gegebenen  Belege; 
dazu  noch  Ed.   Roth.  326. 

*8  So  etwa  nach  Ed.  Roth.   138. 

*9  L.  Sal.  35,  8  (Codd.  5  u.  6  hei  Hesseis,  Sp.  212):  „Si  sar- 
vus  hominem  ingenuum  occideriit,  ipsa  homicida  per  medietatem  con- 
positionis  hominis  occisi  parentibus  tradatur,  et  alia  medietate  do- 
minus scrvi  se  noverit  solviturum;  et  si  intelexerit  de  lege,  potest  so 
obmallare,  ut  hoc  non  solvat".  Ähnlich  Codd.  7—9,  Her.,  Em.  Vgl. 
ferner  L.  Sal.  36,  Hcroldschcr  Text  (oben  I.  Teil,  Kap.  III,  2.  Abschn., 
§  1  S.  433  [239  d.  Abb.]).  Anders  dagegen  in  Codd.  7—9,  Em.;  hier 
ist  statt   „se  obmallare"    ein   synonymes   „se   dcfcndere"    gebraucht. 
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Schließlich  ist  das  germanische  Recht  auch  beim  Un- 
gefährwerk dazu  gelangt,  statt  der  vorwegnehmenden  Ver- 
klarung im  Prozeßfalle  eine  Einrede  der  Ungefähr  zuzu- 
lassen.^o  So  noch  in  volksrechtlicher  Zeit  bei  Knechtestat ^i, 
auch  bei  Verletzung  durch  gefährliche  Vorrichtungen.  ^^  j^ 
im  nacheurizianischen  Westgotenrechte  tritt  —  wohl  seiner 
starken  Beeinflussung  durch  römische  Rechtsgrundsätze  ge- 
mäß —  die  Natur  der  Verklarung  als  eines  außerprozessualen 
Gefährdeeides  fast  nirgends  mehr  deutlich  hervor^^;  bei  der 
Freiheit  des  westgotischen  Verhandlungs-  und  Beweisrechts 
ist  aber  kaum  zu  bezweifeln,  daß  hier  die  Ungefähr  in  der 
Regel  auch  einredeweise  geltend  gemacht  werden  konnte.^^ 
Unvereinbar  mit  der  sonstigen  auf  Ja  und  Nein  gestellten 
Verhandlungsmaxime  des  altgermanischen  Prozesses,  erhält 
diese  motivierte  Schuldverneinung,  eine  Widerrede  im  Sinne 
der  Reclitsbücher^^,  nur  dadurch  ihre  Erklärung  im  Gesamt- 
bilde des  Rechtsganges,  daß  sie  —  von  Hause  aus  selb- 
ständige Verklarung  —  erst  allmählich  ein  Bestandteil  des 
Verfahrens  geworden  ist. 

Auch  außerhalb  des  Bereichs  absichtsloser  Missetat 
läßt  sich  übrigens  der  Gefährdeeid  verfolgen;  insbesondere 
bei  der  Haftung  des  Treuhänders  hat  er  eine  außergewöhn- 
lich reiche  Verwendung  gefunden.  Da  diese  von  Hause  aus 
deliktisch  ist,  so  mag  man  hier  von  einer  Abspaltung  der 
Ungefährverklarung  bei  absichtsloser  Missetat  sprechen. 
Der  Treuhänder,  der  im  Vieheinstellungsvertrag  die  unent- 


50  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  547.  Auch  die  durch  v.  Amira, 
a.  a.  0.,  herausgestellte  Kategorie  unbedingter  Ungefährwerke  ist  in 
diesem   Sinne  zu  verstehen. 

51  L.  Sax.  52;  vgl.  auch  Liutpr.  21. 

52  L.  Rib.   70,  2. 

83  Vgl.  efwa  L.  Vis.  VI  5,  2.  4/5.   7;  VIII  4,   14. 

5*  Echter  Verklarung  seid  —  nicht  Einrede  —  begegnet  noch  in 
L.  Vis.  VIII  8,  4  und  16.  Vgl.  das  oben  im  I.  Teil,  Kap.  III,  2.  Abschn., 
§  1  Ausgeführte, 

55  Vgl.   Planck,  GV.   I,  223. 
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geltliche  Obhut  über  ein  Pferd  oder  ein  Stück  Vieh  über- 
nimmt, soll  nach  eurizianischem  Rechte,  wenn  das  Tier 
umsteht,  mit  der  Maßgabe  schuldfrei  ausgehen,  daß  er 
schwört,  das  Tier  sei  weder  durch  seine  Schuld  noch  durch 
seine  Nachlässigkeit  zugrunde  gegangen,  ^ß  Gerade  so  soll 
es  bei  der  Leihe  der  Beliehene  halten,  wenn  das  eingestellte 
oder  geliehene  Tier  infolge  Kranl^heit  verendet."  Ähnlich 
behandelt  das  ribuarische  Recht  denjenigen,  der  einen  ge- 
anefangten  Knecht  während  der  Dauer  des  Rechtsstreits 
zugewiesen  erhielt.  Starb  die  Streitsache,  so  hatte  er  am 
Termin  mit  6  Zeugen  ihrer  Beisetzung  über  ihrem  Grabe  (das 
durch  die  herausragende  Fußfessel  bezeichnet  war)  den  Eid 
zu  leisten :  daß  der  geanefangte  Mann,  ohne  von  Menschen 
oder  Tier  getötet  zu  sein,  eines  natürlichen  Todes  gestorben 
hier  begraben  liege.  Soweit  dieser  Schw^ur  sich  auf  die 
Todesart  bezieht,  ist  er  mit  Sicherheit  als  Gefährdeeid  des 
Treuhänders  anzusprechen.^^ 

56  Cod.  Eur.  278:  „Quod  si  etiam,  qui  nulla  placita  mercede 
susoepera[t,  ea  mor]tua  esse  probaverit,  nee  ille  merced[em  re]quirat 
nee  ab  illo  aliquid  creditor  acci[piat,  ea  tajmen  ratione,  ut  praebeat 
sacramen[him  ille,  qui]  commendata  (seil,  animalia)  suseeperat,  quod 
non  [per  suam]  culpam  nee  per  negligentiam  animal  [morte  eon]sumpta 
Sit".  Ähnlieh  vom  Verwahrer  von  Wertgegenständen  Cod.  Eur.  280; 
L.  Bai.  15,  2;  L.  Vis.  V  5,  3. 

57  Cod.  Eur.  279  (wozu  man  als  jüngere  Parallele  Ssp.  Ldr.  III  5, 
§  3  vergleiehe):  „Si  quis  alieui  iumentum  pr[aesti]terit  et  illud  per 
aliquam  infirmitat[em  aput]  eum  moritur,  saeramenLum  primitu[s  praejbere 
debet,  quod  non  per  suam  eulpa[m  mor]te  consumptum  sit,  et  nihil 
cogatu[r  exsol]vere". 

58  L.  Rib.  72,  1:  „Si  quis  homincm  interciaverit  et  infra  placitum 
mortuos  fuerit,  in  quadruvio  eum  retorta  in  pede  sepeliatur,  et  ibidem 
ad  diem  plaeitüs  cum  testibus  accidat  et  cum  ipsis  sex,  qui  eum 
scpelire  viderunt,  in  haraho  eoniuret:  quod  ibidem  ipsi  interciatus 
absque  interfeetionem  homimim,  pceodum  vel  altcrius  rei,  nisi  coin- 
munem  mortem  consumptus  sepultus  iaeiat  ...."  —  Daß  während 
des  Prozesses  auch  da,  wo  eine  ,dcr  Parteien  die  Streitsache  ziige*' prochen 
orhielt,  an  dersejbon  nur  treuhänderischer,  nicht  Eigenbesitsr  bestand, 
ergibt  schon  Cod.   Eur.  298. 
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Als  Treuhänderschaft  (im  Sinne  einer  Geschäftsführung 
ohne  Auftrag)  wird  man  endlich  die  Gestellungshaftung  dessen 
zu  deuten  haben,  der  einen  flüchtigen  Knecht  bei  sich  auf- 
nahm.^^  Wer  einen  solchen  Menschen  weiter  ziehen  ließ 
und  sich  dadurch  seine  Gestellung  unmöglich  machte,  konnte 
der  Inanspruchnahme  nur  durch  Verklarung  seinef  Ungefähr 
entgehen.  Vermutlich  gehörte  auch  dieser  Eid  bereits 
dem  eurizianischen  Rechte  an,  woraus  sich  seine  überein- 
stimmende Regelung  in  der  westgotischen  Antiqua  und  im 
burgundischen  Volksrechte ^^  erklären  würde. ^^  Daß  die  ganze 
Regelung  sich  an  die  Haftung  desjenigen  anschloß,  der 
vertragsmäßig  die  Verwahrung  und  Gestellung  flüchtiger 
Leute  übernahm,  liegt  auf  der  Hand.  Hatte  doch  nach 
ribuarischem  Rechte  auch  der  Treuhänder,  dem  ein  ge- 
fangener Flüchtling  anvertraut  war,  für  den  Fall  seines 
Entwischens  ein  Verklarungsrecht.^^  ß^r  Unterschied 
zwischen  beiden  Fällen  ist  nur  der,  daß  im  einen  der 
Schwörende  sich  auf  sein  Nichtwissen,  im  andern  nur  auf 
sein  Nichtwollen  berufen  konnte. 

Wie  der  Verklarungseid  um  absichtslose  Missetat,  so 
gibt  auch  dieser  Ungefährschwur  die  schuldbegründende 
Tatsache  (Unmöglichkeit  der  Sachrückgabe,  der  Auslieferung 
des  anvertrauten  oder  zugelaufenen  Mannes)   ausdrücklich 


59  Wie  die  Aufnahme  eines  solchen  ohne  das  Vorliegen  eines 
Treuverhältnisses  zum  Herrn  als  Diebstahl  (oder  Raub)  erschienen  wäre, 
so  konnte  umgekehrt  das  Nichtvorliegen  der  Diebstahlsabsicht  aus  der 
Tatsache  des  treuhänderischen  Verhaltens  erschlossen  werden.  Zu  einem 
solchen  wurde  aber  der  Aufnehmende  durch  das  gesetzliche  Gestellungs- 
gebot geradezu  verpfüchtet. 

60  L.  Vis.  IX  1,  4  und  8;  L.  Burg.  6,  3.  6/7.  9. 

61  Hierher  gehört  vielleicht  auch  der  Gefährdeeid,  den  nach  dem 
langobardischen  Edikte  der  Fährmann  zu  leisten  hatte,  der  einen  flüch- 
tigen Knecht  oder  Dieb  über  einen  Fluß  zu  setzen  sich  unterfing  (Ed. 
Roth.  265) :  „quod  ad  conscientiam  ipsius  non  pervenisset,  quod  fugi- 
tivos    aut    fugaces    transposuisset".      Vgl.    auch    L,    Burg.    6,    5  u.  6. 

62  L.  Rib.  73,  3. 
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ZU  und  stellt  sich  damit  in  Gegensatz  zum  einfachen  Reini- 
gungseide des  Bußverfahrens;  wohl  aber  wird  auch  hier 
das  Fehlen  der  Fahre  geltend  gemacht,  wird  also  eine 
Negation  unter  Beweis  gestellt. 

Daß  der  Eid  ursprünglich  außergerichtlich,  jedenfalls 
aber  aaßerprozessual  und  sofort  nach  Eintiitt  der  haftungs- 
begründenden Tatsache  zu  schwören  war,  das  liegt  noch 
in  der  eurizianischen  Bestimmung ^^  ausgedrückt,  daß  der 
Treuhänder  vor  allem  anderen  zuerst  (primitus)  seine  Un- 
schuld beschwören  solle.  Dem  steht  auch  die  Pflicht  des 
Treuhänders^*  nicht  im  Wege,  den  Tod  des  Tieres  zu  er- 
weisen. Ihr  konnte  zwar  in  einem  späteren  Termin,  wie 
nach  ribuarischem  Rechte^^  durch  jenen  Eid  über  die  Todes- 
art des  Tieres,  ebensogut  aber  auch  durch  sofortige  Ver- 
klarung genügt  werden. 

III.  Mit  der  Notwehrverklarung  ist  unsere  Darstel- 
lung bei  der  Prozeßform  angelangt,  welche  die  Rechtmäßig- 
keit einer  zugegebenermaßen  mit  Absicht  ausgeführten  Hand- 
lung sicherte.  Es  ist  klar,  daß  eine  solche  Verklarungs- 
möglichkeit wegen  der  Übereinstimmung  ihrer  Rechtslage 
mit  derjenigen  handhafter  Rache  auch  dann  von  größter 
Bedeutung  wäre,  wenn  nicht  hinzukäme,  daß  die  Behand- 
lung der  Notwehr,  in  die  älteste  Zeit  zurückverfolgt,  in  das 
Gebiet  der  Handhaftfälle   einzumünden   scheint. ^^ 

Als  Schuldausschließungsgrund  tritt  die  Notwehr  in  den 
Volksrechten  zwar  nur  ganz  gelegentlich  zutage;  doch  ist 
kein  Zweifel  möglich,  daß  sie  als  solcher  anerkannt  ist.   So 


63  Cod.  Eur.  279:  oben  n.  57.  Nicht  ausgeschlossen  ist  freilich, 
daß  der  Eid  daneben  auch  schon  nach  eurizianischem  Rechte  einrede- 
weise  zugelassen  war. 

«*  Vgl.   Cod.   Eur.   278:  oben  n.  56. 

65  L.  Rib.  72,   1:  oben  n.  58. 

66  Ähnlich  Levita,  Das  Recht  der  Notwehr,  70  ff.;  vgl.  dazu  oben 
§  1  n.  52.  S.  ferner  auch  Brunner,  RG.  I,  223;  v.  Arnira,  Nordg. 
Obl.-R.  II  401. 
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bestimmen  übereinstimmend  das  Westgotenrecht^',  die  Gun- 
dobada^*  und  das  langobardische  Edikt^^  »daß  bei  einem 
räuberischen  Überfall  der  Bedrohte  seine  Feinde  erschlagen 
dürfe,  ohne  eine  Schuld  auf  sich  zu  laden.  Und  daß  dies 
einem  allgemeinen  Notwehrsatze  entsprach,  zeigt  das  west- 
gotische Recht,  wenn  es  die  Erlaubtheit  der  Tötung  eines 
Verwandten  in  Notwehr  unter  Bezugnahme  auf  die  all- 
gemeinen Sätze  über  Totschlag  begründet.'^  Als  Anwendung 
der  allgemeinen  Norm  auf  einen  besonderen  Fall  wird  man 
es  auch  anzusehen  haben,  wenn  das  langobardische  Recht 
gestattet,  tollwütige  Menschen,  Hunde,  Pferde  oder  sonstige 
Tiere  bußlos  zu  töten. '^  Überhaupt  scheint  das  Recht  in 
der  Behandlung  der  Tiere  dieselben  Leitsätze  zugrunde  zu 
legen.  So  war  nach  Bayernrecht  die  Tötung  eines  Hundes, 
von  dem  man  am  Kleide  erfaßt  war,  bußlos ;  nur  wenn  man 
selbst  wegen  der  erlittenen  Verletzung  Buße  verlangte,  durfte 
der  Tierhalter  nach  den  Grundsätzen  über  Ungefährwerk 
den  erschlagenen  Hund  in  Anrechnung  bringen. ^^  Typisch 
zugeschnitten  ist  schließlich  der  Notwehrtatbestand  in  einer 
verwandten  langobardischen  Satzung  (Ed.  Roth.  330) :  so- 
fern der  Stab  oder  die  Waffe,  deren  man  sich  zur  Abwehr 
bediente,  von  mittlerer  Schwertlänge  war  und  nicht  etwa 
geworfen  wurde,  konnte  für  die  Tötung  des  angreifenden 
Hundes  kein  Ersatz  verlangt  werden. 

Als  Unrechtsausschheßungsgrund  bedurfte  die  Notwehr 
der   Geltendmachung   im   Verklarungswege.    Voraussetzung 

67  L.  Vis.  VIII  1,  13. 

68  L.   Burg.  29,   2. 

69  Ed.   Roth.   280;  vgl.  auch  Liutpr.   141. 

70  L.  Vis.  VI  5,  19:  „Si  ....  hoc  idoneis  testibus  .  .  .  aput 
iudioem  potuerit  adprobare,  quod  parracidium,  dum  propriam  vitajn 
tuetur,  adrniserit,  securus  abscedat  ....  illa  discretione  servata,  que 
in  cunctis  casibus  est  de  homicidiis  constitnta". 

71  Ed.  Roth.  323,  324. 

72  L.  Bai.  20,  9.  Anders  Aelfr.  23:  hier  hatte  in  jedem  Falle  nur 
der  Tierhalter  zu  büßen. 
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war  wohl  auch  hier  seit  je  entweder  Offenkundigkeit  oder 
nachträgliche  Kundbarmachung  der  Tat.'^  Erstere  mochte 
durch  das  Gerüfte  gesichert  werden;  wo  es  aber  dazu  gar 
nicht  gekommen  w^ar,  mag  —  wenn  der  Schluß  aus  dem 
Handhaftverfahren  gestattet  ist  —  auch  hier  Aufbahrung 
(oder  Aufhängen)  der  Leiche  künstliche  Kundbarkeit  ge- 
schaffen haben,  worin  zugleich  die  Obmallatio,  das  sich 
Erbieten  zu  Recht,  sichtbaren  Ausdruck  fand.'^  Jedenfalls 
war  es  im  deutschen  Mittelalter  eine  der  wichtigsten  Vor- 
aussetzungen der  noch  zu  besprechenden  Klage  gegen  den 
toten  Mann,  daß  die  Leiche  vor  Gericht  gebracht  wurde  und 
hier  während  der  Verhandlung  aufgebahrt  ruhte. "^^ 

Den  Hergang  des  Verklarungsverfahrens  zeigen  zwei 
merowingische  Formulae.  Die  ältere  und  ausführlichere  ist 
F.  Tur.  30,  31.  Ein  Mann  war  auf  ruhiger  Wegfahrt  über- 
fallen worden  und  hatte  den  mit  gezücktem  Schwert  auf 
ihn  eindringenden  Gegner,  nachdem  er  selbst  schon  einige 
Wunden  empfangen  hatte,  erschlagen.  Es  erscheint  der 
Graf  und  läßt  sich  den  Sachverhalt  von  Augenzeugen  be- 
richten. Daraufhin  kommt  der  Überfallene  und  schwört  zu- 
nächst mit  12  Eidhelfern  einen  außerprozessualen  Ver- 
klarungseid mit  der  Beteuerung,  daß  er  in  Notwehr  ge- 
handelt habe  und  der  andere  in  seiner  Schuld  erschlagen 
liege.  Der  Graf  ordnet  nunmehr  an,  daß  hierwegen  über 
40  Nächte  im  Ding  ein  Reinigungseid  mit  36  Eidhelfern  zu 
erbringen  sei,  über  dessen  Ableistung  das  anschließende 
Breve  sacramenti  (F.  Tur.  31)  Aufschluß  gibt.    Von  dieser 

"  Eine  entsprechende  Regelung  lassen  altnordische  Rechte,  für  die  es 
freilich  an  Parallclzeugnissen  der  Volksrechte  fehlt,  gewissen  Notstands- 
handlunj^en  zuteil  werden.     Vgl.  v.  Amira,  Nordg.  0hl. -R.  II  80.) f. 

7*  Vgl.  mit  der  Bestimmung  L.  Rib.  77  den  weiter  unten  wieder- 
gegebenen  Bericht  Greg.  Tut.  9,  19. 

'5  Vgl.  Planck,  GV.  I,  802,  804;  Schorer,  am  unten  n.  79 
a.  0.  85  ff.,  146  ff.  Wo,  wie  nach  F.  Tut.  30,  die  eidliche  Verklarung 
alsbald  am  Tatorte  erfolgte,  konnto  der  notwebrende  Totschläger  ohne- 
hin über  die  Leiche  schwören. 
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handelt  auch  Cart.  Sen.  17.  Danach  wird  aber  der  Eid  mit 
12  Helfern  und  3  grundgesessenen  Nachbarn  geschworen. 
Die  Eidesleistung  sicherte,  wie  F.  Tur.  30  urteilsmäßig 
ausspricht,  dem  notwehrenden  Totschläger  Bußlosigkeit 
seiner  Tat. 

Der  Verklarungseid  geht  darüber,  daß  der  Notwehrende 
den  Gegner  zum  Schutze  seines  eigenen  Lebens  (L.  Vis.  VI, 
5,  19): 

„dum  propriam  vitam  tuetur" 
oder,  wie  die  fränkische  Form'ulierung  es  kürzer  ausdrückt, 
über  sich  (super  se),  d.  h.  doch  wohl  sinnenfällig  in  Ver- 
teidigungsstellung erschlagen  habe.  Der  Nachdruck  liegt 
auch  hier  in  dem  wenn  auch  positiv  gehaltenen,  so  doch 
inhaltlich  negativen  Beteuern,  daß  die  Tötung  nicht  grund- 
los geschehen  sei.  Es  ist  im  Grunde  auch  nur  ein  Kunstgriff 
der  Gerichtssprache,  wenn  man,  von  sich  selbst  die  Schuld 
abstreitend,  zugleich  den  Gegner  beschuldigte,  indem  man 
ihn  als 

„in  stia  movita  vel  in  sua  culpa"  (F.  Tur.  30,  Cart. 

Sen.  17) 
erschlagen  bezeichnete. '^  Als  Negation  wird  die  Notwehr- 
beteuerung, wie  jede  Verklarung,  von  der  Partei  selbst  mit 
oder  ohne  Eidhelfer  beschworen.  Nach  fränkisohem  Rechte 
findet  sich  mehrfach  die  volle  Eidhelferzwölfzahl  bezeugf^^; 
daneben  kommt  sogar  eine  Eidleistung  mit  36  Helfern  vor.'« 

Für  die  Entwicklung  des  Handhaftverfahrens  ist  es  von 
größtem  Interesse  zu  sehen,  wie  die  Notwehrverklarung 


'6  Die  Formulierung  erinnert  an  jene,  mit  der  L.  Bai.  8,  1  die  Buß- 
losigkeit des  handhaft  erschlagenen  Ehebrechers  motiviert:  ,,in  suo  sce- 
lere  iaceat  sine  vindicta".  Nicht  Ausdruck  des  Friedlosigkeitsgedankens 
ist  sie,  vielmehr  des  oben  (I.  Teil,  Kap.  I,  §  2)  schon  erörterten  Verrecli- 
nungsprinzips. 

77  F.  Tur.  30,  Cart.  Sen.  17;  bei  den  Ribuariem  scheint  (so  wird 
man  L.  Rib.  77  sinngemäß  aus  41,  1  ergänzen  dürfen)  die  halbe  Eid- 
helferzahl genügt  zu  haben. 

78  F.  Tur.  30. 
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im  Gegensatze  zu  den  früher  besprochenen  Verklarungs- 
formen sich  gegen  die  Umwandlung  zur  Einrede  hart- 
näckig gesträubt  hat.  Jener  der  Klage  zuvorkommende 
Verklarungseid  der  fränkischen  Formel  ist  im  Mittelalter 
nicht  nur  nicht  verschwunden;  er  ist  umgekehrt  sogar  noch 
zu  weiterer  prozessualer  Selbständigkeit  gediehen.  Denn 
wie  das  Handhaftverfahren,  so  mündet  auch  die  Notwehr- 
verklarung in  zahlreichen  Rechten  des  Mittelalters  in  eine 
selbständige  Klageform  aus:  die  Klage  gegen  den  toten 
MannJ'^  Das  Verteidigungsmittel  der  Volksrechte  wird  hier 
zum  Angriffsmittel.  Der  außerprozessuale  Eid  des  Tot- 
schlägers mit  Eidhelfern,  ursprünglich  ein  Läuterungseid 
vom  Verdacht  unrechtmäßiger  Tötung,  ist  zum  Überführungs- 
eid über  den  Friedbruch  gestaltet,  durch  den  die  Notwehr 
des  Täters  begründet  worden  war.  Aus  den  Eidhelfern 
sind  Schreimannen,  Zeugen  für  die  Kundbarkeit  der  Notwehr 
oder  der  handhaften  Lage,  geworden.^^ 

Nur  in  bescheidenem  Maße  haben  sich  auch  außerhalb 
der  Überführung  des  vor  Gericht  geschleppten  Leichnams 
Spielarten  der  Verklarung  herauszuentwickeln  vermocht. 
Das  der  Klage  zuvorkommende  sich  Erbieten  zu  Recht, 
das  se  obmallare  der  altfränkischen  Rechtssprache,  hatte 
im  Mittelalter  wenigstens  die  eine  Wirkung,  daß  die  Tötung 
keinesfalls  als  vermessenthche,  sondern  nur  wie  Ungefähr- 
werk behandelt  wurde.  Der  sich  Erbietende  konnte  daher 
nicht  mit  einer  Klage  an  den  Hals,  sondern  nur  auf  Wergeid 
und  Hochgewette  verklagt  werden. «^ 


'9  Grundlegend  Scherer,  Die  Klage  gegen  den  toten  Mann,  Deutschr. 
Beitr.  IV,  2.  Tgl.  ferner  Brunner,  RG.  I,  39  u.  255  n.  18;  Planck. 
GV.   I,  800  ff,  V.  Maurer,  Vorles.  V,  55  ff. 

80  Wie    sehr    sich    damit    die    Notwehrvcrklarung    dem    Verfahren 
auf    Grund    handhafter   Tötung    wieder   angenähert    hatte,    zeigt    ein    Ver- 
gleich   beider,  etwa  nach    der   Schilderung,   die   der   Sachsenspiegel  da 
von  entwirft:  Ssp.  Ld.r.  1  64,  H  69  einerseits  vgl.  mit  II  M  anderseits. 

81  Ssp.  Ldr.  II   11  u.  38,  III  48,  §  1.     Vgl.  Planck,  a.  a.  0.  8l5ff. 
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Die  bloße  Notwehreinrede  schließlich  war  zwar  zu- 
lässig, jedoch  bei  der  streng  einseitigen  Beweisverteilung 
deshalb  ohne  wirksamen  Schutz,  weil  sie  den  Kläger  der 
Möglichkeit  eines  Schuldbeweises  keineswegs  beraubte, 
dieser  vielmehr  die  Einrede  bestreiten  und  über  die  Tot- 
schlagsklage Beweis  antreten  konnte.82 

Das  hier  für  die  Notwehrverklarung  gefundene  Bild 
wird  zusammen  mit  jenem  der  Ungefährwerke  durch  die 
Behandlung  des  homicidium  se  def endende  s^,  wo  dieses 
schon  zu  fester  begrifflicher  Ausbildung  gelangt  ist,  in 
mancher  Hinsicht  bestätigt.  Wenn  der  durch  Schläge  und 
Wunden  herausgeforderte  Burgunder  für  den  in  solcher 
Lage  verübten  Totschlag  nur  halbes  Wergeid  verwirkte^*, 
so  erinnert  das  an  die  Behandlung  der  Ungefährwerke  im 
ribuarischen®^  und  alamannischen  Rechte. ^^  Eine  verwandte 
Regelung  muß  für  leichtere  Fälle  auch  das  jüngere  West- 
gotenrecht (R.eckessvind)  gekannt  haben.  Wer,  zum  Streite 
gereizt,  infolge  einer  aberratio  ictus  einen  Schuldlosen 
tötete,  hatte  seinen  Tod  nur  mit  50  ß  zu  büßen,  während 
der  Urheber  des  Streites  100  ß  zu  zahlen  hatte. «^  Nach 
diesem  Verhältnis  der  Zurechnung  konnte  für  den  Urheber 
des  Streites,  wenn  der  Schlag  ihn  getroffen  hätte,  ebenfalls 
nur  ein  Drittel  der  Buße  verfallen,  da  er  zwei  Drittel  selbst 
trug.  Niedriger  als  vermessentlicher  Totschlag  war  das  homi- 
cidium se  defendendo  wohl  auch  nach  langobardischem 
Rechte  zu  büßen.^^  Dagegen  behandelt  die  westgotische 
Antiqua  den  Totschlag,  den  einer  „graviter  ooactus  iniuriis*' 

82  Vgl.  Planck,  a.  a.  0.  812  ff. 

83  Über  dieses  vgl.  Brunner,  RG.  II,  630  f.,  und  das  oben  im 
I.  Teil,  Kap.   I,  §  2  Ausgeführte. 

84  L.  Burg.   2,  2. 
^'^  L.    Rib.    46. 

86  Pact.  AI.  III  16  u.  18. 

8"  L,    Vis.    VI   5,    4.      Der    hiernach    verfallene    Gesamtbetrag    von 
150  ß  stellt  sich  (vgl.  L.  Vis.  VIII  4,  16)  als  halbes  Freienwergeld  dar. 
88  Vgl.  oben   I.  Teil,  Kap.   I,  §  2  n.   19. 
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beging,   wie   Notwehr^^,   d.   h.    der  Totschläger  ging   buß- 
und  straffrei  aus. 

In  jedem  Falle  aber,  ob  schuldmindernd,  ob  unrecht- 
ausschließend :  der  Umstand  der  gegnerischen  Herausforde- 
rung bedurfte  der  Verklarung.  Diese  lehnt  sich  im  west- 
gotischen und  scheinbar  auch  im  fränkischen  Rechte  an 
die  Notwehrverklarung  an.  Da  ersteres  schon  oben  er- 
örtert wurde,  gilt  hier  unser  Augenmerk  nur  mehr  dem 
fränkischen  Recht.  Die  Schlußworte  der  fränkischen  Not- 
weh rverklarung  lauten  nach  einer  schon  erwähnten  Formel 
(Cart.   Sen.   17): 

„quod  feci,  super  me  feci**. 
„Was  ich  tat,  tat  ich  in  Verteidigungsstellung."  Dieselbe 
Formel  scheint  aber  auch  beim  Totschlag  auf  Herausforde- 
rung gebraucht  worden  zu  sein.  Gregor  v.  Tours  (Hist. 
Fr.  9,  19)  berichtet  über  das  Ende  der  bekannten  Fehde 
zwischen  Sicharius  und  Chramnesind  bzw.  deren  Sippen, 
Sicharius  habe  dem  Chramnesind  —  bei  ihm  zu  Gast  ge- 
laden —  vorgehalten,  wie  vorteilhaft  diesem  die  von  Sicha- 
rius begangene  und  inzwischen  gesühnte  Tötung  seiner  Ver- 
wandten ausgeschlagen  sei  und  wie  sehr  der  Gastgeber 
ihm  Dank  dafür  schulde.  Dieser,  ergrimmt,  habe  die  Lichter 
ausgelöscht  und  dem  Spötter  den  Schädel  gespalten.  Wie 
man  sieht,  ein  Schulbeispiel  des  homicidium  se  defendendo. 
Wie  verläuft  nun  aber  die  Sache?  Zunächst  liängt  Chram- 
nesind die  entkleidete  Leiche  an  einem  Zaunpfahle  offen 
aus  und  macht  damit  das  Geschehene  kundbar.  Darauf  be- 
gibt er  sich,  ohne  erst  eine  gegnerische  Klage  abzuwarten, 
unmittelbar  zum  Könige,  bittet  diesen  um  sein  Leben,  be- 
kennt, daß  er  einen  Menschen^''  getötet  habe,  der  seine  Ver- 
wandten erschlagen  und  ihnen  alles  Gut  geraubt  habe,  und 
berichtet  den  weiteren  Hergang  der  Sache.   Es  gelingt  ihm 

«»  L.  Vis.  VI  5,   19;  vgl.  das  oben  im  Text  Gesagte. 
^0  Der  latoinische  Text  bietet  zwar  die   I^luralform   hominea.  allein 
es   ist  nicht   zweifelhaft,   wer   damit  gemeint  ist. 
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nicht,  des  Königs  Gnade  zu  erlangen,  zumal  Sicharius  Ge- 
folgsmann der  Königin  Brunhild  war,  und  er  flieht  daher 
in  das  Reich  Guntrams.  Später  aber  kehrt  er  zurück  und 
erwirkt  nun  ein  Urteil: 

„ut  oonvinceret  super  se  eum  interfecisse". 
Er  erbringt  diesen  Beweis  und  erwirkt  damit  die  Freigabe 
seiner  auf  Brunhilds  Geheiß  beschlagnahmten  Güter.    Von 
irgendwelcher  Bußleistung  ist  keine  Rede. 

Es  läge  nahe,  an  gegenseitige  Bußverrechnung  zu 
denken,  da  Sicharius  tatsächlich  vordem  seine  Verwandten 
getötet  hatte.  Allein  dazwischen  liegt  die  eidlich  bekräftigte 
Sühne  jener  Vorgänge  (Hist.  Fr.  7,  47).  Super  se  interficere 
bedeutet  ja  zudem  auch,  wie  erwähnt,  zur  eigenen  Abwehr 
töten.  Das  paßt  zwar  allenfalls  für  die  Tötung  auf  Heraus- 
forderung, nicht  aber  auf  eine  nach  Jahren  der  Freund- 
schaft verspätet  geübte  Blutrachetat.  So  kann  das  königs- 
gerichtliche Erkenntnis  hier  augenscheinlich  nur  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  Notwehrhandlung  gefaßt  sein,  der  das 
homicidium  se  defendendo  gleichgestellt  werden  mochte. 

Der  Obmallationscharakter  des  fränkischen  Verklarungs- 
verfahrens, in  Gregors  Bericht  klar  hervortretend,  prägt  sich 
insbesondere  auch  darin  aus,  daß  die  Verklarung  als  eine 
Überführung  (convincere)  bezeichnet  wird,  indes  das  burgun- 
dische  und  westgotische  Recht  die  Verklarung  auch  des 
homicidium  se  defendo  bereits  im  Einredewege  zugelassen 
hat.91 

IV.  Nunmehr  dürfte  der  Weg  zur  Deutung  des  Beweis- 
ganges im  Handhaftverfahren  offen  stehen. 

Als  älteste  Gestalt  handhafter  Rache  wurde  oben  die 
sofortige  Tötung  mit  nachfolgender  Rechtfertigung  erkannt. 
An  sie  hat  auch  die  Deutung  des  Beweisganges  anzuknüpfen. 
Bei  vorweggenommener  Rache  befand  sich  der  Rächer 
genau  in  derselben  Lage  wie  der  notwehrende  Mann.   Sollte 

91  Das  ergibt  der  Umstand,  daß  in  beiden  Rechten  (L.  Burg.  2,  2; 
L.   Vis.  VI  5,   19)   Zeugenbeweis  vorgesehen  ist. 
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der  Verdacht  unberechtigter  Tötung  nicht  auf  ihm  lasten 
bleiben;  so  mußte  er  sich  eines  Rechts behelf es  zu  seiner 
Entlastung  bedienen.  Diesen  bot  hier  wie  bei  der  Notwehr- 
tötung die  Verklarung ;  durch  sie  wurde  die  Tat  zum  legalen 
Racheakte,  wurde  der  betroffenen  Sippe  gegenüber  Urfehde 
und  Bußfreiheit  gesichert.  Nichts  anderes  also  als  die  Ver- 
klarung handhafter  Tötung  ist  das  Handhaftverfahren 
in  seiner  älteren  Gestalt.  Und  wie  in  den  anderen  Ver- 
klarungsfällen, so  treten  auch  hier  alsbald  die  beiden  Grund- 
elemente des  Verfahrens  in  Erscheinung :  Kundbarkeit  der 
Tat  und  Rechtfertigung  durch  Verklarungseid. 

Es  liegt  in  der  Natur  handhafter  Rache,  daß  ihr  die 
Gegenwart  dritter  und  damit  die  Kundbarkeit  in  der  Regel 
fehlte;  Diebe,  Ehebrecher,  Mörder  und  Brandstifter,  aber 
auch  Räuber  mochten  es  vermeiden,  in  der  Nähe  dritter 
ihre  Tat  auszuführen.  So  findet  sich  denn  im  Handhaft- 
verfahren regelmäßig  das  Erfordernis  der  Kundbar- 
machung.  Nach  fränkischem  Rechte  erfolgte  sie  durch 
Erhöhen  der  Leiche  des  handhaft  Erschlagenen  auf  einem 
Gerüste  (L.   Rib.   77): 

„Coram  testibus  in  quadruvio  in  clita  eum  levare 

debet  et  sie  40  seu  14  noctes  custodire,  et  tunc  ante 

iudice  in  haraho  coniurit sin  autem  ista  non  ad- 

impleverit,  homicidii  culp.  iud.". 
Wo  das  Vorbringen  der  Leiche  im  Gerichte  nicht  möglich 
oder  mit  Umständlichkeiten  verknüpft  war,  da  mochte  auch 
das  Ausstellen  und  Vorweisen  von  Leibzeichen  des  Er- 
schlagenen als  genügend  erscheinen.^^  u^d  go  wird  man 
die   Bestimmung    des   alamannischen   Rechts,    wonach   der 

92  Das    altnonv.    KccliL    faßt    das    Erfordernis    dfir    Kundbarkeit    — 

wirklicher  wie  künstlicher  —  zusammen  in  dio  Worte  (Froslu]).  IV  39): 

^Vitni,  bedr  eda  blaeja  eda  blöd,  Zeugnis,    Bett    oder    Decke    oder 

ef  a  klaei^um  er,  eda  n.ivistarmenn.       Blut,  wenn  [welches]  an  den  Kleidern 

er  hja  voru,  karl.ir  eda  konor."  ist,    oder    Nachbarn,  die      zugegen 

waren,  Männer  oder  Weiber.  (Nach 
V.  Amira,  Altn.  VolNtr.-Ver(.,  ICO.) 
DenlMchrechliirlic  l'.oitrhjrc.     X.    2.  33 
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Totschläger  von  der  Leiche  des  Erschlagenen  blutige  Klei- 
dungsstücke zu  Verklarungszwecken  an  sich  nehmen  darf, 
in  erster  Linie  auf  handhafte  Rache  beziehen  dürfen  (Pact. 
AI.  II,  44): 

„Si aliquid  de  res  suas  sangulentas  tullerit, 

aut  [=  ut]  hoc  auferit  [=  offeret]  ad  parentes,  nihil  est 

ad  requirendum". 

Ähnlich  dürfte  im  Rechte  des  westgotisch-burgundisch- 
bayrischen  Quellenkreises  die  Kundmachung  mangels  Auf- 
bahrung der  Leiche  oder  gerichtlicher  Vorweisung  von  Spuren 
der  Tat  auch  in  einer  persönlichen  Kündung  der  hand- 
haften Tötung  an  die  Nachbarn  unter  Vorweisung  von  Leib- 
zeichen gefunden  worden  sein.^^  Sq  konnte  man  sich  Zeugen 
sichern,  die  für  die  Handhaftverklarung  hier  ebenso  wichtig 
waren,  wie  sie  bei  Tötung  in  Notwehr  oder  auf  Heraus- 
forderung vorgesehen  sind.  Ein  Verfahren,  das  bei  Zu- 
griff sakten  wie  bei  der  Schüttung  (vgl.  Teil  I,  Kap.  III, 
Abschn.  II,  §  1)  durchaus  analog  gebildet  ist.  Für  die 
handhafte  Tötung  ist  es  am  unzweideutigsten  durch  die 
Neuchinger  Dekrete  (3)  bezeugt.  Hiernach  sind  die  drei 
zugelassenen  Handhaitfälle  in  der  Weise  kundzumachen, 
daß  der  Rächer 

„debita  signa  vicinis  suis  et  his,  qui  adsistunt, 

insignet". 

In  jedem  Falle  also  mußte  die  Tat  kundbar  gemacht 
werden.  Daher  sagt  ein  angelsächsisches  Königsgesetz 
(Ine  35): 

^Se   de   deof  slihd,   he    mot  ade  „Wer    einen  Dieb   erschlägt,   der 

gecydan,  {)aet  he  hine  fleondne  for  darf  durch  Eid  beweisen,  daß  er  ihn, 
deofsloge...    Gif  he  hit  |)onne      den  fliehenden,  als  Dieb  erschlug.  .  . 


93  Ein©  solche  (lysing)  verlangt  auch  das  nordische  Recht.  Vgl. 
Scherer,  a.  a.  0.  77  ff.;  Heusler,  Strafr.  d.  Isländersagas,  113  f. 
Verschieden  von  der  Kundmachung  ist  auch  im  Norden  die  Verklarung 
gerechter  Tötung  (öhelga);  vgl.  die  isländ.  Belege  bei  Heusler,  a.  a.  0. 
116  f.,  Ziff.  6,  10,  11. 
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dierne;  sie  eft  yppe,  {)onne  for-  Wenn  er  es  aber  verbirgt, 
g  i  e  1  d  e  h  e  h  i  n  e/  und  [es]  wird  späterhin  offenbar,  da'nn 

vergelte  er  ihn."   (Übers.  L i e b  e r  m. 

I,  105). 

Zur  Kundmachung  tritt  nun  der  Verklarungseid  hinzu. 
Der  Totschläger  schwört  mit  Eidhelfern  über  den  handhaft 
Erschlagenen  : 

„quod  eum  de  vita  forfactum  interfecisset"  (L.  Rib.  77); 

„furem  iusto  occisum"   (L.  Turing.  39). 
oder,  nach  angelsächsischem  Rechte: 

,{)aet  he  hine   synnigne  ofsloge"  ,daß    er   ihn   als   schuldigen   er- 

(Ine  16)  schlagen  habe" 

,{)aet    he   hine  fleondne  for  deof  „daß  er  ihn,    den  fliehenden,    als 

sloge"  (Ine  35)  Dieb  erschlug" 

Der  Schwur  ist  nach  der  eben  angeführten  Satzung  des 
Thüringerrechts  selbzwölft,  nach  späterem  sächsischem 
Rechte  selbsiebt^*  zu  leisten. 

Die  Hervorhebung  des  Umstandes,  daß  man  einen 
schuldigen,  vertanen  (forfactum)  Mann  erschlagen,  ihn  mit 
Recht  (iusto)  getötet  habe,  bringt  das  negative,  die  eigene 
Schuld  bestreitende  Element  in  positiver  Fassung  zum  Aus- 
druck. Der  Eidführer  im  Verklarungsverfahren,  wie  der 
Kläger  gegen  den  Toten  nach  späteren  Rechten  ist  in  Wahr- 
heit in  Verteidigungsstellung.  „Der  .  .  .  Totschläger,  der 
jederzeit  wirklicher  Beklagter  werden  kann,  vollführt  eben 
in  dem  scheinbaren  Friedbruchverfahren  als  Kläger  nichts 
anderes  als  seine  Reinigung."''^  Daraus,  und  nur  daraus 
erklärt  sich,  unserer  Auslegung  des  Eidhelferschwures 
gemäß,  die  Anwendung  dieses  Beweismittels.  Es  ist 
auch  hier  die  feierliche  Beteuerung  einer  Negation, 
nämlich  des  Bestreitens  schuldhafter  und  unerlaubter 


»*  Ssp.  Ldr.   11  69. 

»•^  Schercr,  a.  a.  0.  89.  Charaktcristi.sch  ist  es  hierfür,  wie  auch 
Schcrer  richtig  bemcrkl,  wenn  die  Graugan»  (Grag.  II  377)  den  Tol- 
schlägcr  anweist,  sich  zum  Schutze  die  Klage  gegen  den  toten  Mann 
zu  ♦erheben,    „oc  sral   sa  f)a    um  illmacii  sokla  til   biargar  s/r". 
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Tötung,  deren  Urheberschaft  sonst  unbestritten  ist.  Wieder 
liegt  also  auch  hier  ein  außerprozessualer  Akt  vor,  welcher, 
ohne  daß  Klageerhebung  abgewartet  wird,  geleistet  werden 
kann  und  muß. 

Der  einseitigen  Struktur  des  Beweisrechtes  gemäß 
konnte  der  Verklarung  gegenüber  ein  Gegenbeweis  nicht 
in  Frage  kommen.  Daher  bestimmt  das  angelsächsische 
Recht  ausdrücklich,  daß  Gegenbeweis  gegen  den  Verklarungs- 
eid ausgeschlossen  sei;  der  Totschläger  darf  hier  (Ine  16): 

„gecyöan  mid  ade,    |)aet  he  hine  „durch  [seinen]  Eid  beweisen,  daß 

synnigneofsloge,  nahes  da  gegyldan".       er   ihn    als    Schuldigen    erschlagen 

habe,  keineswegs  die  Gildegenossen 
[des  Toten  gelangen  zum  Beweise]. 
(Übers.  Li  ehe  rm.  I  97.) 

Nur  dann,  wenn  die  alsbaldige  Verklarung  unterblieb,  war 

auch  hier  die  Sippe  des  Erschlagenen  näher  zum  Beweise. 

Demgemäß  bestimmt  Ine  21,1  vom  Totschläger: 

„Gifhehitdonnedierned7weor&e&  „Wenn  er  es  jedoch  verhehlt  und 

ymb  long  yppe,  donne  rymed  he  dam  [es]  wird  über  lang  offenbar,  dann 
deadan  to  dam  ade,  |)aet  hine  moton  räumt  er  dem  Toten  [den  Weg]  zum 
his  maegas  unsyngian."  Eide,   so    daß    diesen    dessen    Ver- 

wandte rein  schwören  dürfen."  (Übers. 
Lieberm.  I  99.)»« 

Eine  Durchkreuzung  der  hier  geschilderten  Beweislage 
konnte  freilich  schon  in  älterer  Zeit  durch  Eidschelte  erzielt 
werden.  Insoferne  sie  zum  Zweikampf  führte,  machte  der 
Scheltende  dem  Beweisführer  den  Erfolg  seiner  Beweis- 
antretung streitig.  Im  Thüringerrecht  wird  denn  auch  dem 
nächsten  Magen  des  Getöteten  ausdrücklich  das  Recht  zu- 
erkannt, den  Rächer  auf  Kampf  anzusprechen  derart,  daß 
der  Verklarungseid  zurücktreten  mußte. ^^  Erst  das  jüngere 
angelsächsische   Recht  gelangte  über  den   Standpunkt  des 

36  Vgl.  aach  die  oben  zitierte  Stelle  Ine  35. 

9'^  L.  Thur.  39:  „Homo  in  furto  occisus  non  solvatur;  sed  si  proxi- 
mus  eins  dixerit  innocentem  occisum,  campo  eum  conprobet  innocentem; 
vel   12   hominum   sacramento   hirem   credi  iusto  occisum". 
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thüringischen  Volksrechtes  hinausgehend  dazu,  eine  nach- 
trägliche Reinschwörung  des  erschlagenen  Diebes  durch 
seine  Sippe  zu  gestatten.^® 

Wie  nun  der  Voreid,  einst  Reinigungseid  vom  Verdachte 
bösgläubig  erhobener  Anklage,  zum  Beteuerungseid  für  die 
Ernsthaftigkeit  der  Klage  und  damit  zum  Belastungseide 
wurde,  indem  man  ihn,  der  einst  nach  erfolgter  Reinigung 
geleistet  Avard,  an  die  Spitze  des  Verfahrens  stellte,  so 
läßt  sich  dieselbe  Umbildung  auch  am  Eidhelfereide  gegen 
den  handhaften  Täter  verfolgen.  Mit  zunehmender  Ver- 
feinerung und  Differenzierung  des  Rechtsgefühls  mußte  es 
in  immer  höherem  Maße  unerwünscht  erscheinen,  daß  das 
Leben  eines  Menschen,  wenn  er  irgendwo  betroffen  wurde, 
wehrlos  dem  Gegner  preisgegeben  sei  und  die  Sippe  des 
handhaft  Getöteten  sich  nachträglich  ohne  eigenen  Rechts- 
behelf mit  dem  Verklarungseid  des  Totschlägers  begnügen 
solle.  Vollends  aber  kam  die  Unzulänglichkeit  des  Instituts 
dann  zum  Bewußtsein,  wenn  die  Tötung  erfolgt  war  und 
der  Totschläger  hinterher  den  erforderlichen  Verklarungs- 
eid mit  Eidhelfern  nicht  zuwege  brachte.  Lange,  ehe  man 
aus  demselben  Gesichtspunkte  im  ordentlichen  Prozeß  dazu 
überging,  dem  Verdächtigten  nur  auf  vorangegangenen  Vor- 
eid des  Klägers  hin  die  Reinigung  zuzumuten,  mußten  des- 
halb Einflüsse  sich  geltend  machen  in  der  Richtung,  den 
Verklarungseid  des  Handhaftverfahrens  nicht  mehr  nach 
geschehener  Tötung,  sondern  vor  Ausführung  derselben  zu 
verlangen.  Indem  man  darin  eine  Gewähr  fand,  daß  unter 
keinen  Umständen  ein  Mensch  ohne  rechtliches  Gehör  ge- 
tötet werde,   über  dessen  berechtigte   Tötung   nachträglich 


88  Die  Entwicklung  setzt  scheinbar  schon  mit  II  Aethelst.  1  u.  11, 
III  Actlielr.  7  ein  (so  auch  Schmidt,  Ges.  d.  AnRols.,  557  f.)  tmd 
gipffilt  in  den  Lf«es  Rdw.  Cf.  3(5.  Vt,'I.  Bniiitinr,  RG.  II,  484  n.  18. 
Eine  solche  Roini^un«  des  han'lhaft  Erschiai^enon  laßt  als  primären  Be- 
weis auch  das  altnorweR.  Hecht  zu.  l'YostuJ).  iV  40;  vrI.  v.  Arnira, 
VV)Il8lreckunj;8verf.,   Ißl. 
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nicht    einmal    die    erforderliche  Eidhelferzahl    aufgebracht 
wurde. 

Eine  Umgestaltung,  die  längst  erkannt  ist.^»  Immer 
mehr  rückt  die  vorgehende  Festnahme  an  die  Stelle  hand- 
hafter Tötung.  Der  ertappte  Täter  soll  gefesselt  und  vor 
Gericht  gebracht,  das  Verklarungsverfahren  voTgenommen 
und  dann  erst  die  Tötung  vollzogen  werden.  Und  auch  hier- 
bei ist  das  Recht  nicht  stehen  geblieben.  In  dem  Augen- 
blicke nämlich,  in  dem  der  Verklarungseid  zum  vorweg- 
genorrmienen  Eidhelferschwur,  zum  Überführungseide  wird, 
ist  nun  auch  die  Möglichkeit  vor  Augen  gerückt,  ihn  zu  wider- 
legen. Wie  naheliegend  war  es  für  den  Festgenommenexi, 
sich  seinerseits  zum  Unschuldseide  zu  erbieten!  Wer  garan- 
tierte denn,  daß  auf  des  Verfolgers  Seite  alles  mit  rechten 
Dingen  zugegangen  war?  Liutprand  berichtet  von  Leuten, 
die  fremde  Knechte  oder  Aldien  arglistig  unter  der  Be- 
hauptung bandhafter  Festnahme  aufschnappten,  um  sich 
die  Losungsbuße  oder  den  Besitz  des  Mannes  zu  ver- 
schaffen.^oo  Da  setzt  denn  das  ribuarische  Volksrecht  mit 
einer  Bestimmung  ein.    Wer  von  der  Schar  der  Nachbarn, 


99  Ygl.  Brunner,  RG.  II,  483  ff.  Die  näheren  Belege  s.  oben  in 
§  1  sfub.  II.  :    i    :  ■    :(;i,riii'j^   y    ' 

100  Liutpr,  111 :  „Si  qtiis  servum  aut  haldionem  alterius  per  oon- 
ludium  conpraehindere  presnmpserit  dicendo,  quod  super  furtum  suum 
compraesissit,  aut  tacito  in  curtem  suam  noctis  tempore  invenissit  .  .  ." 
Vgl.  hierzu  auch  die  viel  jüngere  Bestimmung  V  Aethelr.  32,  4: 

,7be  nordan  stod  seo  unlagu,  |)aet  „und  im  Norden  galt  der  Rechts- 

man  moste  banweorc  on  unsacne  mißbrauch,  daß  man  gegen  einen 
secgan;  7  J)aet  scolde  standan,  gif  Unschuldigen  Totschlag  aussagen 
hit  wurde  swa  gecy9ed,  ydaeges  sona.  durfte  und  diese  [Aussage  als  er- 
Ac  ^aet  unriht  alegde  ure  hlaford.  wiesen]  gelten  sollte,  wenn  sie  so 
{)aet  he  ma  mote.*  alsbald    am    Tage  [des   Totschlags] 

selbst  erklärt  wurde.  Aber  dieses 
Unrecht  beseitigte  unser  Herr;  daß 
er  nur  mehr  [beseitigen]  könne!" 
(Übers.  Lieberm.  I  245.) 
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die  als  Schreimannen  auf  das  Gerüfte  hin  herzugeeilt 
waren,  festgenommen  und  als  handhafter  Täter  über- 
schw'Oren  wurde,  dem  konnte  mit  gutem  Gewissen  der 
Prozeß  gemacht  werden,  ohne  daß  man  eine  Widerrede 
zuließ. 101  Derjenige  aber,  den  der  Verfolger  nur  mit  eigenem 
Anhang  und  Gesinde  festnahm,  der  mußte  das  Reinigungs- 
recht  erhalten  (L.  Rib.  41) : 

„Si  quis  a  contubernio  probabiliter  legatus  super 

res  alienas  fuerit,  eum  ad   excusationem  non  permit- 

timus'*. 

„Sed  si  unus  homo  cmn  sattelitibus  suis  hominem 

legaverit,  aut  ipsum  excussare  permittimus  aut  proxi- 

miis  eius,  quod  innocens  legatus  sit,  cum  6  iuret." 
Und  wer  zwar  auf  handhaftem  Diebstahl,  aber  ohne  das 
corpus  dehcti,  die  Handgetat  selbst  festgenommen  war,  der 
war  nach  einem  sächsischen  Kapitular  näher  zum  Kampfe, 
Ordal  oder  Unschuldseid.i<^2 

Wiederum  wirkt  die  Überführungsform  gegen  handhaft 
Festgenommene  auf  das  Verklarungsverfahren  handhafter 
Tötung  zurück,  wenn  die  betroffene  Sippe  gegenüber  dem 
Verklarungseide  des  Totschlägers,  wie  nach  thüringischem 
Rechte  zum  Kampfgruß,  so  nach  späterem  angelsäch- 
sischem Rechte  auch  zur  Reinigung  bereits  Getöteter  im 
Ordalwege  zugelassen  wurde. ^^s    Denn  zweifellos  hat  das 

101  Vgl.  Ine  15,  2: 

,J)eof,   siddan  he  bid  on  cyninges  „Ein  Dieb,  sobald  er  in  des  Königs 

bende,  nah  he  {)a  swicne."  Haft  ist,  verliert  dieses  Reinigungs- 

recht."  (Übers.  Liebe rm.  I  97.) 
Vgl.  auch  Scherer,  a.  a.   0.   109;   Brunner,   RG.    II,  485  f. 

102  Cap.  Kar.  ap.  Anseg.  serv.  (s.  unten  III.  Teil  §  2  n.  69).  Vgl. 
dazu  Brunner,  RG.  II,  486  f.  In  dieaem  Zusammonhango  ist  auch  die 
Reinigung  mit  Kesselfang  zu  nennen,  welche  das  friesische  Volksrccht 
(L.  Fris.  3,  8  und  9)  dem  liandliaft  festgenommenen  (depraehensus) 
Dieb  vergörmt. 

103  III  Aethelr.  7: 

,And  gif  hwa  t)eof  rlaensian  wylle  .Und  wenn   jemand  einen  |hiu|^e- 
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spätere  angelsächsische  Recht  auch  dem  Festgenommenen 
unter  gewissen  Voraussetzungen  (vielleicht,  wenn  der  Über- 
führungsbeweis durch  stärkeren  Reinigungsbeweis  über- 
boten ward)  die  Reinigung  verstattet.  Das  darf  aus  der 
ausdrücklichen  Hervorhebung  gefolgert  w^erden,  daß  der 
Dieb  (nur)  dann  nicht  geschont  werden  solle,  wenn  nach 
Landrecht  erkannt  werde  (VI.  Aethelst.  1,  1): 

„|)aet  ful  sy  7  to  nanan  andsaece  „daß  er  überführt  ist  und  zu  keiner 

ne  maege".  Leugnung  zugelassen  werden  kann". 

(Übers.  Lieberm.  I  173.) 

Wie  dem  auch  sei :  jedenfalls  war  im  übrigen  das  gegen 
den  Festgenommenen  eingeleitete  Verfahren  dem  um  hand- 
hafte Tötung  völlig  entsprechend.  Freilich,  eine  Änderung 
m'ußte  mit  der  Vorwegnalune  des  Eides  notwendig  eintreten : 
der  Aufbahrung  -oder  Erhöhung  der  Leiche  am  Gerüste 
konnte,  da  sie  ja  erst  nach  vollzogener  Tötung  erfolgte,  im 
Verfahren  auf  handhafte  Festnahme  eine  Publizitätswir- 
kung nicht  mehr  zukommen.  Allein  insoferne  jene  sich 
auf  die  Rache  selbst  bezog,  war  sie  mit  dem  Übergang  zur 
öffentlich  vollzogenen  Hinrichtung  überhaupt  überflüssig 
geworden.  Als  Kundmachung  der  handhaften  Lage  des 
Falles  aber  wurde  ihre  Aufgabe  nun  vom  Gerüfte  über- 
nommen. Dieses,  von  Hause  aus  einfacher  Alarmruf^oi^  wird 
für   das  Verfahren   gegen   den   handhaft  Festgenommenen 


lecge  an  G  to  wedde  ...    7  gange      richteten]    Dieb    als    rein   erweisen 
to  |)rimfealdan  ordale.  will,    so    hinterlege   er  ein  Hundert 

[Silbers]  als  Pfand  .  .  .  und  schreite 

zu  dreifachem  Ordale. 

Gif  he  claene  beo  aet  f)am  ordale,  Wenn  er  rein  erfunden  ist  bei  dem 

nime  üpp  his  maeg;    gif  he  {)onne      Ordal,  so  nehme  er   [jenen]   seinen 

ful  beo,  liege  {)ar  he  laeg,    7  gUde      Verwandten  herauf  [aus  unehrlichem 

an  G."  Grabe];    wenn  er  dagegen  schuldig 

erfunden  ist,  liege  dieser,  wo  er  lag, 
und  büße  er   ein  Hundert  [Silbers]. 
(Übers.  Lieberm.  I  231.) 
10*  So  auch  Scherer,  a.  a.  0.  115. 
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wesentliche,  unerläßliche  Kundbarkeitsform  und,  im  Ge- 
richte wiederholt,  zugleich  ein  Aufgebot  der  Gegenpartei, 
die  Verantwortung  der  Verfolger-  und  Schreimannenschar 
entgegenzunehmen,  ^o^ 

Die  Bedeutung  des  Verfahrens  als  einer  vorherigen  ge- 
richtlichen Entscheidung  über  die  Rechtmäßigkeit  der  be- 
gehrten Rache  prägt  sich  aber  .darin  aus,  daß  nun  auch 
dem  Gerichte  selbst  Symbole  der  handhaften  Festnahme 
vorgeführt  werden  müssen.  Daher  wird  dem  Diebe  die  ge- 
stohlene Sache  auf  den  Rücken  gebunden,  oder  es  wird 
etwa  gegen  den  handhaft  festgenommenen  Mörder  die  Leiche 
seines  Opfers  vor  Gericht  gebracht,  um  die  Klage  mit  dem 
toten  Mann  zu  erheben. i'^ß  Und  vielleicht  darf  auch  die 
friesische  Bestimmung,  wonach  der  Brandstifter  erschlagen 
werden  durfte,  wenn  man  ihn  mit  brennender  Fackel,  indes 
die  Flamme  den  First  umzüngelt,  betraf,  für  den  handhaft 
Festgenommenen  entsprechend  dafür  angerufen  werden,  daß 
die  Fackel  —  dem  armen  Sünder  in  die  Hand  gedrückt  — 
vor  Gericht  die  Lage  der  Festnahme  zu  veranschaulichen 
hatte.  Für  den  Fall  des  Ehebruchs  wird  wenigstens  im  späteren 
sächsischen  Rechte  eine  höchst  drastische  Form  der  Kund- 
machung verlangt:  die  Ehebrecher  sind  zusammenzubinden 
und  der  Rächer  soll  sich  auf  sie  setzen  und,  die  Waffe  in 
der  Hand,  das  Gericht  besenden ^o«,  dem  auf  diese  Weise 
die  Handhaftigkeit  reproduziert  ward. 

Der  Eid,  durch  welchen  der  Festgenommene  nunmehr 
überführt  wird,  ehe  die  Tötung  vollzogen  werden  darf,  trägt 

i''^  Entsprecliend  vollzieht  sich  auch  nach  einem  salischen  Kapitniar 
(L.  Sal.  74  =  Geffken,  Cap.  III  ad  L.  Sah,  §  l)  der  Uasclmldseid  der 
Dorfgenossen  über  den  erschlagenen  Mann  unter  Aufbahrun^  der  Leiche 
auf  einem  fünf  Fuß  iiohen  Gerüste  und  voraufgehendem  Homstoß  des 
Grafen  —  zur  Aufbietung;  etwaiger  Gesippen  zwecks  Rekognoszierung  der 
Leiche  und  Übernahme  der  Klage. 

IOC  üher  diese  v^l.  Brui.ner,  RG.  I,  254 f.;  Z.'  f.  RG.  31  (1010).  235f. 

107  Meißener  Rechtsbuch  IV  11,  2,  angef.  \yo\  Scherer.  a.  a.  0. 
149.      Vgl.    auch    die    Parailelf^   des    srhwed.    Rochti?.    ebendas.    86. 
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die  Spur  seines  ursprünglichen  Charakters  als  eines  Recht- 
fertig ungseides  noch  an  sich.  Nicht  die  Tat  also  ist  es, 
die  das  Beweisthema  bildet,  sondern  die  Rechtmäßigkeit 
der  begehrten  Hinrichtung,  die  Schuld  des  Täters.  Durch 
den  Schwur,  der  nach  ribuarischem  Recht  mit  sechs ^^s^  nach 
salischem^o^  und  thüringischem ^^^  ^^it  zwölf  Eidhelfern  ge- 
leistet werden  mußte,  wurde  diese  dem  Festgenommenen 
bewiesen.  Er  war  dann  „legitime  superiuratus*'  und  wurde 
am  nächsten  Galgen  aufgeknüpft  oder,  falls  er  nur  vor  dem 
Königsgericht  hierwegen  zu  Recht  stand,  dortselbst  hinge- 
richtet (L.  Rib.  79). 

Die  alte  Formel,  man  habe  den  Missetäter  „de  vita 
forfactum",  als  einen  vertanen  Mann  erschlagen,  ist  dahin 
umgebildet,  man  begehre  ihn  als  des  Todes,  der  todes- 
würdigen Tat  schuldig  vom  Richter  zur  Hinrichtung  heraus. 
Darin  liegt  ein  ähnlicher  Umwandlungsprozeß,  wie  er  — 
allgemeiner  —  beim  burgundischen  Volksrechte  hinsicht- 
lich des  Eidhelferbeweises  überhaupt  beobachtet  werden 
konnte  (vgl.  oben  Kap.  III,  1.  Abschn.,  §  1  a.  E.).  Die 
prozessuale  Form,  der  Eid  mit  Helfern,  bleibt,  sein  Inhalt 
aber  nähert  sich  einem  Zeugenbeweise.  Aus  dem  Ver- 
klarungseid berechtigter  Tötung  ist  ein  Überführungseid 
gegen  einen  zur  Hinrichtung  Begehrten  geworden.  Die 
Schreimannen,  welche  die  handhafte  Tat  durch  ihren  Helfer- 
eid stätigen,  sind  dieselben  Nachbarn,  welche  im  Notwehr- 
falle nach  jener  raerowingischen  Formel  (Form.  Tur.  30) 
„ad  ipsos  huccos  cucurrerunt" :  sachkundige  Tatzeugen  im 
prozessualen  Gewände  des  Eidhelfers. i^* 

108  L.   Rib.   41,   1. 

109  Argumento  Pact.  pro  ten.  pac.  Child.  ed.  Chlot.  2.  Vgl.  Brun- 
ner, RG.  II,  486. 

110  Arg.  L.  Turing.  39. 

111  Damit  dürfte  sich  die  auch  von  Scherer,  Klage  gegen  den 
toten  Mann,  122  ff.,  neuerdings  wieder  aufgeworfene  alte  Streitfrage,  ob 
der  Schreimannenschwur  Eidhilfe  oder  Zeugnis  sei,  erledigen. 
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Ergebnisse. 

Ein  wichtiges  Gebiet  des  germanischen  Rechtsganges 
hat  in  den  Erörterungen  dieses  II.  Teiles  eine  von  der 
herrschenden  Lehre  in  manchem  abweichende  Deutung  er- 
fahren. Angesichts  des  klar  zutageliegenden  Zusammen- 
hanges zwischen  Rache  und  Handhaftverfahren  erschien  es 
mir  nicht  gerechtfertigt,  das  letztere  als  einen  Ausfluß  oder 
gar  als  einen  Überrest  der  für  die  Urzeit  in  breitester  An- 
wendung vermuteten  strengen  Friedlosigkeit  zu  fassen.  Denn 
die  Rache  ist  eine  Selbsthilfeform,  die  Acht  ist  Reaktion 
der  Gesamtheit.  Tatsächlich  konnte  denn  auch  darauf  ver- 
wiesen werden,  daß  sein  Anwendungsgebiet  das  Handhaft- 
verfahren nicht  etwa  neben  die  Acht-,  sondern  neben  die 
Fehdefälle  rückt.  Demgemäß  wird  auch  das  Vergeltungs- 
recht in  den  Volksrechten  nicht  der  Allgemeinheit,  sondern 
nur  der  verletzten  Partei  zuerkannt.  Auch  die  Zerschnei- 
dung des  Bandes  zwischen  dem  handhaft  Betroffenen  und 
seiner  Sippe  erfolgt  hier  ursprünglich  nicht,  wie  bei  der 
Acht,  ip&o  iure;  vielmehr  sehen  sich  ältere  Quellen  noch 
zu  besonderen  Bestimmungen  veranlaßt  (seien  es  Straf- 
normen, sei  es  die  Einfügung  der  Urfehde  ins  Handhaft- 
verfahren), welche  das  Ziel  verfolgen,  die  Wiederverg-el- 
tung  handhafler  Rache  durch  die  Sippe  des  Schuldigen  zu 
unterbinden.  Die  rechtliche  Natur  des  Handhaftverfahrens 
beruht  demgemäß  einzig  und  allein  in  einer  Legalisierung 
der  Privatrache,  wie  sie  ähnlich  auch  im  Rechte  anderer 
Völker  (ohne  alle  Beziehung  zur  Acht)  begegnet.  Erst 
jüngere  Quellen  bedienen  sich  zur  rechtlichen  Formulierung 
handhafter  Vergeltungsbelugnis  des  .Achlgedankens. 

Der  Geltungsbereich  der  handhaften  Rache  ist,  gleich 
dem  der  Fehde,  in  volksrechtlicher  .Zeil  bereits  in  steter 
Einengung  begriffen,  weist  aber  ncK:h''die  Mehrzahl  der 
wichtigeren  Fehriefälle  auf.  An  die  Stelle  handhafter  Tötung 
tritt    im     übrigen     handhaite     Fentnahmo,     die     bei     allen 
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schwereren  Delikten  ^zur  Privathinrichtung,  in  leichteren 
Fällen  wohl  zur  Bußlosung  führte. 

Von  den  eigentlichen  Handhaftfällen  wiohl  ziu  scheiden 
ist  das  handhafte  Tötungsrecht,  wie  es  karolingische  Kapi- 
tularien und  angelsächsische  Königsgesetze  polizeilichen 
Charakters  bei  Widerstand  gegen  die  Zwangsgewalt  von 
Staat  und  Kirche  vorsehen,  eine  Tötungsbefugnis  kraft 
Amtsrechts  auf  Grund  eines  öffentlichen  Delikts,  welche 
daher,  sei  es  den  staatlichen  Organen,  sei  es  jedermiann, 
eingeräumt  wird. 

Die  längst  erkannte  Entwicklungstatsache,  wonach  an 
die  Stelle  handhafter  Tötung  immer  mehr  handhafte  Fest- 
nahme mil  nachfolgender  Hinrichtung  tritt,  gebot  auch  bei 
Erörterung  des  Bew^eisrechts  vom  Verfahren  auf  Griund  hand- 
hafter Tötung  als  der  älteren  Prozeßform  auszugehen.  Das 
Verfahren  konnte  hier  nur  den  Zweck  haben,  eine  nach- 
trägliche Rechtfertigung  der  Rache  zu  geben,  nicht  etwa, 
wie  bei  handhafter  Festnahme,  die  Voraussetzungen  des 
Tötungsrechts  erst  zu  beschaffen.  Unter  dem  Gesichtspunkte 
nachträglicher  Rechtfertigung  war  aber  deir  Eidhelferschwur 
des  handhaften  Rächers  als  Verklarungseid  zu  fassen.  Als 
solcher  rückte  er  neben  die  Verklarung  echtei*  Not,  der 
Ungefähr  und  schließlich  der  Notwehr,  insoferne  im  ersten 
Fälle  höhere  Gewalt,  im  zweiten  Mangel  des  Vorsatzes,  bei 
Notwehr  und  handhafter  Lage  der  Mangel  der  Rechtswidrig- 
keit geeignet  war,  wenn  gehörig  verklart,  die  Handlung 
ihrer  strengen  Rechtsfolgen  zu  entkleiden. 

Demgemäß  erhält  das  Beweisverfahren  bei  handhafter 
Tötung  durch  den  Verklarungsinhalt  seine  rechtliche  Form: 
als  Beweis  einer  Negation,  des  Bestreitens  der  Rechtswidrig- 
keit einer  im  übrigen  zugegebenen  Tat,  konnte  es  nicht 
Zeugenbeweis  sein.  Vielmehr  war  der  Eidhelferschwur  als 
Wahrscheinlichkeitsbeweis  das  gegebene  Beweismittel.  Mit 
der  Umbildung  des  Verfahrens  zu  handhafter  Festnahme 
mit  nachfolgender  Hinrichtung  verändert  sich  dann  freilich 


317]  5tl 

auch  die  Bedeutung  des  Beweises:  dieser  wird  zum  Über- 
führungsbeweis gegen  den  zur  Privathinrichtung  Begehrten. 
Die  Form  aber  bleibt;  der  Schreimannenschwur,  jetzt  Augen- 
zeugnis der  ^uf  das  Gerüfte  hin  herbeigeeilten  Verfolger, 
hat  das  prozessuale  Gepräge  der  Eidhilfe  bewahrt. 

Zur  Verklarung  muxßte,  dem  Geiste  des  germanischen 
Rechtes  gemäß,  —  falls  die  Tat  nicht  ohnehin  offen  ge- 
schehen war  —  eine  förmliche  Kundbarmachung  der  hand- 
haften Rache  treten,  sei  es  durch  Aufbahrung  der  Leiche, 
sei  es  durch  Mitteilung  der  Tat  an  die  Nachbarn,  womöglich 
unter  Vorweisung  von  Leibzeichen.  Aber  auch  handhafte 
Festnahme  verlangte  eine  symbolische  Reproduktion  vor 
Gericht.  xA.us  ersterem  hat  dann  das  Mittelalter  die  Klage 
gegen  den  toten  Mann,  aus  letzterem  die  Klage  mit  dem 
Toten  bzw.  gegen  den  mit  seiner  Beute  bepackten  Dieb  oder 
Räuber,  den  in  entsprechendem  Zustande  festgehaltenen 
Ehebrecher  herausgebildet.  Die  dem  Rechtsleben  eigene 
Tendenz  nach  Gestaltung  und  Sonderung  hat  die  Verklarung, 
d.  i.  ein  Rechtfertigungsverfahren  zu  einer  Klage  mit  Über- 
führung des  Schuldigen  umgewandelt. 


I 
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Dritter  Teil. 

Sippeausschluß  und  Preisgabe 

verfahren. 
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Einleitung. 

So  ausnahmslos  auch  die  Frontstellung  ist,  in  der  — 
geleitet  vom  Gebote  der  Selbsterhaltung  —  die  germanischen 
Reiche  des  früheren  Mittelalters  sich  der  Fehde  gegenüber 
befinden,  so  haben  sie  sich  doch  keineswegs  allgemein  und 
ausschließlich  zur  Geldsühne  bekannt.  Bei  einer  Reihe  von 
Volksrechten  galt  vielmehr  für  gewisse  Fälle  ein  besonderes 
Verfahren.  Es  beruhte  auf  einer  vom  Gesetze  selbst  ver- 
hängten Lebensverwirkung  des  Schuldigen,  die  aber,  im 
Gegensatze  zur  Acht,  nur  dem  verletzten  Teile  gegenüber 
galt  und  daher  regelmäßig  seine  Auslieferung  an  den  Ver- 
letzten oder  dessen  Sippe  zur  Rache  ^  erheischte,  wobei 
diese  letztere  meist  nicht  unabwendbar  ist,  \aelmehr  durch 
eine  Losungsbuße  des  Täters  oder  seiner  Sippe  abgelöst 
werden  kann. 

Die  Bedeutung  dieses  Verfahrens  für  das  Achtproblem 
ist  oben  (L  Teil,  Kap.  I,  §  1)  wenigstens  gestreift  worden. 


1  Diese  Preisgabe  zur  Rache  bildet  'ein  wesentliches  Merkmal  des 
Verfahrens,  dessen  Erörterung  dieser  Teil  der  Abhandlung  gewidmet  ist. 
Die  sonst  auch  (so  von  Brunn  er)  verwendete  Bezeichnung  als  Ver- 
fahren aufgrund  Lebensvgrwirkung  ist  daher  für  die  hier  er- 
örterten Erscheinungen  zu  weit  .gefaßt.  Lebensverwirkung  begründet 
auch  die  Acht;  ihr  Ziel  ist  aber  nicht  die  Verwirklichung  der  Privat- 
rache, sondern  der  Volksfeindschatt,  wennschon  die  tatsächliche  Voll- 
streckung in  erster  Linie  von  etwaigen  Interessenten  betrieben  werden 
mochte.  Wenn  deshalb  andere  Forscher  die  Preisgabcfälle  mit  Erschei- 
nungsformen der  Acht  zusammenstellen,  so  soll  für  die  hier  zu  führende 
Untersuchung  der  Unterschied  beider  von  vornherein  scharf  betont  werden. 
Daran  ändert  auch  die  Tatsache  nichts,  daß  aus  der  Preisgabe  sich 
spätor  (s.  unten  §  1,  III)  öffentliche  Strafen  herausgebildet  haben,  so 
daß  auch  in  den  Quellen  gelegentlich  (wie  in  L.  Vis.  VI  1,  2)  diese  mit 
den  auf  .Staatsverbrechen  stehenden  Strafen,  deren  Ausg.mgspunkt  die 
Friedlosigkeit  ist,  auf  eine   Stufe  gestellt  wird 

DenLfwihrechtlichc  ReitrHRf    X     '/  •* 
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Es  wird  sich  nun  darum  handeln,  seinen  rechtlichen  Cha- 
rakter, seine  Aufgabe  tund  seine  dadurch  bedingte  Gestal- 
tung noch  näher  ins  Auge  zti  fassen  und  dabei  insbesondere, 
wie  beim  Bußprbzeß  und  Handhaftverfahren,  die  Frage  zu 
wiederholen,  ob  für  das  hier  zu  betrachtende  Verfahren  eine 
ältere  Erscheinung  des  primitiven  Rechtes  als  Ausgangs- 
punkt angenommen  werden  kann. 

Bestimmend  bleibt  für  den  Gang  der  Untersuchung  mit- 
hin auch  hier  das  entwicklungsgeschichtliche  Mbment.  Aber 
freilich  wird  das  geringe  Interesse,  das  dieser  Verfahrens- 
art bisher  zuteil  geworden  ist,  dazu  nötigen,  mehr  als  beim 
Bußprozeß  und  Handhaftverfahren  mit  der  Beweisführung 
zugleich  Darstellung  zu  geben.  Die  gefundenen  Ergebnisse 
dürften  wiederum  geeignet  sein,  das  germanische  Beweis- 
recht von  einem  neuen  Gesichtspunkte  aus  zu  beleuchten. 


§  1.  Rechtsnatur  und  Gestaltung  des  Verfahrens. 

I.  Das  Preisgabeverfahren  hat  hinsichtlich  seiner  recht- 
lichen Bedeutung  nähere  Beachtung  erst  durch  Brunner 
gefunden,  der  es  in  seinen  „Abspaltungen  der  Friedlosig- 
keit"^  in  den  Bereich  der  Erörterung  zieht.  Ihm  ist 
das  Verfahren  eine  besiondere  Ausgestaltung,  eine  Abspal- 
tung des  Achtgedankens  2,  welche  mit  der  Auslieferung  des 
insiolventen   Bußschuldners   an   den   Gläubiger   zur   Rache 


1  Z.2f.RG.  11  (1890),  62 ff.;  wieder  abgedruckt  (und  hiernach zlitiert) 
in  Forschungen  444  ff.     Vgl.   hierher  insbes.   469  ff.,   472  ff. 

^  Allerdings  verkennt  Brunner  nicht,  daß  gerade  für  die  Straf- 
knechtschaft auch  andere  Ausgangspunkte  anzunehmen  sind.  Vgl.  seine 
Äußerung  a.  a.  0.  »469.  • —  Als  eine  der  germanischen  Denkweise  und 
Sitte  fremde  Erscheinung  hatte  das  Preisgabeverfahren  namentlich  des 
westgotischen  Rechts  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.  167,  bezeichnet;  frei- 
lich ohne  stichhaltige  Begründung.  Insbesondere  geben  die  Parallel- 
stellen der  Leges  Romanae,  indem  sie  peinliche  Strafe  vorsehen,  der 
Wildaschen  Annahme  eines  römischen  Einflusses  ganz  und  gar  Unrecht. 
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oder  Knechtschaft  auf  eine  Stufe  gestellt  wird.  ^  Der  Vorzug 
eines  einfachen  Prinzips,  auf  das  damit  diese  Besonderheit 
sich  letzten  Endes  zurückführen  würde,  springt  in  die 
Augen.  So  hat  denn  auch  Brunners  Erklärung  nirgends 
Widerspruch  gefunden.  Trotzdem  wird  sie  sich,  wie  nun- 
mehr gezeigt  werden  soll,  nicht  aufrecht  erhalten  lassen. 
Die  Bedenken,  welche  sich  einer  solchen  Deutung  ent- 
gegenstellen, berühren  sich  mit  dem,  was  bereits  (s.  IL  Teil, 
§  1)  gegen  die  Herleitung  des  Handhaftverfahrens  aus  der 
Friedlosigkeit  gesagt  wurde.  Wiederum  sind  es,  wie  sich 
unten  (s.  IV)  zeigen  wird,  typische  Fehdefälle,  die  in  Frage 
stehen,  während  gerade  die  öffentlichen  Delikte  natur- 
gemäß Auslieferung  an  irgendeine  rächende  Partei  nicht 
verlangen,  da  sie  ja  allgemeine  Volksfeindschaft  auslösen.* 
Gegen  eine  Herleitung  aus  der  Acht  spricht  weiterhin,  daß 
es  sich  hier  ganz  und  gar  nicht  um  altertümliche  Sätze 
handelt,  in  welchen  etwa  —  vergleichbar  der  Wargus- 
Stelle   der  Lex   Salica   —   Rechtsv^orstellungen   der   volks- 

3  Letzteres  dürfte  nach  den  neueren  Forschungsergebnissen  zur 
Lehre  von  Schuld  und  Haftung  auf  keinen  Fall  mehr  aufrecht  zu  halten 
sein.  Die  Behandlung  des  Bußschuldners  beruht  auf  seiner  Erfüllungs- 
wette; sie  ist  Ausfluß  der  Personenhaftung,  der  Selbstvergeiselung  für 
die  Bußschuld,  und  gehört  neben  die  Behandlung  verfallenen  Pfandes. 
Rechtlich  beruht  sie  ebensowenig  wie  die  Preisgabe  auf  dem  Acht- 
gedanken; sie  entspringt  vielmehr  der  freiwillig  eingeräumten  Herrschafts- 
gewalt des  Gläubigers  über  den  Schuldner,  die  sich  —  wenigstens  bei 
Wergeidschuld  —  noch  in  ihrer  vollen  Härte  zeigt.  Die  Behandlung  des 
Schuldigen  im  Preisgabeverfahren  aber  beruht  unmittelbar  auf  der  Un- 
rechtstat und  der  durch  sie  geschaffenen  Lage  und  hat  augenscheinlich 
einen  ausgesprochen  strafpolizeilichein  Zweck.  Auch  die  Einwendung 
Brunners  (Forschungen  481  n.  2)  gegen  die  Deutung  der  Schuldner- 
lage aus  der  Selbstvergeiselung  bei  v.  Amira  (Obl.R.  II,  175  ff.)  vermag 
an  dieser  Auffassung  nichts  zu  ändern.  Die  Pflicht,  den  Schuldner 
zunächst  den  Verwandten  auszubieten,  jst  lediglich  eine  Milderung  des 
strengen  Rechtes  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Sichenmgszwcckes.  Auch 
das  Vertra^spfand  ist  ja  nach  vielen  Rechten  dem  Verpfänder  l)zw. 
Eigentümer  zur  Losung  auszubicten! 

*  Vgl.  das  oben,  Einleitung  n.  1,  Bemerkte. 
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rechtlichen  Acht  nachklängen.  Im  Gegenteil :  am  ver- 
breitetsten  ist  das  Verfahren  in  hochentwickelten  Rechten 
mit  ausgedehnter  Anwendung  peinlicher  Strafen,  allen  vor- 
an der  Lex  Visigotorum.  Noch  während  der  Fränkischen 
Zeit  gewinnt  es  zudem  —  bezeichnenderweise  in  Satzungen 
amtsrechtlichen  Charakters  —  weiteren  Bioden  nicht  etwa 
auf  Kosten  der  Friedlosigkeit,  sondern  der  Bußklage.  Um 
einen  Ersatz  des  Kiompositions-  und  damit  des  Fehdew^esens 
also  handelt  es  sich^  nicht  aber  tum  eine  Abspaltung  der  Acht. 

Trotzdem  muß  Brunner  zugegeben  werden,  daß  wich- 
tige Äußerungen  der  Acht,  vor  allem  die  Lösung  des  Sippe- 
bandes, hier  wiederkehren.  Allein  sie  begegnen  hier  nicht, 
wie  er  annimmt,  als  Ausfluß  des  Grundgedankens  der  Fried- 
losigkeit, sondern  —  wie  schon  oben  (I.  Teil,  Kap.  I,  §  1.) 
angedeutet  —  als  selbständige  Maßnahmen,  deren  Synthese 
das  Verfahren  den  Wirkungen  der  Friedlosigkeit  angleicht. 

Am  deutlichsten  tritt  das  gerade  in  der  Lösung  der 
Sippezugehörigkeit  zutage.  Diese  entspringt  bei  der  Acht  — 
nach  allgemein  herrschender  Lehre  —  der  Tatsache,  daß 
der  Volksverband  und  mit  ihm  der  Sippeverband  Friedens- 
verband ist,  der  Friedensbrecher  aber  sich  durch  den 
Friedensbruch  außerhalb  dieses  Verbandes  setzt.  Demge- 
mäß löst  sich  das  Sippeband  dem  Ächter  gegenüber  ur- 
sprünglich ipso  iure;  wo  ihn  die  Sippe  zudem  noch  aus- 
lieferte, handelt  es  sich  um  eine  unwesentliche  Verschär- 
fung der  Achtfiolgen.  Umgekehrt  beim  Preisgabe  verfahren. 
Ausgangspunkt  für  die  Lösung  des  Sippebandes  ist  hier, 
wie  unten  noch  näher  ausgeführt  werden  soll,  die  Durch- 
brechung   der   Erfolgshaftung    des    ältesten   Rechts ^   nach 

^  Es  möge  zur  Verdeutlichung  des  einheitlichen  Grundgedankens 
gestattet  sein,  die  Haftung  der  Sippe  für  die  Tat  ihres  Genossen  hier 
nicht  —  wie  üblich  —  als  Gesamt-,  sondern  als  Erfolgshaftung  zu  be- 
zeichnen. Beide  Bezeichnungen  schließen  sich  ja  keineswegs  aus;  viel- 
mehr ist  die  Gesamthaftung  nur  eine  Erscheinungsform  der  Erfolgs- 
haftung, insofeme  auch  bei  ihr  das  VVillensmoment  in  der  Person  des 
Mithaftenden  ausscheidet. 
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der,  wie  der  Hausherr  für  sein  Vieh,  sein  Haasgesinde 
und  seine  Muntunterworfenen,  so  die  Sippe  auch  für  ihren 
Genossen  einzustehen  hatte.  Jn  all  diesen  Fällen  setzt  sich 
die  Anerkennung  der  Ungefähr  ursprünglich  in  der  Weise 
durch,  daß  der  Erfolgshafter  den  unmittelbaren  Urheber 
des  Schadens  auslieferte,  während  schon  das  einfache  Sich- 
lossagen die  entschieden  jüngere  Bildung  darstellt,  der  Weg- 
fall auch  dieses  Erfordernisses  vollends  erst  mit  dem  Weg- 
fall  der  Erfolgshaflung  selbst  eintreten  konnte. 

Hier  aber,  nicht  in  der  Friedlosigkeit,  liegt  überhaupt 
der  Ausgangspunkt  des  ganzen  Verfahrens.  Mit  dem  Sippe- 
ausschliiß  knüpft  es  an  eine  nicht  minder  ursprüngliche 
Erscheinung  des  germanischen  Rechtslebens  an.  Das  recht- 
liche Wiesen  dieser  Verfahrensart  beruht  demnach  in  der 
durch  Lösung  des  Sippebandes  freigegebenen,  d.  h. 
der  Fehdegefahr  entkleideten  Rache  am  Schul- 
digen, die  aber  nicht,  wie  bei  der  Acht,  jedermann,  son- 
dern nur  dem  verletzten  Teile  zusteht,  was  in  der  Aus- 
lieferung an  diesen  auch  äußerlich  zur  Geltung  kommi. 

Diese  Sippepreisgabe  nun,  die  Wurzel  des  Verfahrens, 
äußert  sich  in  der  Gestalt  einer  Auslieferung  des  Schuldigen 
an  die  Rächersippe,  die  vereinzelt  auch  zu  einem  offenen 
oder  stillschweigenden  Sichlossagen  der  Sippe  von  ihrem 
schuldbeladenem  Gliede  abgeschwächt  erscheint. ^ 

Wie  das  Verfahren  selbst  am  verbreitetsten,  so  ist  auch 
das  Erfordernis  der  Auslieferung  am  unzweideutigsten 
ausgesprochen  im  westgotischen  Rechte  der  nacheuriziani- 
schen  Zeit,  dessen  Bestimmungen  angesichts  ihrer  burgun- 
dischen  Parallelen  zum  Teil  auf  den  Codex  Euricianus 
zurückgehen  mögen.  Da  heißt  es  etwa  bei  Behandlung  des 
Ehebruchs  vom  Ehebrecher  (L.   Vis.   IH  4,  3,  Antiqua): 

„Si    cuiuslibet  uxior   adulterium   fecerit  et  depre- 

hensa  non  fueril,  .  .  .  maritus  accuset.    Et  si  mulieris 

«  Vgl.  daf?  unten  S.  334  d.  AIjIj.  iK'handoIlc  GpsoIz  II  Karjtn,  l. 
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adulteriurn  manifeste  patuerit,  adulter  et  adultera 
[letztere  im  Wege  der  Sippejustiz]  ipsi  tradantur,  ut, 
quod  de  eis  facere  voluerit,  in  eius  proprio  consistat 
arbitrio.'*6a 

Auch  die  Behandlung  des  außerehelichen  Geschlechts- 
verkehrs eines  verheirateten  Mannes  als  Ehebruch  führt 
im  Westgotenrechte  zu  einem  gleichen  Ergebnis,  wie 
L.  Vis.  III  4,  9  zeigt: 

„Si  qua  mulier  ingenua  marito  alicuius  adulterio 
se  sociaverit,  .  .  .  addicatur  uxori,  cuius  marito 
se  miscuit,  ut  in  ipsiuis  potesjtate  vindicta  con- 
sistat." 

Im  burgundischen  Vblksrechte  bestimmte  für  den  ver- 
wandten Tatbestand  des  Verlöbnisbruches  ein  königliches 
Erkenntnis,  daß  (gleich  der  wortbrüchigen  Frau)  der  Mann, 
„cuius  .  .  .  mortem  causa  poscebat",  sein  Wergeid  als 
Losungsbuße  zu  entrichten  habe;  für  die  Zukunft  aber  wird 
bei  derartigen  Fallen  beiden  Teilen  unablösbare  Todesstrafe 
angedroht. 

Ähnlich  gehen  in  vereinzelten  Fällen  auch'  andere  Volks- 
rechte vor,  wenn  sie  die  Geschlechterfehde  zugunsten  der 
schuldlosen  Sippe  des  Täters  beseitigen,  anderseits  aber 
eine  Sühne  nicht  zulassen  wollen.  So  regelt  ein  langobar- 
disches  Gesetz  (Liutpr.  130)  das  Schicksal  desjenigen,  dem 
ein  Ehemann  seine  eigene  Ehefrau  verkuppelt  hatte  —  der 
also  nicht  wegen  Muntbruchs,  sondern  nur  wegen  seines 
Eingriffs  in  die  Ehre  der  Sippe  jener  Frau  haftbar  er- 
schien — ,  wie  folgt: 

„nie  autem  homo,  qui  ipsam  mulierem  alienam 
adulteraverit,  quamquam  cum  viri  eius  oonsilium^  fiat 
traditus  in  manus  a'd  parentis  ipsius  mulieris, 


6a  In  derselben  Wieise  ist  auch  der  Fall  geregelt,  daß  eine  Frau 
ihren  Mann  verläßt  und  sich  zu  einem  anderen  begibt  (L.  Vis.  III  6,  1); 
nach  altgermanischer  Auffassung  lediglich  eine  besondere  Art  des  Ehe- 
bruchs. 
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nani  non  in  manu  viri  sui,  qui  talem  malum  consensit 
vel  consilium  inlecitum  dedit." 

Indem  nun    die  Gesetzgebung    diese   Erscheinung   des 
Sipperechtes    in    den    Dienst    öffentlicher    Strafrechtspflege 
stellte,  mochte  bald  statt  der  förmlichen  Auslieferung  die 
bloße  K'onstatierung  der  Lebensverwirk'ung  als  aus- 
reichend  erscheinen,   indem   man   dadurch'   einerseits   die 
Passivität  der  eigenen  Sippe  des  Täters  sicherte,  anderseits 
die  Ausführung  der  Rache  der  verletzten  Sippe  überließ. 
Dies  ist  im  burgundischen  Rechte  bei  Tötung  eines  Freien 
der  Fall:  an  die  Stelle  der  Blutrache  tritt  hier  die  Lebens- 
verwirkung.  L.  Burg.  2,  1  spricht  zunächst  nur  diese  aus : 
„Si    quis   hominem   ingenuum   ex   populo   nostro 
cuiuslibet  natione*    .  .  .   occidere  damnabili   ausu  aut 
temeritate  praesumpserit,  non  aliter  admissum  crimen 
quam  sanguinis  sui  effusione  conponat." 
Daß  es  hier  weder  einer  öffentlichen  Hinrichtung  noch 
einer  förmlichen  Auslieferung  des  Täters  an  die  verletzte 
Sippe  bedurfte,  ergibt  sich  aus  §  6  desselben  Titels : 

„Hoc  specialiter  in  huiusmodi  causa  universitas 

noverit  observandum,  ut  interfecti  parentes  nulluni 

nisi  homicidam  persequendu'm  esse  cognoscanf, 

quia  sicut  criminosum  iubemus  extingui,  ita  nihil  mo- 

lestiae  sustinere  patimur  inniocentem." 

Die  beiden  Sätze,  miteinander  verglichen,  zeigen,  daß 

der  Tötungsbefehl    (iubemus   extingui,   sanguinis   sui   effu- 

sione  conponat)  hier  nicht  an  den  Richter,  sondern  an  die 

verletzte   Sippe   gerichtet   ist.    War   die  Tat   bewiesen,   so 

wurde  der  Täter  'seinen  Gegnern  zugesprochen 8,  auch  wenn 


'  Dem  Freien  wird  der  „senrus  regis"  germanischen  Blutes  gleich- 
gestellt. 

8  Die  westgotische  Rechtssprache  hat  dafür  den  Ausdruck  „ad- 
dicere".  Vgl.  die  oben  im  Texte  angeführte  Stelle  L.  Vis.  III  4,  9,  ferner 
L.  Vis.  III  4,  1.  Auch  verwandte  Maßnahmen,  wie  die  Preisgabe  zur 
Knechtschaft  oder  znr  körperlichen   /ürhiit,'ung,   übrigens  auch  die   Vqr- 
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er  nicht:  bereits  in  deren  Händen  war.  Die  Übergabe  oder 
Auslieferung  wird  durcli  die  Passivität  der  Sippe  des  Schul- 
digen ersetzt,  welche  sich  damit  stillschweigend  von  ihm 
lossagt  und  sich  eben  dadurch  als  „iiT^nocens"  erweist.'^ 

Die  bisherigen  Beispiele  dürften  genügt  haben,  um  zu 
zeigen,  daß  es  sich  hier  um  ein  Verfahren  handelt,  das  sich 
öffentlicher  Strafverfolgung  nähert,  ohne  die  älteren  Formen 
privater  Unrechtsreaktion  bereits  völlig  abgestreift  zu  halben. 
Dabei  kommt,  wie  schon  eingangs  angedeutet,  dem  Um- 
stände, d,aß  sein  Hauptanwendungsfeld  im  Gebiete 
typischer  Fehdefälle  liegt,  zugleich  aber  seine  An- 
wendung gerade  bei  jenen  Rechten  zuerst  begegnet, 
welche  die  Fehde  ganz  zu  bes'eitigien  bestrebt  sind^", 
ausschlaggebende  Bedeutung  zu.  Legt  sich  doch  schon 
dadurch  die  Vermutung  nahe,  daß  es  sich  um  einen 
gesetzgeberischen  Schachzüg  handelt,  dazu  be- 
stimmt, die  Geschiechterfehde  mit  ihren  die  Volks- 
kraft  schwächenden   Folgen   zu   verhüten. 

Derartige  Tendenzen  waren  angesichts  der  aligemeinen 


mögensfronung,  wird  dort  mit  addicere  bezeichnet.  Vgl.  die  von  Zeu- 
mer  in  MG.Legies  (4")    I,   1,   p.   494   s.   v.   addic'ere   gegebenen   Belege. 

^  Eine  vermutlich  auf  König  Sigismund  zmückzuführende  Novelle 
zum  Volksrechtc,  L.  Burg.  47  (vgl.  die  Bemerkungen  des  Herausgebers 
V.  Salis  in  MG.Leges  [4°]  l,  2,  1,  p.  77,  n.  2),  verlangte  zwar  bei  Pferde- 
und  Binderdiebstahl,  daß  die  Ehefrau  des  Täters  und  dessen  zu  den 
Jahren  der  Unterscheidung  gekommene  Söhne  die  Tat  zur  Anzeige 
bringen  sollten,  widrigenfalls  „occiso  marito  suo  ipsa  quoque  [seil. 
mulier]  libertate  privetur  et  in  servitium  eius,  cui  furtum  factum  fuerit, 
sine  dilatione  tradatur",  wie  lauch  ein  etwaiger  volljähriger  Sohn  „eius 
.  .  dominio  perpetua  obnoxietatc  deserviat,  cui  furtum  factum  fuisse 
constiterit".  Allein  das  Gesetz  gibt  sich  ausdrücklich  als  ein  durcli 
das  Überhandnehmen  der  Tierdiebstähle  hervorgerufenes  Notgesetz  zu 
erkennen,  während  noch  die  Lex  Bomana  Burgundionum  (XXIV,  De 
latronibus  convictis)  von  den  Übeltätern  sagt:  „ipsi  puniantur,  nee  crimen 
illorum  filios  aut  uxorem,  qui  conscii  non  probantur,  pioterit  inplicare". 

10  Vgl.  das  unten  im  Texte  angeführte  Gesetz  L,  Vis,  VI  1,  8,  femer 
L.  Burg.  2,  6  und  oben  I.  Teil,  Kap.  I,  §  2,  n.  2. 
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Übung  des  Faustrechts  unausbleiblich.  Konnte  die  gegen- 
seitige Blutrache  zur  Ausrottung  ganzer  Geschlechter  füh- 
ren i^  so  mochte  auch  die  Beischußpilicht  zur  Wergeld- 
zahlung  so  manche  Sippe  zum  wirtschafthchen  Ruin 
treiben  12^  wie  denn  eine  alte  Glosse  zum  salischen  Chrene- 
cruda-Titel   (L.   Sah   58) ^^  bemerkt: 

„Lege,  quae  paganorum  tempore  observabant;  dein- 
ceps  numquam  valeat,  iquia  per  ipsam  cecidit  multorum 
potestas.*' 
Für  die  auf  welschem  Gebiet  mitten  zwischen  der  roma- 
nischen Bevölkerung  angesiedelten  Goten  und  Burgunder 
insbesondere  mußte  deshalb  die  Beseitigung  der  Fehde  zu 
einer  Lebensfrage  werden.  Unverkennbar  Avaren  diese  Mo- 
tive für  die  Kriminalpolitik  der  westgotischen  Gesetzgebung 
bestimmend.    So  sagt  L.  Vis.  VI  1,  8  (Antiqua)  i*: 

„Omnia  crimina  suos  sequantur  auctores, 
nee  pater  pro  filio,  nee  filius  pro  patre  nee  uxor  pro 
marito,  nee  maritus  pro  uxore,  nee  frater  pro  fratn^,  nee 
vicinus  pro  vicino,  nee  propinqiius  pro  propinquo 
ullam  caluhiniam  pertimescat:  sed  ille  solus  iudi- 
cetur  culpabilis,  qui  culpanda  conmittit,  et  crimen 
cum  illo,   qui  fecit,   mori'atur." 


11  Man  findet  —  im  Lichte  kirchlicher  Auffassung  —  diesen  Ge- 
danken von  keinem  anderen  als  Gregor  v.  Tours  selbst  ausgesprochen, 
wenn  er  (Hist.  Fr.  7,  47)  die  Schlichtung  einer  schon  oben  (S.  159  f.) 
besprochenen  Fehde  mit  den  Worten  betreibt:  „Nolite,  o  viri,  in  sceleribus 
proficere,  ne  malum  longius  extendatur:  perdidimus  enim  aecclesiae  filios, 
metuemus  nunc,  nc  et  alios  ;in  hac  intontione  careanius".  Vgl. 
im  übrigen  die  Belege  bei  Frauonstädl,  lilutr.  u.  Totschlagss.  9  ff., 
Ileusler,  Strafr.  d.  Isländers.  57  ff .,  liis,  Strafr.  d.  Friesen  202  ff. 
Schließlich  mag  es  genügen,  auf  den  überwä!ti^<snden  Nachklang,  deti  die 
Macht  der  Dlutrache  im   Nibelungenliede  gefunden  hat,   hinzuweisen. 

12  Vgl.    Brunner,    BG.    I,    297  f.,    Frauenstiidt,   a.   a.    0.   ö  f. 

13  Aus  Codd.  Vars.,  Paris.  I«at.  4409,  4G29,  Sangall.  729  — . 
II<?ssels  Sp.  375.     Vgl.  dazu  auch  Wilda,  Strafr.  d.  Germ.  392 f. 

1*  Die    Stelle    is!    zwar    in    .^lehnung    an    röm.    Sätze    formuliert 
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Hier  ist  es  klar  ausgesprochen:  Die  Lebensverwir- 
kung des  Täters,  seine  Preisgabe  durch  die  Sippe 
war  der  Preis,  um  den  die  Fehde  abgelöst  wurde. 
Diese  selbst  aber  wollte  man  mit  allen  Mitteln  bekämpfen. 
1.  Den  ersten  Vorstoß-  in  dieser  Richtung  bedeutete 
allerdings  nicht  das  hier  zu  behandelnde  Auslieferungs- 
oder  Preisgabeverfahren,  sondern  schon  die  Regelung  der 
Ungefährwerk'e  i.  e.  S.^^  Beruhte  die  Geschiechterfehde 
auf  dem  Gedanken  der  Gesamthaftung  der  Sippe,  so  die 
Vergeltung  des  von.  gefährlichen  Gegenständen,  von  Tieren 
oder  Knechten  angerichteten  Schadens  auf  dem  der  Herren- 
haftung des  Eigentümers.  Die  Einsicht,  daß  der  Herr  im 
Grunde  an  Einwirkungen  lebloser  Geräte,  wie  an  der  Tat 
seines  Tieres  oder  Knechtes  ganz  unschuldig  sein  könne,  ist 
zwar  in  volksrechtlicher  Zeit  bereits  durchgedrungen,  allein 
unter  prozessualen  Formen,  die  deutlich  genug  erkennen 
lassen,  daß  es  sich  immerhin  um  eine  jüngere  Bildung  handelt. 
Mehrere  Volksrechte  halten  es  für  notwendig,  ausdrücklich 
darauf  hinzuweisen,  daß  unabsichtliche  Tat  nicht  mit  Fehde 
beantwortet  werden  solle.  ^^  Eine  beschränkte  Bußzahlungs- 


(die  Nachweisie  gibt  Zeum^er,  MG.Leges  [4^]  I,  1,  p.  256,  n.  2),  allein 
es  steht  nach  dem  Wortlaute  außer  Zweifel,  daß  sie  nicht  nur  —  wie 
im  röm.  Rechte  —  auf  die  Frage  der  Bußhaftung  des  Erben,  sondern 
auf  jegliche  Art  von  Entgeltensollen  für  die  Tat  eines  Verwandten  auch 
bei  dessen  Lebzeiten  zu  beziehen  ist.  So  bezieht  auch  Dah'n,  Könige 
VI  2,   237  das  Gresetz  auf  dlie  „germanische  Unsitte  der  Fehde". 

^^  Vgl.  hierzu  Brunner,  RG.  I,  214  ff.  und  „Über  absichtslose 
Missetat  im  altdeutschen  Strafrechte",  Forschungen  487  ff.;  bezüglich 
der  Knechtestat  vgl.  auch  Jiastrow,  Zur  strafrechtl.  Stellung  der  Skla- 
ven bei  Deutschen  u.  Angelsachsen  (Unters.  2);  G.  Meyer,  Die  Gerichts- 
barkeit über  Unfreie  u.  Hintersassen  nach  ältestem  Recht,  Z.^f.RG.  2 
(1881),  89  ff. 

^ß  Ed.  Roth.  75  (absichtslose  Abtreibung):  „cessante  faida  eo, 
quod  nolendo  fecit";  138  (absichtslose  Tötung):  „cessante  faida  ideo, 
quia  nolendo  fecerunt";  326  (Tötung  durch  Tiere):  „cessante  in  hoc 
capitulo  faida,  quod  est  inimicitia;  quia  muta  res  fecit,  nam  non  hominis 
Studium",  imd  endlich  allgemein  387:  „Si  quis  hominem  liberum,  casum 


r 
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pflicht  ist  zudem  vielfach  bestehen  geblieben,  und  auch  das 
Rachebedürfnis  des  Verletzten  wird  jedenfalls  insofern 
respektiert,  als  der  schädigende  Gegenstand  (das  Tier  oder 
der  Knecht)  dem  Geschädigten  auf  Gnade  und  Ungnade 
auszuliefern  ist.  Zugleich  hat  der  Herr  durch  einen  Ver- 
klarungseid seine  eigene  Unschuld  zu  stätigen,  wie  bereits 
oben  (IL  Teil  §  2,  II)  des  Näheren  dargetan  wurde. 

Die  Auslieferung  konnte  im  übrigen  auch  hier  durch 
Handlungen  ersetzt  werden,  welche  ein  Sichlossagen  vom 
Urheber  des  Schadens  bedeuteten.  So,  wenn  das  ribuarische 
Volksrecht  nur  denjenigen  Besitzer  eines  Verderben  brin- 
genden Holzes  oder  Gerätes  haftbar  macht,  welcher  das- 
selbe nach  dem  Unglücksfall  wieder  in  Gebrauch  nimmt ^^ 
(L.  Rib.  70,  1): 

„Si  quis  homo  a  ligno  seu  a  quolibet  manufactile 

fuerit  interfectus,  non  solvatur;  nisi  fortem  quis  auc- 

torem  interfectionis  in  'usos  proprios  adsumpserit:  tunc 

absque  frido  culpabilis  iudecetur." 
Oder    wenn    entsprechend    nach    Sachsenrecht    der    Herr 


facientem,  nolendo  occiderit,  componat  eum,  sicut  adpretiatus  fuerit,  et 
faida  non  reqxiiratur  eo,  qnod  nolendo  fecit".  Vgl.  auch  L..  Burg.  18, 
1 :  „quia,  quod  casus  operatur,  hon  debet  ad  .  .  .  inquietudinem  hominis 
pertinere".  L.  Sax.  57  (entsprechend  von  Werkzeug  L.  Sax.  59):  „Si 
animal  (juodlibet  damnum  cuilibet  intulerit,  ab  eo,  caius  esse  constiterit, 
componatur  excepta  faida".  —  Ähnlich  Gutalag  XVII,  §  7:  „En  oque{)ins 
vitr  ver|)r  manni  at  bona  ej)a  lestir  mann  at  limum,  I)et  al  creifia 
—  oc  ai  hemna  —  lagry|)ia  til,  sum  annaia  gieldeta".  (Wenn  ein 
rechtes  Untier  jemand  tötet  oder  beschädigt  an  seinen  Gliedmaßen,  so 
soll  man  nicht  rächen,  sondern  es  mit  Rechte  ausmachen,  wie  andere 
Schuld".  Übs.  Schilde ner  24.)  Vgl.  noch  Brunncr,  über  absichts- 
lose Missetat,  Forsch.  505,  n.  4. 

"  Wenn  die  allgemeine  Fassung  des  Gesetzes  auch  denjenigen 
trifft,  der  vor  dem  Unfall  gar  nicht  Besitzer  war,  so  ist  --  mindestens 
seit  Wegfall  der  altheidnischen  Motive  —  doch  der  leitende  Gedanke 
der,  daß  die  Ingebrauchnahme  als  Billigung  des  zugefügten  Übels  auf- 
zufassen sei,  mithin  eine  Erwägung,  die  vornehmlich  auf  den  Besitzer 
zur  Zeit  des  Unfalls  zugeschnitten  ist. 
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für  Knechtestat  haftet,  sobald  er  den  Entflohenen  wieder 
aufnimmt,  während  er  zur  Bußzahlung  oder  Gestellung  des 
Flüchtlings,  der  das  Herrschaftshand  gelöst  hat,  nicht  ver- 
pflichtet wird.  18 

Für  die  sachenrechtliche  Herrsch'aftsgewalt  läßt 
sich  demnach  sagen :  Die  Haftung  des  Herrn,  ursprünglich 
uneingeschränkt  und  fehdemäßig,  ist  schon  in  volksrecht- 
licher Zeil:  für  Ungefährwerke  eine  beschränkte.  Die  Fehde 
wird  durch  die  Unschulds Verklarung  ausgeschlossen i^,  die 
Bußzahlung  durch  die  Auslieferung  des  Urhebers  entweder 
ganz  ersetzt  oder  doch  verringert.  Die  Auslieferung  des 
Knechtes  oder  Tieres  erfolgt  zur  Befriedigung  des  Rache- 
hedürfnisses  des  Verletzten 20,  sie  kann  durch  eine  sonstige 
Form  der  Lossagung  ersetzt  werden. 

2.  Wie  lagen  die  Dinge  aber  dann,  wenn  ein  Munt- 
unterworfener  ein  Delikt  begangen  hatte?   Auch  für  den 


^^  L.  Sax.  53:  „Si  servns  iterum  a  domino  receptus  ihierit,  mul- 
tam  pro  illo  componat";  aber  L.  Sax.  52:  „Si  servns  perpetrabo  facinore 
fagerit,  ila  ut  a  dominio  nl terms  inveniri  non  possit,  nihil  solvat*'. 
Anders  noch  L.  Rib.  30,  2:  „Qiiod  si  servns,  qriando  dominus  inter- 
pellatur,  .  .  .  fuga  lapsus  fuerit,  ^  .  .  aut  ipsum  repraesentit  aut  pro 
eum  faciat  rationem".  Vgl.  zu  dem  im  Texte  Ausgeführben  Brunn  er 
(Absichtslose  Missetat),   Forschungen  509. 

^^  Daher  das  Erfordernis  sofortiger  Verklarung.  Vgl.  das  oben 
II.  Teil,  §  2,  II  Ausgeführte. 

2^  Die  Sprache  der  Quellen  läßt  an  Deutlichkeit  nichts  zu  wün- 
schen übrig.  Sei  es,  daß  sie  die  Behandlung  des  Preisgegebenen  in  das 
Belieben  der  verletzten  Partei  stellen  (vgl.  z.  B.  L.  Vis.  VI  4,  3;  L. 
Sial.  35,  5;  Liutpr.  21,  Aistulf  15  —  s.  Osenhrüggen,  Strafr.  d. 
Langob.  31),  oder  daß  sie  als  Zweck  ausdrücklich  die  Rache  nennen 
(Ed.  Roth.  370:  „Servus  ipse  super  fossa  ipsius  mortui  adpendatur,  ut 
in  eum  vindictam  detur";  femer  Pact.  pro  ten.  pacis  Childeb.  et  Chlot.  12), 
schließlich  auch  wohl  die  Tötung  des  Ausgelieferten  vorschreiben  (Ed. 
Roth.  142:  „ad  occidendum  tradatur";  L.  Bai.  8,  9;  Hloth.  and  Eadric  1). 
Vgl.  dazu  Brunner,  Absichtslose  Missetat,  Forsch.  510  f.  Mit  Un- 
recht bezeichnet  G.  Meyer,  a.  a.  0.  92,  das  Rachebedürfnis  als  eine 
jüngere  Erscheinung  im  Preisgaberechte,  den  Entlastungszweck  als  das 
Ursprüngliche.     Letzterer  ist  ohne   das   erstere   überhaupt  undenkbar. 
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Muntwalt  bestand  Herrenhaftung.  Ihn  traf  also  ursprüng- 
Hch  die  Fehde,  ihn  auch  die  Bußzahhmgspflicht  bei  Sühne.  21 
Aber  auch  für  diese  Haftung  hat  sich  die  Anerkennung  der 
Ungefähr  durchgesetzt. 

Am  deuthchsten  und  für  die  hier  zu  erörternden  Pro- 
bleme am  einträglichsten  ist  die  Behandlung  der  Missetat 
von  Liten.    Hier  trug  ursprünglich  der  Herr  als  Äluntwalt 
die  Haftung  in  Gestalt  von  Fehde  oder  Bußzahiung;  sie  hat 
sich  in   den   Volksrechten   dann  erhalten,   wenn  der  Herr 
der  Anstifter  und  Mitwisser  der  Tat  war,  während  ihn  bei 
Ungefähr  Preisgabe  und  Verklarungseid  von  aller  Haftung 
befreite.   Die  klassische  Stelle  der  Lex  Saxonum  (18)  lautet: 
„Litus  si  per  iussum  vel  consilium  domini  sui  ho- 
minem   occiderit,  ut  puta  nobilem,  dominus  conpo- 
sitionem  persolvat  vel  faidalm  portet.    Si  autem 
absque  conscientia  domini  hoc  fecerit,  dimittatur  a 
diomino,  et  vindicetur  in  illo  et  aliis  Septem  con- 
sanguineis  eins  a  propinquis  occisi,  et  dominus 
liti  se  in  hoc  conscium  non  esse  cum  undecim  iuret." 
Es  war  oben  darauf  hingewiesen  worden,  daß  auch  bei 
Knechtestat  das  sächsische  Recht,  falls  der  Knecht  entfloh, 
statt  der  Auslieferung  sich  mit  der  Lossagung  begnügte,  die 
sich   darin  äußerte,   daß   der  Herr  den   flüchtigen   Knecht 
nicht   wieder  aufnahm.    Wenn   also   andere   Rechte^-   auf 
einer  Auslieferung  des  Knechtes  bestehen,  so  mußten  die- 
selben entsprechend  auch  eine  förmliche  Auslieferung  dos 
Liten   verlangen,   während  das   sächsische   Recht  sich  mit 
der  Preisgabeerklärung  zufrieden  gibt.   Der  Lite  wurde  hier 
aus  dem  Muntverhältnis  ausgeschieden  (dimittatur)  und  da- 
mit dem  Gegner  geopfert. 

3.  Von  da  war  es  in  der  Tat  nur  noch  ein  Schritt  zur 
entsprechenden  Behandlung  des  Frevlers  durch  die  schnbl 

21  Arg.  L.  Sax.   18,  L.   Sal.  35,  5.     V(?l.  dazu  lirunnor,  a.   a.  0. 
.'jOI  und  RG.   I,  92,   102;   II,   275  f.,   270  ff 

22  VrI     f..   Hib.   30.   2. 
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lose  Sippe,  d.  h.  zum  Sippeaus  Schluß.  Freilich  mochte 
sich  der  Corpsgeist  der  Sippe  gerade  gegen  diesen  Preis- 
gabefall am  hartnäckigsten  sträuben.  Allein  daß  er  schon 
in  volksrechtlicher  Zeit  auch  ohne  öffentlichen  Zwang  in 
Übung  war,  läßt  ein  um  943/46  ergangenes  angelsächsisches 
Gresetz  erschließen,  das  darüber  besagt  (II  Eadmund  1): 

^(Be  manslihte.)  (Von  Totschlag.) 

Gif  hwa  heonanford  aenigne  man  Wenn  hinfort  einer  jemanden  er- 

ofslea,  daet  he  wege  sylf  da  faeh|)e,  schlägt:  daß  er  selbst  [ebenfalls]"  die 
butan  he  hy  mid  freonda  fylste  Befehdung  [durch  Rächer]  trage, 
binnan  twelf  mondum  forgylde  be  wenn  er  sie  nicht  —  mit  Hilfe  von 
fullan  were,  sy  swa  boren  swa  he  sy.      [Sippe-]freunden    —    binnen    zwölf 

Monaten  durch  volles  Wergeid  [des 
Erschlagenen]  ablöst,  sei  [dieser]  ge- 
boren wie  er  sei. 
Gif  hine  I)onne  seo  maegd  forlete  Wenn  ihn  aber  die  Sippe  verläßt 

7  him  foregyldan  nellen,  donne  wille  und  [sie]  zu  seinen  Gunsten  nicht 
ic,  daet  eall  seo  maegd  sy  unfah,  zahlen  wollen,  dann  will  ich,  daß 
butan  dam  handdaedan,  gif  hy  him  diese  Sippe  ganz,  nur  außer  dem 
syddan  ne  dod  mete  ne  munde."  wirklichen  Täter,  von    der  Fehde** 

unverfolgt  bleibe;  vorausgesetzt,  sie 
gewähren  ihm  fernerhin  weder  Speise 
noch  Schutz.  (Übers,  wesentlich 
nach  Li  eher  m.  I,  187.) 

Das  Gesetz  kennt  also  rechtswirksame  Preisgabe  des 
Schuldigen  durch  seine  Sippe,  die  —  jedenfalls  unter  feier- 
licher Protestsymbolik,  wohl  auch  eidlicher  Ungefährver- 
klarung (s.  oben  IL  Teil,  §  2  n.  43)  erfolgend  —  eine  voll- 
es Liebermann  übersetzt  (a.  a.  0.)  m.  E.  zu  viel,  wenn  er  „sylf" 
mit  „selbst  [allein]"  wiedergibt.  Daß  dies  nicht  der  Sinn  der  Stelle, 
ergibt  die  Gegenüberstellung  des  zweiten  Absatzes.  Ich  möchte  viel- 
mehr den  Taliongedanken  darin  ausgedrückt  sehen:  daß  er  dann  auch 
selber  die  Gefahr  des  Erschlagen werdens  trage! 

2*  Liebermann  (a.  a.  0.)  gibt  „unfah"  mit  „durch  Rache  un- 
verfolgt" wieder,  indem  er  damit  vermutlich  den  Sippeausschluß  auf 
Friedloslegung  zurückführen  will,  was  jedenfalls  ungerechtfertigt  ist,  da 
in  unserem  Falle  von  einem  allgemeinen  Tötungsrechte  doch  keine  Rede 
sein  kann.  So  denn  auch  Schrieuelr,  Verbrechenskonkurrenz  Unters.  50. 
183  f. 
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kommene  Parallele  zur  Preisgabe  des  Liten  und  Knechtes 
durch  den  Herrn  darstellt.  Und  dieser  Sippeausschluß  wird 
vom  Gesetzgeber  offensichtlich  begünstigt.  Denn  nur,  um 
demselben  die  nötige  Beachtung  zu  sichern,  wendet  sich 
der  König  gegen  jedes  mißbräuchliche  Verhalten  der  aus- 
schließenden Sippe  und  droht  jedem  Gesippen,  der  nach  er- 
folgtem. Sippeausschluß  den  Ausgeschlossenen  beherbergt, 
Vermögenskonfiskation   an, 

,7  wege  dafaehöe  wid  J)amaeg&e,  ,und  [er]  trage  die  Fehde»'  von 

fordam  he  hine  forsocan  aer.*  selten    der   [verletzten]   Sippe,   weil 

die   [Verwandten]    sich    zuvor    von 
dem  [Totschläger]  losgesagt  hatten." 
(Übers,  wesentlich  nach  Lieberm. 
I,  187/189.) 

Fehdegefahr  und  Wergeldbeischußpflich't  bilden 
auch  das  Leitmotiv  des  Sippeausschlusses.  Das  zeigt 
diese  Satzung  König  Eadmunds  mit  aller  Deutlichkeit.  Nichts 
aber  ist  deshalb  verständlicher  als  jene  volksrechtlichen 
Bestimmungen  über  das  Auslieferungsverfahren;  denn  die 
Mitbelastung  ganzer  Sippen  mit  Bußschuld  und  das  Weiter- 
flackern der  Fehde  durch  Generationen  zu  verhindern,  lag 
—  wie  schon  gesagt  —  im  vitalsten  Interesse  der  auf 
eine  leistungsfähige  Heermacht  aufgebauten  germanischen 
Reiche.  So  erklärt  es  sich,  weshalb  das  oben  angeführte 
Gesetz  Gundobads  (L.  Burg.  2,  1  u.  6)  in  einem  Atem- 
zuge die  Befehdung  der  Gesippen  verbietet  und  die  Tötung 
des  Schuldigen  verlangt. 

Man  verfuhr  mit  den  Freien  zum  Schutze  ihrer 
Sippe  nicht  anders,  wie  mit  Knecht  und  Tier  zum 
Schutz  ihres  Herrn;  daher  dann  in  den  Volksrechlon 
das  Verfahren  gegen  Unfreie  und  Freie  durch  eine  und 
dieselbe  Wendung  zusammengefaßt  wird,  die  den  Tötungs- 


25  Liebermann  übersetzt  (a.  a.  0.):  „und  gegenül)cr  der  Sippe 
[des  Erschlagenen]  trage  or  die  [Gefahr  der]  Rache  (durch  siel".  Ks 
heißt  aber  sowohl  dem  Wortlaut  wie  dem  Sinne  nach  Fehde.  Vgl.  das 
oben  n.  24  Gesagte, 
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befehl  des  Gesetzgebers  enthält.  Man  vergleiche  etwa 
L.  Vis.  VII  3,  3  (Antiqua);  das  Gesetz  bestimmt  hinsichtlich 
des  Menschenraubs : 

„Qui  filium  aut  filiam  alicuius  ingenui  vel  ingenue 
plagiaverit  aut  sollicitaverit  et  in  populo  nostro  vel  in 
alias  regiones  transferri  fecerit,  huius  isceleris  autor 
patri  aut  matri  fratribusqne,  si  fuerint,  sive  proximis 
parentibus  in  potestate  tradatur,  ut  illi  occi- 
dendi  aut  vendendi  eum  habeant  potestatem, 
aut,  si  voluerint,  conpositionem  homicidii  ab  ipso 
plagiatore  consequantür  id  est  solidos  CCC." 
Genau  mit  denselben  Worten  heißt  es  alsdann  von  der 
Knechtestat  (L.  Vis.  VII  3,  6): 

Si  servus  sine  oonscientia  domini  sui  ingenuum 
plagiaverit,  parentibus  plagiati  sine  aliqua  dilatione 
tradatur,  ut  quod  de  eo  facere  voluerint  in  eo- 
rum  consistat  a,rbitrio." 

Das  burgundische  Volksrecht  aber  kopiert  jene  Satzun- 
gen für  die  Entführung  von  Knechten  und  großen  Diebstahl 
durch  die  lakonische  Bestimmung  (L.  Burg.  4,  1  u.  2) : 

„Quicumque  manicipium  alienum^e  sollicitaverit, 
.  .  .  occidatur. 

Si  vero  servus  furtum  fecerit,  ipse  tradatur  ad 

mortem,    et   dominus    servi    .  .  .    eum,    qui    perdidit, 

simpla  solutione  reddat  indempnem.*'^' 

Aus  der  Gegenüberstellung  der  Tat  des  Freien  za  der 

des  Knechtes  ergibt  sich  unter  Berücksichtigung  des  oben 


26  Die  Stelle  muß  sinngemäß  auch  für  Verknechtung  Freier  gelten. 
Vgl.  L.  Rom.  Burg.  IV  1:  „Si  qais  ....  aut  ingenuum  aut  servurn 
sollicitare  praesumat  aut  vendere,   capite  puniatur". 

^■^  Ganz  entsprechend  die  Sätze  für  Totschlag  in  L.  Burg,  >2,  1 
und  3.  Auch  das  langohardische  Recht  behandelt  im  Preisgabeverfahren 
die  Freien  nicht  anders  als  die  Unfreien,  wie  Ed.  Roth.  211/12  beweist. 
Vgl.  dazu  auch  JasLrow,  a.  a.  0.  32.  Ähnliches  gilt  schließlich  vom 
jüngeren   angiclsächsisclieri   Rechte:   Jastrow,  a.   a.   0.   43  f. 
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Über  L.  Burg.  2,  1  u.  6,  Gesagten,  daß  auch  bei^  jener  mit 
dem  Gesetzesworte  „occidatur"  ein  tradere  ad  mortem  — 
mindestens  als  passive  Preisgabe  —  gemeint  ist,  wofür  mir 
übrigens  schon  die  Abhängigkeit  vom  westgotischen  Vor- 
bilde klar  genug  zu  sprechen  scheint. 

IL  Der  Vergleich  des  Auslieferungsverfahrens  mit  der 
Preisgabe  von  Knechten  und  Tieren  erschließt  aber  zu- 
gleich das  Verständnis  für  eine  Fortbildung  desselben,  die 
Losungsbuße.  An  die  Stelle  von  Geschlechterfehde  oder 
Sühne  war  die  Preisgabe  getreten;  die  Pflicht  der  Sippe  zur 
Fehde-  und  Bußzahlungshilfe  war  gelöst.  Der  etwaige  Bei- 
stand der  Sippe  bei  Ablösung  der  Rache  geschieht  nicht  zur 
Vermeidung  der  Fehde  wie  bei  echter  Buße,  sondern  zur 
Rettung  des  preisgegebenen  Gesippen.  Die  Losungsbuße 
war  daher  nicht  Sühnepreis,  sondern  Kaufgeld.  Sie  diente 
dem  Auskauf  eines  der  Rache  oder  Knechtschaft  verfallenen 
Menschen;  nicht  der  Stand  des  Erschlagenen  bestimmt 
also  hier  die  Höhe  des  Wergeides,  sondern  derjenige  des 
Täters.  28  Die  unmittelbare  Beziehung  zur  Tat  ist  durch- 
schnitten; zwischen  dieser  und  der  Losung  steht  die  Süh- 
nung der  Tat  durch  Auslieferung  des  Täters. 

Vorbildlich  war  nun  auch  hier  die  Behandlung  des 
schuldigen  Knechtes.  Denn  auch  ihn  konnte  sein  Herr  von 
der  Hand  des  Rächers  lösen.  So  heißt  es  im  langobar- 
dischen  Edikte  (Roth.  237)  vom  Knechte,  der  widerrechtlich 
eine  Grenzverrückung  vorgenommen  hatte: 

„morti   incurrat  periculum  aut  redimatur  cum 

quadragenta  solidis". 

28  Brunner,  RG.  I,  386,  II,  616,  scheint  nur  I^sunRsbußcn  von 
öffentlicher  Strafe  anzunehmen,  während  er  das  als  compositio  zu 
zahlende  eigene  Wergeid  als  echte  Buße  gelten  läßt:  vgl.  cbondii  II, 
615.  M.  E.  ist  die  Entwicklungslinie :  Preisgabe  —  eigenes  Werg(!ld^  an 
den  Gegner;  beschränkte  Preisgabe  —  Glieder-  und  Haullosung  .ui  Wen 
Gegner;  Öffentliche  Strafe  —  eigenes  Wergeid,  Glieder-  bzw.  Hautlosung 
an  den  Fiskus  bzw.  an  Fiskus  und  Verletzten  anteilswci.so,  Lills  uuiu 
Schreuer  (a.  tf".  0.   179  f.)  in  diesem  Punkte  folgen  darf. 

DeutHChrcchtUche  BeUrttg«?    X.   2.  * 
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Oder  es  bestimmt  etwa  die  Gundobada  über  das  einer 
Frau  widerrechtlich  zugefügte  Abschneiden  des  Haupt- 
haares (L.  Burg.  92,  4  u.  5): 

_„Si  servus  vero  mulieri  ingenuae  hoc  praesump- 
serit  facere,  tradatur  ad  mortem,  et  a  domino  servi 
nihil  queratur. 

Quod  si  dominus  servi  voluerit  eum  de  morte 
redimere,  X  solidis  iubemus  servum  ipsum  redimere/'^s 
Nicht  in  allen  Fällen  war  aber  der  schuldige  Knecht 
bedingungslos  auszuliefern.  Schon  die  ältesten  Volksrechte 
beschränken  bei  geringfügigeren  Tatbeständen  die  Rache 
am  Ausgelieferten  auf  Verstümmelung  oder  Züchtigung 
an  Haut  und  Haar.^o  Es  war  dann  nur  eine  Anwendung  der 
bei  der  Preisgabe  entwickelten  Grundsätze,  wenn  man  auch 
hiervon  Losung  gestattete.  Vom  Diebstahl  des  Knechtes 
sagt  z.  B.  das  friesische  Volksrecht  (3,  7) : 

„Quodsi  servus  in  iudicio  probatus  apparuerit  vel 
oonfessus  fuerit,  quanti  res,  quae  ablata  fuerit,  aesti- 
mabitur,  tantum  dominus  pro  servo  componat  [Scha- 
denersatz], et  servus  vapulet  [Strafe],  nisi  dominus 
eins  quatuor  solidis  corium  eius  redimere  vo- 
luerit." I  l  ! 
Und  ein  unter  westgotischem  Einfluß  stehender  Titel 
der  Lex  Salica  bestimmt  für  einfachen  Diebstahl  eines 
Knechtes  (L.  Sal.  40,  1  u.  2) : 

„Si  talis  fuerit  causa,  unde  ingenuus  .  .  .  sol.  XV 
cumponere  debuerat,  servus  super  scamno  tensus  CXX 
iectos  flagellorum  accipiat. 

Si  veroy  antequam  torquatur,  fuerit  confessus  et 


29  Ähnlich  L.  Burg.  103,  4  und  5. 

"  Vgl.  etwa  L.  Burg.  4,  4;  5,  6;  23;  25,  2;  L.  Vis.  VI  4,  1 
und  3  (Chind.);  L.  Sal.  25,  7  —  da  die  Losungsbuße  dem  Herrn  der 
Magd  zu  zahlen  ist,  steht  ihm  auch  das  Racherecht  zu,  nicht  etwa 
der  öffentlichen  Gewalt,  —  40,  4,  6,  10  und  11.  Wihtr.  23;  Aelfr. 
25,  1  u.  a.   (vgl.  Liebermann,   II,  2,   S.   621  f.   s.   v.   Prügel). 
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[ei]  cum  domino  servi  convenerit,  CXX  din.  qui  faciunt 
S'Ol.  III  dominus  (Var, :  pro  dorsum  suum)  reddat." 
Schließlich  wurde  es  auch  dem  Knechte  selbst  gestattet, 
sich  auszulösen;  ja,  man  trieb  solche  Losungsbußen  gerade- 
zu bei  ihm  ein,  nicht  beim  Herrn,  was  dann  von  Bedeutung 
wurde,  wenn  etwa  Hausgenossen  (Weib  und  Kinder)  des 
Knechtes  Eigenleute  eines  anderen  Herrn  und  an  der  Tat 
unschuldig  waren.    Daher  sagt  Ed.  Roth.  251 : 

„Omnem  furtum,  quod  fecerit,  servus  componat; 
nam  nihil  repotetur  in  culpa  nee  in  damnositatem  an- 
cillae  vel  nliis  eius''^^ 
und  eine  andere  Stelle  (Roth.  239)  behandelt  den  Knecht 
stillschweigend  als  den  Sichloskaufenden: 

„Si  servus  sua  aucturitate  arborem,  ubi  ticlatura 
facta  est  inter  fmes  decernendas,  inciderit,  aut  mo- 
riatur  aut  redimat  se  cum  quatragenta  solidis." 
Die  Losungsbuße,  ursprünglich  freistehende  Vergün- 
stigung,  wird   durch  die   Selbstverständlichkeit   ihrer  An- 
wendung zuletzt  mit  Schuldcharakter  ausgestattet:  eine 
Entwicklung,    welche    jener  älteren    der    Buße   von  freige- 
wolltem  Fehdelösegeld  zu  erzwingbarer  Bußschuld  verwandt 
ist.    Und  zwar  fiel  die  Losungsbuße  naturgemäß  da,  wo  der 
Herr  selbst  die  Losung  seines  Knechtes  betrieb ^2,  dem  Herrn 


"  Die  Stelle  ist  eine  Anwendung  des  Grundsatzes,  der  für  Freie 
etwa  in  L.  Rom.  Burg.  XXIV  „secundum  iuris  constitutionem",  d.  h. 
wxDhl  nach  einer  nicht  erhaltenen  Satzung  des  burgundischcn  Volks- 
rechts, gegen  latrones  aufgestellt  ist:  „ipsi  puniantur,  nee  crimen  illorum 
filios  aut  uxorem,  qui  conscii  non  probanlur,  poterit  inplicare".  Vgl. 
auch  L.  Burg.  2,  6  u.  47  (dazu  oben  n.  9)  und  L.  Vis.  VI  1,  8  (oben 
S.  329  d.  Abb.  und  n.  14  das.).  S^ine  Anwendung  auf  Knechte  setzt  aber 
voraus,  daß  auch  der  Knecht  als  Partei  behandelt,  verurteilt  und  gepfändet 
werden  kormte. 

32  Wie  dies  etwa  in  L.  Sal.  40,  2  vorgesehen  ist.  Nach  west- 
gotischem  Rechte  wird  der  Knecht  zu  Preisgabe  oder  Züchtigung  ver- 
urteilt, dem  Herrn  aber  Losung  vorbehalten  (L.  Vis.  VI  1,  5;  VI  4,  1), 
was   im    Ergebnis    wohl    regelmäßig    wiederum,    wenn    es    überhaupt   zur 

»6* 
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zur  Last,  während  sie  sonst  als  Knechtesschuld  auftritt.^^  Die 
Preisgabe  wird  dann  wohl  auch  als  das  in  zweiter  Linie 


Losung  kam,  Eintritt  des  Herrn  für  den  Knecht  voraussetzte.  Von 
vornherein  darf  nicht  erwartet  werden,  daß  der  Sprachgebrauch  der 
Quellen  in  der  Zuweisung  der  Schuld  an  Herrn  oder  Knecht  immer 
ganz  scharf  ist,  wie  dies  schon  Jastrow,  a.  a.  0.  15  n.  12,  und 
G.  Meyer,  a.  a.  0,  94,  betont  haben.  Trotzdem  dürfte  angesichts  des 
Losungscharakters  der  betr.  Bußen  sachlich  genau  unterschieden  wor- 
den sein,  da  das  Interesse  des  Herrn  an  der  Losung  bei  lebengefährden- 
den Strafen  ein  größeres  war,  wie  bei  bloßer  Züchtigung.  Die  kleinen 
Losungsbußen  (von  Haut  und  Haar)  mußten  daher  frühzeitig  Knechtes- 
schuld werden.  Das  bestätigt  auch  der  Quellenbefund.  Es  genügt  liier 
auf  L.  Sal.  40,  2  (mit  Ausnahme  des  Cod.  Paris.  4404);  12,  2  und  25, 
7 — 9  hinzuweisen.  Das  Edikt  Rotharis  behandelt  die  Losung  bereits 
regelmäßig  als  Knechtesschuld,  und  zwar  auch  die  Halslosung.  Vgl. 
Ed.  Roth.  33,  38,  239,  244,  254.  Ed.  Roth.  237  (,aut  redimatur  [seil, 
servus]  cum  40  sol.")  kann  mindestens  medial  verstanden  und  dann 
ebenfalls  hierher  gezählt  werden.  Ed.  Roth.  142,  worauf  sich  G.  Meyer 
(a.  a.  0.  94  n.  2)  für  seine  gegenteilige  Meinung  noch  bezieht,  handelt 
überhaupt  nicht  von  der  Losungsbuße. 

33  Vgl.  etwa  L.  Sal.  25,  7  (Unzucht  des  Knechts  mit  einer  Magd): 
„servus  ipse  aut  .  .  .  sol.  VI  domino  ancillae  reddat  aut  castretur". 
Dagegen  ist  Halsfang  Herrenschuld:  Pactus  p.  t.  p.  §  15:  „receptum 
pretium  servus  domino  reformetur".  Im  ribuarischen  Rechte  ist  die 
Praxis  im  allgemeinen  anscheinend  dieselbe.  Soweit  es  sich  um  die 
niedrigen  Losungsbußen  von  Haut  und  Haar  handelt,  ist  der  Knecht 
Schuldner.  Vgl.  L.  Rib.  20,  1;  23;  24;  25.  Dagegen  ist  das  Knechts- 
wergeid als  Losungsbuße  von  der  völligen  Preisgabe  naturgemäß  auf  den 
Herrn  anzusetzen,  da  diesem  der  Verlust  des  Knechtes  droht.  Dies 
geht  aus  L.  Rib.  22,  27  und  28,  insbes.  aber  aus  den  zusammenhängen- 
den Titeln  L.  Rib.  29/30  deutlichst  hervor.  Hier  heißt  -es:  „Quod  si 
servus  furtum  fecerit,  dominfus  eius  36  sol.  culp.  iudicetur  excepto 
capitale  et  dilaturam  restituat".  .  .  .  „Quod  si  servus  in  igneum  manum 
miserit  et  lesam  tullerit,  dominus  eius,  sicut  lex  contenit,  )de  fartu 
servi  culpabihs  iudicetur."  Damit  steht  L,  Rib.  17,  2  und  18,  2  nicht 
im  Widerspruch.  Daß  nämlich  das  Erkenntnis  auch  dort  gegen  den 
Herrn  gerichtet  ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  dort  derselbe  Verurteilte 
auch  „capitale  (damno)  et  dilaturam"  zu  erstatten  hat.  Diese  Pflicht 
traf  aber  selbst  bei  Preisgabe  des  Knechtes  stets  den  Herrn.  Vgl.  L. 
Sal.   12,  2;   25,   7;  40,   2  (Varianten),  4.     L.   Burg.  4,  2  u.   4.     L.  Vis. 
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erst  Drohende  hingestellt.  3*    Ja,  sie  wird  schließlich  über- 
haupt nicht  mehr  erwähnt.  ^^ 

3*  Vgl.  etwa  L.  Vis.  VI  4,  1;  L.  Rib.  58,  17. 

35  So  mit  Ausnahme  von  Titel  58,  §  17,  in  der  Lex  Ribuaria; 
aber  auch  in  den  Gesetzen  Liutprands  und  Aistulfs.  Vgl.  G.  Meyer, 
a.  a.  0.  95  n.  2. 

(Zu  Note  33.) 
VII  3,  4  (Antiqija).  L,  Fris.  III,  7.  Um  so  mehr  mußte  sie  im 
Losungsverfahren  Herrenschuld  bleiben.  Grammatisch  ist  also  bei  L.  Rib. 
17,  2  und  18,  2  jeweils  ein  Fortklingen  des  Subjekts  von  \§  1  im 
Nachsatz  von  §  2  anzunehmen,  etwa  wie  folgt:  [17,  1]  „Si  cfuis  [in- 
genuus]  hominem  incenderit,  600  sol.  culp.  iudicetur  et  insuper  damno 
et  dilatura  restituat.  Aut  si  [ipse]  negaverit,  cum  72  üurit.  [2]  Si 
servus  [alicuius  ingenui]  hoc  fecerit,  [ingenuus]  36  sol.  culp.  iudicetur 
et  insuper  damno  et  dilatura  restituat.  Aut  si  [servus]  negaverit,  do- 
minus eins  [seil,  si  illum  repraesentare  noluerit]  cum  6  iurit."  Ent- 
sprechend L.  Rib.  18,  1  und  2.  Aber  auch  das  halbe  Knechtswergeid 
von  18  ß,  das  für  schwere  Verstümmelung  zur  Ablösung  ,der  Verstüm- 
melungstalion nach  L.  Rib.  26  zu  entrichten  ist,  fällt  zu  Lasten  des 
Herrn,  da  dieser  bei  Durchführung  der  Talion  die  Nutzbarkeit  ^seines 
PCnechts  einbüßen  würde.  Es  ist  nach  dem  Gesagten  unzutreffend,  daß 
nach  der  L.  Rib.  „stets  statt  des  Knechts  der  Herr  bestraft"  wird. 
So  Mayer-Hfomberg,  Die  Frank.  Volksrechte  I,  87.  ^Ebenso  unzu- 
treffend ist,  daß  die  rib.  Knechtsbußen  nicht  Losungsbußen  seien,  sondern 
„durch  willkürliche  Festsetzung  entstanden".  So  derselbe  gegen  die 
Vermutung  G.  Meyers,  a.  a.  0.  93.  Der  hier  vertretenen  An- 
sicht ist  auch  Jastrow,  a.a.O.  22.  Die  Gleichstellung  der  Knechtsbuße 
mit  der  Herrenbuße  bleibt  als  „willkürliche  Festsetzung"  ein  Rätsel. 
Sie  wird  verständlich,  wenn  man  die  Knechtsbuße  als  Losurigsbußc  für 
Talion  bzw.  Preisgabe  auffaßt,  wozu  in  der  Gesetzgebung  Chindasvinds 
(L.  Vis.  VI  4,  1  vgl.  mit  3)  eine  Parallele  vorliegt.  Der  Freie  zahlt 
bei  Verwundung  von  Knechten  echte  Buße  für  die  betr.  Verletzung.  Der 
Knecht  hat  Talion  zu  gewärtigen,  die  er  durch  den  Baßwert  der  betr. 
Verletzung  ablöst.     Daher  die  Gleichstellung  in  L.  Rib.  19,  1  und  20,  1. 

Anders  L.  Rib.  3.  Die  Stelle  verdoppelt  bei  Knochcnbnich  die  Buße 
für  blutigen  Schlag  (L.  Rib.  2:  18  ß),  daher  36  ß.  Dagegen  setzt 
Knochenbruch,  vom  Knecht  am  Freien  begangen,  Preisgabe  des  Knechtes 
voraus.     Vgl.  L.  Vis.  VI  4,  10  (Antif|ua) :  „Si  scivus  ingenuo  sine  domini 

iussione  percussionem  intulerit si  cvascrit  [mortem]   vulneraLus, 

ille  .  .  .  flagclla  suscipiat.    Dominus  vcro,  si  voluerit,  pro  serv«  suinmam 
conpositionis  exolvat,  qiianlum   a  iiiflicibu.s  fucrit  eslimalnm.    Si  autoiu 
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Entsprechend  dem  Rechte  des  Herrn  oder  des 
Knechtes  seihst  auf  Auslösung  aus  der  Rachepreis- 
gabe, sei  diese  nun  unbeschränkt  oder  beschränkt,  hat 
sich  auch  das  Recht  Freier  und  ihrer  Sippe  ent- 
wickelt, das  ihnen  verstattete,  Hals  oder  Hand  zu  lösen. 

Derartige  Fälle  von  Handlosung  begegnen  schon  im 
burgundischen  Volksrechte.  Vom  Grenzfälscher  z.  B.  heißt 
es  dort  (L.  Burg.  55,  6  u.  7) : 

„Terminum  .  .  .  si  ingenuus  evellere  aut  confrin- 

gere   praesumpserit,   manus  incisione   damnetur. 

Si  vero  debilitatem  suam  ingenuus  redimere  vo- 

luerit,  medietatem  pretii  sui  solvat." 


(Zu  Note  33.) 
noluerit,  servum  pro  culpa  tradere  non  moretur."  Femer 
L.  Vis.  VI  4,  3:  „Qui  cassos  alten  fregerit  et  ex  hoc  .  .  percussus  .  . 
debilis  apparuerit,  libram  auri  percussor  conponere  procurabit.  .  .  .  Si 
vero  servus  haec  ingenuo  fecerit  vel  etiam  ingenuum  decalvaverit,  in 
eius  potestate  tradendus  est,  ut  sui  sit  arbitrii  de  eo  facere,  qnod 
voluerit."  Ähnlich  steht  schon  auf  dem  viel  leichteren  Fall  des  Ein- 
schlagens  eines  Zahnes  nach  L.  Burg,  26,  4  für  den  Knecht  Ver- 
wirkung  der  Hand.  Die  Knechtsbuße  von  36  ß  für  Knochenbruch  jiach 
L,  Rib.  22  ist  also  Halsfang;  die  Übereinstimmung  mit  der  echten  Buße 
des  Freien  ist  eine  zufällige.  Das  echte  Wergeid  des  Knechts  beträgt 
36  ß.  Es  ist  vom  Freien,  der  einen  Knecht  tötet,  dessen  Herrn  zu  be- 
zahlen (L.  Rib.  8).  Tötet  ein  Knecht  einen  Freien,  so  verfällt  er  ur- 
spiünglich  der  Preisgabe,  die  durch  sein  Wergeid,  eben  36  ß,  ablösbar 
ist.  Daher  steht  nun  auch  auf  der  Tötung  eines  Freien  durch  einen 
Knecht  die  36  ß  Buße,  nachdem  die  Herrenhaftung  ganz  weggefallen  war. 
Eine  Ausnahme  macht  der  unblutige  Schlag,  wo  sich  —  bei  der 
Geringfügigkeit  des  Delikts  —  auch  in  der  L.  Rib.  die  alte,  echte  Buße 
erhalten  hat.  Diese  wird  nach  dem  Stande  des  Geschlagenen  berechnet. 
Folgerichtig  muß  hier  die  dem  Knecht  zustehende  Buße  niedriger  sein,  als 
die  an  den  Freien  zu  entrichtende.  In  der  Tat  hat  zu  büßen  der  Freie  dem 
Knecht  für  je  3  Hiebe  mit  1  ß  (L.  Rib.  19,  1),  dagegen  der  Knecht  (L. 
Rib.  19,  3)  oder  Freie  (L.  Rib.  1),  dem  Freien  für  je  1  Hieb  mit  1  ß. 
Fast  wörtlich  übereinstimmend  L.  Burg.  5,  1  und  3,  ferner  mit  ent- 
sprechend erhöhter  Buße  (Dreifaches)  Ed.  Roth.  43  und  77/80,  L.  Vis. 
VI  4,  1.  Wegen  ihrer  Geringfügigkeit  wird  auch  diese  echte  Buße  vom 
Knechte  selbst  entrichtet. 
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Eine  Satzung,  welche  an  die  entsprechende  Behandlung 
des  Knechts  nach  Ed.  Roth.  237  (oben  S.  337  d.  Abh.) 
gemahnt. 

Weitere  Beispiele  von  Handlosung  birgt  das  friesische 
Volksrecht  (Lex  Frisionum  3,  8  u.  9).  Ebenso  läßt  auch  das 
westgotische  Recht  in  großem  Umfange  Losung  verfangener 
Glieder  zu.^ß 

Aber  auch  das  Leben,  der  verwirkte  Hals,  konnte  be- 
kanntlich gelöst  werden.  So,  wenn  das  salische  Volksrecht 
über  ungesetzliche  Grafenpfändung  bestimmt  (L.  Sah  51,  2) : 

„Si  .  .  .  grafio   invitatus   supra  lege   aut   debitum 
iustum  aliquid  amplius  tollere  praesumpserit,  aut  se 
redimat  aut  de  vita  conponet." 
Es  ist  für  die  Herleitung   der  Losungsbuße  aus  der 
Preisgabe  höchst  bezeichnend,  daß  hier  —  im  Gegensatze 
zur  echten  Buße  —  das  Erkenntnis  wahlweise  auf  Losung 
oder  Verwirkung  des  Lebens  lautet. ^^    Ein  Zwang  zur  Buß- 
zahlung   bestand    von    Hause    aus    nicht    einmal    für    den 
Schuldner.  38    Die  weitere  Entwicklung  hat  dann  allerdings 
auch   hier,    wie   bei   der   Knechtslosung,   zu    einer   echten 
Schuldnerschaft  des  Täters  geführt,  der  zufolge  das  Urteil 
alsbald   die   Losungspflicht  aussprach,   die   Preisgabe   aber 
oder  die  an  ihre  Stelle  getretene  öffentliche  Strafe  nur  mehr 
in  zweiter  Linie  als  etwaiger  Vollstreckungszwang  in  Frage 


36  L.  Vis.  VI  4,  3  (Chindasv.) :  „De  reddendo  talione  et  conposi- 
tionis  summam  pro  non  reddendo  Uilione".  —  Vgl.  auch  noch,  bzgl.  der 
von  einem  Juden  verübten  leichten  Körperverletzung,  L.  Burg.  102,  1  u.  2. 

37  Die  Lex  Salica  weist  noch  ein  Zeugnis  dieser  Strafe  auf. 
Herolds  Text  bietet  zum  Brandstiftungstitel  den  durch  L.  Sal.  96  be- 
stimmten Zusatz  (Her.  L.  Sal.  19,  6)  bezüglich  des  Brandstifters:  „Si 
in  mallum  vocatus  fuerit  et  —  —  non  venerit  —  —  —  —  per  —  — 
snmis  [=  sunnis]  se  poterit  homo  excusare;  alias  de  vita  componat 
aut  CC  sol.  culp.   iud.".     Vgl.  dazu  Brunner,   RG.   II,   Gli). 

38  Noch  L.  Vis.  VI  4,  3  stellt  die  Losung  von  der  Talion  (bei 
Körperverletzungen)  nicht  nur  in  das  Belieben  des  Täters,  sondern  auch 
des  Verletzten. 
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kam.  39  Auf  jeden  Fall  bleibt  aber  auch  jetzt  noch  der  Sippe 
das  freie  Wahlrecht,  ob  sie  dem  Täter  helfen  will  oder 
nicht.  *o 

Neben  der  Preisgabe  des  Schuldigen  zur  Tötung  und 
der  Ausfolgung  zu  verstümmelnden  Strafen  oder  solchen 
an  Haut  und  Haar  endlich  kennt  das  Strafrecht  der  meisten 
Volksrechte  bei  Freien  die  S traf knech tschaft.  Auch 
sie  bedeutet  eine  gemilderte  Form  der  Rache.  Soferne  sie 
nicht  etwa  subsidiär  erst  bei  Insolvenz  des  Täters  bzw. 
seiner  Sippe  *i,  sondern  in  erster  Linie  als  Preisgabe  und 
zum  Schutze  der  Sippe  vor  Fehde  oder  Bußlast  ausge- 
sprochen wird,  gehört  sie  in  den  Bereich  der  hier  behan- 
delten Erscheinungen.  An  die  Stelle  der  Lebens  Wirkung 
ist  die  Verwirkung  der  Freiheit  getreten.  ^^  ^q[[  (jer  ^ß. 
erkennung  von  Losungsbußen  aber  lag  es  nahe,  der  Sippe 
des  Schuldigen  auch  seinen  AuskaU-f  aus  der  Straf- 
knechtschaft zu  gestatten.  So  war  nach  westgotischem 
Rechte  derjenige,  der  einen  anderen  durch  ungerechte  An- 
klage zur  Folter  gezwungen  hatte,  dem  in  der  Folter  Ge- 
rechtfertigten ^als  Strafknecht  (serviturus)  preiszugeben, 

„ut  salva  tan  tum  anima,  quod  in  eo  exercere  vo- 
luerit,  ...  in  arbitrio  suo  consistat". 
Hierzu  sagt  die  Ervigsche  Rezension  (L.  Vis.  VI  1,  2): 

„Quod  si  conponi  !sibi  ab  accusatore  voluerit,  tan- 

39  So  wird  man  wohl  manche  angelsächsischen  Sätze  aufzufassen 
haben.  Vgl.  auch  die  nächste  Anm.  Dagegen  handelt  es  sich  bei  den 
westgotischen  Bußsätzen  —  vgl.  etwa  L.  Vis.  VII  2,  13  —  regelmäßig 
um  echte  Buße  mit  Verknechtung  bei  Insolvenz. 

*o  Pact.  pro  ten.  pac.  Child.  et  Chlot.,  §  2:  „Et  sie  latro  redi- 
mendus  est,  si  facultatem  habet;  et  si  facultas  deest,  tribus  malos 
parentilbfus    offeratur;    et    si    non    redimitur,    vita    oharebit". 

*i  So,  anstatt  der  in  L.  Sal.  58  erhaltenen  Rachepreisgabe,  meist 
nach  westgotischem  Rechte.  Vgl.  etwa  L.  Vis.  II  4,  6  u.  9;  V  4,  11; 
V  6,  5;  VI  4,  2;  VI  5,  12  a.  E.;  VII  1,  1  u.  5.     S.  auchi  U  Bai.  2,  1. 

*2  Vgl.  etwa  L.  Vis.  III  3,  I  u.  2;  III  4,  2  (Ervigiana  vgl.  mit 
Antiqua),  14;  —  bzgl.  schuldiger  Knechte:  VI  3,  5;  VII  2,  9  und 
VIII  1.  5, 
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tum  ei  pars  accusatoris  conponat,  quantum  ipse,  qui 
questioni  subiacuit,  inlata  sibi  taxaverit  suorum  tor- 
mentorum  supplicia." 
Mit  der  Wendung  „pars  accuSatoris*'  will  der  Gesetzgeber 
offenbar  auch  der  Sippe  Gelegenheit  zur  Teilnahme  an  der 
Auslösung  des  Preisgegebenen  bieten.  Diese  Möglichkeit 
wird  aber  auch  schon  vom  ältesten  angelsächsischen  Rechte 
—  wenigstens  für  das  erste  Jahr  der  Verknechtung  —  vor- 
ausgesetzt. Denn  nach  Ine  24  ist  die  Tötung  des  Straf- 
knechts, seinen  Magen  erst  dann  nicht  mehr  zu  büßen, 

„gif  hie  hine  on  XII  mondum  ne      wenn   sie   ihn  in  12  Monaten  nicht 
äliesden* "  ausgelöst  haben.  (Übers.  L  i  e  b  e  r m.  I 

102.) 

III.  Wie  also  der  Gedanke,  daß  die  Preisgabe  zugunsten 
des  Sippeverbandes  erfolgt,  auch  in  ihren  Ahschwächungen, 
der  beschränkten  Rache  lan  Hand,  Eaut  und  Haar  sowie  der 
Strafknechtschaft  noch  erkennbar  ist,  so  ist  anderseits  all 
diesen  Abspaltungen  der  Ausweg  der  Losung  eigen,  an  der 
sich  die  Sippe  nach  ihrem  guten  Willen  beteiligen  kann. 
Nur  in  schweren  Fällen  wird  die  Sip'pehilfe,  ja  wohl 
auch  die  Losung  überhaupt,  ausgeschlossen. '^^  Aber 
mit  diesem  Schritte  wächst  in  das  Preisgabeverfahren  bereils 
ein  neuer  Gedanke  hinein.  Nicht  mehr  lediglich  als  eine 
Schutzmaßregel  im  Interesise  der  beteiligten  Sippen,  sondern 
als    Äußerung    eine,s    staatlichen    Strafverfolgungs- 

*3  Ein  Beispiel  dieser  Art  bietet  die  Decretio  Chiideberts  II.  von 
596  (cap.  5),  woselbst  mit  dem  Leitwort  „qui  novit  occidere,  discat 
morire"  gegen  den  vermessentlichen  Totschläger  also  vorgegangen  wird: 
„Vitae  periculum  fcriatur;  nam  Jion  de  precio  redemptionis  se  redimat 
aut  componat  [seil,  weregildum  siium].  Forsitan  convenit,  ut  ad  solu- 
tioncm  quisque  [der  verletzte  Teil]  discendat:  nullus  de  parentibus 
aut  amicis  ei  quicquam  adiuvet.  nisi  qui  praesumpserit  adiuvare, 
suum  weregildum  omnino  componat."  Da  in  erster  Linie  die  Tötung 
angedroht,  auch  ein  besonders  scharfes  Einschreiten  gegen  vermessent- 
liche  Tötung  beabsichtigt  ist,  kann  „se  redimat"  nicht  wohl  etwas 
anderes  bedeuten,  als  das  auch  dem  Degünstiger  angedrohte  ,,suum 
weregildum   .  .  .  comjxjnat". 
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willens  stellt  sich  dann  das  Preisgabeverfahren  dar.  Und 
mit  diesem  von  Hause  aus  sekundären  Zwecke  verbindet 
sich  eine  Übernahme  des  Rachevollzugs  durch  öffent- 
liche Organe,  die  für  gewisse  Fälle  schon  in  den  ältesten 
Volksrechten  bezeugt  ist.  Statt  der  verletzten  Sippe  vollzieht 
der  Richter,  sei  es  selbst  oder  durch  seine  Gehilfen,  den 
Tötungs-  oder  Züchtigungsbefehl  des  Gesetzgebers.**  Daß 
dies  keine  ursprüngliche  Erscheinung  ist,  liegt  auf  der  Hand. 
Ihre  Bedeutung  wächst  vor  unseren  Augen  im  Verlauf  der 
volksrechtlichen  Zeit,  unter  sichtbarem  Einfluß  des  Amts- 
rechtes. *^  Auch  die  öffentliche  Strafverfolgung  war  übrigens 
der  Lockung  des  Hals-  und  Gliederlosens  gegenüber  nicht 
unbestechlich.  Bald  gewahrt  man  nun  auch,  wie  die  von 
Amts  wegen  zu  vollziehende  Todesstrafe  gegen  das  Wergeid 
abgekauft  und  auf  diesem  Wege  für  die  öffentliche  Gewalt 
eine  einträgliche  Geldquelle  erschlossen  wird.  Wo  sich  da- 
neben das  Racherecht  der  verletzten  Partei  lebendig  erhielt, 
schiebt  sich  über  die  dem  Gegner  zu  leistende  Buße  das 
öffentliche  Strafgeld,  nun  wohl  auch  fredus  genannt,  das 

**  L.   Bai.    9,    8:   „für   compiehendens   [Var.    comprehensus]    iudici 

tradatur  et  secundum   legem   vindicta  subiaceat,   damnetur  ad 

mortem".     L.  Vis.  VII  4,  5;  insbes.  aber  7  (Antiqua):  „Iudex,  quotiens 

occisurus   est  reum,    in   conventu  publice   exerceat   disciplinam". 

L.  Vis.  III  3,  4  (Strafe  der  Brüder,  die  als  Muntinhaber  —  post  obitum 
patris  —  ihre  Schwester  einem  Entführer  verkuppelt  haben):  „in  pre- 
sentia  aliorum  a  iudice  L  flagella  suscipiant,  ut  hoc  alii  conmoniti 
terrore  formident'*.  Dagegen  ist  das  bekannte  salischc  Verbot  (L.  Sal.  67, 
68,  Herold.  T.  44,  9  u.  10),  eine  Leiche  vom  Galgen  oder  ein  abgeschla- 
genes Feindeshaupt  von  der  Neidst.inge  zu  entfernen  (oben  S.  42  d.  Abb. 
n.  5),  doch  wolil  auf  Privathinrichtung  zu  beziehen  sei  es  nun  des 
handhaften  Misseläters,  sei  es  des  von  seiner  Sippe  Preisgegebenen. 
Bestimmend  aber  ist  für  jene  Gesetzesnorm  augenscheinlich  das  Be- 
streben, die  Einmischung  unbefugter  -dritter  in  rechtmäßige  Rachehand- 
lungen zu  verhindern  und  diesen  selbst  zugleich  den  Schutz  ihrer  Kund- 
barkeit  zu  sichern.     Vgl.  oben  S.  280  f.,  305  f.  d.  Abb. 

*5  Vgl.  Childeb.  II.  Decretio,  §§  4  ff .  L.  Burg.  Const.  Extrav.  19, 
2  u.  3;  ferner  L.  Burg.  71,  1;  Const.  Extrav.  21,  11  vgl.  mit  L.  Burg.  29, 
1,  3;  47,  1;  schließlich  L.  Burg.  52,  5.  S.  auch  L.  Burg.  Const.  prima 
§  r,,  L.  Vis.  VII  4,  5. 
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indes  durch  die  Wergeldhöhe  seinen  Ursprung  verrät.*^ 
Außer  Zweifel  setzt  sich  das  Künstliche  der  Erscheinung, 
wenn  auch  die  Preisgabe  des  Knechtes  für  seine  Tat  sich 
subsidiär  in  eine  Auslieferung  an  den  Richter  verwandelt, 
sei  es  zur  Strafe  oder  Königsknechtschaft.  ^'   Erst  damit  ist 

*ß  Am  stärksten  tritt  diese  Entwicklung  im  Angelsachsenrechtie  in 
Erscheinung.  Die  ausgezeichnete  Stellung  des  angelsächsischen  Grund- 
herrn muß  diesem  seinen  Hintersassen  gegenüber  ein  öffentliches,  vom 
Sühnegeld  unabhängiges  Strafrecht  verschafft  haben,  das  sonst  nur 
dem  Könige  zustand  und  mit  dem  Wergeid  des  Täters  abgelöst  wird. 
Vgl.  etwa  I  Aethelr.  1,  5  und  1,  7,-Leis  Willelme  12;  21,  2.  Daher 
auch  das  Wergeid  nur  dann  dem  Herrn  zufällt,  wenn  seine  Schuld- 
losigkeit an  der  Tat  feststeht,  andernfalls  dem  Könige.  I  Aethelr.  1,  9. 
Von  Dieben  bestimmt  II  Aethelst.  1,  daß  derjenige,  der  für  sie  ein- 
tritt, sie  durch  ihr  Wergeid  „dem  König  oder  wem  es  gesetzlich  zu- 
steht" (so  Lieberm.  I,  151:  „swa  J)am  cyninge  swa  dam  de  hit  mid 
ryhte  togebyrige")  bezahlen  solle.  Ähnlich  erklärt  sich  der  Wergeld- 
fredus  in  L.  Fris.  7,  2  Zusatz;  8,  Zusatz.  Eine  der  öffentlichen  Ge- 
richtsgewalt parallele  Entwicklung  der  gnmdherrlichen  Gewalt  zeigt 
das  friesische  Rec.it,  insofeme  nach  L.  Fris.  9,  8/9  der  Entführer  neben 
dem  je  einmal  an  das  Mädchen  und  den  Muntwalt  zu  entrichtenden 
Wergeid  auch  noch  ein  solches  an  den  König  verfallen  läßt,  das  bei 
der  am  halbfreien  Mädchen  verübten  Tat  dem  Herrn  desselben  zufällt 
(L.  Fris,  9,  10).  Es  kann  doch  wohl  kaum  zweifelhaft  sein,  daß  die 
Steigerung  des  fredus  zur  Wergeldhöhc  nur  aus  den  im  Preisgabever- 
fahren entwickelten  Ansprüchen  öffentlicher  Strafgewalt  zu  erklären  ist. 
(Vgl.  im  übrigen  Schröder,  RG.  350,  n.  9.)  Jedenfalls  steht  die 
Durchsetzung  einer  öffentlichen  Strafgewalt  gerade  in  solchen  B'ällen 
für  die  fränkische  Zeit  außer  allem  Zweifel.  Vgl.  Childeb.  II.  De- 
cretio,  §  5  (de  raptu).  Hierher  ist  wohl  auch  die  meist  hälftige  Buß- 
teilnahmc  des  königlichen  Fiskus  für  gewisse  Delikte  nach  langobar- 
dischem   Rechte  zu  rechnen.     Vgl.   Ed.   Roth.    15,   18,   19,   189  u.  a.   0. 

*^  Vgl.  etwa  Liutpr.  21  (Si  mulicr  libera  scrvum  tolcrit) :  „ipse  servus 
ad  puplicum  roplecetur  et  filii,  qui  ex  eis  nati  fucrent,  curtis  regiac  om- 
nino  descrviant".    L.  Vis.   III  3,  8  (Chindasvind) :  „Si  servi  mulierem  in- 

genuam  rapuerint si  extra  volumtate  domini  servi  taiia  perpetra- 

verint,  iudicis  idem  scntentia  conprehensi  liac  dccalvationis  feditalo 
multali  300  . .  .  ictibus  vcrberentur.  Ille  tarnen  servus,  qui  idem  se 
ingenue  mulieri  per  rapinam  copulari  quesibit,  pcmili  scntentia  subiacebit." 
Vgl.  auch  die  von  Brunncr,  RG.  II,  551  gegebenen  Belege;  dazu 
Ed.  Roth.  221. 
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aber  überhaupt  die  Privatrache  durch  die  öffentliche  Strafe 
ersetzt. 

Mit  viel  Wahrscheinlichkeit  sind  auch  jene  drakonischen 
Todesstrafen  des  Sachsenrechtes  z.  T,  in  die  angedeutete 
Entwicklungslinie  einzubeziehen.*«  Sie  Hvürden  damit  jeden- 
falls ihre  Sonderstellung  im  Kreise  der  südgermanischen 
Straf  normen  der  Frühzeit  *^  verlieren  und  in  den  Bereich 
amtsrechtlicher  Kriminalpolitik  zu  stellen  sein.  Diese  aber 
knüpfte  eben  dort  an,  wo  die  beiden  Volksrechte  der  West- 
goten und  Burgunder  lange  zuvor  bereits  angelangt  waren: 
beim  Preisgabeverfahren. 

IV.  Die  Hauptanwendungsfälle  des  Preisgabever- 
fahrens liegen,  worauf  eingangs  bereits  hingewiesen  wurde, 
insgesamt   im   Bereich   privater   Rechtsgutsverletzung. 

1.  Unter  den  gegen  die  Person  gerichteten  Un- 
rechts taten  steht  die  vermessentliche  Tötung,  d.  h.  die 
ohne  fehde würdigen  Anlaß  verübte  vornean.  Na,ch  der  oben 
angeführten  Stelle  L.  Burg.  2,  1  sollte  der  Täter  mit  seinem 
Blute  sühnen,  die  rächenden  Verwandten  aber  die  Sippe 
des  Täters  unbehelligt  lassen.  Auch  das  westgotische  Recht 
befiehlt  über  den  Täter  (L.  Vis.  VI  5,  11  —  Ant.) 

„pro  homicidio  puniatur", 
und    entsprechend    beim    Verwandtenm^ord    (L.    Vis.    VI  5, 
18  —  Ant.) 

„morte  damnetur**. 
Nur  wenn  der  Täter  ein  Asyl  erreicht,  wird  nach  Leovigild 
über  ihn  die  Verbannung ^o,  nach  Chindasvind  die  Blendung 


*®  Bezüglich  der  gegen  spezifisch  kirchliche  Delikte  angedrohten 
Todesstrafen  der  Lex  Saxonim  ist  dies  wohl  unbestritten.  Vgl.  Brun- 
n«r,  RG.  II,  609.  Urgermanische  Todesstrafen  erblickt  dagegen  v.  Richt- 
hofen,  Zur  Lex  Saxonum,  218 ff.,  in  sämtlichen  Kapitalfällen  des 
sächsischen   Volksrechtes. 

49  Vgl.    Brunner,    RG.    II,    600,    645,    Schröder,    RG.    260. 

^0  L.  Vis.  VI  5,  18  (Antiqua). 
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verhängt^i,  während  Ervig  von  diesem  verwelschten  Rechte -^^ 
zu  germanischen  Anschauungen  zurückkehrt ^3,  wenn  er  über 
den  Schuldigen  bestimmt: 

„in  potestate  parentum  vel  eorum,  cuius  propin- 
quus  occisus  fuerit,  contradendus  est,  ut  excepto  mor- 
tis periculo,  quicquid  de  eo  facere  voluerint,  licentiam 
habeant". 

Übrigens  hatte  auch  schon  Chindasvind  die  Preisgabe 
mit  ausdrücklicher  Lebensverwirkung  über  den  verhängt, 
der  einen  anderen  lauf  Folterung  verklagte  und  ihn  bei  der 
Folter  zu  Tode  brachte.^*  Hierher  ist  schließlich  noch  das 
fränkische  Amtsrecht  mit  seiner  vorerwähnten  Satzung 
(Childeb.  IL  Decretio  c.  5)  zu  nennen.  ^^ 

Eine   Sonderstellung  weist  das   späte  angelsächsische 
Recht   dem   Morde   zu.    Während   hiernach   gewöhnlicher 
Totschlag  Rußfall  ist,  ist  Mord  Preisgabefall.  ^^ 
II  Cnut  56: 

„Gifopen  mord  weorde,  |)aetman  Wenn  ein  unleugbarer  heimlicher 

sy  amyred,  agyfe  man  |)am  magum  Mord  geschieht,  so  daß  ein  Mensch 
(Var:  |)one  banan).  vernichtet  ist,  so  liefere  man  an  die 

Verwandten  [des  Getöteten]  (Var: 
den  Mörder)  aus.  (Übers.  Lieberm. 
I  349.) 

Die  Wundfälle  gehören  nach  westgotischem  Rechte 

^1  L.  Vis.  VI  5,  16. 

52  Vgl.    Brunner,    RG.    II,    589,   n.    15. 

53  L.  Vis.  VI  5,  16  und,  fast  wörtlich  gleichlautend,  18. 

5*  L.  Vis.  VI  1,  2  (Chindasv.) :  „Accusator  ....  in  potestate  proxi- 
morum  parentum  mortui  traditus  eadem  mortis  pena  multetur,  qua  ille 
multatus  est,  qui  per  eius  accusationem  morte  damnatus  interiit". 
Dasselbe  Los  traf  nach  dem  Gesetz  auch  den  bestochenen  Richter,  der 
die  Tötung  des  Gefolterten  verschuldet  hatte. 

55  „De  homicidiis  vero  ita  iussimus  observare,  ut,  quicumquo 
ausu  temerario  alium  sine  causa  occiderit,  vitae  periculum  feriatur; 
nam    non   de   precio    re<lemptioni3    se   redimat   aut    coiiiponat." 

56  Voraussetzung  ist  die  Unleugbarkeit  des  Mordes.  Hierüber 
ist  das  Nähere  unten  im  Texte  ausgeführt. 


544  [350 

wenigstens  insoferne  hierher,  als  die  von  Chindasvind  dem 
mosaischen  Rechte  entnommene  Talion  durch  Losungsbuße 
abgekauft  werden  konnte  (L.  Vis.  VI  4,  3:  compositionis 
summam  pro  non  reddendo  talione).  Aber  auch  der  Men- 
schenraub wird  im  westgotischen  und  burgundischen 
Rechte  mit  Lebensverwirkung  bedroht." 

2.  Unter  den  Muntbrüchen  sind  es  die  schwereren, 
wie  Frauenraüb^«  und  Ehebruch^^,  Bigamie^o  und  Heirat 
unter  Verlöbnisbruch^i,  welche  ebenfalls  zur  Preisgabe 
des  beteiligten  Mannes  führen. 

3.  Von  den  Gewerebrüchen  kommen  von  vornherein 
nur  die  schwersten  Fälle,  Diebstahl  und  Raub,  in  Frage. 
Ein  Preisgabeverfahren  kennen  zwar  die  Quellen  auch  hier. 
Allein  die  Auslieferung  erfolgt  schon  nach  den  ältesten 
Volksrechten  an  die  Organe  der  öffentlichen  Gewalt,  wie 
denn  die  öffentliche  Strafverfolgung  von  diesen  Delikten 
ihren  Ausgang  genommen  hat. 

Bezüglich  des  großen  Diebstahls  bestimmt  L.  Bai.  9, 
8,  daß  der  Entwender  von  Gegenständen  von  10  Schilling 
Wert  an  (insbesondere  Gold,  Silber  und  Großvieh) ^^  sein 
Leben  verwirkt  habe: 


57  L.  Vis.  VII  3,  3,  oben  im  Texte  S.  336  d.  Abh.  L.  Burg.  4,  1 
vgl.  mit  L.  Rom,  Burg.  4,   1.     Vgl.  obea  n.  26. 

58  L.  Vis.  III  3,  2.  Hierher  gehört  wohl  auch  die  amthche  Ver- 
folgung der  raptores  nach  Child.  II.  Decr.,  c.  4. 

59  L.  Vis.  III  4,  3  und  9,  oben  im  Texte  S.  325  f.  d.  Abh. 

60  L.  Vis.   III  6,  1. 

61  L.  Burg.  52,  4  und  5,  vgl.  auch  oben  S.  326  d.  Abh. 

62  Brunner,  a.  a.  0.  641,  n.  30  legt  die  Stelle  so  aus,  daß  der 
Gold-,  Silber-  und  Viehdieb  stets  für  großen  Diebstahl  einzustehen 
hatte,  weil  ein  iumentum  und  pecus,  wie  aus  L.  AI.  62;  68,  2,  3;  71 
hervorgehe,  niemals  diesen  Wert  von  10  ß  erreicht  hätte.  Allein  das 
Gesetz  spricht  von  iumenta  und  pecora,  denkt  also  an  eine  Mehr- 
heit. Die  Stelle  wird  damit  zur  willkommenen  Erklärung  der  Wergeld- 
buße  des  Herdendiebes  nach  L.  Rib.  18;  das  600  ß-Geld  ist  dort 
Ilalsfang, 
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„für  conprehendens   [Var. :  conprehensus]   iudici 
tradatur  et  secundum  legem  vindicta  subiaceat; 
et  ut  ei,  qui  perdidit,  in  simplo  conponat.  Verum  tamen 
non  prius  damnetur  ad  mortem,  quam  vel  simplex  de 
facultatibus  furoni  conponat". 
Ähnlich  lauten  bei  großem  Diebstahl  die  Sätze  des  burgun- 
dischen^^   und   sächsischen ß*   Rechts.    Nur   im  friesischen 
Volksrecht  erinnert  die  Losungsbuße  daran,  daß  diese  öffent- 
liche  Diebstahlsstrafe   aller  Wahrscheinlichkeit  nach   sich 
aus  dem  Preisgabeverfahren  entwickelt  hat,  das  den  Täter 
dem  Verletzten  zusprach.     L.  Fris.  Add.  Sap.  I,  3: 

„Si  quis  caballum  furaverit  aut  bovem,  aut  screo- 
nam  effregerit,  capitali  sententia  puniatur,  vel 
vitam  suam  pretio  redimat." 
In  denselben  Zusammenhang  gehört  sodann  die  Straf- 
knechtschaft, die  nach  der  oben  mitgeteilten  burgundischen 
Novelle  (L.  Burg.  47,  1  u.  2)  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Hehlerei  oder  Begünstigung  die  Ehefrau  und  die  voll- 
jährigen Söhne  des  Täters  trifft.  Denn  auch  sie  bedeutet 
Preisgabe  der  Schuldigen  an  den  Verletzten.  ^^  Und  be- 
merkenswert ist,  daß  ein  angelsächsisches  Königsgesetz  des 
7.  Jahrhunderts,  das  bei  einfachem  Diebstahl  Sühne  zuläßt, 
zu  diesem  selben  Auskunftsmittel  greift,  sobald  die  Haus- 
genossen an  der  Tat  mitschuldig  sind  (Ine  7) : 

„Gif  hwa  stalle,  swa  his  wif  nyte  Wenn  einer  stiehlt,  vorausgesetzt, 

7    his   bearn,    jjeselle    LX    scill.    to      sein  Weib  und  seine  Naclikommen- 
wite.  Schaft  wissen  [es]  nicht,  so  gebe  er 

CO  Schill,  zur  Strafe. 
Gif  he  donne  stalle  on  gewitnesse  Wenn  er  jedoch  stiehlt  unter  Mit- 

ealles  his  hiredes,  gongen  hie  ealle      wissenscliaft    seines    ganzen    Haus- 
on  deowot".  halts,    sollen    sie    alle   in    Sklaverei 

verfallen.    (Übers.  Lieberm.  1  93.) 


63  L.  Burg.  4,  1,  oben  im  Texte. 

ß*  L.  Sax.   29—35,  jeweils   mit  der  lakonischen   Bestimmung:   „ca- 
pite  puniatur". 

«5  Vgl.  Brunner.   RG.   II,  575,  589  n.   15. 
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Auch  auf  Raub  steht  vereinzelt  Lebensverwirkung.  So 
nach  buigundischem  Rechte,  indem  schlechthin  alle  „effrac- 
tores,  qui  aut  domos  aut  scrinia  expoliant"  mit  dem  Tode 
bedroht  werden  (iubemus  occidi)^^,  und  auf  Raub  nur  bis 
zu  einer  gewissen  Wertgrenze  (usque  ad  pullum)^^  Buße  zu- 
gelassen wird.  Schließlich  wenden  sich  zwei  Novellen  im 
gleichen  Sinne  gegen  alle  latrones  von  Pferden  und  Rin- 
dern, wie  auch  erneut  gegen  die  effractores^^  die  insgesamt 
unter  Todesstrafe  gestellt  sind :  Maßnahmen,  die  ja  auch  dem 
fränkischen  Amtsrechte  bekannt  sind.^^  In  all  diesen  Fällen 
ist  nun  freilich  die  Lebensverwirkung  als  öffentliche  Strafe 
an  die  Stelle  der  Rachepreisgabe  getreten,  was  schon  durch 
den  Ausschluß  der  Losung  bei  Diebstahl  und  Raub  er- 
kennbar wird.  Um  so  wichtiger  war  es,  gerade  hier  die  Aus- 
gangspunkte klarzulegen. 

Verläßt  man  das  Gebiet  der  gegen  Person,  Munt  oder 
Sachherrschaft  gerichteten  Rechtsbrüche,  so  finden  sich 
vereinzelt  noch  Brandstiftung '<>  und  Hexerei '^  als  Preis- 
gabefälle bezeugt;  auch  die  Heimsuchung '2  gehört  wohl 
hierher.  Dagegen  ist  es  eine  der  ursprünglichen  Bedeutung 
des  Verfahrens  fremde  Anwendungsform^  wenn  auch  die 
Untreue  am  eigenen  Herrn^^  ^^(j  ebenso  die  Blutschande^*, 

66  L.  Burg.  29,  3.  Vgl.  auch  Oonst.  Extrav.  21,  11  und  unten 
n.  68. 

67  L.  Burg.  9. 

68  L.  Burg.  47  und  Const.  Extrav.  19. 

69  Aus  merowingischer  Zeit  gehören  einmal  die  Bestimmungen  des 
Pact.  pro  ten  pac.  Chikl.  et  Chlot.,  sodann  aber  Childeberts  II. 
Dekret  von  596  hierher.  Über  die  karolingische  Gesetzgebung  gegen 
latrones   vgl.   E.    Mayer,    Deutsche   u.   Franz.    Verf.-Gesch.    I,   270  f. 

70  L.  Sal.  (Herold)  19,  6  —  s.  oben  n.  37  — ;  II  Aethelst.  6: 
II  Cnut  64.     Vgl.  auch  Brunner,  RG.   II,  655  f. 

71  II  Aethelst.   6;   II  Cnut  64. 

72  L.  Sax.  27;  II  Cnut  64. 

73  L.  Sax.  25  (capite  puniatur)  und  26  (iuxta  voluntatem  domini 
occidatur);   II  Aethelst.  4. 

7*  Sie   hat  in   schweren   Fällen  Lebensverwirkung  oder  doch    Ver- 
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von  Hause  aus  Angelegenheiten  der  .Hausgewalt  bzw.  Sippe- 
justiz, später  unter  den  Tatbeständen  der  Rachepreisgabe 
oder  öffentlicher  Strafgewalt^^  begegnen. 

Die  gebotene  Übersicht  läßt  erkennen,  daß.  gleich  dem 
Bußprozeß  und  der  Handhaftverfolgung  auch  das  Preisgabe- 
verfahren es  wohl  mit  den  wichtigeren  Fällen  privater 
Rechtsgutsverletzung  zu  tun  hat,  dagegen  gerade  für  die 
öffentlichen  Verbrechen,  wie  Hoch-  und  Landesverrat,  gar 
nicht  in  Frage  kommt.  Wodurch  es  wiederum  gerechtfertigt 
erschien,  seinen  Ausgangspunkt  nicht  in  der  Acht,  sondern 
in  privater  Unrechtsfolge,  nämlich  im  Selbstschutz  vor  der 
Fehde,  den  die  eigene  Sippe  durch  Ausschluß  des  Schuldigen 
übte,  zu  suchen.  Es  muß  sich  nunmehr  darum  handeln,  an 
Hand  des  Beweisrechts  die  Richtigkeit  der  gefundenen  Er- 
gebnisse zu  erproben.  ' 

§  2.    Das  Beweisrecht. 

So  reich  die  Quellen  strömen,  aus  denen  wir  unsere 
Kenntnis  vom  Beweisrecht  der  Bußklage  geschöpft  haben, 
und  so  klar  sie  auch  die  Beweislage  im  Handhaftverfahren 
umschreiben,  so  dürftig  fließen  sie,  wo  es  gilt,  die  Beweis- 
grundsätze im  Preisgabefalle  aufzuzeigen.  Auf  sich  allein 
gestellt  mithin  fast  eine  aussichtslose  Sache,  wird  unsere 
Aufgabe  verheißungsvoll  und  dankbar,  sobald  man  jene  im 
vorigen  Paragraphen  aufgeschlossenen  Zusammenhänge  des 
Verfahrens  mit  der  Ungefährbehandlung   der  Erforschung 

bannung  mit  Vermügensverlust  zur  Folge:  Childeb.  II.  Decr.  (596),  c.  2; 
L.  Rib.  69,  2;  L.  Vis.  III  5,  1  und  .5.  Vgl.  noch  Brunner,  RG.  II, 
664  f.;  Abspaltungen  d.   Fricdl.,   Forsch.   470. 

'5  Allgemein  denkt  wohl  an  das  zur  öffentlichen  Strafverfolgung  um- 
gestaltete Preisgabeverfahren  Karls  d.  Gr.  zweites  bayrisches  KapituLar, 
indem  es  neben  reinen  Privatd<;likten  die  Blutscliande  als  Angelegenheit 
des  richterlichen  Einschreitens  bezeichnet  (Cap.  Raw.  c.  5  —  MG. 
Capp.  1,  p.  159) :  „Ut  latrones  vel  homicidae  seu  adulteri  vel  inccstuosi 
8ub  magna  districtione  et  (X)rrectione  sint  correptj  sccundum  eoa  Baiu- 
variorum  vel  lege". 

I)cuUchrechtlichp  Beilrilgo.    X.  2.  M 
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des  Beweisgariges  dienstbar  macht.  Dem  gelten  die  nach- 
stehenden Ausführungen. 

I.  Voran  gehört  auch  hier  wieder  das  Verfahren  bei 
Knechtestat.  Nach  altem  Rechte  haftete  bekanntlich  der 
Herr  für  die  Tat  seines  Knechtes  auch  ohne  persönliches 
Verschulden  und  trug  die  prozessuale  Vertretung  der  Sache.i 
Doch  ist,  wie  oben  gezeigt,  in  den  Volksrechten  die  Un- 
gefähr des  Herrn  bereits  insoweit  anerkannt,  als  er  durch 
Verklarung  und  Preisgabe  des  Knechtes  sich  von  der 
strengen  Haftung  befreite,  mochte  auch  nach  manchen 
Rechten  eine  geminderte  Bußschuld  bestehen  bleiben.  Aber 
freilich  wurde  auch  diese  Regelung  nicht  jeder  Lage  ge- 
recht, weil  die  Täterschaft  des  Knechtes  keine  offenkundige 
zu  sein  brauchte.  Die  Ungefährverklarung  setzte  nämlich 
offenbare  Täterschaft  voraus;  sie  verneinte  zwar  die  Schuld 
des  Herrn,  die  Tat  des  Knechtes  aber  blieb  bei  ihr  unbe- 
stritten, ja,  sie  bildete  geradezu  die  Voraussetzung  jener 
Unschuldsbeteuerung  des  Herrn.  Wo  anderseits  eine  Knech- 
tesschuld nach  der  Überzeugung  des  Herrn  überhaupt  nicht 
vorlag,  konnte  sich  dieser  einfach  auf  sein  altes  Recht  be- 
rufen und  die  Sache  als  seine  eigene  durch  Unschuldseid 
beenden,  den  Knecht  freischwören.  Schwierigkeiten  ergaben 
sich  mithin  da,  wo  trotz  ungewisser  Täterschaft  der  Herr  von 
der  Unschuld  seines  Knechtes  nicht  überzeugt  war,  ohne 
doch  die  Sache  alsbald  verloren  zu  geben.  Hier  mußte  sich 
eine  bedingte  Anerkennung  der  Ungefähr  erst  durchsetzen. 
Für  die  Ungefährlage  des  Herrn  hat  man  demgemäß  wohl 
zu  scheiden  zwischen  offener  und  strittiger  Schuld. 

Bei  offener  Schuld  des  Knechte's  —  sei  es,  daß 
handhafte  Tat  vorlag  oder  daß  der  Knecht  bzw.  sein  Herr 
für  ihn  geständig  war  —  blieb  dem  Herrn  zur  Wahrung 


^  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  551  und  die  daselbst  angeführten  Belege; 
ferner  bezgl.  der  Behandlung  von  Knechtesl-at  die  Ausführungen  G. 
Meyers,  Die  Gerichtsbarkeit  über  Unfreie  u.  Hintersassen,  Z.^f.RG.  2 
(1881),  90  ff. 
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seiner  Ungefähr  nur  die  Preisgabe.  Denn  durch  Übernahme 
der  Sachwaltung  würde  er  die  ohnehin  feststehende  Schuld 
des  Knechtes  nur  auch  noch  zu  seiner  eigenen  gemacht 
haben.  Da  dies  eine  unvernünftige  Maßnahme  gewesen  wäre, 
wurde  hier  die  Preisgabe  seit  Anerkennung  der  Ungefähr 
zur  Selbstverständlichkeit  und  schließlich,  d.  h'.  seit  dem 
Hereinspielen  des  öffentlichen  Strafverfolgungsgedankens 
zur  Pflicht. 

Anders,  wenn  die  Schuld  des  Knechtes  ungewiß, 
seine  Täterschaft  nicht  unbestritten  war.  Die  rechtliche  Ent- 
wicklung verlief  hier  stufenweise. 

Ursprünglich  mochte  der  Herr  in  solchen  Fällen,  statt 
sofort  die  Buße  zu  entrichten,  den  Versuch  einer  eidlichen 
Reinigung  des  Knechtes  machen.  Allein  mit  der  selbstän- 
digeren Stellung  der  Knechte  nach  Entstehung  des  Groß- 
grundbesitzes, zugleich  wohl  auch  mit  einer  feinfühligeren 
Behandlung  des  Eides  unter  dem  Einfluß  christlicher  Vor- 
stellungen mußte  dieser  Ausweg  je  länger  je  miehr  als  un- 
gangbar erscheinen,  ganz  besonders  dann,  wenn  der 
Herr  von  der  Unschuld  des  Knechtes  nicht  felsenfest  über- 
zeugt war. 

Die  Neuerungen,  die  in  volksrechtlicher  Zeit  einsetzen, 
um  die  eigene  Sachvertretung  des  Herrn  in  eine  bloße  Ge- 
stellungspflicht^  abzuschwächen,  haben  in  erster  Linie  der- 
artige Zweifelsfälle  im  Auge.  Der  Herr  sollte  nicht  mehr 
zur  Vertretung  einer  Sache  gezwungen  sein,  wenn  ihm 
der  bezichtigte  Eigenmann  nicht  hinreichend  zuverlässig 
erschien,  ohne  doch  anderseits  diesen  wegen  einer  zunächst 
unbewiesenen  Anschuldigung  bedingungslos  preisgeben  zu 
müssen.   L.  Rib.  30  gestattet  dem  Herrn  vielmehr. 


2  Ohne  Bedeutung  für  unsere  Fragen  ist  der  andere,  anscheinenfd 
vom  langobardischen  Rechte  beschrittcne  Weg  geblieben,  wonach  der 
eigene  Herr  seinen  Knecht  in  privater  Folterung  verhörte,  che  er  auf 
die  gerichtliche  Klage  mit  ja  oder  nein  'antwortete.  Vgl.  darüber  Ja- 
strow,  a    a    0    .S6. 
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„si  serv'Os  tales  non  fuerit,  uiide  dominus  eius 

de  fiducia  securus  esse  poterit", 
die  Einlassimg  zur  Sache  zu  verweigern  und  mit  der  Antwort 
,,ego  ignoro,  utrum  servos  meos  culpabilis 

an  innocens  ex  lioc  extederit", 
den  Knecht  zum  Ordale  zu  gesteilen. •'  Es  ist  kein  Zweifel : 
die  Gestellung  hat  iauf  dieser  Stufe  lediglich  die  Bedeutung 
einer  Vergünstigung,  nicht  einer  Pflicht.  Daher  leitet  auch 
die  Gundobada,  die  sonst  für  unsere  Beweisfragen  nichts 
zu  ergeben  scheint,  den  Titel,  welcher  von  der  Gestellung 
des  Knechtes  zur  Folter  handelt,  mit  der  Bemerkung  ein 
(L.  Burg.  7): 

„non  compellatur  dominus  sacramenta  praebere 

neque  pro  servo  neqne  pro  originario". 
Vion  einem  Gestell ungszwang  ist  auch  hier  noch  keine  Rede. 
Gleiches  wird  man  schließlich  auch  fürs  Friesenrecht  anzm 
nehmen   haben,   wenn   es   bei    der  Klage  um   Knechtestat 
(Diebstahl)  dem  Herrn  die  Wahl  läßt  (L.  Fris.  3,  6): 

„iuret  aut  servum  ad  iudicium  Dei  in  aqua  ferventi 

examinet". 

Dagegen  findet  sich  im  Westgotenrechte,  soferne  dem 
Herrn  nicht  der  positive  Unschuldsbeweis  zu  Gebote  stand*, 
eine  durch  Zwangsmittel  verstärkte  Gestellungspflicht.^ 
Der  Grund  zu  dieser  Änderung  der  Dinge  ist  wohl  in  erster 
Linie  in  der  Abneigung  des  westgotischen  Rechts  gegen  den, 
Reinigimgseid  zu  suchen.  Mochte  auch  ein  mit  Zeugen  oder 


3  Vgl.  hierzu  auch  G.  M^yer,  a.  a.  0.  100  ff.;  weniger  ausführ- 
lich Mayer-Homberg,  a.  a.  0.  94  f.,  jedoch  mit  der  treffenden  Be- 
merkung, daß  der  Titel  nicht  nnr  auf  die  Diebstahlsklage  bezogen  wer- 
den darf.    Vgl.  unten  n.  10, 

*  L.  Vis.  VI  1,  5:  „Si  autem  tlolo  servum  alienum  quispiam  sub- 
dendum  questioni  intenderit,  et  dominus  servi,  qui  accusatur,  per 
probati'bnem  eum  poterit  de  obiecto  crimine  reddere  innocen- 
tem  .  .  .". 

^  L.  Vis.  VI  1,  5  in  Verbindung  mit  L.  Vis.  VI  1.  1  a.  E. 
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dergleichen  geführter  Uii  Schuldsbeweis  des  Herrn  als  certa 
probatio  den  Vorrang  vor  der  Folter  genießen,  so  mußte  doch 
diese  wiederum  als  zuverlässigeres  Beweismittel  gegenüber 
dem  einfachen  Reinigungseid  erscheinen.  Dazu  kommt  aber 
noch  ein  Doppeltes.  Während  nämlich  das  Verblassen  der 
Parteirolle  des  Herrn  in  der  Strafklage  den  Knecht  zum 
eigentlichen  Beklagten  machte  ß,  fehlte  ihm  anderseits  doch 
die  volle  Rechtsstellung  eines  vor  Gericht  geforderten  Freien. 
Als  Leibhöriger  konnte  er  sein  Erscheinen  nicht  selbst  ver- 
bürgen, war  es  vielmehr  Sache  des  Herrn,  ihn  zu  gestehen.' 
Zugleich  konnte  aber  an  die  Stelle  des  Reinigungseides  des 
Herrn  nicht  der  des  Knechtes  treten,  da  diesem  die  Eid- 
fähigkeit mangelte.  8  Der  Grund  dafür  lag  in  der  ständischen 
Minderwertung,  welche  die  zum  Eide  erforderliche  Glaub- 
würdigkeit vermissen  ließ.  Diamit  gelangen  wir  aber  für 
die  Folterung  des  Knechtes  wieder  bei  derselben  Wurzel 
an,  aus  der  hier  auch  die  Preisgabepflicht  des  Herrn  heraus- 
gewachsen ist:  bei  der  zur  gesetzlichen  Vermutung 
erhobenen  Verdachtswürdigkeit.  Daß  diese  Vermutung 
galt,  bedarf  kaum  erst  des  Beweises.  Legte  doch  der  Knecht 
nicht  nur  das  Geständnis  eigener  Missetat,  sondern  selbst 
das  Zeugnis  gegen  seinen  Herrn  stets  in  der  Folter  ab.'-* 
Das  galt  sonst  nur  für  verdächtige  Leute,  weshalb  auch 
das  Gesetz  Egicas  (L.  Vis.  VI  1,  3),  welches  den  Kesselfang 
zur  Voraussetzung  jeder  Folterung  erhebt,  mit  glossierter 
Lesart   dazu   bemerkt: 

„Hie  quoque  et  de  suspectis  habendis  perso- 
nis  (Var. :  id  est  de  vilibus  scilicet  et  infamia  nota- 

^  L.  Vis.  VI  1,  1:  „Si  serv^us  in  aliquo  crimine  accusetur".  Vgl. 
auch  die  in   n.  2  angeführte  Stelle. 

'  Vgl.  die  von  der  Eigenschaftsklage  handelnde  Stelle  L.  Vis.  IX 
1,  12,  oben  S.  317  f.,  hier  n.  21  das.:  ,,fugiti\rus  sub  illius,  aput  quem 
invcntus  ejrt,  fideiussione  .  ,  consistat".  Das  gleiche  ergibt  sich  aus 
den  im  Texte  besprochenen  ribuari sehen,  burgundischcn,  wcsigoüschen 
und   .salischen   Qucllenstcllcn. 

«  Vgl.  Brunner,   HG.   II,  390.  —  »  L.   Vis.   VI    1,   4/5. 
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tis),    qui   ad   testimoniam    venerint   dicendum,   ordo 

servabitur.** 

Eine  Gestellungspflicht  des  Herrn  kennt,  vom  Fall 
der  Diebstahlsklage  handelnd^^,  auch  die  Lex  Salica.  Der 
betreffende  Titel  (40)  steht  aber  unverkennbar  unter  west- 
gotischem Einfluß  11,  so  daß  man  berechtigt  ist,  die  Ur- 
sprünglichkeit des  darin  wiedergegebenen  Rechtszustandes 
zu  verneinen.  Ältere  und  jüngere  Auffassung  befindet  sich 
hier  im  Zwiestreit.  Erstere  klingt  aus  der  Drohung  hei^aus, 
daß  der  nichtgestellende  Herr  wie  nach  altem  Rechte  die 
Tat  als  eigene  (zu  büßen  habe.  ^^  Neuerung  ist  aber  jedenfalls 
die  Parteistellung  des  Knechtes,  gegen  den  die  Klage  er- 
hoben wird  13,  so  daß  dem  Herrn  auch  der  ursprüngliche 
Ausweg  des  Freischwörens  verschloss'en  ist. 

Man  gewinnt  somit  für  die  Beweisgestellung  des 
Knechtes  bei  strittiger  Schuld  eine  dreifache  Staffelung  der 

10  Mit  der  herrschenden  Lehre  muß  daran  festgehalten  werden,  daß 
das  Gesetz  nur  beispielshalber  von  Vier  Diebstahlsklage  ausgeht  (so  auch 
Mayer-Homberg,  a.  a.  0.  79  f.).  Doch  wohnt  der  Gegenmeinung  (vgl. 
namentlich  G.  M'eyer,  a.  a.  0.  100  f.)  insoferne  ein  richtiger  Gedanke 
inne,  als  zweifelsohne  die  Heimlichkeit  des  Diebstahls  gerade  hier  eine 
Antwort  mit  Nichtwissen  am  ehesten  und  allgemeinsten  erforderlich 
machte. 

11  Einen  solchen  nimmt  auch  Brunner,  RG.  II,  413  n.  78  an. 
Halban,  Das.  röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten  III  (Unters,,  89), 
298  n.  2  erklärt  den  westgot.  Einfluß  für  möglich,  wenn  er  ihn  anschei- 
nend auch  nicht  für  gesichert  hält. 

1"  So  auch  Jastrow,  a.  a.  0.  18  —  s.  unten  n.  14.  Das  zeigt 
übrigens  der  Vergleich  mit  L.  Fris.  1,  22,  woselbst  sich  uraltes  Recht 
erhalten  hat  (vgl.  Brunner,  RG,  I,  217  ,n.  25).  Hier  hat  der  Herr 
kein  Verklarungs-  und  Preisgaberecht  („non  iuret",  nämlich,  wie  aus  1, 
13  zu  ergänzen  ist:  „hoc  se  nun  iussisse"),  vielniehr  büßt  er  den  von 
semem  Knechte  Erschlagenen,  „ac  si  ipse  eum  occidisset".  Vgl,  da- 
gegen L.  Fris.  3,  6  (oben  im  Text). 

13  L.  Sal.  40:  „Si  serviis  in  furtum  fuerit  inculpatus"  bzw., 
nach  den  Emendatatexten,  „in terpeJ latus".  Entsprechend  Pactus  pro 
ten.  pac.  §  5:  „Si  servus  fuerit  inculpatus  in  furtum";  Ed.  Chilp.  §  7: 
„si  senmm  sors  nunciata  fuerit  de  furtum". 
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Entwicklung,  ursprünglich  ist  stets  der  Herr  Partei.  Er 
schwört  sich  und  seinen  Knecht  vom  Verdachte  rein.  Dann 
wird  zunächst  unterschieden.  Unverdächtige  schwört  der 
Herr  frei,  Zweifelhafte  kann  er  unter  Einlassungsver- 
weigerung zur  Folter  oder  zum  Ordal  gesteilen.  Indem 
schließlich,  wie  im  Westgotenrecht  und  der  Lex  Salica,  die 
Verdächtigkeit  des  Knechtes  zur  gesetzlichen  Vermutung 
erhoben,  derselbe  beweisrechtlich  mit  den  „personae  suspec- 
tae  habendae"  auf  eine  Stufe  gebracht  wird,  setzt  sich  jene 
Beweisgestellungspflicht  zu  Ordal  und  Folter  durch. 

Auch  bei  strittiger  Schuld  kann  also  der  Herr  seine  Un- 
gefähr nur  durch  Gestellung,  d.  h.  durch  Preisgabe  wahren, 
nur  daß  diese  hier  nicht,  wie  bei  offenkundiger  Täterschaft 
des  Knechtes,  eine  unbedingte  ist,  vielmehr  durch  den  Aus- 
gang von  Folterung  oder  Ordal  bedingt  ist.  Ging  der  Be- 
schuldigte gerechtfertigt  daraus  hervor,  so  blieb  er  seinem 
Herrn  erhalten.  Es  ist  nun  für  den  Charakter  der  Gestellung  als 
Ungefähr-Sicherung  charakteristisch,  daß  dieselbe  nicht  etwa 
bis  zum  Ergebnis  des  Beweisganges  hinausgeschoben  werden 
konnte  (wie  ja;  auch  schon  die  Beweismittel  bei  Gestellung  des 
Knechtes  völlig  andere  waren,  als  bei  Übernahme  der  Sach- 
wal tung  durch  den  Herrn).  Vielmehr  mußte  auch  hier  die 
Ungefähr  alsbald  zu  Beginn  des  Verfahrens  geltend 
gemacht  werden^*;  die  einmal  getroffene  Ent- 
schließung aber  war  zugleich  für  den  weiteren  Ver- 
lauf des  Prozesses  entscheidend.  Durch  Übernahme 
der  Verteidigung  mit  seinem  Eide  verscherzte  der  Herr  das 
Preisgaberecht;  schlug  der  Eid  fehl  oder  wurde  der  Herr 
im  Scheltewege  seines  Unrechts  überführt,  so  fiel  die  Schuld 
auf  sein  Haupt:  er  büßte  als  Täter,  wie  wenn  auf  seiner 
Seite  nicht  Ungefähr,  sondern  eigene  Schuld  vorgelegen 
hätte.   Umgekehrt  war  es  für  den  Herrn,  sobald  er  zur  Bc- 

^*  Dio  Oegonprobe  zu  flioscm  Satze  scheint  mir  in  L.  Sal.  40  ge- 
gegeben :  der  mit  der  Gcslellung  des  Knechtes  säumige  Herr  verscherzt 
die  Rechtswohltat  der  Ungefähr  und  büßt  die  Tat  daher  als  eigene. 
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Weisgestellung  des  Knechtes  sich  bereit  fand,  nachträglich 
nicht  mehr  möglich,  die  Sache  zu  seiner  eigenen  zu  machen : 
der  Knecht  war  schon  mit  der  Grestelkmg  zu  Ordal  oder 
Folter  für  den  Überführungsfall  endgültig  preisgegeben.^^ 
Der  Herr  hatte  zwar  unter  Umständen  den  Weg  der  Losung, 
keinesfalls  aber  trug  er  die  Lasit  der  echten  Buße. 

IL  Die  Behandlung  der  Missetat  Halbfreier  hat  im 
ribuarischen  Gaurecht  des  Hamalandes  eine  Regelung  ge- 
funden, welche  völlig  der  Behandlung  von  Knechtestat  nach 
L.  Rib.  31  entspricht:  der  Herr  eines  um  Mord  verklagten 
Halbfreien  hatte  die  Wahl,  ob  er  diesen  freischwören  oder 
zum  Ordal  schreiten  lassen  wollte.  Die  Stelle  (L.  Franc. 
Cham.  46)  lautet: 

„Si  quis  hominem  in  mordro  occiderit,  tunc  exeat 

ad  iudicium,  aUt  suus  senior  per  sacramentum 

eum  libereL**i6 

Auch  hier  konnte  für  den  Herrn  nur  die  Erwägung  den 
Ausschlag  geben,  ob  der  Bezichtigte  das  Vertrauen  seines 
Herrn  besaß;  eine  gesetzliche  Verdächtigkeit  bestand  nichL 
Im  Westgotenrechte  (L.  Vis.  VI  1,  5  —  Chindasv.)  entspricht 
das  Verfahren  gegen  Halbfreie  (liberti),  die  hier  selbständige 


^5  Ein  Blick  in  die  Volksrechte,  insbes.  in  die  Bestimmungen  von 
L.  Vis.  VI  1,  zeigt,  daß  die  Folterung  jedenfalls  immer  Leben  und 
Gresundheit  des  Gefolterten  aufs  Spiel  setzte.  Der  Herr  eines  bezich- 
tigten Unfreien  hatte  aber  kein  Interesse  daran,  neben  der  Entwertung 
des  Knechtes  auch  noch  die  Bußlast  zu  tragen.  Daher  entschloß  man 
sich  mit  der  Gestellung  zur  Folter  regelmäßig  auch  zur  Preisgabe, 
während  die  Losung  von  der  Preisgabe  oder  der  Strafe  an  Haut  imd 
Haar  in  erster  Linie  bei  offener,  insbesondere  vor  der  Folterung  ein- 
gestandener Tat  in  Frage  kam.     Vgl.  L.   Sal.   40,   2. 

^6  Daß  die  Stelle  auf  die  Tat  eines  Liten  zu  beziehen  ist,  ergibt 
—  abgesehen  von  der  den  Erfolgshafter  nennenden  zweiten  Alternative  — 
der  ganze  Zusammenhang  mit  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln.  L. 
Franc.  Cham.  44  nämlich  iDehandelt  die  Gestellungspflicht  des  Herrn 
zur  Verhandlung  gegen  den  Liten;  L.  Franc.  Cham.  45  die  strenge  Haf- 
tung des  Herrn,  wenn  er  Mittäter  ist  beim  „raptus"  des  Liten.  Vgl.  im 
übrigen  zur  Stelle  Brunner,  RG.  II,  408. 
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Partei  sind,  völlig  demjenigen  gegen  Freie,  das  wir  alsbald 
zu  erörtern  haben.  Man  wird  darin  aber  nicht  so  fast  eine 
zufällige  Äußerung  der  gehobenen  Stellung  dieses  Standes, 
als  vielmehr  die  geschichtliche  Spur  erblicken  dürfen,  die 
uns  den  vollen  rechtlichen  Zusammenhang  zwischen  der 
Preisgabe  Freier  und  jener  der  Unfreien  erschließt. 

III.  Auch  bei  Freien  war  die  prozessuale  Lage  eine 
verschiedene,  je  nachdem  die  Täterschaft  offenkundig  oder 
streitig  war. 

Seit  je  wird  es  Fälle  gravierender  Natur  gegeben  haben, 
in  denen  eine  offene  Schuld  sich  so  sehr  mit  allem  Rechts- 
gefühl in  Widerspruch  setzte,  daß.  die  Sippe  sich  vom  Täter 
lossagte.  War  hier  der  Sippeausschlußi  dem  freien  Ermessen 
der  Gesippen  überlassen  und  daher  seltene  Ausnahme,  so 
mußte  das  anders  werden,  nachdem  einmal  das  Strafrecht 
ihn  bei  gewissen  Tatbeständen  von  Gesetzes  wegen  ver- 
langte. War  jetzt  die  Schuld  offenkundig,  so  traten  die  ge- 
setzlichen Preisgabefolgen,  soweit  sie  die  Volksrechte  über- 
haupt zur  Anwendung  brachten  (darüber  s.  oben  §  1),  ohne 
weiteres  in  Wirksamkeit.  Die  Auslieferung  des  Schuldigen, 
bei  Knechtestat  zunächst  nur  im  Interesse  des  Herrn  ge- 
legen, lag  hier  bei  den  erwähnten  Rechten  im  Willen  des 
Staates,  der  die  Fehde  bekämpfte,  und  wurde  daher  er- 
zwungen. 

Wo  es  sich  aber  um  strittige  Schuld  handelte,  da 
ergab  der  Preisgabezwang  eine  Sachlage,  die  der  Beweis- 
gestellungspflicht des  Herrn  bei  Knechtestat  entsprach.  Und 
zwar  hat  die  Anerkennung  der  Ungefähr  hier  eine  ähnliche 
Entwicklongsbahn  durchlaufen  wie  bei  der  Knechtestat,  in- 
dem die  Sippe,  wie  gezeigt  (s.  §  1),  die  Rolle  des  Herrn 
übernahm. 

Auch  dem  Freien  und  seiner  Sippe  stand,  wie  dem 
Herrn  für  seinen  Knecht,  ursprünglich  nur  die  Reinigung 
offen.  Dabei  bedeutete  die  Eidhilfe  der  Sippe  für  den  Be- 
schuldigten einen  Schutz,  der  dem  Eintreten  des  Herrn  für 
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seinen  Knecht,  dem  Freischwören  entsprechende  Wirkungen 
äußerte.  Nur  daß  der  Freie  beim  Schwüre  selbst  Partei  imd 
daher  als  Eidführer  am  Beweise,  ebenso  wie  bei  verlorener 
Sache  an  der  Bußzahlung,  in  allererster  Linie  beteiligt  war. 
Das  Verhältnis  der  Sippe  zu  ihrem  Gesippen  war  eben 
kein  herrschaftliches,  sondern  ein  genossenschaftliches.  In- 
folgedessen war  aber  die  Sippe  auch  nicht  in  der  Lage,  wie 
der  Herr  bei  Knechtestat,  nach  Gutdünken  und  Zweck- 
mäßigkeit zu  wählen :  sie  war  ihrem  Genossen  vielmehr  die 
Eidhilfe  schuldig  ^^,  wie  sie  ihm  bei  fehlgeschlagener  Reini- 
gung Bußbeischuß  zu  leisten  hatte. 

Trotzdem  mußte  natürlich  mit  zunehmender  Verfeine- 
rung des  Rechtsgefühls  auch  hier  der  Fall  immer  häufiger 
werden,  daß  der  Bezichtigte  selbst  bei  nach  außen  unge- 
wisser Schuld  durch  sein  Leugnen  sich  tnit  der  Überzeugung 
seiner  gesamten  Sippe  in  Widerspruch  setzte.  Einen  Aus- 
weg bot  hier,  solange  Eidhilfeweigerung  verpönt  war^^^  nur 
die  Lösung  des  Sippeban'des.'^  Diamit  entschlug  sich  die 
ausschließende  Sippe  ihrer  Genossenpflicht;  dem  Beschul- 
digten verblieb  dann  als  Sippelosem  zur  Reinigung  nur 
mehr  das  Ordal.20  Auf  diesem  Wege  mußte  also  das  Recht 

17  Vgl.  Brtinner,  RG.   I,  123. 

1^  Von  den  Volksrechten  kennt  sie,  soviel  ich  sehe,  nur  das  lango- 
bardische,  nämlich  Lintpr.  61  —  s.  oben  S.  447  [253  d.  Abb.]  n.  19a. 
Noch  L.  Burg.  8,  4  weiß  'nichts  davon,  bestraft  jedenfalls  den  im  Schwur- 
termine ausbleibenden  Gesippen  mit  Säumnisbuße.  Vgl.  auch  Brun- 
nor,  RG.   I,  129. 

1^  Sie  bildet  bekanntlich  das  Seitenstück  zum  Austritt  aus  der 
Sippe,  durch  welchen  der  einzelne  der  Gesamtheit  seiner  Magen  gegen- 
über sich  von  Wergeid  Und  Eidhilfe  lossagte.  L.  Sal.  60  —  vgl.  dazu 
Brunner,  a.  a.  0.  Der  Ausschluß  seitens  der  ganzen  Sippe  ersetzte 
die  einzelne  Lossage  eines  jeden  Gesippen  vom   Schuldigen. 

20  Daher  sagt  ein  jüngeres  angelsächsisches   Gesetz  (II  Cnut  35): 

„And  [gifj   freondleas  man   odde  Und    wenn    ein    sippeloser    oder 

feorrancumanswageswenced  vveorde      fernher    gekommener   Mann    durch 
I)urh    freondleaste,    {)aet    he    borh      Sippenlosigkeit    so    bedrückt    wird, 
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bei  strittiger  Schuld  für  den  Freien  zu  ganz  ähnlichem  Er- 
gebnis gelangen,  wie  für  den  Knecht.  Nur  daß  der  Freie  für 
die  Reinigung  —  abgesehen  vom  Westgotenrechte  —  nie- 
mals auf  die  Folter  angewiesen  war.  Ein  ähnliches  Er- 
gebnis, und  doch  kein  gleiches.  Denn  wie  der  Knecht  schon 
wegen  verhältnismäßig  geringfü'giger  Anlässe  preisgegeben 
wurde,  so  wurde  er  auch  bei  strittiger  Schuld  zur  Folter 
oder  Feuerprobe  gestellt.  Dagegen  konnte  für  den  Freien 
eine  Lossagung  seiner  Sippe,  namentlich  in  älterer  Zeit,  nur 
bei  schweren  Verbrechen  in  Frage  kommen,  die  sowohl  eine 
fühlbare  Bußlast  bedeuteten  als  auch  eine  größere  Eidhelf er- 


naebbe, aet  frymtyhtlan  f)one  gebuge 
he  hengenne  7  |)aer  gebide,  od 
daet  he  gä  to  Godes  ordale 
7  gefare  (Jaer,  |)aet  he  maege." 


daß  er  keine  Bürgschaft  [für  sieht 
erhält,  dann,   im  Falle    erstmahger 
Beschuldigung,    unterziehe    er  sich 
der  Kerkerhaft  und  harre  dort,  b  i  s 
daß    er     zum     Gottesurteile 
schreite  und  erfahre  [erlebe]  hier, 
was  er  kann.    (Übers.  Lieberm.  I 
337.) 
Die    Gleichstellung    des    Fremdlings   /mit    dem    Sippelosen    beruht 
darauf,  daß  auch  jener,  zwar  nicht  infolge  Entsippung,  wohl  aber  wegen 
tatsächlicher  Lösung   des  agnatischen   Zusammenhanges   keine   Eidhelfer 
zur  Verfügung  hat.     Das  beleuchtet  L.  Rib.  31 :   [3]  „Hoc  autem  consti- 
tuemus,  ut  infra  pago  Ribuario  tam  Franci,  Burgundionis,  Alamamii  seu 
de  quacumque  natione   —   —   r—  —   sicut  lex  loci  oontenit,  ubi  natus 
fuit,   sie   respondeat.      [5]    Quod   si   in   provincia   Ribuaria   iuratores   in- 
venire  non   potuerit,   ad  igneo   seu  ad   sortem   excusare   studeat."     Dazu 
Brunner,   RG.    II,   413.     Da  die   Stelle  isich   in  §  5   die   sahsche  For- 
mulierung:   „si   iuratores   non   potuerit   invenire,   aut   ad   inium   ambulit 

aut culp.  iud."  (L.  Sal.   14,  2  und  3;   16,   II;  42,  5)  zur  Vorlage 

zu  nehmen  scheint,  darf  idaraus  vielleicht  vermutet  werden,  daß  auch 
dort  an  ähnliche  Fälle  gedacht  ist.  Einen  anderen  Ausweg  verstattet 
die  oberitalienische  Extravagante  B  zur  L.  Sal.  in  ihrem  cap.  II  dem- 
jenigen im  Freiheitsprozeß,  „qui  ;in  alia  regione  fuit  natus  aut  longe 
infra  patria".  Der  Beklagte  zieht  sich  in  seinen  heimatlichen  Ding- 
sprengel zu  seinem  Handgcmal  —  ein  Weg,  der  dem  Entsippten  ver- 
schlossen bleiben  mußte.  Eine  dem  Elendeneid  des  Mittelalters  ent- 
sprechende Reinigungsform  aber  kennen  —  mit  Ausnahme  von  Wihtr.  20 
—  die  Volksrechte  noch  nicht. 
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schar  erheischten.  Das  blieb  auch  dann  so,  als  die  Preis- 
gabe im  Interesse  der  Ruhe  und  Sicherheit  des  Gemein- 
wesens erzwungen  wurde.  Auch  hier  erfolgte  sie  —  und 
damit  die  Beweisisolierung  des  Bezichtigten  —  nur  bei 
schwerwiegenden,   unbedingt  fehdewürdigen  Tatbeständen. 

Und  auch  dann  blieb  sie  an  eine  weitere  Voraussetzung 
geknüpft:  während  nämlich  bei  Knechten  auf  einer  dritten 
Entwicklungsstufe  die  Verdächtigkeit  zur  Rechtsvermutung 
erhoben  und  damit  in  jedem  Falle,  der  überhaupt  zur  Preis- 
gabe führen  konnte,  die  Gestellung  zu  Ordal  oder  Folter 
erzwungen  wurde,  ist  beim  Freien  neben  offener  Täter- 
schaft mindestens  das  Vorliegen  von  Verdachts- 
gründen dauernd  Voraussetzung  des  Preisgabever- 
fahrens geblieben.  Hier  also  wurde  die  Beweisgestellung 
nur  dann  verlangt,  wenn  —  um  die  Worte  der  Lex  Ri- 
buaria   (30)   sinngemäß   umzuwandeln   — 

„liber  talis  non  fuerit,  unde  gens  eins  de  fiducia 

secura  esse  possit". 

Andernfalls  kam  es  bei  Preisgabefällen  entweder  über- 
haupt nicht  zur  Klage  oder  die  Sache  ging  doch  jedenfalls 
nicht  an  Hals  und  Hand. 

IV.  Besteht  der  hier  aufgezeigte  Zusammenhang 
zwischen  Preisgabe  und  Notorietät  bzw.  Verdächtig- 
keit im  Rahmen  der  früher  (in  §  1)  besprochenen  Tatbe- 
stände zu  Recht,  so  muß  er  in  den  Quellenzeugnissen 
seine  Bestätigung  erfahren.  Weiterhin  aber  muß  sich  er- 
geben, daß  bei  strittiger  Schuld  die  Preisgabepflicht  sich 
bereits  in  der  Beweisisolierung  des  Bezichtigten  äußert.  In 
der  Tat  bestätigen  denn  auch  die  Quellen  diese  Zusammen- 
hänge. Naturgemäß  darf  nicht  von  jedem  Quellenkreise  ein 
gleich  vollständiges  Bild  erwartet  werden;  im  Gesamtergeb- 
nis aber  lassen  die  aufzuführenden  Stellen,  wie  ich  glaube, 
an  Deutlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig. 

1.  Was  zunächst  das  westgotische  Recht  betrifft,  so 
läßt  die  Eigenart  seiner  Beweisgmndsätze  mit  dem  reich 
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ausgebildeten  Überführungsbeweis,  der  certa  probatio,  für 
eine  besondere  Bewertung  der  Notorietät  keinen  rechten 
Raum.2i  Für  notorische,  daher  beweisbare  Tat  galt  eben, 
sofern  es  sich  um  preisgabewürdige  Tatbestände  handelte, 
die  gesetzliche  Preisgabepflicht  ohne  weiteres. 

Um  so  klarer  tritt  hier  die  Beziehung  zwischen  Ver- 
dacht! gkeit  und  Beweisgestellung  einerseits,  Beweisge- 
stellung und  Preisgabe  anderseits  zutage.  Ausführlich  sind 
die  Verdachtsmomente  umgrenzt,  die  erforderlich  sind,  da- 
mit der  Freie  (wie  der  Halbfreie)  gezwungen  sei,  sich  an 
Stelle  des  Eides  mit  Helfern  zur  Folterung  zu  stellen.  Zwei 
Gesetze  sind  es  insbesondere,  welche  die  Voraussetzungen 
der  Folterung  nennen.  22  In  L.  Vis.  VH  1,  5  (Antiqua)  wird 
das  Anklageverfahren  bei  schwereren  Delikten,  wie  Ver- 
giftung, Hexerei,  Diebstahl  "und  dergl.  geregelt  und  dabei  dem 
Kläger  für  den  Fall,  daß  der  Beklagte  seine  Unschuld  er- 
weist, Talion  angedroht.    Dem  Richter  wird  die  Zuziehung 


21  Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  genügt  es,  auf  den  Vorzug  der 
certa  probatio  vor  der  Tortur  nach  L.  Vis,  VI  1,  2  hinzuweisen.  Die  einzige 
Stelle,  die  —  wie  es  scheint  —  der  Offenkundigkeit  eine  besondere  Rolle  zu- 
weist, ist  L.  Vis,  III  4, 17  (Antiqua),  Hier  gründet  sich  die  Festnahme,  Aus- 
peitschung und  Ausweisung  der  öffentlichen  Dirne  durch  den  Richter 
darauf,  daß  dieselbe  „frequenler  deprehensa  in  adulterio  .  .  ,  . 
iugiter  multos  viros  ....  adtrahere  cognbscatur",  womit,  wie  ich 
glaube,  Gerichtskundigkeit  oder  sonstige  Notorietät  ihres  Vorlebens  ge- 
meint ist.  Auch  hier  aber  kommt  derselben  nur  strafrechtliche,  nicht 
prozessuale  Bedeutung  zu. 

22  Die  Anwendung  der  Folter  ist  im  Wostgotenrechte  eine  gegen- 
über dem  römischen  Vorbilde  durchaus  selbständige.  Vgl,  v.  Bcth- 
mann-HoJlWeg,  Zivilprozeß  IV,  239  ff.,  Ilalban,  Das  röm.  Recht 
in  den  germ.  Volksstaaten  I  (Unters.  56),  226.  Wenn  daher  auch  der 
Gesetzgeber  das  Erfordernis  der  inscriptio  dem  röm.  Recht  entlehnte 
(vgl.  V.  Bethmanln-IIollweg,  a.  la.  0.,  240  n.  21),  so  geschah  es 
doch  nur  deshalb,  weil  es  zugleich  der  westgotischen  Rechtsauffassung 
entsprach.  Mit  Einführung  der  Kesselprobe  durch  Egica  (L,  Vis.  VI,  1,  3 
—  vgl.  unten  S.  367  f.  d.  Ahh.)  fällt  jener  Zusammenhang  mit  dem  röm. 
Vorbild   ohnedies  dahin. 
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von  Verhandlungszeugen  geboten  und  zugunsten  des  Be- 
schuldigten bestimmt,  daß  er 

j,prius  tamen  pene  non  subiaceat,  quam  aut  sub 
presentia  iudicum  imanifestis  probationibus   argnatur, 
aut  certe,  siciut  in  aliis  legibus  oontinetur,  eum  accu- 
sator  inscribat,  et  sie  in  presentia  iudicum  superius 
nominatorum  questionis  agitetlur  examen". 
Die  Folter  setzte  danach  —  während  zugleich,  wie  schon 
oben   (S.   250  d.  Abh.)  erwähnt,  nach  L.  Vis.   VI  1,  5  die 
Leistung  eines  Kalumnieneides  verlangt  wurde  —  die  Ein- 
reichung   der    inscriptio    nach    den    einschlägigen   Bestim- 
mungen voraus.   V.  Vis.  VI  1,  2  (Ohindasvind)  aber,  welche 
diese  näher  angibt,  betont  wieder,  daß  in  erster  Linie  kläge- 
rischer Tatbeweis  anzustreben  sei.   Nur  beim  Fehlen  eines 
solchen  wird  selbst  zwischen  Edelfreien  und  Würdenträgern 
Klage  auf  Folter  zugelassen  auf  Grund  der  inscriptio: 

„coram  principe  vel  his,  quos  sua  princepo  auc- 
toritate  preceperit,  trium  testim  suscriptione  in- 
scriptio fiat,  et  sie  questionis  examen  incipiat". 
Zu  aller  Sicherheit  fährt  der  Gesetzgeber  fort: 

„Iudex  tamen  hanc  cautelam  servare  debebit,  ut 
accusator  omnein  rei  ordinem  scriptis  exponat, 
et  iudicii  occulte  presentans,  sie  questionis  examinatio 
fiat.  23 

Und  das  Gesetz  fügt  hinzu,  daß  bei  den  Angehörigen 
der  niedrigeren  Freienschicht  ebenso  zu  verfahren  sei. 

Eine  Abweichung  von  der  Behandlung  der  obersten 
Stände  besteht  für  die  Gemeinfreien  jedoch  insofern,  als 
jene  bloß  dann  gefoltert  werden  durften,  wenn  es  im  Schuld- 
falle zur  völligen  Preisgabe  durch  die  Sippe  und  zur  Rache 
von  Seiten  des  Gegners  oder  der  Allgemeinheit  kam,  d.  h.  also 


23  Nur  dann  gilt  der  Gefolterte  nach  dem  angeführten  Gesetz  als 
schuldig,  „si  eius  professio  .  .  .  conpar  fuerit  cum  verbis  aecusatoris". 
wobei  Unkenntnis  der  (heimlich  eingereichten)  inscriptio  Voraus- 
setzung für  die  Schlüssigkeit  des  Experimentes  ist. 
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bei  todes würdigen  Verbrechen  (das  Gesetz  nennt  Hoch-  und 
Landesverrat,  Tötung  und  Ehebruch)  2*,  während  die  Ge- 
meinfreien auch  bei  Diebstahl  im  Werte  von  300  (seit  Erwig 
500)  Schillingen  sich  der  Folter  unterziehen  muBten.-^ 
Wie  so  oft,  so  hat  auch  hier  der  Adel  dank  des  stärkeren 
ständischen  Zusammenhaltes  und  insbesondere  dank  seines 
stärkeren  Festhaltens  an  der  Sippeverfassung  den  früheren 
Rechtszustand  und  damit  den  Zusammenhang  zwischen 
Folter  und  Preisgabe  bewahrt:  Fiolterung  und  Lebens- 
verwirkung sind  zwei  notwendige  Korrelate.  Nur 
wo  der  Täter  von  der  Sippe  im  Schuldfalle  ohnehin 
preiszugeben  ist,  darbt  er  der  Eideshilfe,  oider  rich- 
tiger gesagt:  die  Preisgiaibe  erfolgt  auch  bei  Freien 
bedingt  schon  in  der  Bewei'sliage  des  Verfahrens. 

In  allen  anderen  Fällen  aber  schuldete  der  Beklagte 
mangels  klägerischen  Beweises  den  Reinigung  seid  mit  Sippe- 
hilfe (sacramentis).  Wobei  der  Zusammenhang  der  Preis- 
gabepraxis mit  der  Fehdebekämpfung  wenigstens  im  Beweis- 
gange noch  darin  sich  äußert,  daß  auch  der  Übergenosse 
niemals  auf  Folter,  nur  auf  eidliche  Reinigung  belangt 
werden  kann.^ß    Eine  schon  erwähnte  Novelle  Egicas   (L. 


2*  Fälle,  die  nur  ein  beschränktes  Racherecht,  insbes.  Strafknecht- 
schaft oder  Züchtigung  nach  sich  zogen,  waren  nicht  folterwürdig,  da, 
wie  schon  erwähnt,  bei  der  Folter  immer  das  Leben  des  Gefolterten 
aufs  Spiel  gesetzt  wurde. 

25  Die  Ausdehnung  der  Folterpraxis  auf  großen  Diebstahl  bei  Ge- 
meinfreien mag  der  Erwägung  entsprungen  sein,  daß  bei  der  außer- 
ordentlichen Höhe  des  Sachwertes,  dessen  Neunfaches  die  Diebstahls- 
buße betrug  (L.  Vis.  VII  2,  13),  das  Verfahren  infolge  von  Insolvenz 
des  Täters  jedenfalls  mit  seiner  Verknechtung  enden  mußte.  Aus 
ähnlichen  Gesichtspunkten  mochte  es  sich  rechtfertigen,  wenn  die  Wert- 
grenze bei  Halbfreien  (liberti)  von  Chindasvind  (L.  Vis.  VI  1,  5)  auf 
60  Schillinge  festgesetzt  wurde. 

26  L.  Vis.  VI  1,  2:  „Speciali  tamen  constitutione  decernimus,  ut 
persona  inferior  nobiliorem  a  se  vel  potentiorem  inscribere  non  presu- 
mat.     S€d   si   petendum   in   causa  patuerit,   et  probatio  fortasse  convin- 
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Vis.  VI  1,  3)  endlich,  welche  die  Wertgrenze  als  Voraus- 
setzung der  Folterung  Fraier  fallen  läßt,  führt  dafür  als 
weitere  Kautele  gegen  unnötige  Folterung  die  Kesselprobe 
ein.  Wer  sie  bestand,  durfte  nicht  mehr  gefoltert  werden, 
während  anderseits  das  Fehlschlagen  des  Ordals  hin- 
reichenden Verdacht  begründete,  um  die  Folter  anzuwenden. 
Schon  bei  der  westgotischen  Folterpraxis  war  mithin  —  um 
das  Gefundene  zusammenzufassen  —  die  Verdächtiekeit  des 
Bezichtigten  Verfahrensvioraussetzung.  Sie  war  durch  eine 
ins  einzelne  gehende  schriftliche  Beschuldigung  mit  Unter- 
schrift dreier  Zeugen,  seit  Egica  sogar  durch  Kalumnien- 
eid  und  vorherige  Kesselprobe  des  Beschuldigten  festzu- 
stellen. Schon  hier  kam  das  ganze  Verfahren,  wenigstens 
bei  Hochfreien,  nur  in  echten  Preisgabefällen  zur  Anwen- 
dung, während  sonst  der  Beschuldigte  den  Helfereid  der 
Sippe  hinter  sich  hatte. 

2.  Auf  dem  erkannten  Zusammenhange  zwischen  Ordal 
und  bedingter  Preisgabe  durch  die  Sippe  dürfte  es  aber  ferner- 
hin beruhen,  wenn  auch  im  angelsächsischen  Rechte  die, 
wie  es  scheint,  von  privater  Rache  zu  öffentlicher  Strafe 
ausgestaltete  Lebensverwirkung  oder  Gliederstrafe  —  neben 
handhafter  oder  sonst  notorischer  Tat  —  nur  bei  Fehl- 
schlagen des  Ordals  eintritt.  Denn  auch  hier  ist  das  Ordal 
die  erschwerte  Form  der  Reinigung,  die,  insbesondere  ver- 
dreifacht, dem  verbleibt,  der  wegen  seiner  Verfdächtigkeit 
der  Eidhilfe  darben  muß.  Auch  hier  ist  freilich  die  Ver- 
dächtigkeit nicht  mehr  der  Würdigung  seiner  Sippe  über- 
lassen, sondern  in  formalistischer  Weise  an  bestimmte  Vor- 
aussetzungen, wie  das  Vorliegen  mehrfacher  Klage  oder 
wiederholter   Bezichtigung,    geknüpft.    Waren   diese   Er- 


ccndae  rei  defuerit,  nobilior  ille  vel  polentior  conscientiam  suam  sacra- 
mentis  purgare  non  differat,  quod  nee  amiserit  nee  habeat  penes  se 
vel  retineat  rem,  pro  qua  fuerit  petitus;  et  reddito  iuramento  ille,  qui 
male  petit,  sicut  alia  lex  [II  2,  9]  oontinet,  ei  conponere  non  moretur." 
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forderniss  gegeben,  so  mußte  die  Sippe  dem  Manne 
die  Eidhilfe  versagen. 

Schon  das  Gesetzbuch  Ines  aus  dem  7.  Jahrhundert 
läßt  den  mehrfach  des  Diebstahls  Bezichtigten  zum  Or- 
dale  schreiten;  zeigt  sich  seine  Schuld,  so  büßt  er  die  Tat 
mit  seinen  Gliedern.^^ 

Noch  deutlicher  aber  verrät  die  ganzen  Zusammenhänge 
ein  Gesetz  von  der  Wende  des  10.  Jahrhunderts.  Darin 
ordnet  König  Aethelred  an,  daß  jeder  Freie  für  künftiges 
Belangtwerden  ein  für  allemal  sich  unter  Gestellungsbürg- 
schaft begebe 28  und  fährt  dann  (I  Aethelr.  1)  fort: 

„Gif  he  donne  tyhtbysig  sy,  gange  Wenn  [Angeklagter]  nun  oft  be- 

to    |)am   |)ryfealdan    ordale.  schölten  ist,  gehe  er  zum  dreifachen 

Ordal. 
Doch  ist  dem  Herrn  des  Beschuldigten  gestattet,  mit  zwei 
Thegnas  dessen  Unbescholtenheit  durch  Eid  zu  erhärten; 
der  Schwur  geht  dahin: 

J)aet  him  naefie  a&  ne  bürste  ne  he  „daß  jenem    nie    weder   Eid    fehl- 

|)eofgyld  ne  gulde  —  ...  schlug,  noch  er  Diebesbuße  bezahlen 

mußte"  —  ... 

,Glf  se  a6  |)onne  fordcume,  ceose  Wenn   nun   dieser    Eid   zustande 

se  man  |)onne,  J)e  |)aer  betyhtlet  sy,  kommt,    dann   wähle   jener    Mann, 

swa  hweder  he  ^vylle   swa   anfeald  welcher   da    beschuldigt    ist,    eines 

ordal  swa  pundes  wur|)ne  ad  innan  von  beiden  [Reinigungsmitteln],  wie 

J)am  {)rim   hundredan,   ofer  {)rittig  er  will:   entweder  einfaches  Ordal** 


27  Ine  37 : 

,Se  cirhsca  mon   se  de  oft  be-  Der    gemeinfreie    Mann,    welcher 

tygen  waere  diefde  7  |)onne  aet  mehrmals  des  Diebstahls  an- 
sidestan  synnigne  gefö  in  ceace  geklagt  worden  war:  und  [wenn 
odde  elles  aet  openre  scylde,  slea  man  ihn]  dann  zuletzt  als  Schul- 
him  mon  hond  öf  odde  föt.*  digen  abfaßt  im  Kessel[fang]  oder 

sonst  bei  offener  Schuld,  so  schlage 
man  ihm  Hand  oder  Fuß  ab. 
(Übers.  Lieberm.  I  105.) 

28  Ähnlich  schon  III  Eadgar  6;  entsprechend  auch  II  Cnut  30. 

29  An  dieses  ist  wohl  für  den  Fall  zu  denken,  daß  der  Beklagte 
fremdgesessen  ist,  also  keine  (Jesippcn  als  Eidhelfer  im  Bezirke  hat. 
Vgl.  oben  n.  20  und  Text  das. 

Deutschrechtliche  Beitrüge.    X.  2.  37 
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penmga. 


Gif  hy  J)onne  aj)  syllan  ne  dur- 
roii;  gange  to  |)am  |)ryfealdan  or- 
dale. 

Gif  he  |)onne  ful  wur^e,  aet 
|)am  forman  cyrre  bete  |)am  teonde 
twygylde  7  J)am  hlaforde  his  were 
7  sette  getreowe  borgas,  |)aet  he 
aelces  yfeles  geswice  eft, 


7  aet  |)am  oI)ran  cyrre  ne  sy 
|)aer  nan  oder  bot  butan|)aet 
heaf  od. 


oder  einen  Eid  von  1  Pfund  [Silbers] 
Wert,  [mit  Helfern]  nicht  weiter  her 
als  aus  den  drei  [dieser  und  zwei 
Nachbarn]  -  Hundertschaften:  [bei 
einem  Objekt]  über  30  Pfennig. 

Wenn  sie  [Herr  und  Helfer]  aber 
den  Eid  nicht  zu  leisten  wagen, 
schreite  [Verklagter]  zum  dreifachen 
Ordal. 

Wenn  er  nun  schuldig  befunden 
wird,  büße  er  beim  ersten  Male  dem 
Kläger  [den  Schaden]  doppelt  und 
seinem  Herrn  sein  Wergeid  und 
stelle  vertrauenswürdige  Bürgen  [da- 
für], daß  er  jeder  Missetat  fortan 
sich  enthalten  werde; 

und  beim  zweiten  Male  gebe  es 
keine  andere  Buße  als  den 
Kopf.    {Übers.  Lieberm.  I  219.) 


Man  sieht,  welches  Gewicht  hier  die  Frage  der  Be- 
scholtenheit  gewinnt.  Nur  dann,  wenn  die  Unbescholtenheit 
erwiesen  ist,  hat  der  Beklagte  überhaupt  die  Wahl,  mit 
Sippehilfe  dem  Kläger  den  Reinigungseid  zu  erbringen.  Die 
Bescholtenheit  schließt  die  Sippehilfe  aus  und  verlangt  drei- 
faches Ordal,  dessen  Fehlschlagen  den  Täter  doppeltes  Er- 
satzgeld liostet,  und  außerdem  sein  Wergeid  an  den  eigenen 
Herrn 30,  im  Wiederholungsfalle  aber  den  Kopf. 

Klar  springt  die  Parallele  mit  der  Behandlung  Unfreier 


30  Woher  jene   Bestrafung   übernommen   ist,   zeigt   ein   Gesetz   des 
frühen  10.  Jahrhunderts,  welches  bestimmt  (II  Aethelst.  ;L9) : 


,Ond  we  cwaedon  be  |)eowan 
men,  gif  he  fül  wurpe  aet  J)am  or- 
dale,  |)aet  mon  gulde  |)aet  ceapgild 
7  swinge  hine  (man)  driwa  odde 
J)aet  o{)er  gild  sealde;  7  sy  paet 
wite  be  healfum  wurde  aet  |)am 
deowum." 


Und  wir  bestimmten  über  den 
unfreien  Mann,  wenn  er  überführt 
wird  beim  Ordal,  daß  man  [der 
Hevr  dem  Kläger]  das  Ersatzgeld 
zahle  und  jener  dreimal  gegeißelt 
oder  das  zweite  Ersatzgeld  gezahlt 
werde;  und  das  Strafgeld  vom  Un- 
freien sei  halb  so  viel  wert  [wie  vom 
Freien].    (Übers.  Lieberm.  I  161.) 
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in  die  Augen,  wenn  man  Aethelred  im  selben  Gesetze  fort- 
fahren hört  (I  Aethelr.  2): 


■,7  gif  |)eowman  fül  wurde  aet 
|)am  ordale,  mearcie  man  hine  aet 
dam  forman  cyrre, 

7  aet  dam  odrum  cyrre  ne  sy 
J)aer  nan  o|)er  bot  buton  |)aet 
heäfod." 


Und  wenn  ein  Unfreier  beim  Or- 
dal  schuldig  befunden  wird,  so  werde 
er  beim  ersten  Male  gebrandmarkt. 

Und  beim  zweiten  Male  gebe  es 
da  keine  andere  Buße  als  den  Kopf. 
(Übers.  Lieberm.  I  219/21.) 


Viom  bescholtenen,  rückfälligen  Diehe  endlich  sagt  VI 
Aethelst.  1,  4: 


^7  se  de  J)yfde  oft  äer  forworht 
waere  openlice  7  to  ordale  gä  7  |)ar 
fül  weorde,  |)aet  hine  man  slea, 
buton  J)amagas  odde  se  hla- 
ford  hine  ütniman  willan  be 
bis  were  7  be  fullan  ceapgilde 
7  eac  hine  on  borh  gehabban  syd- 
dan,  |)aet  he  aelces  yfeles  geswice." 


und  wer  Diebstahls  [schon]  zuvor 
oft  offenbar  überführt  gewesen  ist 
und  [nun]  zum  Ordal  schreitet  und 
dabei  schuldig  befunden  wird:  daß 
man  ihn  erschlage,  es  sei 
denn,  die  Verwandten  oder 
der  Herr  wollen  ihn  [aus  der 
Haft]  herausnehmen  gegen 
Zahlung  seines  Wergeides 
und  des  vollen  Ersatzes  [für 
das  Gestohlene]  und  außerdem  ihn 
fernerhin  unter  Verbürgung  [dafür] 
halten,  daß  er  von  jeder  Missetat 
abstehe.     (Übers.  Lieberm.  I  174.) 

Auch  hier  wiederum  zeigen  sich  die  Grundlagen  des 
Preisgabeverfahrens  in  enger  Wechselbeziehung :  grundsätz- 
liche Lebensverwirkung,  die  die  Sippe  nach  ihrem  freien 
Willen  lösen  kann;  die  Preisgabe  aber  bedingt  schon  darin 
gegeben,  daß  der  Beklagte  sich  nicht  mit  Eidhilfe  der  Sippe 
reinigen  kann,  sondern  zum  Ordale  schreitet.  Und  um  den 
Nachweis  unserer  Auslegung  voll  zu  machen,  ist  zu  allem 
Überfluß  auch  hier  wieder  auf  die  Parallelstellung  von 
Sippe  und  Herrn^i  hingewiesen,  welche  durch  das  beiden 
zustehende  Losungsrecht  klaren  Ausdruck  findet. 

81  Selbst  dann,  wenn  hier  nicht  an  den  Leibesherrn  des  Unfreien, 
sondern  an  die  Muntherrschaft  über  Freie  bzw.  Halbfreie  zu  denken 
wäre,  würde  die  vom  Gesetz  selbst  aufgestellte  Parallele  für  unsere  Deutung 
von  größtem  Gewichte  sein. 

37* 
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Schließlich  wird  man  auch  in  der  dem  angelsächsischen 
Rechte  so  geläufigen  Vorschrift,  daß  der  bescholtene  oder 
vorbestrafte  Mann  unter  Bürgschaft  zu  bringen  sei,  nichts 
anderes  als  eine  Maßnahme  erblicken  dürfen,  welche  seine 
Preisgabe  bei  Rückfall  sicherstellen  sollte.  ^2 


"  Vgl.  II  Aethelst.  7: 
(Be  anfealdum  ordale.)  7  we 
cwaedon  be  dam  anfealdum  ordale 
aet  |)am  monnum,  J)e  oft  (Var. : 
deof|)e)  betihtlede  waeron  7  hy  fule 
wurdon  7  hy  niten,  hwa  hy  on  borh 
nime,  gebringe  man  hy  don  üt,  swa 
hit   her    beforan  cweden  is. 


Vom  einfachen  Ordal.  Und  wir 
bestimmten  über  das  einfache  Ordal 
bei  den  Leuten,  die  oft  (Var. :  Dieb- 
stahls) bezichtigt  worden  sind :  [wenn] 
sie  schuldig  befunden  werden  und 
niemanden  wissen,  wer  sie  in  Bürg- 
schaft nehme,  so  bringe  man  sie  ins 
Gefängnis  und  man  lasse  sie  [nur] 
so  heraus,  wie  es  hier  zuvor  bestimmt 
steht.  (Übers.  Li  eher  m.  I  155.) 
Die  Satzung,  auf  welche  idas  Gesetz  verweist,  ist  II  Aethelst. 
3  bis  1.  5. 


[1,  3]  Gif  mon  deof  on  carcerne 
gebringe,  daet  he  beo  XL  nihta  on 
carcerne,  7  hine  mon  donne  lyse  üt 
mid  GXX  seil' ;  7  ga  sio  maeg|)  him 
on  borh,  daet  he  aefre  geswice. 


[1,  4]  7  gif  he  ofer  daet  stalige, 
forgildon  hy  hine  be  his  were  oI)J)e 
hine  eft  daer  inne  gebringen. 


[1,  5]  7  gif  hine  hwa  forstonde, 
forgilde  hine  be  his  were,  swa  |)am 
cyninge  swa  öam,  de  hit  mid  ryhte 
togebyrige;  7  aelc  man  dara,  de 
|)aer  midstande,  gesylle  dam  cyninge 
GXX  seil'  to  wite. 


Wenn  ein  Dieb  ins  Gefängnis  ge- 
bracht wird,  sei  er  40  Tage  im 
Kerker  und  dann  kann  er  [beim 
König]  durch  120  Schilling  ausge- 
löst werden;  und  die  Sippe  gehe 
für  ihn  in  Bürgschaft,  daß  er  immer 
[vom  Stehlen]  ablasse. 

Und  wenn  er  fernerhin  stiehlt, 
sollen  sie  [die  Verwandten]  ihn  durch 
sein  Wergeid  bezahlen  oder  ihn 
wieder  dort  [ins  Gefängnis]  hinein- 
bringen. 

Und  wenn  jemand  für  ihn  [hier- 
gegen] eintritt,  so  bezahle  er  ihn 
durch  dessen  Wergeid  entweder  dem 
König  oder  wem  es  gesetzlich  zu- 
steht; und  jedermann,  welcher  da 
[zur  Widersetzhchkeit]  beisteht,  gebe 
dem  König  120  Schilling  als  Straf- 
geld.   (Übers.  Lieb  erm.  I  151.) 

Femer  III  Eadm.  7(Quadrip.): 
„Et  onmes  infamati  et  acousationibus  ingravati  sub  plegio  redigaiitur.'* 

Dazu  endlich  I  Aethelr.  4: 
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Neben  der  gerichtskundigen  Verdächtigkeit,  die  auf 
wiederholter  Bezichtigung  beruhte,  und  neben  jener  leu- 
mundhaften, welche  auf  dem  Manne  lastete,  der  „allem 
Volke  Vertrauens  unwürdig**  erschien 3^,  kennt  auch  das 
jüngere  angelsächsische  Recht,  gleich  dem  gotischen,  die 
auf  schhchter  Glaubhaftmachung  der  Klage  beruhende 
Verdachtserhärtung.  Und  zwar  ist  die  Glaubhaftmachung 
formal  gestaltet;  sie  wurde  hier  im  Vor  ei  de  gefunden,  dem 
ja  in  seiner  jüngeren  Anwendungsform 3*  diese  Aufgabe  auch 
sonst  zufiel.  So  bestimmt  vom  Freien,  der  zum  Ordal  ge- 
trieben werden  soll^^,  II  Aethelst.  23,  2: 

,7  ofga  aelc  mon  his  tihtlan  mid  «Und   jedermann    erreiche   seine 

foreade,  swa  we  aer  cwaedon".  Klage  [zwinge  Verklagten  zum  Be- 

weise] durch  [seinen]  Voreid,  wie 
wir  zuvor  bestimmt  haben.*  (Übers. 
Lieberm.  I  163.) 

Wiederum  fällt  die  entsprechende  Behandlung  der 
Knechtestat  in  die  Augen.  Denn  nach  Ine  48  war  der  Straf- 


gif   hwylc    man   sy,   {)e     eallon  Und  wenn  jemand  ist,  der  allem 

folce  ungetrywe  sy,  fare  |>aes  cynges  Volke  Vertrauens  unwürdig  gilt,  so 
gerefa  to  7  gebringe  hine  under  schreite  der  Königsvogt  ein  und 
borge,  I)aet  bine  man  to  rihte  ge-  bringe  ihn  unter  Bürgschaft,  daß 
laede  I)am  {)e  bim  onspraecon.  diese  ihn  denen,   die  ihn  anklagen 

Gif  he  donne   borh   naehbe,   slea       mögen,    zur   Rechtserfüllung   stelle, 
mon  hine  7  on  ful  lecge."  Wenn    er   aber   keine  Bürgschaft 

erhält,  so  töte  man  ihn  und  lege 
ihn  in  schimpfliches  [Grab].  (Übers. 
Lieberm.  I  221.) 

Da  auch  die  Verbürgung  Sippepflicht  ist,  so  ist  hier  die  Bürg- 
schafbiN^'eigemmg  nichts  anderes,  als  eine  Äußerung  des  Preisgabe- 
willens  der  Gesippen,  wodurch  die  Tötung  des  „infamatus"  besiegelt  wird. 

33  I  Aethelr.  4;  s.  vor.  lAnm. 

3*  Hi-erwegen  ist  auf  §  5  des  II.  Abschnitts  in  Kap.  III  des  ersten 
Teils  (S.   249  ff.  d.  Abh.)  zu  verweisen. 

8Ä  Was  einen  ordaiwürdigen  Tatbestand  voraussetzte;  vgl.  Lieber- 
mann, Ges.   d.  Angels.    II,   2,  S.   603,   Stichwort  Ordal,   Ziff.   23. 
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knecht  durch  Voreid  in  Höhe  seines  Wertes ^^  zur  Geißel- 
tortur37  zu  treiben,  und  zwar,  wie  sich  aus  Ine  54  ergibt, 
der  welsche  Strafknecht  durch  12-,  der  englische  durch 
34-Hideneid. 

Der  Zusammenhang  zwischen  offener  Täterschaft 
endlich  und  sofortiger  Preisgabe  ist,  während  er  im  West- 
gotenrechte kaum  erkennbar  wird,  gerade  im  angelsäch- 
sischen Rechte  deutlich  wahrzunehmen  —  sofern  überhaupt 
die  Schwere  des  Falles  die  Preisgabe  rechtfertigte.  Dem- 
gemäß wird  hier  der  durch  Ordal  Überführte  öfters  mit  dem 
motorischen  Täter  auf  eine  Linie  gestellt,  indem  so  dem 
schlicht  Verklagten,  auch  wenn  seine  Reinigung  fehlschlägt, 
der  Beistand  der  Sippe  und  damit  Sühne  und  Bußzahlung 
offengehalten  wird.  Schon  jene  oben  angeführte  Verordnung 
Ines  (37)  verhängt,  wie  wir  sahen,  die  Gliederstrafe  über 
den  Gemeinfreien,  den  "man  späterhin  (nach  mehrfacher  An- 
klage) als  Dieb  im  Keisselfang  oder  sonst  bei  offener 
Schuld  abfaßte.  Könnte  man  hierin  eine  besondere  Straf- 
schärfung bei  Rückfall  erblicken,  so  wird  unsere  Deutung 
durch  einzelne  Gesetze  aus  dem  10.  Jahrhundert  und  der 
Zeit  der  Dänenherrschaft  Völlig  außer  Zweifel  gestellt.  Zau- 
berei, Mordwerk  und  Brandstiftung  sind  oben  (§  1)  bereits 
als  Preisgabefälle  genannt  worden.  Hören  wir  nun,  was 
II  Aethelst.  6  darüber  sagt: 

„Be  wicecraeftum.  Von  Zauberkünsten. 

Ond  we  cwaedon  be  {)am  wicecraef-  Und  wir  bestimmten  über  die  Zau- 

tum  7  be  liblacum  7   be  morddae-  berkünste    und    über    Verhexungen 

dum,  gif  mon  J)aer  acweald  waere,  und  über  verstohlene  Lebensgefähr- 

7  he   his   aetsacan  ne  mihte,  düngen,  wenn  ein  Mensch  dadurch 


36  Über  Eideswert  vgl.  den  Aufsatz  Liebermanns:  Die  Eideshufen 
bei   den  Angelsachsen,   Festschrift  für  Zeumer,    1  ff . 

3"^  Irrig  deutet  Liebermann,  Ges.  d.  Angels.  II,  2,  S.  621,  Stich- 
wort Prügel,  Ziff.  2  u.  6,  die  Stelle  auf  Prügelstrafe.  Es  handelt 
sich  um   den   Überführungsbeweis. 
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J)aet  he  beo  his  feores  scyldig. 


Gif  he  {)onne  aetsacan  wille  7 
on  dam  {)rimfealdum  ordale 
fdl  weor&e,  |)aet  he  beo  CXX 
nihta  on  carcerne,  7  nimen  T)a  magas 
hine  siddan  ut  7  gesyllan  J)am  cynge 
CXX  scir  7  forgildon  done  wer  his 
magum  7  gongon  him  on  borh,  daet 
he  aefre  swylces  geswice. 


getötet  wird  und  der  [Verklagte] 
es  [überhaupt]  nicht  leugnen 
kann:  daß  er  sein  Leben  verwirkt 
habe. 

Wenn  er  aber  sich  unschuldig  er- 
weisen will,  jedoch  im  drei- 
fachen Ordal  schuldig  be- 
funden wird:  daß  er  [dann]  120 
Tage  im  Kerker  bleibe,  und  die  Ver- 
wandten ihn  nachher  herausnehmen 
und  dem  König  120  Schill,  zahlen 
und  das  Wergeid  [des  Umgebrach- 
ten] an  die  Verwandten  entrichten 
und  für  jenen  [Missetäter]  in  Bürg- 
schaft [dafür]  treten,  daß  er  [hinfort 
stets  von  dergleichen  [Tun]  abstehe. 

Von   Brandstiftern.     Die    Brand- 
stifter und  die,  welche  einen  [hin- 
gerichteten] Dieb  rächen,  seien  des 
selben  Strafrechts  teilhaftig. 

(Übers.  Lieberm.  I,  153/55.) 

Die  Wirkungen  der  Notorietät  sind  also  im  Vergleich 
zur  bloßen  Verdächtigkeit  und  daraufhin  erfolgtem  Ordal- 
gange  noch  schärfere:  die  Losung,  dort  verstattet,  bleibt  dem 
offenkundigen  Meinwerken  versagt.  ^^ 

Doch  damit  sind  die  Belege  nicht  erschöpft.  Eine  jüngere 
Anwendungsform  der  Preisgabe  fanden  wir  (oben  S.  352f.  d. 
Abh.)  auch  bei  der  Mannen-Untreue  bezeugt,  deren  Ahndung 
ursprünglich  der  Hausgewalt  überlassen  gewesen  sein  muß. 
Aelfred  (Einl.  49,  7)  verbietet  die  Sühne  um  solche  Tat;  der 
Verräter  hatte  dem  verratenen  ^^  bzw.  dessen  Sippe  gegen- 


Be  blaeserum.  Da  blysieras  ond 
I)a,  de  deof  wrecen,  beon  |)aes  ilcan 
ryhtes  wyr&e." 


38  Das  Gleiche  gilt,  wie  aus   II  Aethelst.  7  verb.   mit   1,  3—5  er- 
hellt, auch  bei  Diebstahl.     S.  oben  n.  32. 

33  Und  nur  diesem.     Das  ergibt  sich  aus  Aelfr.  4,  2: 


„se  öe  ymb  his  hlafordes  fiorh  sierwe, 
sie  he  wid  done  his  feores  scyldig 
7  ealles  daes,  de  he  age  ,  .  .* 


„wer  seines  Herrn  Leben  nachstellt, 
der  sei  diesem  gegenüber  [des 
Verlustes]  seines  Lebens  schuldig 
und  alles  dessen,  wns  er  besitzt.  .  / 
(Übers.  Lieberm.  I  51.) 
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Über  sein  Leben  verwirkt,  d.  h.  er  war  deren  Rache  ver- 
fallen.  Dazu  bemerkt  II  Aethelst.  4: 

,Be  hlafordsearwum.  Vom  Verrat  am  Herrn. 

Ond  we  cwaedon  be  hlafordsearwe,  Und  wir  bestimmten  über  Verrat 
daet  he  beo  bis  feores  scyldig,  gif  am  Herrn,  daß  der  [Missetäter]  sein 
he  his  aetsaecon  ne  mihte  Leben  verwirkt  habe,  falls  er  [ent- 
o{){)e  eft  on  J)am  |)rimfeal-  weder  überhaupt]  es  nicht 
dum  ordale  ful  waere."  leugnen  kann  oder  nachher 

im  dreifachen  Ordal  über- 
führt wird.  (Übers.  Lieberm.  I, 
153.) 

Hier  also  werden  Offenkundigkeit  und  Verdächtigkeit,  so- 
fern die  letztere  im  Ordalgange  sich  bestätigte,  hinsichtlich 
der  Folgen  völlig  auf  eine  Stufe  gestellt. 

Gerade  bei  notorischer  Täterschaft  hat  sich  Preis- 
gabe mit  Lebenswirkung,  wie  oben  gezeigt,  auch  da  be- 
hauptet, wo  sich  bei  nicht  offenkundiger  Tat  für  den  Be- 
scholtenen  ein  Losungsrecht  durchgesetzt  hat.  So  versagt 
auch  Eadgar  (III  7,  3)  nur  dem  offenkundigen  Diebe  und 
demjenigen,  der  auf  Verrat  seines  Herrn  betroffen  wird, 
den  Asylschutz.  Und  ähnlich  bestimmt  ein  früher  ange- 
führtes Gesetz  Knuts  (II  Gnut  56),  daß  man  bei  unleug- 
barem Mordwerk  (open  mord)  den  Täter  den  Magen  des 
Getöteten  ausliefere,  bei  leugblarer  Anklage  aber  —  wenn  die 
Reinigung  fehlschlägt  —  der  Bischof  die  Strafentscheidung 
habe*o,  was  im  Ergebnis  wohl  die  Losung  sicherte.  Und 
wiederum  bezeichnet  Knut  (II  64)  neben  dem  offenen  Mord 
(aebaere  mord)  den  notorischen  Diebstahl  (open  I)yfd)  als 
unsühnbare  Tat.^i  Ist  man  sonst  gewohnt,  Unsühnbarkeit 
und  Friedlosigkeit  als  gleichbedeutend  gelten  zu  lassen,  so 
dürften  die  aufgezeigten  Zusammenhänge  den  Begriff  der  un- 
sühnbaren  Tat  —  wenigstens  fürs  angelsächsische  Recht  — 


*o  Ähnlich  II  Cnut  53  von  der  aus  Sippejustiz  erwachsenen  Be- 
strafung  der  Ehebrecherin. 

*^  Von  den  übrigen  Fällen,  die  hier  genannt  sind,  gilt  das  oben 
zu   II  Aethelst.  4  u.  6  Gesagte. 
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zum  Teil  doch  auf  einen  anderen,  von  bewiußter  Strafpolitik 
geschaffenen  Ausgangspunkt  zurückführen. 

3.  Spärlicher  als  im  Bereich  angelsächsischer  Rechtsauf- 
zeichnungen fließen  die  Quellen  für  die  behandelten  Fragen 
im  fränkischen  Rechtsgebiete.  Immerhin  verdienen  sie 
noch  ein  kurzes  Augenmerk.  Jene  beiden  Voraussetzungen 
des  Preisgabeverfahrens  nach  angelsächsischem  Recht,  Be- 
scholtenheit  und  Notorietät,  kennt  auch  das  fränkische  Amts- 
recht. Es  gilt  auch  hier  Preisgabe pfli cht  bei  strittiger 
Schuld  nur  auf  Grund  von  Verdächtigkeit,  bei  offener  Schuld 
aber  stets,  sofern  diese  überhaupt  Preisgabefall  war. 

Die  Bescholtenheit  beruht  ihrerseits  wiederum  auf 
Voreid  oder  früherer  Beschuldigung  (bzw.  Vorstrafe).  Beide 
Möglichkeiten  unterstellen  die  Dekrete  des  Konzils  von  Tri- 
bur  in  einer  variierenden  Textüberlieferung  (Decr.  conc. 
Trib.  V.  895,  c.  22): 

[Voreid.]  [Vorinzicht.] 

,De  eo,  si  quis  über 
aliquo  crimine  infamatur. 
Siquisfidelislibertatenotabilisaliquo      Nobilis  homo  vel  ingenuus,  dum  in 
crimine  aut   infamia   deputatur,      synodo  accusatur  et  negaverit,  is 
utatur    iure    iuramento     se      eum  fidelem  esse  sciunt,  iuramen- 
excusare:     Si   vero  tanto  talique      to  se   expurget.    Sin   antea  fuit 
crimine  publicatur,    ut    crimino-      deprehensus  in  furto  autperiurio, 
sus  apopulo  suspiceturetprop-      ad  iuramentum  non  admittatur,  sed, 
terea  super iuretur,  aut  confitea-      sicut  qui   ingenuus    non   est,    fer- 
tur  et  paeniteat,  aut  episcopo  vel  suo      venti  aquavel  candenti  fer- 
misso  discutiente  per  ignem  can-      rose  expurget. 
denti  ferro  caute  examinetur. 

Unbedenklich  wird  man  bei  diesen  Sätzen  den  Einfluß 
des  weltlichen  Rechtes  unterstellen  dürfen,  wenn,  wie  sich 
zeigen  wird,  dieses  dieselben  Grundsätze  kennt. 

Der  Voreid  begründete  schon  nach  einem  frühen  sali- 
schen  Kapitular  im  Antrustionenprozeß  die  Reinigungspflicht 
mit  Kcsselfang,  wenn  er  von  zwölf  Eidheifcrn  in  der  Wergold- 
klage  geschworen  wurde.  *2  Das  Kapitular  spricht  vom  Wer- 

**  L.  SaJ.  106 :  „Si  vero  leudem  eum  [antrusLioneraJ  rogatum  habet, 


572  [378 

gelde  (leudis),  ohne  zu  sagen,  ob  jenes  des  Verletzten  oder 
das  des  Beklagten  gemeint  ist.  Wäre  es  gewagt,  entgegen 
der  wohl  üblichen  Auslegung  *3  anzunehmen,  daß  man  hier 
an  das  eigene  Wergeid  des  Beklagten  zu  denken  hat?  Der 
Antrustione  hätte  danach  grundsätzlich  die  Reinigungsmög- 
keit  mit  Eidhilfe  seiner  Genossen.  Nur  wenn  er  im-  Schiild- 
falle  dem  Gegner  preisgegeben  und  daher  durch  sein  Wer- 
geid auszulösen  wäre,  ^ürde  er  sich  durch  Ordal  zu  reinigen 
haben.  ^^ 

Nach  herrschender  Ansicht*^  ging  freilich  die  An- 
wendung des  Kesselordals  bei  den  Salfranken  frühzeitig 
schon  über  die  Preisgabefälle  hinaus.     Allein  wenn  nach 

qni  eum  rogat,  cum  KU  viros  idoneos  iurare  et  in  ipsas  XIIII  noctesi 
ignem  calefacere  debet".  i 

*3  Vgl.  G-effkeh,  Lex  Salica  (Ed.),  258.  Unbestimmt  Brun- 
ner, RG.  II,  406,  n.  29.  Krammer,  Forschungen  zur  Lex  Salica  I, 
N.A.  39  (1914),  672  f.  n.  2,  hält  die  Erwähnung  des  Kesselfangs  an  der 
betr.  Stelle  für  mißverständliche  Zutat. 

**  Daß  die  Grundsätze  (abgesehen  'von  der  besonderen  Ladungs- 
form) aus  dem  ordentlichen  Bußprozeß  übernommen  sind,  zeigt  die  auch 
für  jenen  geltende  Einteilung  der  Bußklagein  (vgl.  L.  Sal.  53  u.  40), 
zeigen  femer  die  Ungehorsamsfolgen,  idie  für  den  ordentHchen  Buß- 
prozeß durch  L.  Sal.  56  fast  wörtlich  gleichlautend  geregelt  sind.  Für 
die  ordentliche  Klage  um  fremdes  Wergeid  aber  läßt  L.  Sal.  39,  2 
ausdrücklich  die  Reinigung  mit  Eidhelfern  zu. 

*s  Vgl.  Brunner,  RG.  II,  373  ff.,  406  f.  Abgesehen  von  der  Satzung 
L.  Sal.  53,  welche  sowohl  Brunner  (a.  a.  0.  374)  als  Krammer  (a.  a.  0. 
647,  684)  für  jüngerer  Herkunft  halten,  liegt  das  Schwergewicht  dieser 
Ansicht  in  den  Bestimmungen  des  Pactus.  Allein  gerade  dort  entspricht 
dem  Ordalzwang  die  Preisgabe  Würdigkeit  des  furtum!  Und  auch  der 
Ordalzwang  war,  wie  ich  annehmen  möchte  (vgl.  n.  51  unten),  kein 
unbedingter.  Vielmehr  setzte  er  eine  im  Leumund  oder  sonstigen  Ver- 
dachtsgründen gefundene  Verdächtigkeit  voraus.  Darin  bestärkt  mich 
die  Analogie  des  burgundischen  Polizeigesetzes  gegen  die  latrones  (L. 
Burg.  Const.  Extrav.  19,  1),  das  doch  fraglos  auf  den  Pactus  vorbildlich 
eingewirkt  hat.  Gundobad  befiehlt  darin  seinen  Richtern  die  amtliche 
Verfolgung  und  Hinrichtung:  „si  quos  caballorum  fures  aiit  effractores 
domuum  crimino^sos  quam  suspectos  invenire  potueritis,  statim 
capere  et  ad  vos  adducere  non  morentur".     Während  „criminosus"  den 
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den  neuesten  Forschungsergebnissen  Krammers^^  der  maß- 
gebende Titel  „De  manu  ad  ineo  redimenda"  auf  die  Klasse 
der  vertrauensunwürdigen  Leute  zu  beziehen  ist,  so  liegt 
nicht  nur  der  Zusammenhang  zwischen  Ordal  und  Verdäch- 
tigkeit —  den  karolingische  Satzungen  bestätigen*^  —  klar 
zutage ;  es  dürfte  auch  bei  der  gleich  zu  erörternden  Stellung- 
nahme des  fränkischen  Amtsrechts  zur  Rückfälligkeit  die 
den  homines  illegitimi  drohende  Strafe  (die  der  Titel  über- 
geht) einzig  Preisgabe  oder  Losungsbuße  gewesen  sein.  Eine 
Annahme,  für  welche  die  (von  K rammer  a.  a.  0.  ermittelte) 
Abhängigkeit  des  Titels  von  L.  Sal.  40  besonders  schwer 
ins  Gewicht  fällt. 

Die  V'orinzicht  machte  ebenfalls  verdächtig  und  er- 
öffnete nur  den  Weg  zum  Gottesurteil.  Ludwig  der  Fromme 
verfügte  (818/19)  in  den  Capitula  legibus  addenda  (§  15) 
für  den  Diebstahlsprozeß,  der  Beklagte  solle  in  jedem  Falle 
sein  Erscheinen  im  Termin  sicherstellen. 

„Et  liceat  ei  prima  vice  per  sacramentum  se  se- 
cundum  legem  idoneare,  si  potuerit.  At  si  alia  vice 
duo  vel  tres  eum  de  furto  accusaverint,  liceat  ei 
contra  unum  ex  his  cum  souto  et  fuste  in  campo 
contendere.** 
Daß  auch  hier  das  Verfahren  auf  Lebensverwirkung  ging, 
lehrt    die    ergänzende    Heranziehung    des    Kapitulars    von 


publicus  latro,  d.  h.  die  Notorietät  bezeichnet  (s.  unten  S.  380  d.  Abb.), 
kann  das  „suspectum  invenire",  wo  es  die  Grundlage  amtlicher  Ver- 
folgung bildet,  nur  als  objektiver  Verdächtigkeitsbefund  gedeutet  werden. 

4c  Forsch,  z.  L.  Sal.,   N.A.  39  (1914),  643  ff. 

*^  Außer  den  im  Texte  aufgeführten  vgl.  nachstehende  von  K ram- 
mer, a.  a.  0.  64G  f.,  herangezogene  Stellen:  Adraonitio  gcneraUs  von 
789,  cap.  64  (MG.  Capp.  I,  p.  58):  „Et  qui  semel  periuratus  fuerit,  noc 
testis  sit  poslhaec  nee  ad  sacramentum  accedat  ncc  in  sua  causa  nee 
in  alterius  iurator  cxistaL";  Karls  d.  Gr.  Kapitularvon  809,  cap.  25  (1.  c. 
151) :  „Ut  postquam  rpiisquo  ad  mortem  fuerit  iudicatus,  neque  —  —  ad 
eacramentum  recipiatur;  scd  undc  alii  iurare  debent,  ipse  scmper  ad 
iudicium   Doi   examinanOus  accedat". 
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Heristal  (779).  Danach  waren  die  latrones  das  erstemal  mit 
Blendung,  das  zweitemal  mit  Verlust  der  Nase,  das  dritte- 
mal mit  dem  Leben  zu  strafen.  *»  Klagten  nun,  wie  nach 
Ludwig  des  Frommen  Verfügung,  beim  zweitenm-ale  mehrere, 
so  ging  folgerichtig  das  Urteil  schon  jetzt  an  den  Hals. 
Lebensverwirkung  und  Ordalzwang  stellen  sich  danach  auch 
hier  als  Korrelate  dar. 

Vielleicht  gehört  bereits  eine  ältere  Satzung  hierher, 
wenn  nämlich  daselbst  „suspectio"  nicht  den  persönlichen 
Verdacht,  sondern  die  objektive  Verdächtigkeit  bezeichnen 
sollte.  Der  Pactus  pro  tenore  pacis  Childeberts  und  Chlo- 
tars verhängt  über  den  Dieb  die  Lebensverwirkung*^  mit 
Losungsmöglichkeit.^^  Die  Beweisform  aber  ist  bei  Klage 
auf  Grund  von  „suspectio**^^  das  Losordal  des  Beklagten: 
[§  10]  »Si  de  suspectionem  inculpatur,  ad  sorte 

veniat,  et  si  'mala  sorte  praeserit,  latro.** 

Neben  der  Verdächtigkeit  spielt  die  Notorietät  im 
fränkischen  Preisgabeverfahren  die  größte  Rolle.  Das  eben- 
genannte merowingische  Landfriedensgesetz  ^2  jäßt  den  Be- 


*8  Cap.  23  l.  c,  MG.  Capp.  I,  vp.  51:  „De  latronibus  ita  precipi- 
mus  observandum,  nt  pro  prima  vice  non  moriatur,  sed  oculum  per- 
dat,  de  secunda  vero  culpa  nasus  ipsius  latronis  absei datur;  de  tertia 
vero   culpa,   si  noin  emendaverit,   moriatur". 

*9  §  1  1.  c. :  „apud  quem  cum  que  post  iste  interdictum  latrocinius 
conprobatur,  vitae  incurrat  periculum", 

50  §  2  1.  c:  „Et  sie  latro  redimeudus  est;  ...  si  facultas  deest, 
tribus   malos  parentibus  offeratur,   et  si   non  redemitur,   vita  charebit". 

51  Eine  besondere  Verdachts-erhärtung  wird  nicht  erwähnt.  Es 
wäre  daher  denkbar  und  würde  dem  drakonischen  Geiste  dieser  Satzung 
an  sich  nicht  widersprechen,  daß  die  in  §  1  ausgesprochene  Preis- 
gabewürdigkeit des  Diebstahls  hier  Bchon  bei  bloßem  Verdacht  des  Klägers 
der  Sippe  des  Bezichtigten  die  Eidhilfe  verlegt  hätte.  Immerhin  dürfte 
die  im  Texte  gegebene  Auslegung  die  wahrscheinlichere  sein,  wonach 
auch  hier  Verdachtsgründe  voriiegen  mußten  imd  glaubhaft  zu  machen 
waren.  Auch  Krammer,  a.  a.  0.  684,  spricht  hier  von  Verdächtigkeit 
des  Bezichtigten  als  Voraussetzung  des  Ordalganges.   Vgl.  noch  oben  n.  45. 

52  Pact.  pro  ten.  pac.  §  2. 
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weis  der  Diebstahlsbeschuldigung  viom  Kläger  und  Eid- 
helfern geführt  werden;  immerhin  könnte  nach  dem  Wort- 
laut der  einen  Variante  an  den  Überführungseid  im  Hand- 
haftverfahren gedacht  werden.  Dagegen  ist  in  Childeberts  IL 
Dekret  von  596  (§  7,  8,  10)  die  Notorietät  als  eigentliche 
Strafvoraussetzung  markiert:  der  criminosus  latro  unter- 
steht hier  (im  Gegensatze  offenbar  zum  anderwärts  als  bloß 
suspekt^^  bezeichneten)  dem  polizeilich  summarischen  Ver- 
fahren dieses  Notgesetzes  (§  7,  1.  c.) : 

„De  furis  et  malefactoribus  ita  decrevim'us  obser- 
vare,  ut  si  quinque  aut  septem  bonae  fidei  homines 
absque  inimicitia  interposita  criminosum  cum  sacra- 
menti  interpositione  esse  dixerint:  quom'odo  sine  lege 
involavit,  sine  lege  moriatur.'* 
Den   Freien   soll   der  Richter  festnehmen  und  zum  Über- 
schwören gestellen;  den  Knecht  soll  sein  Herr  zu  diesem 
Behufe  ausliefern  oder  er  hat,  durch  Weigerung  mitschuldig 
geworden,  sein  Wergeid  z\i  entrichten.  5* 

Bescholtenheit  oder  Notorietät  kehren  als  Ver- 
fahrensgrundlage in  Karls  des  Großen  bekanntem  Capitulare 
de  latronibus  wieder.  Der  Kaiser  nennt  hier  die  ihrer 
Schuld  überführten  „reprobati"  und  bestimmt,  daß  nur 
gegen  solche  überführte  latrones  mit  öffentlicher  Strafe  ein- 
zuschreiten sei  (§  4): 

„De  liberis  hominibus  et  ecclesiasticis  aut  fisca- 
linis,  ubicumque  reprobati  inventi  fuerint,  secundum 
legem  iudicentur;  et  antequam  per  bonorum  homi- 
num  liberorum  testimonium  bonam  famam  haben- 
tium  reprobentur  aut  per  iudicium  Dei,  nequaquam 
disciplinis  constringantur  neque  de  rebus  suis  ex- 
polientur." 

w  Pact.  pro  ten.  pac.  §  10;  —  s.  oben  im  Texte;  L.  Burg.  Const. 
Extrav.  19,  1  —  oben  n.  45. 

5*  Analog  §  5  l.  c.  vom  Gesippen,  der  seinem  Verwandten  bei  der 
Losung  beisteht. 
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Peinliche  Bestrafung  und  Vermögensverlust  sind  als  ka- 
rolingische  Ausläufer  des  privaten  Preisgabeverfahrens 
schon  oben  (§  1,  III)  erörtert  worden;  wenn  hier  der  Gesetz- 
geber die  Überführung  durch  Klagebeweis  oder  durch  Ordal 
verlangt,  so  dürfte  dies  wiederum  darin  feeinen  Grund  haben, 
daß  beide  die  Beweisformen  des  Preisgabeverfahrens  ge- 
bildet haben.  Denn  der  Klagebeweis  kann  kein  anderer  ge- 
wesen sein  als  der  bereits  von  Childebert  II.  verlangte: 
der  Schwur  der  Notorietätszeugen  über  den  „criminosus".^^ 

4.  Den  hier  aufgeführten  Sätzen  des  fränkischen  Reichs- 
rechtes treten  übrigens  noch  drei  vereinzelte  Zeugnisse  aus 
dem  Stammesrecht  zur  Seite.  Würden  dieselben  für  sich 
betrachtet  wohl  kaum  ausreichen,  die  vermuteten  Zu- 
sammenhänge zu  erhärten,  so  dienen  sie  doch  den  bereits 
gewonnenen  Ergebnissen  als  erneute  Bestätigung  und  be- 
leuchten zugleich  das  Fortwirken  des  Preisgabeprinzips  über 
den  Kreis  seiner  bodenständigen  Entwicklung  hinaus. 

Das  Gaurecht  des  Hiamalandes  bestimmt  in  seinem  oft 
erörterten  Schlußtitel  (L.  Franc.  Cham.  48),  daß  der  [munthö- 
rige]  „für  de  7  latrociniis  comprobatus"  zum  Ordal  schreiten 
und,  falls  darin  überführt,  zur  Tötung  preisgegeben  werden 
solle,  andernfalls  von  seinem  Herrn  ausgelöst  werden  möge. 
Soferne  man  dabei  —  mit  v.  A'mira,  Schroeder  und 
anderen  Forschern^^  —  den  Ordalgang  als  Beweismittel 
des  Rückfälligen,  nicht  etwa  —  wie  Brunner"  vorschlägt  — 
als  augurium  über  den  verwirkten  Opfertod  zu  fassen  hat, 
würde  man  auch  hier  den  Zusammenhang  zwischen  Ver- 
dächtigkeit und  Ordal,  Ordal  und  Preisgabe  wiederfinden. 

Unergiebig  wie  die  Lex  Thuringorum  sind  die  beiden 
oberdeutschen  Rechte  der  Alamannen  und  Bayern.^s  Dagegen 

55  So  auch  Seh  reu  ex,  Verbrechenskonkurrenz  (Unters.  50),  132 
n.  29. 

56  Vgl.  die  zusammenfassende  Darstellung  der  Streitfrage  bei 
Schreuer,  a.  a.  0.  130 ff. 

"  RG.  I,  247,  249  n.  81;  Abspaltungen  d.  Friedl.,  Forsch.  455  n.  1. 
58  Doch  ist  auch  im  bayrischen  Rechte  (Rispacher  Canones  III  9"* 
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verdient  das  Friesen  recht  in  diesem  Zusammenhange  Be- 
achtung. Der  freie  Friese,  der  zwar  auf  handhaftem  Dieb- 
stahl betroffen,  aber  offenbar  ohne  die  Kautelen  des  Hand- 
haftverfahrens festgenommen  worden  war,  hatte  zum  wallen- 
den Kessel  zu  schreiten.^^    Schlug  das  Ordal  ihm  fehl,  so 

die  Zauberei  wohl  als  „crimen  mortale"  mit  Reinigung  durch  Ordal 
belastet.     Vgl.  dazu  Brunner,  RG.   II,  374. 

59  L.  Fris.  3,  8/9:  „Si  quis  in  furto  deprehensus  fuerit  et  ab  ipso, 
qui  eum  deprehendit,  furti  arguatur  et  negaverit,  iuret  uterque  solus; 
et  ad  examinationem  ferventis  aquae  iudicio  Dei  probandus  accedat. 
Si  ille,  qui  für  esse  dicitur,  fuerit  convictus,  componat  weregildum 
suum  ad  partem  regis  et  manum  LX  soHdis  redimat,  et  in  simplo 
furti  composiüonem  ex&olvat.  [9]  Si  vero  is,  qui  alium  furem  inter<- 
pellavit,  falso  eum  calumniatus  est  et  in  iudicio  ferventis  aquae  fuerit 
convictus,  LX  solidis  manum  suam  redimat."  Die  Stelle  gilt  nur  für 
OstfrieslaJid  (v.  Ricbtho|en,  L.  Fris.,  p.  48  n.  48,  Wilda,  Strafr. 
d.  Grerm.,  460  n.  2).  Entgegen  einer  älteren  Ansicht,  die  sie  als  zwei- 
seitiges Ordal  deutete,  hat  Brunner,  RG.  II,  408  n.  44  vorgesschlagen, 
die  Stelle  als  sukzessiv  einseitiges  Ordal  zunächst  des  Beklagten  (vom 
Diebstahlsverdacht),  dann  des  Klägers  (vom  Verdacht  arglistiger  An- 
schuldigung) aufzufassen.  Ich  meine,  man  kommt  sogar  mit  der  An- 
nahme einfachen  einseitigen  Ordals  »aus.  Der  Kläger  ist  überführt,  sO' 
bald  der  Beklagte  das  Ordal  besteht:  er  ist  dann  „in  iudicio  ferventis 
aquae  [seil,  ab  inculpato]  convictus".  Den  beiderseitigen  Schwur  (den 
des  Klägers  als  Voreid  gedacht  —  Brunn  er,  RG.  II,  438  n,  78)  keimen 
mehrfache  Quellen  dieser  Zeit,  ohne  daß  der  Schwur  des  Klägers  einen  an- 
schließenden Ordalgang  desselben  zu  verlangen  schiene  (vgl.  die  bei  Brun- 
ner, a.  a.  0.  noch  angeführten  Belege).  In  der  Tat  zeigt  L.  Fris.  3,  8 
auffallende  Anklänge  an  eine  fränkisch-angelsächsische  Ordalformel,  die 
aus  einem  Kesselprobritual  für  |das  Kaltwasserordal  umgearbeitet  ist 
(Lieberm.,  I,  418,  n.  a.).  Die  Übereinstimmung  ergibt  Einleitung  mid 
Schluß  (Zeumer,  Form.  717  f.,  Liebermann  I,  4171):  „Si  aliquis 
de  furto  reprehensus  fuerit  ipseque  hoc  fecisse  «e  nega- 
verit" ....  [folgt  das  R-itual]  „Postea  iuront  sacramenta  et  ac- 
cusans  et  defensor;  quasi  dueilum  ingressuri  iurant,  et  conncctantur 

insimul    manus    reprehensi    sub    flexis    poplitihus et    sie  an 

aquam demittatur."     Es  ist  doch  wohl  nicht  daran  zu  zweifeln, 

daß  das  Ritual,  wenn  dem  ersten  Ordal  ein  zweites  zu  folgen  hätte,  dessen 
gedenken  würde.  Statt  dessen  schließt  es :  ,.Si  .  .  .  usque  ad  nodum 
demersus  fuerit,  extrahatur  ceu  salvus,  sin  autem,  quasi  rous  a  videnti- 
bus  aestimetur". 
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zahlte  er  dem  Könige  sein  Wergeid.  Das  Verfahren  verräl 
sich  dadurch  als  Preisgabe  mit  Losungsrecht^'^,  welche  hier 
auf  konkretem  Verdachtsgrunde,  den  Begleitumständen  der 
Festnahme  und  wohl  auch  dieser  selbst,  beruhte. 

Wir  stehen  am  Ende  unserer  Beweisführung.  Was 
anderen  als  Anwendungsform  alter  volksrechtlicher  Acht 
erschien,  das  glaubte  ich  als  eine  bewußt  strafpolitische 
Maßnahme  der  volksrechtlichen  Zeit  im  Kampfe  gegen  die 
Fehde  betrachten  zu  müssen.  Das  bedeutete  aber  nichts 
anderes,  als  eine  'Einreihung  der  Erscheinung  in  den  weiteren 
Kreis  der  Ungefährfälle  und  ihrer  Anerkennung  durch  das 
Recht.  Ist  der  Nachweis  geglückt,  daß  das  Verfahren  über- 
wiegend —  und  gerade  in  seiner  älteren  G-estalt  —  an  die 
Voraussetzung  der  Verdächtigkeit  oder  Notorietät  geknüpft 
war,  so  ist  es  nicht  länger  möglich,  seine  Wurzel  in  der 
Friedlosigkeit  zu  suchen.  Wohl  bedeutet  die  Lösung  des 
Sippebandes,  die  ihrerseits  zur  Wahrung  der  Ungefähr  er- 
folgte, im  Ergebnis  die  Schutz^  und  Friedlosigkeit  des  Sippe- 
losen gegenüber  der  Rache  des  verletzten  Teiles:;  nicht  Ur- 
sache aber  der  Preisgabe,  sondern  ihre  natürliche  Folge 
ist  hier  die  Friedlosigkeit  des  Täters.  Und  möchte  allenfalls 
der  Satz,  daß  Preisgabewündigkeit  einer  Tat  die  Reinigung 
mit  Eidhilie  der  Sippe  ausschließt,  auch  aus  dem  Achtge- 
danken erklärbar  sein:  unmöglich  kann  die  kaum  minder 
gemeingültige  Tatsache,  daß  Verdächtigkeit  oder  offen- 
kundige Täterschaft  Voraussetzung  des  Preisgabeverfahrens 
sind^^  aus  dem  Wesen  der  Acht  ihre  Erklärung  finden. 
Allzu  deutlich  weist  hier  die  Parallele  der  Knechtestat  die 
Spur  zum  rechtlichen  Ausgangspunkte  des  Verfahrens :  zum 
Sippeausschluß. 

60  So  auch,  einen  Wil  da  sehen  Gedanken  fortführend,  v.  Richt- 
hofem,  1.  c.  n.  49. 

6^  Das  zeitliche  Zusammenfallen  der  Durchsetzung  des  Preisgabe- 
verfahrens mit  Leibesstrafen  und  des  Ordalzwanges  bei  den  Angel- 
sachsen hat  schon  JastroNv,  a.  a.  0.,  43  f.,  46  beachtet,  ohne  freilich 
den  inneren  Zusammenhang  beider  Erscheinungen  zu  erkennen. 
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Ergebnisse. 

Wiederum  hat  es  sich  auch  in  diesem  Teil  der  Unter- 
suchung wie  beim  Handhaftverfahren  darum  gehandelt,  eine 
prozessuale  Erscheinung,  die  als  Ausfluß  der  Friedlosigkeit 
ihre  Einreihung  gefunden  hatte,  aus  diesem  konstruktiven 
Zusammenhange  zu  lösen  und  die  geschichtlichen  Wurzeln 
ihrer  Bildung  nach  Möglichkeit  klarzulegen.  Die  Gründe, 
welche  mir  gegen  jene  Einreihung  durch  die  herrschende 
Lehre  zu  sprechen  schienen,  sind  z.  T.  dieselben,  wie  sie 
früher  bezüglich  des  Handhaftverfajhrens  begegnet  sind.  Wie 
dort,  so  liegt  auch  hier  der  ursprüngliche  Anwendungs- 
bereich im  Gebiete  der  unzweifelhaftesten  Fehdefälle;  wie 
dort,  so  ist  auch  hier  die  durch  die  Freisgabe  eröffnete 
Rachebefugnis  nicht  etwa  der  Allgemeinheit,  sondern  nur 
der  verletzten  Partei  zuerkannt.  An  sie  erfolgt  die  Aus- 
lieferung des  Schuldigen;  zu  ihren  Gunsten  sagt  sich  die 
Sippe  von  ihrem  schuldigen  Genossen  los.  Erst  später  tritt 
an  die  Stelle  des  Rächers  wohl  auch  der  Staat  mit  seiner 
öffentlichen  Strafe. 

Die  Tatsache,  daß  die  Preisgabe  gerade  dort  die  größte 
Bedeutung  erlangte,  wo  die  Fehde  am  entschiedensten  be- 
kämpft wurde  —  im  Rechte  der  Westgoten  und  Burgunder 
ebenso  wie  in  dem  der  Angelsachsen  und  im  fränkischen 
Kapitularienrecht  — ,  lenkte  die  Spur  unserer  Forschung  auf 
die  straf  politische  Bedeutung  des  Verfahrens.  Als  solche 
aber  wurde  das  Bestreben  erkannt,  die  in  ihren  Folgen  ver- 
hängnisvolle Geschlechterfehde  zu  bannen. 

Das  Verfahren  charakterisiert  sich  dadurch  als  einer 
jener  mehrfachen  Einbrüche  in  die  strenge  Erfolgshaf- 
tung, deren  Härte  ja  auch  gerade  in  der  Befehdung 
Schuldloser  frühzeitig  zutage  treten  mußte.  Die  Aner- 
kennung der  Ungefähr  des  Herrn  bei  der  Tat  von  Tieren 
und  Knechten  mußte  als  erste  Durchbrechung  des  starren 
Haftungsgrundsatzes,  als  älterer  Fehdeausachließungs.grund 
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naturgemäß  das  Vorbild  abgeben,  nach  dem  auch  die  Ge- 
samthaftung der  Sippe  für  die  Handlungen  ihrer  Genossen 
überwunden  wurde.  Die  Brücke  bildete  die  Behandlung  Halb- 
freier, aui  welche  jene  Ungefährgrundsätze  entsprechende 
Anwendung  erfahren  haben.  Die  Preisgabe  Freier  (der  Sippe- 
ausschluß) hatte  demnach  für  ihre  Sippe  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Ungefähr  dieselbe  Schutzwirkung,  wie  die 
Preisgabe  von  Knechten  und  Liten  für  deren  Herrn. 

Die  innerste  Verwandtschaft  beider  Erscheinungen  trat 
uns  aber  nicht  bloß  hinsichtlich  des  Haftungsausschlusses 
gegenüber.  Auch  die  weiteren  Schicksale  heider  Ver- 
fahrensformen zeigen  die  überraschendste  Gemeinschaft. 
Das  gilt  von  der  Möglichkeit  freiwdiliger  Losung,  welche  in 
gewissem  Umfange  ebenso  dem  Herrn  hinsichtlich  des  preis- 
gegebenen Knechtes  wie  der  Sippe  hinsichtlich  des  aus- 
geschlossenen Gesippen  zuerkannt  wurde.  Das  gilt  sodann 
von  der  beiden  Fällen  gemeinsamen  Milderung  der  Rache 
zur  Verstümmelung  oder  Strafknechtschaft,  wovon  wiederum 
vielfach  Losung  gestattet  wurde.  Schließlich  aber  empfing 
auch  die  peinliche  Strafe  der  Westgoten,  Burgunder  und 
Angelsachsen,  insbesondere  aber  des  fränkischen  Amts- 
rechtes, als  die  Nachfolgerin  der  Privatrache  am  Preis- 
gegebenen die  ihr  zukommende  geschichtliche  Einreihung. 
Bestätigt  durch  den  Umstanid,  daß  auch  gegen  Knechte  die 
öffentliche  Straf gewalt  einzugreifen  beginnt,  während  zu- 
gleich die  auch  jetzt  wieder  sich  durchsetzende  Losung 
den  Zusammenhang  mit  dem  Preisgabeverfahren  der  Volks- 
rechte offenbart. 

Die  damit  erschlossene  Entwicklungsreihe  bestand  so- 
dann die  Nachprüfung  ihrer  Richtigkeit  im  Beweisrechte. 
Während  die  schlichte  Ungefährverklarung  bei  Knechtestat 
die  Schuld  des  Knechtes  zugab  und  damit  ihre  Offenkundig- 
keit voraussetzte,  mußte  sich  bei  Zweifelsfällen  der  Un- 
gefährgedanke schrittweise  Bahn  brechen.  Solange  der  Klage 
nur  mit  ja  oder  nein  zu  begegnen  war,  blieb  dem  Herrn  nur 
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die  Wahl,  den  Knecht  preiszugeben  oder  reinzuschwören. 
Aber  schon  im  burgundischen,  ribuarischen  und  friesischen 
Rechte  wird  dem  Herrn,  der  an  der  Schuld  sowohl  wie  an 
der  Unschuld  seines  Knechtes  zweifelte,  verstattet,  die  Ein- 
lassung auf  die  Klage  zu  verweigern  und  den  Knecht  zum 
Ordal  bzw.  zur  Folter  zu  gestehen.  Das  Gestellungserbieten 
entschied  die  Prozeßlage  im  Sinne  der  Ungefähr;  ein  nach- 
trägliches Freischwören  war  ebenso  unmöglich,  wie  bei 
Übernahme  der  Sachwaltung  mit  Eiderbieten  eine  nach- 
trägliche Gestellung  des  Knechtes  zur  Folter.  Die  Ent- 
scheidung, die  in  der  Beweislage  getroffen  war,  behielt 
ihre  Wirkung  für   den  ganzen  Prozeß. 

Wo,  wie  im  Westgotenrechte  und  laut  Titel  40  auch 
nach  der  Lex  Saiica,  die  Verdächtigkeit  des  Knechtes  von 
Gesetzes  wegen  vermutet  wurde,  konnte  dem  Herrn  auch 
nicht  länger  das  Wahlrecht  eingeräumt  werden.  Es  bestand 
gesetzliche  Gestellungspflicht. 

Die  Behandlung  Halbfreier  bildet  wiederum  das  Binde- 
glied der  Beweiskette.  Entsprach  dieselbe  im  chamavischen 
Rechte  der  ribuarischen  Regelung  von  Knechtestat,  so  war 
bei  den  Westgoten  der  libertus  dom  Über  gleichgeordnet. 

Auch  beim  Freien  aber  führte  die  offenkundige  Täter- 
schaft in  den  preisgabewürdigen  Fällen  zur  sofortigen  Preis- 
gabe. Wobei  der  freigewoUte  Sippeausschluß  in  beschränktem 
Umfange  als  Vorläufer  gedient  haben  muß,  insofern  auch 
früher  schon  die  Sippe  sich  dadurch  den  Schutz  der  Ungefähr 
sicherte.  Anderseits  blieb  es  auch  beim  Freien  Sache  der 
Sippe,  ihren  Genossen  reinzuschwören,  sofern  sie  von  seiner 
Unschuld  durchdrungen  war.  Ein  Unterschied  freilich  lag 
im  genossenschaftlichen  Sippeverhältnis  begründet:  die 
Sippe  schuldete  dem  Unverdächtigen  die  Eidhilfe,  der  Herr 
gewährte  die  Sachvertretung  mit  seinem  Eide  aus 
eigenem  Interesse,  ohne  dazu  gezwungen  zu  sein. 

Und  da  die  allgemeine  Verdächtigkeit  Freier  niemals 
Rechtsvermutung  werden  konnte,  so  konnte  auch  bei  un- 

38* 
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gewisser  Schuld  die  Versagung  des  Sippeschutzes  nur  auf 
Grund  konkreter  Verdächtigkeit  in  Frage  kommen.  Lag  diese 
aber  vor,  so  hatte  die  Lossagung  der  Sippe  für  den  Viorlauf 
des  Verfahrens  hier  dieselbe  Wirkung,  wie  die  Grestellung 
des  Knechtes  zum  Ordal  bzw.  zur  Folter.  Als  bedingt, 
d.  h.  für  den  Fall  seiner  Schuld  Preisgegebener  darbte  der 
verdächtige  Freie  der  Eidhilfe.  Gleich  dem  Knechte  blieb 
auch  ihm  nur  Ordal  oder  (bei  den  Westgoten)  Folter.  Gelang 
die  Reinigung,  so  gehörte  er  ohne  weiteres  wieder  der  Sippe 
an,  da  die  Bedingung,  unter  der  er  preisgegeben  war,  nicht 
eintrat.  Geradeso  fiel  ja  auch  der  Knecht,  der  die  Folter 
bestand,  in  der  Regel  wieder  sieinem  Herrn  zu;  nur  bei 
übermäßiger  Tortur  mußte  er  demselben  zuvor  abgekauft 
werden. 

Die  Verdächtigkeit  des  Freien  Wurde  in  gewissen  forma- 
listisch gestalteten  Vorau:ssetz:ungen  erblickt:  im  Leumund, 
der  Vorstrafe  oder  Vorinzicht  und  im  Voreide,  vei^einzelt 
bereits  in  der  Tätsache  der  Verhaftung.  Wobei  die  stets 
unter  Voreid  eingebrachte  westgotische  inscriptio  mit  jenem! 
sich  in  die  'Rolle  einer  Glaubhaftmachung  der  Besch'ulidigung 
teilte.  Die  Preisgabe  erfolgte  mithin  (wie  beim  Knechte 
nach  burgundisch-ribuarischem  Rechte)  nur  dann,  wenn  die 
Tat  notorisch  war,  unbedingt,  bei  bloßer  Verdächtigkeit 
aber  bedingt.  Im  letzteren  Falle  hatte  sie  hier  wie  dort'  zur 
Folge,  daß  der  Bezichtigte  den  Ordalweg,  beschreiten  bzw. 
sich  der  Folterung  'unterziehen  mußte.  Gerade  in  dieser 
Abhängigkeit  der  Preisgabe  von  Notorietät  oder  Verdächtig- 
keit offenbart  sich  init  voller  Deutlichkeit,  daß  dieselbe  nicht 
Ausfluß  der  Acht,  sondern  eine  freigewollte',  schließlich  unter 
den  gleichen  Voraussetztingen  erzwungene  Maßnahme  ist, 
um  an  die  Stelle  der  schwerlastenden  Gesamthaftung  der 
Sippe  die  persönliche  Verantwortung  des  allein  Schuldigen 
zu  setzen,  und  damit  der  letzte  Schritt  in  der  Durchseitzung 
des  Ungefährschutzes. 

-^ 
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Sachregister. 


Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten  der  Abhandlung, 
nicht  des  Gesamtbandes. 


Abgesandte  als  Vermittler  von 
Terminsgedinge  und  Fehdeein- 
stellungsvertrag  79,   121. 

Abspaltung,  das  Notwehrrecht 
eine  —  des  Handhaftrechts  279 
n.  53,  297;  die  Preisgabe  keine  — 
der  Friedlosigkeit  322 f.;  die  Un- 
gefährverklanmg  bei  treuhände- 
rischer Haftung  eine  —  des  Un- 
gefährschutzes bei  absichtsloser 
Missetat  294  ff. 

Abzug,  freier  119  n.   11. 

Acht  s.  Friedlosigkeit. 

Achtgeld  49  n.   24. 

Ächtungsformeln,  Der  Opfer- 
gedanke in  — ,  37  n.  52, 

Achtverfahren  gegen  insolvente 
Missetäter  252,  254. 

Adel,  Beschränkung  der  Folter  auf 
Preisgabefälle  beim  — ,  366  f. 

Adoption  s.  Ankindung. 

Alternatives  Erkenntnis  auf  Be- 
weis oder  Bußzahlung  im  Buß- 
verfahren  136  ff .,  139;  auf  Lo- 
snngsbuße  oder  Lebensverwir- 
kung im  Preisgabeverfahren  343. 

Amts  recht,  Beweisrechtliche  Neu- 
bildimgen  des  — s  im  Bußver- 
fahren 245  f.;  Ilandhaftverfahren 
wegen  öffentlicher  Delikte  nach 
—  281  ff.;  Einfluß  des  — s  auf 
die  Ausbreitung  dos  Preisgabe- 
Verfahrens    324;    Umbildung    des 


Preisgabeverfahrens  zur  öffent- 
lichen Strafverfolgung  im  — 
345  ff. 

Ankindung  als  Urfehdeform  76, 
156. 

Anklage,  Haftung  des  Klägers 
wegen  falscher  —  nach  erbrachter 
Reinigung  255  f.,  später  Ein- 
räumung klägerischer  Ungefähr- 
verklarung 256,  diese  Vorläufer 
des  Voreids,   s.   d. 

Anschuldigung,  Falsche  —  ur- 
sprünglich  Fehdefall   56  f. 

Anstifter,  Erstreckung  der  Fehde 
auf  den  —  53;  die  friesischen 
Bestimmungen  (L.  Fris.  2),  n.  38 
das. 

Anzahlung  an  der  Buße,  s.  Ur- 
teilserfüllung. 

Anzeigepflicht  der  nächsten 
Verwandten    328    n.    9. 

Apparitor,  Abheischen  der  Ter- 
minswcttc  durch   den  —  90  f. 

Asylfriede    s.    Sonderfriede. 

Aufbahrung  der  Leiche  als  nach- 
trägliche Kundbarmachung  der 
Tötung  299  (Notwehr),  305  (llatid- 
hafte  Rache). 

Auflassung,  Friedensgelöbnis  und 
Friedebann  bei  der  —  158  n.  18. 

Ausbietung  des  Verfehdclon  zur 
Losung  an  seine  Verwandten  127  f. 


584 


[390 


Auslieferung  des  Schadensstifters 
bei  Ungefährverklarung  331;  des 
Schuldigen  im  Preisgabeverfahren 
325  ff. 

Ausnahmesätze  als  materielle 
Grundlage  des  Rechtsbehelfs  der 

Verklarung  283  f. 

Bannitio  92  f. 

Barleistung  s.  Urteilserfüllung. 

Befehlsgewalt  als  Grundlage  der 
richterlichen  Ladung  93;  der  La- 
dungsbuße 97. 

Befriedung,   vorläufige    119 f. 

Beischußpflicht  der  Sippe  51, 
54  n.  39,  581,  329. 

Beleidigung,  ursprünglich  allge- 
mein Fehdefall  55 f.;  tätliche  — 
Fehdefall  56. 

Bescholtenheit  als  Verdachts- 
grund im  Preisgabeverfahren 
369  ff.,  377  ff.;  s.  auch  Voreid, 
Vorinzicht. 

Beweisantretung,  Ersatz  der  — 
der  Parteien  durch  das  richter- 
liche Inquisitionsrecht  245 f.;  bei- 
derseitige   —    s.    Zeugenangebot. 

Beweisisolierang  des  Beschul- 
digten im  Preisgabeverfahren 
362  ff.;  des  Sippelosen  und 
Fremdlings  362  n.  20. 

Beweisrecht 

a)  des  Bußverfahrens  171  ff.; 

b)  des  Handhaftverfahrens  283 ff.; 

c)  des  Preisgabeverfahrens  353  ff. 
Beweisverteilung     im     Bußver- 
fahren 171  ff.;  eurizianisch-salische 
Formel  241. 

Bezirksacht  30  n.  27, 
Bigamie,  Preisgabefall  350. 
Bindungselemente,  Die  vier  — 


der  Parteien  im   Sühneverfahren 
74  ff.,  77. 

Blutrache,  umfaßt  Totschlag-  wie 
Mordfehde  51  f.;  Wirkungen  329; 
Beschränkung  der  —  42,  51;  Maß- 
regeln zur  Beseitigung  42;  hand- 
haft geübte  —   274. 

Blutraub  208. 

Blutschande,  ursprünglich  ein 
Fall  der  Sippejustiz,  später  acht- 
ähnliche Behandlung  63;  Lebens- 
verwirkung 352  f. 

Brandstiftung,  Büß-  bzw.  Fehde- 
fall 62;  Handhaftfall  278;  Preis- 
gabefall 352;  der  salische  Titel 
über  —  westgotisch  beeinflußt 
196  f. 

Bürgschaftsweigerung      der 
Sippe       konkludente     Preisgabe- 
handlung   372   n.   32. 

Bußandrohung,  richterliche  — 
bei  Ladung  97. 

Buße,  ihr  Fehdeloskaufcharakter 
65  f. 

Bußgedinge  für  Gestellungssäum- 
nis  95  f.  (Zusammenhang  mit 
der  fränkischen  Mannierungsbuße 
105  ff.) ;  für  Urteilserf  üllungs- 
säumnis  136;  für  Urfehdebruch 
157,  165  ff. 

Büß  klage.  Die  einseitige  — 
jüngere  Bildung  44. 

Bußlosigkeit  handhafter  Rache 
273. 

Bußminderung  bei  Ungefährwerk 
330  f. 

Büß  schuld,  Abstraktion  der  — 
(als  Tatfolge)  aus  dem  Fehde- 
loskaufgeld  der   Sühne   67  f. 

Büß  Schuldner,  Die  Auslieferung 
des  insolventen  — s  Abspaltung 
der  Friedlosigkeit?   322  f. 
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Bußverfahreta,  Verhältnis  zur 
Acht  21  ff.;  zur  Fehde  41  ff.; 
sein  Sühnecharakter  70 ff.;  seine 
Bindungselemente  (74  ff.)  : 

a)  Prozeßeinleitung    79  ff. ; 

b)  vorläufige     Fehdeeinstellung 
113  ff.; 

c)  Urteilserfüllung    132  ff.; 

d)  Urfehde  151  ff.; 

sein  Beweisrecht  (171  ff.) : 

a)  Reinigungsbeweis     des     Be- 
klagten 174  ff.; 

b)  klägerischer  Beweis  230  ff.; 
Wandel  seiner  Aufgabe:  Um- 
bildung zur  petitorischen  Klage 
1701;  Bedeutung  fürs  Beweis- 
recht  230  f. ;  Voraussetzung  der 
Einführung  des  Voreids  249  f., 
258  f. 

Bußverrechnung  s.  Verrech- 
nungsprinzip. 

Bußzahlung  bewirkt  erst  Un- 
widerruflichkeit  der   Sühne    134. 

Delikte,  öffentliche  —  niemals 
Bußfall  65;  Gegenstand  eines 
amtsrechtlichen  Handhaftsverfah- 
rens 281  ff.;  s.  auch  Privatdelikte. 

Diebstahl  Fehdefall  601;  Hand- 
haftfall 276  f.;  großer  —  Preis- 
gabefall bzw.  mit  Kapitalstrafe 
bedroht  350  f.;  Ausgangspunkt 
polizeilicher   Maßregeln    60. 

Ding  friede    s.    Sonderfriede. 

Echte  Not, 

1.  Einteilung:  bei  Handlung  bzw. 
Unterlassung  286  f. ;  materielle 
und  persönliche  Fälle  287  n. 5; 
volksrechtliche  Tatl)estände 
287  f. 


2.  Beweisrecht: 

a)  Verklarung  durch  Sunne- 
boten  288  f.,  mit  eidlicher 
Glaubhaftmachung  des  Bo- 
ten 289  f.  bzw.  der  Partei 
288  n.  18; 

b)  Einrede  mit  Zeugenbeweis 
290. 

Ehebruch  Fehdefall  58;  Hand- 
haftfall 2751;  Preisgabefall  350. 

Eid  s.  Eidhelfereid,  Reinigungseid, 
Treugelöbnis,  Verklarungseid. 

Eidhelfer,  Auswahl  bzw.  Bestim- 
mung der  —  228  f. ;  Schwur  mit 
— n :  bei  handhafter  Rache  Ver- 
klarungseid 286  u.  307,  über  posi- 
tive Behauptungen  bei  motivier- 
tem Bestreiten  246  f.,  beim  Vor- 
eid 258. 

Eidhelfereid,  s.  psycholog.  und 
rechtliche  Wurzel  224  ff.;  die 
Cosackschc  Theorie  225  n.  7;  s. 
Umgestaltung  zum  Zeugeneide  im 
burgimd.  Rechte   184 1 

Eidhilfeweigerung  253  n.  19a; 
tritt  an  die  Stelle  des  Sippeaus- 
schlusses 362. 

Eigenmacht,  strafprozessuale  Be- 
handlung der  verbotenen  —  206  ff. 

Eineid  als  Reinigungsbeweis  im 
Bußverfahren  jüngere  Bildung 
227  f.;   als   Schätzereid  233  fl 

Einlassung,  Versprechen  der  — 
als  Bestandteil  des  Termins- 
gedinges 84ff.  (beiderseitiges  85); 
Weigerung  der  — ,  Zeugenziehung 
darüber  87;  Ausbildung  einer  all- 
gem.  Rechtspflicht  der  —  93; 
Erzwingung  der  —  im  Gericht 
110,  113;  seitdem  Wegfall  der 
zeitlichen  Bcscliränkung  der  Son- 
derfrieden   131. 
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Einrede,  die  Verklarung  Vorläufer 
der  —  (284):  bei  Echter  Not 
290,  bei  Ungefähr  293  f.,  bei  Not- 
wehr 300  ff. ;  peremptorische  — 
mit  Eidhilfebeweis   247. 

Einredebeweis  mit  Zeugen  im 
Bnßverfahren,  seitdem  beidersei- 
tiges Zeugenangebot   242. 

Einseitigkeit  der  Beweisantre- 
tung, gut  überall,  wo  der  Beweis 
noch  dem  Gegner  erbracht  wird, 
242  f. ;  im  Handhaftverfahren 
schließt  sie  Gegenbeweis  aus  308, 
dieser  daher  jüngere  Bildung 
308  f.,  namentlich  bei  handhafier 
Festnahme  anerkannt  310  ff. 

Elendeneid   363   n.    20. 

Endurteil  einziges  Urteil  im  In- 
qfuisitionsverfahren    246. 

Entführung  Fehdefall  58;  s.  auch 
Frauenraub. 

Enthäutung,  widerrechtliche  — 
toter   Tiere    207. 

Entscheidungsgewalt,  Begrün- 
dung der  —  des  Schiedsmannes 
81. 

Erfolgshaftung,  Durchbrechung 
der  —  (Ungefährschutz,  Sippe- 
ausschluß)   3241,    328  ff. 

Exfestukation,  Verhältnis  zur 
Wadiation  161  n.  27. 

Fehde,  Begriff  und  Terminologi- 
sches 43 f.;  die  —  insbes.  Schutz 
der  Mannheiligkeit  49;  tatsäch- 
licher Geltungsbereich  48 ff.;  die 
—  Ausgangspunkt  für  den  Acht- 
gedanken 26  f. ;  ihre  Einschrän- 
kung in  volksrechtlicher  Zeit  41  f.; 
Stellungnahme  der  Kirche  70  n.  5; 
Ausschluß  der  —  gegen  den  hand- 
baften  Rächer  269 f.;  Beseitigung 


der  —  Zweck  des  Preisgabever- 
fahrens   328 f.,     Maßnahmen:    s. 
Erfolgshaftung;    s.    auch    Selbst- 
hilfe, Friedlosigkeit. 
Fehdeeinstellung   (vorläufige), 

1.  in    der    Privatsühne    (113  ff.) : 

a)  Zweck  1161; 

b)  Termüisfrist  als  zeitliche 
Dauer   115,    1171; 

c)  Verpflichtungsinhalt  119 f.; 

d)  Wegfall  der  Vertragsgrund- 
lage  121; 

2.  im  Bußprozeß  (122 ff.): 

a)  Entwicklungsstufen:  Partei- 
vertrag 122 ff.;  in  Richters 
Hand  124;  kraft  Friede- 
gebots 125  f.;  Ausbildung 
einer  allgem.  Rechtspflicht 
126  ff.; 

b)  Haftungsschutz  (Buße)   122. 
s.  auch  Gridformel,  Fugitivus. 

Fehderecht,  die  Lehrmeinungen 
43  n.  9;  —  des  Verletzten,  26, 
abzulehnen  43;  unvereinbar  mit 
dem  staatl.  Sühnezwang  43  n.  10; 
—  gegen  den  Täter  allein  unver- 
einbar mit  der  Geschlechterfehde, 
gegen  die  ganze  Sippe  rechtliche 
Monstrosität  47  n.  20. 

Fehdewürdigkeit,  Begriff  der  — 
im  Sinne  d.  Abb.  48. 

Feindschaft  des  Königs  und  sei- 
ner Freunde  (Acht)  28  n.  24. 

Festnahme,  handhafte  —  ver- 
drängt handh.  Rache  273 1, 
2791,  309  ff.;  widerrechtliche  — 
Fehdefall  54;  —  als  formaler 
Verdachtsgrund  im  Preisgabever- 
fahren 383  f. 

Festucawurf,  beiderseitiger  —  bei 
Urfehde  160. 
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Firmation,  Bedeutung  der  —  einer 
Securitas  durch  Aussteller  und 
Richter  163. 

Folter,  im  westgot.  Rechte  gegen- 
über dem  röm.  Rechte  selbstän- 
dig behandelt  365  n.  22;  An- 
wendung der  —  beim  Adel  aus- 
schließlich, bei  Freien  nächst 
Diebstahl  nur  in  Preisgabefällen 
3661;   bei   Unfreien   217,   356  ff. 

Folterung,  private  —  des  Knechts 
durch  s.  eigenen  Herrn  355  n.  2. 

Frauenraub  Fehdefall  57;  Hand- 
haftfall   275;    Preisgabefall    350. 

Freiheitsberaubiung  Fehdefall 
54. 

Freundschaftsbund  bei  Urfehde 
151,  156. 

Friede,  geheischter  und  gebotener 
117  f. 

Friedensbann,  s.  Bedeutung  in 
der  Fehdeeinstellung  125  f. ;  in 
der    Urfehde    163  ff. 

Friedensgeld,  Rechtsnatur  des 
— s  66  u.  n,  103  das.;  wo  — 
verfällt,  keine  bußlose  Tat  44 
n.  13. 

Friedenskuß  als  Urfehdeform 
156;  Erkaufen  des  —   72  n.  11. 

Friedensschutz,  vorläufiger  — 
kraft  Verantwortungsbereitschaft 
126  ff. 

Friedlosigkeit,  Begriff  21;  rela- 
tive —  24  ff.,  272  n.  18;  —  vor 
dem  Urteil  29  n.  25,  266;  Ter- 
minologisches 28  n.  24;  jüngeres 
Alter  gegenüber  Fehde  und  Rache 
22  f.;     Anwendungsgebiet    21  ff.; 

—  bei  üffentl.  Delikten  27  ff. ; 
bei  Privatdelikten  30;  kraft  Un- 
gehorsams 30;  Ausdehnung  im 
nord.    Recht   31;    Verhältnis   der 

—  zu    Fehde   und    Bußverfahren 


13,  23,  32 f.,  40 f.;  Verhältnis 
zum  Handhaftverf.  266,  272 f.; 
Verhältnis  zum  Preisgabe  verf. 
322  ff.,  353,  376  f.,  384  f. 
Fugitivus,  Vorläufige  Sicherheit 
des    —    123  f. 

Gebot,   Richterliches   — 

a)  zum  Erscheinen  und  zur  Ein- 
lassung 91  ff.,  96  f.,  109  ff.; 

b)  zur  Fehdeeinstellung   125  f. ; 

c)  zur  Urteilserfüllung   150 f.; 

d)  zur  Urfehde   163  ff.,   167. 
Gefährde,   Gefährdeeid   s.   Un- 
gefähr, Ungefähreid. 

Geleite,   Freies   118  n.  5. 

Gerichtsgebrauch,  Das  Beweis- 
recht nach   Frank.   —   210  ff. 

Gerüfteals  Kundbarmachtuigsform 
299  (Notwehr),  312  f.  (Handhaft- 
verf.); als  Rechtfertigungserbieten 
(Obmallatio),  wenn  im  Gerichte 
wiederholt  313. 

Gesamthaftüng  s.  Erfolgshaitung. 

Geschenke  der  Parteien  an  den 
Richter  140  n.  15. 

Geständais  bei  Schädigungstat 
schließt    Bußhaftung    aus    206  ff. 

Gestellung  des  Knechts  durch  den 
Herrn  355  ff. 

Gestellungsbürgschaft  beim 
Terminsgedinge  94  ff.,  111  n.  75; 
als  Ersatz  des  Fehdeeinstellungs- 
vertrags 130. 

Gcstellungshaffung,  Treuhände- 
rische —  bei  Aufnahme  flüch- 
tiger Knechte  296  f. ;  des  Fälir- 
manns   296   n.   61. 

Gestellungs'pfahd    94  ff . 

Gcstcllungszwang  356  f. 

Gottesurteil  Rcinigungs  beweis 
217  ff.;  Beweismittel  des  Sippe- 
losen  (Entsipptcn)  und  Fremd- 
lings 362  u.  n.   20  das. 
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Grabschändung   AchtfaJl,    später 

Bußfall  27  n.  23. 
Grid    (Sonderfriede)    nach     angel- 

sächs.   Recht   129  n.   33. 
Gridformel     altnord.,    114  ff. 

Häftlings  mittel  der  Prozeßeinlei- 
timg  94  ff. ;  der  Fehdeeinstellung 
121  ff.;  der  Urteilserfüllung  146 ff.; 
der  Urfehde   165  ff. 

Hals  fang  bei  Urfehde   156. 

Handhaft  verfahren, 

1.  Rechtsnatur  (266 ff.):  Anwen- 
dungsgebiet 267,  274  ff.  (Privat- 
delikte), 281  ff.  (öffentl.  De- 
likte); Aktivlegitimation  267; 
Ausschluß  der  Fehde  gegen  den 
Rächer  269  ff. ;  Verhältnis  zur 
Acht  266,  271  f.,  283;  diese  er- 
gibt später  die  rechtliche  For- 
mulierung 272  f.;  Bußlosigkeit 
handhafter  Rache  273;  Ver- 
fahren auf  Grund  handh.  Rache 
273f, ;  Ersatz  durch  handh.  Fest- 
nahme mit  nachfolg.  Hinrich- 
tung 279  f.;  privates  Losungs- 
recht 274  n.  20,  280;  dessen 
Beseitigung  280  f. 

2.  Beweisrecht  (283  ff.) :  das  — 
Verklarxmgsverfahren ;  allgem. 
Bedeutung  der  Verklarung  im 
Prozeß  283  ff.; 

a)  Verkl.  echter  Not  286  ff.; 

b)  Ungefährverkl.   291  ff.; 

c)  Notwehrverkl.  297  ff.  (ent- 
sprechende Behandlung  des 
Homicidium  se  defendendo 
302  ff.); 

d)  Handhaftverklanmg 

a)  Verkl.  handh.  Rache  304  ff. ; 
ß)   Verkl.  handh.  Festnahme 
309  ff. 


Hand   wahre    Hand   208    n.    14. 

Hausfriede  des  Verfehdeten  jünge- 
res Recht;  ersetzt  Fehdeeinstel- 
lungsvertrag   130  ff. 

H  e  h  1  e  re  i ,  Maßnahmen  gegen  350  f. 

Hehlsühne   74  u.  n.   20   das. 

Heimliche  Tat,  Achtfall?  49 f. 

Heimsuchung  Büß-  und  Bannfall, 
wahrscheinlich  einst  FehdefaJl 
63.;  Preisgabefall  63  n.  91,  352. 

Herr,  Haftung  des  — n  für 
Knechtestat:  s.  Erfolgshä.ftung. 

Hexerei   PreisgabefaJl   352. 

Hoch  büße  50. 

Homicidium    se     defendendo, 

1.  Büß  Verrechnung  beim  —  46  f. ; 

2.  Beweislage,  der  Ungefähr  und 
Notwehr  verwandt  302 ff.; 

a)  Verklarung   303  f.; 

b)  Einrede  304. 
Honorar,   Zahlung   eines   — s   sei- 
tens der  Parteien  an  die  Urteiler 
140. 

Huldeverlust,  Geleitsfrist  bei  — 
118  n.  8. 

Inscriptio,  Einreichung  einer  — 
zur  Verdachtserhärtung  im  Preis- 
gabeverfahren 366. 

Justizverzögerung    140    n.    17. 

Kesselprobe  zur  Verdachtserhär- 
tung im  Preisgabeverfahren  357, 
367  f. ;  —  mit  beiderseitigem  Eid 
einfaches  Ordal  382  n.  59. 

Klage,  Beweislage  bei  gemisch- 
ter —  211;  —  gegen  den  toten 
Mann  301,  307  n.  95;  —  mit 
dem  toten  Mann  313. 
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Knechtsbußeti,  Die  —  der  L. 
Rib.  Losungsbußen  (Ausnahme : 
Wortschimpf  u.  unblutiger  Schlag) 
340  ff.  n.  33. 

Knechtstat,  Beweisla^e  bei  — 
(Freischwören,  Preisgabe  mit  Ver- 
klarung, bedingte  Preisgabe:  Or- 
daJgestellung)  354  ff. 

Königsfriede  bei  Urfehde  156. 

Körperverletzung  Fehdefall  53 f.; 
s.  auch  Verwundimg. 

Kundbar  keit,  Formen  tatsäch- 
licher und  fiktiver  —  eines  Vor- 
gangs 305  n.   92. 

Kundbar  machung,  Nachträgliche 
—  als  Ersatz  offenen  Handelns 
überhaupt  285,  299;  —  hand- 
hafter Rache  durch  Vorbringen 
der  Leiche,  durch  Leibzeichen 
und   Zeugen   305  f. 

Ladung,  richterliche  91  ff.,  96  f.; 
vors  Königsgericht  mit  indiculus 
regalis  99;  Erstreckung  der  Säum- 
nisfolgen auf  Grund  —  im  Frank. 
Recht  100 f.;  Öffentliche  —  von 
der  Kirche  zum  Dingplatz  ver- 
legt 254;  s.  auch  Bannitio,  Partei- 
ladung, Terminsgedinge. 

Latrones,  Verhältnis  der  Polizei- 
maßnahmen gegen  —  zum  Hand- 
haftverfahren   269. 

Launegild  bei  Urteilserfüllung 
134  f.  n.  6. 

Lebensgefährdung  FehdefallÖ3f. 

Lebensverwirkung,  sog.  Ver- 
fahren auf  Grund  —  321  u.  n.  1 
das.;  Konstaticnmg  der  —  er- 
setzt Preisgabe  unter  Sippeaus- 
schluß 327  f. 

Leib  zeichen,  Vorweisen  von  — , 
8.  Kunübarmachung. 


Leiche,  Aufbahren,  Erhöhen,  Vor- 
bringen der  —  vor  Gericht,  s. 
Kiuidbarmachung,  Klage  gegen 
den.  mit  dem  toten  Mann. 

Leugnen  begründet  Bußschuld  bei 
Schädigungstaten  206  ff. ;  Zeugen- 
beweis   für    motiviertes    —    242. 

Leumundsbeweis   249. 

Lite,  Ungefährschutz  des  Herrn  bei 
Tat  eines  — n  332 f.;  Beweislage 
360  f. 

Losungsbuße,  I.  Von  Rachepreis- 
gabe 

1.  Bei  Knechtestat  337  ff.; 

a)  Fälle:  Halslosung,  L.  von 
Verstümmelung  imd  Züch- 
tigung 337  ff.; 

b)  Die  —  wird  zur  Schuld, 
die  Preisgabe  fällt  weg 
339  f.; 

2.  Bei  der  Tat  eines  Freien  342  ff. ; 

a)  Fälle :  Hand-  und  Hals-,  Glie- 
derlosung, L.  aus  Straf- 
fcnechtschaft  342 ff.; 

b)  Die  —  wird  zur  Schuld, 
aber  keine  Beischußpflicht 
der  Gesippen  343  f. ; 

II.   Von   öffentl.   Strafe   346. 

Mahnung   zur  Urteilsfindung   140. 

Mallatio  109  ff.;  jüngere  Bildung 
110,  113. 

Mannheiligkeit  50. 

Mannitio  97  ff.;  als  entwicklungs- 
gcschichtlichcs  Problem  101;  herr- 
schende Lehre  101  ff.;  Zusamm<'n- 
hang  mit  dem  Terminsgodingo 
104  ff. 

Mannschaft   bei   Urfehde   157. 

Meineid  wahrscheinlich  einst 
Fehdefall    Gl. 
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Melder,  Berufung  auf  den  —  im 
Voreid  255;  Benennung  des  — s 
nach  erfolgter  Reinigung  256. 

Menschenraub  Fehdefall  55; 
Haaadhaitfall  275;  Preisgabefall 
350,  55  n.  43;  die  sal.  Satzung 
über  —  westgot.  beeinflußt  190. 

Mitgläubiger  Schaft,  Bedeutung 
der  staatlichen  —  im  Bußgediage 
des  Urfehdevertrags  166  u,  n.  49 
das. 

Mittels  mann;,  Vereinbarung  der 
Fehdeeinstellung  durch  einen  --, 
121. 

Mord  Fehdefall  50 ff.;  unleugbarer 
—  Preisgabefall  349;  s.  auch  Tö- 
txmg,  Blutrache. 

Muntunterworfener  s.  Lite. 

Nachbarn,  Eidhilfe  der  —  248; 
zum  Voreid  253  f. 

Nachbarnzeugnis  233, 235, 240 f., 
246,   248  f.,  305  n.   92,   306. 

Neungeld  49  n.  24;  51  n.  32. 

Notorietät,  als  Grundlage  des 
Preisgabeverfahrens  (s.  noch  Ver- 
dächtigkeit) erheischt  unbedingte 
Preisgabe  des  Knechtes  354 f.;  des 
Freien  361;  Belege:  365  (west- 
got. Recht),  374  ff.  (angels.  R.), 
377,   380  f.    (fränk.   R.). 

Notstandsh'andlung,  Verfahren 
bei,    299   n.    73. 

Notwehr, 

1.  Rechtliche  Anerkennung  2971; 

2.  Beweisformen: 

a)  Verklarung  298  f.,  mit  Ver- 
klarungseid 299  f. ;  Umbil- 
dung zur  Klage  gegen  den 
toten  Mann  300 f.;  daneben 
Fortbestand  des  Sicherbie- 
tens  zu  Recht  (Obmallatio) 
301; 


b)  Einrede  302;   s.  noch  Ab- 
spaltung. 
Notzucht  Fehdefall  58. 

Offenes  Handeln  Voraussetzung 
des  Verklarungsverfahrens  284  f., 
298  f. 

Öffentlichkeit,  Künstliche,  s. 
Kimdbaxmachung . 

Opfertod,  Verhältnis  zur  Acht 
33  ff.;  Entsühnungszweck?  33  f.; 
Verurteilimg  zum  —  38  n.  57; 
—   auf   Grund  Opferweihe   s.   d. 

Opferweihe  35 ff.;  im  Kriegslied 
36  n.  51;  im  Zweikampfritus 
ebenda;  in  Ächtungsformeln  37 
n.  52;  Vollzugssymbolik  in  Kriegs- 
brauch und  Hinrichtungsriten  37  f. 

Ordal  s.  Gottesurteil. 

Parteiladung  im  burgund.  Recht? 

87  f.;  s.  auch  Mannitio. 
Parteivertrag  als  Bindungsform: 

a)  beim  Terminsgedinge  85 ff.; 

b)  bei  der  Fehdeeinstellung 
122  ff.; 

c)  bei  der  Urteilserfüllungswette 
146  ff.; 

d)  bei  der  Urfehde   159  ff. 

Pf  and  Satzung    für    Schiedserfül- 
lung 136. 
Plünderung,     Die     sal.    Satzung 
über    —    westgotisch     beeinflußt 
191  f. 
Poena  dupli,  Die  —  im  Urfehde- 
vertrag 165. 
Preisgabe  verfahren, 

1.  Rechtsnatur  (Verhältnis  zur 
Acht)  32,  322  ff.;  Zweck 
(Fehdebekämpfung)  328  ff. ;  Vor- 
läufer darin:  der  Ungefähr- 
schutz bei  Knechtestat  330 ff.; 
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Preisgabe  von  Liten  332  f.;  Un- 
mittelbarer Ausgangspunkt : 
Sippepreisgabe  333  ff. ;  die  An- 
knüpfung an  die  Ungefährbe- 
handlung quellenmäßig  335  ff. ; 
Gemeinsame  Entwicklungs- 
linien:  Losung  und  Losungs- 
buße  337  ff.;  Losungsverbot 
als  Ansatz  öffentlicher  Strafver- 
folgung 345  ff. ;  Anwendungs- 
gebiet:  Privatdelikte   348  ff . 

2.  Beweisrecht,  dem  der  Vor- 
läufer verwandt :  Verfahren 
bei  Knechtestat  354  ff.  (bei  of- 
fener Schuld  354  f.,  bei  unge- 
wisser Schuld  355  ff.) ;  Ver- 
fahren bei  Beschuldigung 
Halbfreier  360  f. ;  Verfahren 
gegen  Freie :  unbedingte 
Preisgabe  bei  offener  Schuld 
361;  bedingte  Preisgabe  (Ge- 
stellung) bei  ungewisser  361  ff.; 
Wirkung :  Beweisisolierung 
362  ff. ;  Voraussetzung  :  Ver- 
dächtigkeit 364;  Nachweis  an 
Hand  der  Quellen:  west- 
got.  Recht  364  ff.;  angels. 
R.  368  ff.;  fränk.  R.  377  ff.; 
vereinzelte  Zeugnisse  anderer 
Staramesrechte  381  ff. 

Privatdelikte,    Einteilung   49. 

Privathinrichtung  42  n.  5;  64 
n.   94;   346   n.   44. 

Privatrache  Ausgangspunkt  des 
Handliaftverfalirens  (s.  d.)  271  f.; 
Freigabe  der  —  gegen  den  Täter, 
Wesen  und  Wirkung  des  Sippe- 
ausschlusses und  damit  des  Preis- 
gabeverfahrens 325;  Ersatz  der 
-  durch  öffentliche  Strafe  345  ff . ; 
8.   auch    Fehde.   Selbsthilfe. 


Privatsühne  72  f.;  Verdrängung 
der  —  73  f. ;  s,  auch  Sühne,  Ur- 
fehde, 

Prozeßbeilejguing,  im  Bußver- 
fahren mit  Urfehde  (s.  d.)  gleich- 
bedeutend; im  Liegenschaftspro- 
zeß 158  n.  18. 

Prozeß  betrieb  der  Parteien,  rich- 
terlicher,  s.   Urteilserfüllung. 

Prozeßeinleitung  (79  ff.):  Ter- 
minsgedinge 79  ff. ;  richterliche 
Ladung  91  ff.;  Mannitio  '97  ff.; 
Mallatio  109  ff. ;  Formen  der  — 
im   Königsgericht   99. 

Prügel  als  Beweismittel  (Folter) 
im  angels.  R.  374  n.  37. 

Rache,  Handhafte  —  Ausgangs- 
punkt des  Handhaftverfahrens  (s." 
d.)  265;  ihre  Beseitigung  in  leich- 
ten Fällen  274,  sonst  Umwand- 
limg  in  haüdh.  Festnahme  273  f. ; 
Voraussetzungen : 

a)  handhafter  Lage  des  Falles 
278  n.   46; 

b)  handhafter  Tötungsbefugnis :  in 
der  Person  des  Rächers  ge- 
legene 267  ff.;  in  der  Person 
des  Täters  gelegene  278  f. 

Rachinburgen,  Ersatz  der  — 
durch  das  Schöffenkolleg   143. 

Raub  Fehdefall  58  f.;  Handhaftfall 
277  f.;  Preisgabefall  bzw.  Fall  von 
Lebensverwirkung    352. 

Reinigung,    motivierte    246  ff . 

Reinigungsbeweis,  Grundsätz- 
liche Stellung  der  Volksrechte  zum 
—  174  ff.;  ursprünglich  einziger 
Beweis  175,  177,  210  ff.,  217  ff., 
222;  Deutimg  aus  dem  Sühne- 
charakter des  Bußverfiihrcns 
222  ff.,  daher  Last,  nicht  Recht 
174,  223. 
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Reiniguiigseid  bei  Privatsühiie 
223  n.  1,  227  n.  8,  229  n.  17; 
im  Bußverfahren  174  ff.,  210  ff., 
222  ff.,   2411,   244. 

Reklamation   143   n.   25. 

Reproduktion,  symbolische  — 
handhafter  Festnahme  vor  Gericht 
313. 

Reraub  Fall  verbotener  Eigen- 
macht 207  f. 

Revestitur  als  Parteivertrag  147 f.; 
in  (durch)  Richters  Hand  149; 
einseitig  richteriiche  —  auf  Grund 
Urteils  150  f. 

Romanus,  s.  rechtliche  Sonder- 
stellung in  der  Lex  Sahca  auf 
vv^estgot.  Einfluß  zurückzuführen 
194  ff. 

Rückfällig  kieit  Verdachtsgrund 
im  Preisgabeverfahren  369  ff., 
377  ff. 

Sachbeschädigung  Fehdefall  61. 

Sachwert  (capitale)  49  n.  24. 

Sakralstrafrecht  aus  der  Opfe- 
rung von  Verbrechern  nicht  zu 
erschließen  38. 

Schadenersatz  steht  selbständig 
neben  der  Sühne  49;  beeinflußt 
das  Beweisrecht  232 ff.;  —  nach 
festen  Sätzen  234. 

Schadenschätzung,  richterliche 
233. 

Schätzereid  bei  Klage  um  Schä- 
digungstat (232  ff.) :  des  Beschä- 
digten 233,  234  n.  12  a.  E.,  235; 
des  Schädigers  234  n.  12;  der 
Nachbarn  233,  235;  (gezogener) 
Zeugen    233  ff . 

Schöffenamt,  Einführung  des  — , 
Bedeutung  für  den  Prozeßbetrieb 
143  f. 


Schiedsrichter,  Aufgabe  des  — s 
in  der  Privatsühne  137  f.;  Bestim- 
mung zum  —  auf  Grund  der 
Vermittlertätigkeit  81,  als  Ver- 
wandter 81,  Priester  82;  — 
Rolle  der  Vornehmen,  der  boni 
homines  82. 

Schreimannenschwur  im  Hand- 
haftverfahren   314. 

Schüttung,    Bev/eisrecht   234  f. 

Schwurverbrüderung  bei  Ur- 
fehde 120. 

Securitais,  Die  fränkische  — 
Urkunde  Vorläufer  des  Urfehde- 
briefs 158,  Nachfolger  der  Festuca 
161. 

Selbsthilfe,  Begriff  15  f.;  Termi- 
nologisches 16 ;  Erscheinungsfor- 
men 16  ff.;  Verhältnis  zum  staatl. 
Rechtsschutz  11  f.,  zum  Prozeß 
der  Volksrechte   12  ff. 

Selbsturteil  133. 

Sichlossagen  der  Sippe  vom  Ge- 
sippen,  ersetzt  dessen  förmliche 
Ausliefemng  325;  des  Herrn  vom 
Schadenstifter  (Knecht,  Tier, 
Werkzeug)  bei  Ungefährwerk 
331  ff.;  vom  Liten  333. 

Sippe,  Einbezug  der  —  in  die  Ur- 
fehde 154;  Sicherung  durch  Buß- 
gedinge 165;  Teilnahme  der  — 
an  der  Losung  im  Preisgabever- 
fahren 342  ff. 

Sippeausschluß  325,  333ff.;  For- 
men :  Auslieferung  oder  Sichlos- 
sagen 325  ff.;  Ungefährverklarung 
beim  —  (Sichabschwören)  291, 
292  n.  43,  334;  s.  auch  Bürg- 
schaftsweigerang,  Preisgabever- 
fahren. 

Sippeband,  Lösung  des  — s  an- 
derer Art  bei  Acht-,  anderer  bei 
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Preisgabefällen  324  f.;  ursprüng- 
lich keine  Lösung  des  — s  bei 
handhafter  Tat  269  ff. 

Sonderfrieden  als  Ersatz  des 
Fehideeinstellunjgsvertrags   129ff. 

Stabung,  Ladung  mittels  — ,  99 
n.  51,   106  n.   65. 

Status  quo,  Die  Bedeutung  des 
—  für  das  primitive  Recht  271  f. 
u.   n.    16   das. 

Strafgeld,  Öffentliches  (Wergeld- 
fredus)  als  Losung  von  öffent- 
licher Strafe  337,  346  u.  n.  46 
das. 

Strafknechtschaft,  Rechtliche 
Wurzeln  der  —  322  n.  2;  Lo- 
simg von  —  als  Form  gemilder- 
ter Rache  344  f. 

Strafverfolgung,  Öffentliche  — 
in  Anknüpfung  ans  Handhaftver- 
fahren 281  ff.,  ans  Preisgabever- 
fahren 345  ff. 

Strafvollzug  durch  öffenthche  Or- 
gane an  Stelle  der  Privathinrich- 
tung im  Preisgabeverfahren  346. 

Streitgedinge  s.  Terminsgedinge. 

Sühn  barkeit  der  Privatdelikte 
Grundsatz  des  südgerm.  Rechts 
31  f.,  70  f.;  auf  ehemalige  Acht- 
fälle ausgedehnt?  38,  40. 

Sühne,  Wesen  44;  Gestaltung  (mit, 
ohne  Schied)  79  ff. ;  Stellung- 
nahme der  Kirche  zur  —  70 
n.  5. 

Sühnevertrag  s.  Urteilserfüllung, 
Urfehde. 

Sühnezwang  im  Bußprozeß: 
Streitfrage  13;  sein  Vorhanden- 
sein Voraussetzung  abstrakter 
Bußschuld  68  ri.  104;  seine  Wirk- 
samkeit 
a)  beim     Terminsgedinge     85  ff ., 


insbes.  89;  bei  Ausbildung  der 
Mannitio   107  f.; 
b)  bei  der  Fehdeeinstellung   122, 

126  f.,  im  angels.  Recht  insbes. 

127  n.  29. 

Sunnebote,  Eid  des  — n,  s.  Echte 
Not. 

Taidigung  s.  Privatsühne,  Ter- 
min sgedinge. 

Tatumstände,  Zeugnis  über  be- 
sondere —  (237  ff.) :  über  wert- 
erhöhende Eigenschaften  237  f., 
über  die  Gefährlichkeit  eines  schä- 
digenden Tieres  238  ff.,  über 
Zaunbruch  bei  Tierschaden  und 
die  darauf  erfolgte  Schüttmig 
240  f. 

Tempelraub   Achtfall  58  f. 

Terminsgedinge, 

1.  in   der   Privatsühne   (79  ff.) : 

a)  mit  Schied  80  ff.; 

b)  ohne  Schied  83  f. ; 

c)  mit  Verpflichtimg  auf  den 
Termin   79  f.; 

d)  zur   Einlassung    84  f. ; 

2.  im    Bußverfahren    (85 ff.): 

a)  mit  Verpflichtung  a-jf  den 
Termin  und  zur  Einlassung 
85  f.; 

b)  Entwicklungsstufen:  Pai'tei- 
vertrag  85  ff.,  in  Richters 
Hand  89  ff. ;  Ersatz  durch 
richterliche  Ladung  91  ff., 
96  f.; 

c)  Zwang  zur  Eingehung  des 
— s,  Weigerungsfolgen  86  ff., 
111  n.  75. 

Tcsiatio,  Verhältnis  zur  Mannitio 

102  f. 
Todesstrafe,    Sakrale,    32  f.;    die 

— n   der   Lex  Saxonum   348. 
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Totschlag  Fehdefall  50;  s.  auch 
Tötung. 

Tötung,  als  einheitlicher  (Mord 
und  Totschlag  umfassender)  Ver- 
brechensbegriff quellenmäßig  und 
Fehdefall  52  n.  34;  Handhaft- 
fall 274;  vermessentliche  —  Preis- 
gabefall 348 f.;  Sonderfälle:  — 
durch  gedungene  Leute  Fehdefall 
52  f. ;  —  Unter  Hausfriedensbruch 
Preisgabe  fall  63  n.  91,  im  alt- 
nord.  R.  Achtfall  ebenda  n.  90; 
Prozessuale  Behandlung  wider- 
rechtlicher Viehtötung  207,  hand- 
hafter Tötung  s.  Handhaftver- 
fahren. 

Tötungsbefehl,  GesetzHcher  — 
an  die  verletzte  Partei  im  Preis- 
gabeverfahren ersetzt  förmliche 
Preisgabe  327  f. 

Tötungsrech^,    kein    allgemeines 

—  bei  handhafter  Tat  26 7 f.;  Ein- 
schränkung des  — s  auf  schwerste 
Fälle  273  f. 

Treugelöbnis,  Eidliches  —  bei 
Fehdeeinstellung  120  f.;  bei  Ur- 
fehde  154,   159  ff. 

Treuhänder,  Ungefährverklarung 
des   — s   294  ff. 

Typismus  im  primitiven  Recht, 
46  f.  (Bußverrechnungsprinzip),  48 
(Fehdewürdigkeit);  weicht  zuneh- 
mender Individualisierung  (Ver- 
klarungsfälle) 283  f. 

Überbieten,  des  Helfereides  durch 
eine  größere  Eidhelferzahl,  der 
Urkundszeugen  durch  Gregc^- 
zeugen,  249. 

Überfall,    Die    sal.    Satzung    über 

—  westgotisch   beeinflußt   191  f. ; 


auch  L.  Sal.  16  II  gehört  hier- 
her 197  f.;  Gesamtbild  der  betr. 
Sätze  198  ff. 

Überführung,  obj  ektive  durch 
Spurfolge  und  Anefang  216;  — 
mit  Schreimannen  im  Handhaft- 
verfahren aus  der  Verklarung 
handhafter  Rache  entwickelt 
304  ff. ;  Vorbild  für  den  fränk. 
Notorietätsbeweis  250,  macht 
Zetigenbeweis  entbehrlich  244 : 
—  mit  Zeugen  (bzw.  Urkunde) 
im  Büß  verfahren  nach  westgot.- 
bayr.-alam.  R.  175  ff.,  nach  bur- 
gund.  R.  186  ff.,  nach  sal.  R. 
189  ff.,  weitere  Ausgestaltung 
241  ff. 

Ungefähr, 

1.  Schutz  der  —  bei  absichts- 
loser Missetat 

a)  Verklarung  mit  Eid  291, 
Fälle:  eigene  Tat,  Tierscha- 
den, Knechtstat,  Tat  eines 
Gesippen  291  f.;  Inhalt  des 
Eides  292,  dieser  ursprüng- 
lich außergerichtHch  292  f., 
dann  gerichtlich   293; 

b)  Einrede  294. 

2.  Schutz  der  —  im  Verlxogs- 
recht  294  ff.,  ursprünglich 
durch  außerprozessuale  Ver- 
klarung 297. 

Ungefähreid  s.  Verklarungseid. 

Ungefährwerk,  Die  Anerkennung 
der  — e  erste  Durchbrechung  der 
Erfolgshaftung  330  f. ;  Fälle 
291  f.;  unbedingte  — e  294  n.  50. 

Ungehorsam,  Die  Behandlung  der 
Urteilssäumnis,  -Weigerung  und 
des  Fehlurteils  als  —  gegen  die 
Gerichtsgewalt  jüngere  Erschei- 
nung  142  n.   23. 
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Untreue  am  eigenen  Herrn  Fall 
von    Lebensverwirkung    352. 

Unzucht  Fehdefail  58;  Handhaft- 
fall 276;  die  bayr.  und  burgund. 
Satzung  über  —  westgotisch  be- 
einflußt 187  ff. 

Urfehde, 

1.  in    der    Privatsühne    (151  ff.) : 

a)  altnord.  Formel   1521; 

b)  Verpflichtungsinhalt   154; 

c)  Formen:  Eid  154,  künst- 
liche Verwandtschaft  155  f., 
Königsfriede  156,  Freund- 
schaftsbund 156,  Mann- 
schaft 157,  Angeloben  über 
die  bereithegende  Sühne- 
summe  138  n.  13. 

d)  Haftungsgeschäfte   156  fff. 

2.  im  Bußverfahren  (158  ff.): 

a)  Entwicklungsstufen  158 f.: 
Parteivertrag  159  ff.  (For- 
men: Eid,  Wette,  Urkunden- 
begebung), in  Richters  Hand 
162  f.  (Bürgschaft,  Wette, 
Urkundenbegebung),  richter- 
liches Friedegebot  163  f., 
Gesetz).  Verbot  der  Prozeß- 
wiederholung 167  f.; 

b)  Haftung  (Bußgedinge)  165 ff. 

3.  Daneben  selbständige  Verwen- 
dung im  Liegenschaftsstreit 
158. 

4.  —  der  Sippe  des  Hingerich- 
teten im  Hand  haftverfahren 
270. 

Urteil,  im  Bußverfahren  ursprüng- 
lich sachkundiges  Schiedsweistum 
142;  Wegfall  des  alternativen  —  s 
auf  Beweis  oder  Buße  im  Inquisi- 
tionsverfahren 246;  —  auf  Ab- 
schluß  des    Urfehdovertrags    162. 

Urteilen,    Bestechliches,    141  f. 

Den Uch rechtliche  Beiträge.     X.     '?.. 


Urteileramt,  Zusammenhang  mit 
der  Rechtsstellung  des  Schieds- 
richters bei  Privatsühne   141  f. 

Urteilsausglabe   151. 

Urteilserfüllung, 

1.  in  der  Privatsühne  (132 ff.): 

a)  Inhalt  (132  ff.)  und  rechtliche 
Gestaltung, 

a)  bei  eingestandener  Schuld 
Bußzahlung  :  Barerfüll i  mg 
134,  Anzahlung  134  f., 
haftungsbekleidetes  Zah- 
lungsversprechen    135  f. ; 

ß)  bei  strittiger  Schuld 
alternatives  Geloben  von 
Reinigung  oder  Bußzah- 
lung  136  ff.; 

b)  Bindung  nur  durch  Pai-tei- 
vertrag  138. 

2.  im  Bußverfahren  (139 ff.): 

a)  Zusammenhang  mit  der 
Stellung  der  Urteiler:  un- 
mittelbare Rechtsbeziehung 
zur  Partei  139  ff. ;  richter- 
licher Prozeßbetrieb  142  ff. ; 

b)  Entwicklungsstufen:  Partei- 
vertrag 146  ff.,  in  Richters 
Hand  148ff.,  Urteilsgebotl50f. 

Urteils  fäll  ung,  Mahnung  zur  — 
140;  Säumnis-  bzw.  Weigerungs- 
folgen 140. 

Urteilsfindung  151. 

Urteilsfrage  des  Richters  145  f. 

Urteilsschelte,  Schuldrechtliche 
Wurzel    der   — ,    141. 

Verdächtigkeit, 

1.  des  Unfreien  (355  ff.), 

a)  Tatsächliche  — :  Einräu- 
mung des  Rechts  bedingter 
Preisgabe  355  f.; 

b)  —  kraft  Rcchtsvermulung : 
Gestellungizwang  356  ff. 

HU 
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2.  Tatsächliche  —  des  Halbfreien : 
bedingtes  Preisgaberecht  360  f. 

3.  Tatsächliche  —  des  Freien  be- 
wirkt Beweisisoliemng  auf 
Grund  bedingter  Preisgabe 
361  ff.,    3651,    368  ff.,    377  ff. 

4.  Grundlagen  der  — :  Bescholten- 
heit,  Festnahme,  Rückfällig- 
keit, Voreid,  Vorinzicht  s.  d. 

Verführung  s.  Unzucht. 
Vergütungen  beider  Parteien  an 

die  Urteiler  140. 
Verklarung  seid, 

1.  Bedeutung  des  — s  überhaupt 
283  ff. 

2.  Hauptfälle:  —  Echter  Not 
286  ff.;  Ungefähreid  bei  ab- 
sichtsloser Missetat  291  ff.  und 
im  Vertragsrecht  294 ff.;  Not- 
wehrverklarung 297  ff. ;  —  ge- 
rechter Rache  304  ff. 

3.  Einzelne  Fälle:  —  vom  Ver- 
dacht arglistiger  Anschuldigung 
Vorläufer  des  Voreides  256 f.; 

—  berechtigten  Zugriffs  Wur- 
zel   des    Schätzereides    232  f. ; 

—  der  Unkenntnis  von  der  Ge- 
fährlichkeit eigener  Haustiere 
239;  —  der  Ungefähr  bei  fal- 
schem Urteil  140  n.  17,  256 
n.  27. 

Verlöbnisbruch,  Heirat  unter  — 
Preisgabefall  350. 

Vermutung,  Gesetzhche  —  der 
Verdächtigkeit   s.    d. 

Verrechnungspriiizip  im  Sühne- 
verfahren  44  ff.;  beim  Homicidium 
se  defendendo  (Bußminderung) 
46  f.;  bei  handhafter  Rache  (Buß- 
losigkeit)  46,   273. 

Verwundung       Fehdefall       53  f.; 


Handhaftfall  274  f.;  Preisgabefall 
349  f. 

Vollstreckbarkeit,  Die  —  des 
Urteils  läßt  die  Erfüllungswette 
zunächst  fortbestehen  150  n.  42. 

Vor  an  Stellung  des  Ungefähreids 
als  Voreid  vor  die  Klageerhebung 
257  f. ;  des  Schwurs  mit  Schrei- 
mannenhilfe  im  Handhaftverfah- 
ren vor  die  Hinrichtung  309. 

Voreid  (249  ff .) :  in  den  Volksrech- 
ten 250  f.,  254  a.  E.;  im  fränk. 
Amtsrecht  251  ff. ;  Inhalt  des  — s 
255,  258;  ursprünglich  Ungefälir- 
verklarung  wegen  falscher  An- 
Idage  255  ff.,  später  Voranstellung 
vor  die  Klage  257 f.;  als  Verdachts- 
erhärtung im  Preisgabeverfaliren 
366,  373  f.,  377  f. 

Vorinzicht  Verdachtsgrund  im 
Preisgabeverfahren  368  f.,  372 
n.  32,  378  f. 

Vorsühne  67  n.  103. 

Vorzug  klägerischen  Zeugenbewei- 
ses vor  der  Reinigung  nach  west- 
got.,  bayr.  und  burgund.  Rechte 
175  ff.,  183  ff.;  des  Urkundenbe- 
weises nach  westgot.  Rechte 
178  f.;  der  certa  probatio  vor  den 
iuraiores  nach  sal.  Rechte  192  f. 

Wadiation  s.  Wette. 

Waffen,  Auslieferung  der  —  si- 
chert Fehdeeinstellung   127  f. 

Waffenruhe,   Vorläufige,    119. 

Waffenstillstand,  wurzelt  im 
Fehdeeinstellungsvertrag  121  f. 

Waldgänger  39  n.  62. 

Warg- Begriff,  seine  Bedeutung 
für  das  Achtproblem  38  f. 

Wergeid,  eigenes  —  Losung  von 
öffentlicher  Strafe  337  n.  28,  346. 
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Wette  als  Haftungsgeschäft  beim 
Terminsgedinge  94  f.,  beim  Ur- 
teilserfüllungsgelöbnis  135  f., 

146  ff. 

Widerrede  s.  Einrede. 

Widerstand  gegen  staatliche  und 
kirchliche  Gewalten  Handhaftfall 
des  Amtsrechts   281. 

Wortschimpf,  schwerer  —  Fehde- 
fall 55;  frühzeitig  zu  bloßem  Buß- 
fall abgeschwächt  55  f. 

Wundschau  Ausgangspunkt  kläge- 
rischen Beweises  236. 

Würger  s.  Warg-Begriff. 

Zauberei  Fehdefall  63  f. 

Zeugenangebot,  beiderseitiges  — 
bedingt  richterliche  Entscheidung 
242. 

Zeugenbeweis,  dem  Bußverfah- 
ren ursprüngUch  iinbekannt  225 f.; 


Anknüpfungspunkte  für  Ausbil- 
dung klägerischen  — es  232  ff.; 
Verwendung  im  Bußverfahren 
241  ff.,  wird  aus  einem  formalen 
zu  einem  materiellen  Beweismittel 
2421,   245. 

Zeugnis  über  besondere  Tatum- 
stände s.  d. 

Zusprechen,  Gerichtliches  —  des 
Schuldigen  an  die  Rächersippe  er- 
setzt dessen  förmliche  Preisgabe 
327  f. 

Zweikampf  ReLnigungs-,  nicht 
tiberführungsbeweis  217  f.,  daher 
mit  dem  Reinigungseid  auf  eine 
Stufe  gestellt  218  u.  n.  16  das.; 
im  volksrechtl.  Verfahren  nicht 
nur  legalisierter  Fehdeakt,  son- 
dern zugleich  Gottesurteil  220  ff. 

Zweischneidigkeit  der  Mannitio 
107;  der  Urteilsschelte  141,  142 
n.  23. 


Glossar. 

Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten  der  Abhandlung, 
nicht  des  Gesamtbandes. 


addicere  327  n.  8. 

adhramire  se  ad  praesentiam  co- 

mitis   [Termins wette]   91. 
adprobare   203  ff.;   —   per   festes 

206;  si  ei  fuerit  arlprobatum  237 

n.  27. 
adquiescere,  non  —  [sententiae] 

142  n.  23. 
äfang  6G  n.   102. 
aframitum   habere   aliquem    [Tcr- 

minswette]  89. 
anagrift  49  n.  24,  66  n.   102. 
ancfang   66  n.    102. 
ancgripon   66   n.    102. 


arremire  testimonia  [Beweiswette] 

147  n.  34. 
biarg,     sokia    til     — ar     s6r     307 

n.  95. 
boni  viri  ex  utraque  parte  81  n.  7; 

—     homines     (mediantes,     inter- 

venientes)  82  f.,   146  n.  31. 

calumnia  55  ii.  42.  — m  movere 
55;  —  pati,  sustinere,  rcmovcrc 
ebenrla   n.    42. 

calumniator  55  n.  42. 

capillum   faccrc   182  n.   17. 

capitale  49  n.   24. 
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causa  investigata   et  veraciter  in- 

venta  180. 
cautio   (de  iudicio  sisti)   95;   cau- 

ciones  dare  [Gestellungspfand]  95. 
clamare  super  al.,  142  n.  24, 
componat  aut  iuret  184. 
conprobare  205;  conprobatus  ap- 

parere  212. 
consuetudo,  loci  —  235. 
contradicere     [sententiam]     142 

n.  23. 
cotivenire   [Termins wette]    90 f. 
convincere  205;  certis,  manifestis 

probationibus  —  206;  in  iudicio 

ferventis  aquae  383  n,  59. 
credere   servo   super  domino   203 

n.   42  und  2.   Nachtrag. 
crimen,  commissa  crimina  placari 

34  n.  43. 

damnosus  quadrupes  238. 

defendere,   se,   293  n.  49. 

deghedingen  79  n.  2. 

dema   [Richter]    136   n.   10. 

detegere  205. 

dies,  diem  ad  locum  designatum 
ab  invicem  statuere  79  n.  3. 

dimittere  contentionem  inter  ma- 
nus  alicuius  [Selbsturteil]  133  n.  2. 

dirigere  [ad  iudicem,  in  presentia 
regis]  92. 

distringere  ad  iustitiam  facien- 
dam  92;  ad  placitum  92  n.  32; 
placito,  ut  in  oonstituto  die  presti 
sint  in  iudicio  96  n.  45;  secun- 
dum  legem,  et  [=  ut]  cum  iustitia 
respondeat  vicino  suo  109. 

dubitare   (Ed.   Chilp.    9)    253. 

ducalis   disciplina   198   n.   34. 

exsolvere  cogatur  181  f. 
fabula,  quae  inter  vicinos  est  235. 


faehde,  wege  (sylf)  da  —  (II.  Eadm. 
1)  334  n.   23,  335  n.   25. 

faida  h.  e.  (q.  e.)  inimicitia 
44  n.  11,  61  n.  82;  — m  portare 
53  n.  38;  — m  postponere  54 
n.  39;  —  non  habeant  56  n.  48; 
[als  Buße]  49  n.  24,  66  n.   102. 

faidosus  51,  119  u.  n.  10  das., 
130  n.  35,  132  u.  n.  38  das. 

faidus  [Buße]  61,  66  n.  102,  69 
n.  104. 

farwergian,  ir  farwergiton  37 
n.  53. 

fegangit  280  n.  55. 

feidosus   53   n.   37. 

feÜtha,  Alle  Frisa  mugon  hiara 
—  mith  tha  fia  capia  72. 

fideiussor,  — em,  — es  dare 
94 f.;  de  praesentia  147  n.  34; 
— em  de  audientia  accipere  94; 
— es  querere  94  n.  40;  — es  acci- 
pere de  praeseoicia  sua  ante 
regem  (bzw.  ut  in  praesenlia  regis 
adesset)  95  n.  42. 

fides  [Fehdeeinstellung]  114  n.  J, 
120  u.  n.  12  das.;  —  data  [Hand- 
friede] 125  ti.  25. 

fiducia  [Fehdeeinstellung]  114 n.l. 

forfactus   272,   307. 

freda,  fredus  66  u.  n.  103  das., 
69  n.  104;  [als  Wergeldfredus] 
346. 

fridkaup  67  n.   103. 

furtum,  in  —  [=  absconse]  209 
n.  15;  in  —  locare  aliquem  [ad 
occidendum]   52   n.  35 

gasibjon  155  n.  7. 
gefengnusse  [Festnahme],  das  — 

an  den  und  effem  54  n.  41. 
geist   [iecti]    carta   106, 
geitivus   s.   iectivus. 
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gridll4n.  1;  grida  mal  114. 

halezone    halsüne   74  n.   20. 

hellewark  39  n.  62. 

homicidium  52  n.  34;  inimi- 
citia  — ii,   s.   diese. 

hostis  publicus  imperatoris,  mani- 
festus  —  regni  et  imperii 
Romani,  publicus  regni  —  et  dc- 
mini  sui  imperatoris  inimicus, 
imperii  nostri   —es   29  n.   24. 

iectivus   (geitivus)    106. 
illmaeli  56  n.  45. 
impedimentum,  (juorundam  288. 
inevitabile,    quid    —   noxiae   rei 

288. 
infideli?     noster     et     Francorum 

28  n.  24. 
inimicitia    humicidii    52    n.    34; 

— s  cessent  56  n.  48. 
inimicus,    Dei    28    n.    24;    nobis 

et    populo    nostro    — ,    —    suus 

[regis],     manifestus    —     imperii, 

domini    sui    imperatoris    —     28 

n.  24. 
insidiari,     carminibus     vel     ma- 

chinis  diabolicis  36  n.  51. 
interpellare  aliquem  [v.  d.  Klage] 

144  n.  28. 
interrogare  aliquem   [Klage]    144 

n.  28;  scabinios  [um  Uri^eil]  145. 
invasio  191. 
investigatio  180  f. 
iustitiam  facere  [richterl.  Prozcß- 

betriebj   144  n.  28. 
iustitiam  reddere  in  invicem  46. 
iusto   occidere    307. 

latro,  latrones,  28  n.  24;  quasi 
—  et  infidelis  iudicctur,  ebenda. 

launechild  recipere  pro  transhac- 
tione  et  promissa  f)ena,  pro  pro- 


missione  et  cartam  convenientie ; 

launichild   accipere   pro   reflu- 

tatione  seo  investitura  135  n.  6. 
lex,  —gern  adimplere  239  f. 
lyritnaemar  sakir   31   n.   28. 
lysing       [Prozeßeinleitung]       113; 

[Kundmachung  handhafter  Rache] 

306  n.  93. 

mallare,  in  mallo  publico  —  ante 

iudice  suo   109;  —  causam  (Ed. 

Chilp.   9)   251  ff. 
malus   homo,   qui  per   Silvas   va- 

dit  39  n.  62. 
manita  =  mannitio  106  f.  n.  66. 
mannire,    mannitio    legibus    do- 

minicis    98,    103   u.   n.    62   das  ; 

—  ad  regem  99  n.  51. 
marias   [=  warjas,  wargos?]   251 

n.  13. 

obmallare,   se   — ,   293. 
öfundarböt  49  n.  24. 
öheilagr  272  n.   19. 
öhelga  (Verklarung  handh.  Rache) 

306  n.  93. 
örwige  269. 

pacificare,  faidam  per  sacramen- 
tum  —  facere   164  n.  36. 

pax  [Fehdeeinstellung] :  —  data  123 
n.  20;  pacem  facere  concurrcnti- 
bus  legatis  81  n.  6;  habere  131 
n.  36.  [Urfehde]:  —  perpetua 
125  n.  25;  pacem  coemere  72 
n.  10;  firmare  sacramentis  155. 
[Sonderfriede]:   132. 

pcna  placiti;  — ,  quo  in  placito  in- 
serta  fuerat   105  n.   63. 

placituni  acci()crc  79  n.  3;  ad- 
ducere  in  —  91;  custodirc  76,  S9; 
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distiingere,  ad  — ,  92  n.  32; 
placetus  fiaetur,  ut  has  duas  regi- 
nas  pro  pacem  inier  T.  et  C. 
coniungerint  ad  conloquendum  84. 

potestas  iudicandi  [des  Schieds- 
mannes] 81. 

preceptus   [Urteilsgebot]    151. 

pro  bare  204. 

probatio  manifesta  186,  189; 
certa    186  ff.,    189  ff. 

proclamare,  se  — ,  145  n.  28;  — 
ante  iudicem  142  n.  23;  —  ante 
comite    145  n.   28. 

reciamare  [Rechtszug]   143n.  25; 

[Klage   vorm   Königsgericht]    145 

n.  28. 
reclamatio   [erstraal.   Klage  vorm 

Königsgericht]    145   n.   28. 
redimere,  se  — ,  345  n.  43. 
rewadiare   147  n.  35. 

saemend  [Schiedsmann]  136  f. 
n.  10. 

satisfacene  ad  evangelia,  per 
sacramentum  227. 

securitas  [Pfandsicherheit]  80  n. 4; 
[Fehdeeinstellung]  119  n.  10;  [Ur- 
fehdebrief]  162  n.  27. 

securus  esse,  stare,  egredi  [freier 
Abzug]  119  n,  11;  securum 
venire  ad  se  praecipere  [Fehde- 
einstellung]   120  n.   12. 

sjalfdoemi   133. 

sonari  71. 

stabön   [=   adramire]    106   n.    65. 

stef  106  n.  65. 

stefna   99   n.   51,    113. 

strudis  legitima  100  n.  53. 

suona,  su'omotag,  suonsteti, 
suonstuiol  71. 


super  se  interficere  300,  304;  quod 
feci,   super  me  feci  303. 

sustinere  nolle  [sententiam]  142 
n.  23. 

tagedingen   79  n.   2. 

treuga  [Fehdeeinstellung]  114  n.  1, 

119,   121;   [Sonderfriede]   —  per- 

petua  119  n.  10. 
treuwa  114  n.  1. 
treve  121. 

trewa  121;  — s  ferre  124. 
triuwe  121. 
trygdir  121;    trygda    mal  152. 

|)okkaböt  49  n.   24. 
unfah    334    n.    24. 

vadium   s.   wadium. 

vargida,   vargi|)a    39  n.  62. 

vargr,  mor& — ,  brenim — ,  god- 
— ,  grid— ,  gor  —  39  n.  62. 

vergian  (virgian,  vyrgan)  37  n.  53. 

vicem  reddere  patris  morti  46  n.i7, 

viol enter  [Gegensatz  zu  ,,in  fur- 
tum"]  209  n.   15. 

vitae  periculum  incuiTere  57 
n.  55. 

vitiosum  animal  238. 

Vitium  [Gefährlichkeit  eines  Tie- 
res] intellegerc  239. 

vraka,  vrakja  16  n.  15. 

vre  de,  buten  —  25  n.   14. 

wad,ium,  auch  vadium  [Erfül- 
lungswette], —  dare  147  (— os 
dare  ebendas.  n.  34);  —  suum 
dare  148;  respondere  cum  — o, 
accipere  —  149  n.  38;  reddere 
per  —  149  f.  (s.  auch  rewadiare). 

v/ aregen  gel   39   n.   62. 
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wargare,  plagiare  h.  e.  — ,  *warg-  wergjan  37  n.  53. 

Jan  39  n.   62.  werpire  ca\isa[m]  per  fistuco  156. 

wargus  39  n.  62.  wete,  die  —  dairof  doen  [Ladungs- 

wedd   sellan   [Einlassiuigsvertrag ?]  büße]   108  n.  69. 

88  n.  20.  wracu   16  n.  15. 

wedredum  250.  wreke,   wretze  16  n.  15. 
wergel  39  n.  62. 


Zusätze  und  Berichtigungen. 

Die  Seitenzahlen  bezeichnen  die  Seiten  der  Abhandlung, 
nicht  des  Gesamtbandes. 

S.  34  (Anm.)  Zeile  11  von  unten  lies  „konkreten  statt  ,kontreten\ 

S.  39  (Anm.)  Zeile  24  von  unten  lies  „warcgengel"  statt  „wargengel". 

S.  42  (Anm.)  Zeile  19  von  unten  lies  „seeuntur"  statt  „secunter*. 

S.  74  (Anm.  18)  Zeile  17—19  von  unten  ist  zu  streichen,  nachdem  die 
Gab  Ische  Hypothese  zu  L.  Sal.  53  durch  die  Forschungsergebnisse 
M.  Kramers  (vgl.  S.  378 f.  d.  Abb.)  überholt  ist. 

S.  78  (Text)  Zeile  6  von  oben  lies  , Feststellungsfunktion"  statt  ^ Festungs- 
funktion". 

S.  88  (Anm.)  Zeile  3  von  unten  lies  „Sunneboten"  statt  „Seumeboten". 

S.  110  (Anm.)  Zeile  12  von  unten  lies  „mit  Annahmezwang "  statt  „mit 
Mahnung". 

S.  144  (Anm.)  Zeile  11  von  unten  lies  „verschafft"  statt  „verschaff". 

S.  167  (Anm.)  unterste  Zeile  lies  „ihres  Vollzugs"    statt  „seines  Vollzugs". 

S.  188  (Text)  Zeile  6  von  unten  lies  „44,  2"  statt  „44,  1". 

S.  204  (Text)  Zeile  6  von  oben  lies  ^adprobatum"    statt    „ad  probatum". 

S.  257  (Text)  unterste  Zeile  lies  „wiewohl"  statt  „wie  wohl". 


1.  Nachtrag  zu  S.  ISGff.,  203 ff.,  237 ff.  der  Abhandlung 
(I.Teil,  Kap.  III,  Abschnitt  I,  §§  2  und  3;  Abschnitt  II,  §  1). 

In  s.  „Forschungen  zur  Lex  Salica"  I.  N.A.  39  (1914),  676  ff.,  greift 
M.  K rammer  die  alte  Frage  des  salischon  Beweisrechtes  wieder  auf, 
um  ihr  eine  neue  l>eutung  zu  teil  werden  zu  lassen.  Da  sowohl  die 
Erwähnung  von  Zeugen  (L.  Sal.  2,  12;  33,  2;  9,  II;  36)  aU  auch  die 
wiederkehrende  Phr.a.sc  „si  fuerit  adpnjbatum"  u.  ä.  nur  in  w)lchon 
Titeln   begegnen,   welche  Kram m er  dem   chlodovoischen  ücsetzcstcil   zu- 
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weist,  so  glaubt  er  folgern  zu  können,  daß  Chlodwig  allgemein  den 
Reinigungseid  durch  den  Zeugenbeweis  ersetzt  habe.  Er  geht  darin 
aber  insoferne  zu  weit,  als  er  (S.  682)  die  Frage  einzig  unter  dem 
Gesichtspunkte  des  Beweis  rechts,  nicht  der  Beweislast  betrachtet.  Es 
ist  in  den  beweisrechtlichen  Ausführungen  meiner  Untersuchung,  wie  ich 
hoffe,  hinreichend  klar  hervorgetreten,  daß  gerade  in  der  ältesten  Zeit  der 
Beweis  als  Schuld,  mithin  als  Last  empfunden  wurde.  Krammers 
These  ist  daher  in  dieser  Form  unhaltbar;  auch  Chlodwig  muß  für  Fälle 
mangelnden  Zeugenbeweises  den  Reinigungseid  bestehen  gelassen  haben. 
Dann  kann  aber  die  Phrase  „si  fuerit  adprobatum"  die  Bußschuld  nicht  von 
der  Überführung  mit  Zeugen  abhängig  machen  wollen,  was  ja  gar  nicht 
eine  Verschärfung  des  Strafschutzes,  vielmehr  geradezu  eine  Erschwerung 
der  Bußklage  bedeutete,  der  von  Krammer  vermuteten  gesetzgeberischen 
Tendenz  also  straks  zuwider  laufen  würde.  Daß  im  übrigen  Chlodwig  unter 
eurizianischem  Einfluß  den  Beweisvorzug  der  probatio  certa  anerkannte, 
habe  ich  auf  S.  189  ff.  der  Abhandlung  dargetan,  und  insoweit  befinde 
ich  mich  in  voller  Übereinstimmung  mit  der  Krammers  eben  These. 
Auch  im  einzelnen  vermag  ich  seinen  Deutimgen  nicht  immer  zu 
folgen;  so  tut  er  dem  Gesetzestexte  offene  Gewalt  an,  wenn  er  den  Zeugen- 
beweis in  L.  Sal.  2,  12  und  33,  2  auf  die  Täterschaft  bezieht,  während 
derselbe  doch  ganz  unzweideutig  sich  auf  besiondere  Tatumstände  be- 
schränkt (oben  S.  237  ff.  d.  Abb.).  Gleiches  gilt  von  den  allerdings 
weniger  eindeutigen  Stellen  L.  Sal.  9  II  und  36. 

2.  Nachtrag  zu  S.  202,  n.  42  der  Abhandlung. 

M.  Krammer,  a.  a.  0.  664 f.,  bezieht  die  Worte  L.  Sal.  40,  4: 
„nihil  illi  [servo]  super  domino  credatur"  zwar  gleich  Mayer-Homberg 
auf  die  Aussage  des  Knechts  zu  Lasten  des  Herrn.  Indem  er  jedoch  die 
ganze  Stelle  für  interpoliert  und  aus  L.  Vis.  II  4,  4  (Ervigiana)  entlehnt 
hält,  steht  er  nicht  an,  fürs  salische  Recht  eine  Überführung  des  Herrn 
durch  den  Knecht  entschieden  abzulehnen,  stimmt  also  im  Ergebnis  mit 
der  von  mir  vertretenen  Auffassung  überein. 
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